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(Beginn um 9.02 Uhr.)

Präsident Prof Harry Kopietz: Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Die 30. Sitzung des Wiener Landtages ist eröffnet.

Vor Eingang in die Tagesordnung freue ich mich, viele Besucherinnen und Besucher auf der Galerie begrüßen zu dürfen. Ich freue mich über Ihr Interesse.

Entschuldigt für heute sind Abg Mag Lachkovics, Abg Niedermühlbichler, Abg Dipl-Ing Stiftner und Abg Dr Troch. StRin Ing Leeb befindet sich auf Urlaub.

Mir wurden zwei Absetzungsanträge der Abgen Dr Herbert Madejski, Veronika Matiasek, Robert Parzer vorgelegt, und zwar betreffend die Postnummer 6 der Tagesordnung: Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Wiener Tierhaltegesetz geändert wird - Behördenzuständigkeit.

Der zweite Absetzungsantrag, von den gleichen Personen eingebracht, betrifft die Postnummer 5 der Tagesordnung: Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Wiener Tierhaltegesetz betreffend Haltung von hundeführscheinpflichtigen Hunden geändert wird.

Die beiden Absetzungsanträge sind ordnungsgemäß eingebracht und werden vor der jeweiligen Tagesordnung zur Abstimmung gebracht.

Wir kommen zur Fragestunde.

Die 1. Anfrage (FSP – 01088-2010/0001 – KVP/LM) von Herrn Abg Dr Matthias Tschirf ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Umwelt gerichtet. [Sie haben im Zuge der Einführung des verpflichtenden Hundeführscheins für bestimmte Hunde keinen eigenen Gesetzesentwurf vorgelegt, welcher einem (externen) Begutachtungsverfahren unterzogen hätte werden müssen. Dadurch umgingen Sie bewusst eine wichtige Diskussion – wertvolle Meinungen, Expertisen, Kritikpunkte und Hinweise konnten daher nicht in den nun vorliegenden Novellentext einfließen. Warum haben Sie Betroffene, Experten, Vereine und Verbände bewusst außen vor gelassen, indem Sie keinen eigenen Gesetzesentwurf zum Tierhaltegesetz inklusive externen Begutachtungsverfahren vorgelegt haben?]

Ich ersuche um Beantwortung.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Abgeordneter!

In Ihrer Frage geht es um das Thema des Hundeführscheins. Ich kann Ihnen nur sagen, wir haben das größtmögliche Begutachtungsverfahren, das es zu einem Gesetz überhaupt gibt, gemacht, wir haben nämlich in Wien eine Volksbefragung gemacht, wir haben die Bürgerinnen und Bürger dieser Stadt befragt. Gleichzeitig haben wir mit vielen Experten und Expertinnen, mit Verbänden et cetera gesprochen. 

Aber seien wir uns ehrlich, um dieses Thema geht es Ihnen doch gar nicht, denn was habe ich festgestellt: Seit der Volksbefragung herrscht offensichtlich ein Chaos in der ÖVP. Angefangen hat es damit, dass der Herr StR Walter den Stimmzettel zerrissen hat, zwei Tage später hat mein Sohn eine Zeitung der Jungen ÖVP nach Hause bekommen, wo aufgerufen worden ist, zur Volksbefragung zu gehen. Ihre Vorsitzende, die Frau Marek, hat aufgefordert mitzumachen. Also offensichtlich gab es Ihrerseits einen Schlingerkurs – das ist noch das Höflichste, was mir einfällt – zu diesem Thema Volksbefragung.

Und jetzt haben Sie offensichtlich ganz massive Probleme, mit dem Ergebnis der Volksbefragung umzugehen. Die ÖVP ist einfach ein schlechter Verlierer. Das muss ich hier schon einmal sagen. 90 Prozent Zustimmung bei der Volksbefragung für den Hundeführschein reichen Ihnen offensichtlich nicht aus nach Ihrem Demokratieverständnis, um eine rasche und zügige Umsetzung des Hundeführscheins zu gewährleisten.

Denn was will die Wiener ÖVP? Ich lasse Sie einmal raten. Sie wollen keine rasche Umsetzung, nein, Sie wollen einen Unterausschuss. Offensichtlich nach dem Motto: Wenn ich nicht mehr weiter weiß, gründe ich einen Arbeitskreis. Nur nichts umsetzen! Das scheint Ihre Reaktion auf direkte Demokratie zu sein, aber ich kann Ihnen sagen, es ist nicht die unsere. 

Die Wienerinnen und Wiener haben sich nämlich meiner Meinung nach eine rasche Umsetzung des Hundeführscheins verdient, und die SPÖ ist auch Garant dafür, dass das tatsächlich passiert. (Beifall bei der SPÖ.) 

Aus diesem Grund haben wir Ihnen heute die Novelle zum Wiener Tierhaltegesetz mit einem verpflichtenden Hundeführschein für die so genannten Kampfhunde vorgelegt. Entsprechend der Volksbefragung soll das mit 1. Juli in Kraft treten.

Aber ich möchte noch gerne einen Blick zurückwerfen und mir ein bisschen anschauen, was die Wiener ÖVP in den vergangenen Jahren zum Thema Hundeführschein zu sagen hatte. Das ist ganz etwas andres als das, was Sie heute sagen. Denn noch im November 2009 – das ist noch nicht so lange her, und ich bin mir sicher, Sie können sich noch daran erinnern – hat der Kollege Stiftner hier einen Antrag eingebracht für einen verpflichtenden Hundeführschein für die Haltung von gefährlichen Rassen. Also genau das, was wir heute hier vorgelegt haben, haben Sie in einem Antrag noch im November des vergangenen Jahres gefordert. 

Offensichtlich tun Sie sich in letzter Zeit ein bisschen schwer, den Kurs bei bestimmten politischen Themen zu halten. Ich sage nur Stichwort Gratiskindergarten, das habe ich heute auch erstaunt in der Zeitung gelesen, und der Hundeführschein scheint auch so ein Thema zu sein.

Am 7.1.2009 hat Kollege Walter psychologische Tests für Kampfhunderassen gefordert. Er hat gesagt, Eignungstest wie bei einem Waffenschein, ein Kampfhund ist wie eine Waffe. Und dann erfolgt am 23.3.2010 der Schwenk durch den Herrn Klubobmann Tschirf, der da sagt, der Rauhaardackel meiner Schwester ist auch super bissig. 

Also das, sehr geehrter Herr Abgeordneter, ist wirklich ein Hohn, denn wie man den Biss eines Kampfhundes mit dem eines Rauhaardackels gleichsetzen kann, das ist mir wirklich ein Rätsel. Also ich finde das wirklich von Ihrer Aussage her einen Hohn. Ich will das gar nicht weiter kommentieren, um mir hier keinen Ordnungsruf einzufangen, aber ich kann nur sagen, es gibt sehr viele Menschen, die von Übergriffen von Kampfhunden betroffen sind, und bei denen wird es sicher nicht sehr gut ankommen, was Sie hier gesagt haben.

Ich freue mich jedenfalls, meine sehr geehrten Damen und Herren, dass wir wenige Wochen nach der Volksbefragung sehr rasch und zügig die Umsetzung einer Forderung der Wienerinnen und Wiener – immerhin haben 90 Prozent zugestimmt – hier heute dem Landtag vorlegen können. Dieses Gesetz soll mit 1. Juli in Kraft treten und den verpflichtenden Hundeführschein für bestimmte Kampfhunde enthalten. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsident Prof Harry Kopietz: Danke. – Zur 1. Zusatzfrage hat sich Herr Abg Dr Tschirf gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Zunächst einmal möchte ich den Herrn Präsidenten aufmerksam machen auf § 34 Abs 1 2. Satz: Die Beantwortung hat so kurz und konkret zu erfolgen, wie es die Anfrage zulässt. 

Präsident Prof Harry Kopietz (unterbrechend): Ich darf feststellen, dass es mir kurz und konkret genug war. Es waren nicht weitere Ausführungen. (Beifall bei der SPÖ. – Ironische Heiterkeit und Zwischenrufe bei der ÖVP.)
Abg Dr Matthias Tschirf (fortsetzend): Herr Präsident, ich glaube, Sie sollten die Rolle des Parteisekretärs abgelegt haben und hier die Rolle des Präsidenten einnehmen. (Beifall bei der ÖVP und von Abg Marco Schreuder.)
Ich verlange daher wegen dieser Äußerung eine Sitzungsunterbrechung und eine Präsidiale, denn ich glaube, in diesem Stil sind Sie offensichtlich nicht imstande, Sitzungen zu leiten. (Beifall bei der ÖVP.)
Präsident Prof Harry Kopietz: Ich stelle hier für die restlichen Abgeordneten, die nicht zur Präsidiale kommen, fest, dass ich der Meinung bin, dass die Beantwortung zur Frage gepasst hat, aber dass mir eine Sitzungsunterbrechung sehr willkommen ist, denn diesen Ton lasse ich mir nicht gefallen. (Beifall bei der SPÖ. – Abg Dr Matthias Tschirf: Den lasse ich mir auch nicht gefallen.)

(Die Sitzung wird zur Abhaltung einer Präsidialkonferenz des Landtages von 9.09 bis 9.22 Uhr unterbrochen.)
Präsident Prof Harry Kopietz: Ich nehme die unterbrochene Sitzung wieder auf, bitte, in den Bänken Platz zu nehmen, und darf das Wort dem Abg Tschirf erteilen. 

Bevor ich das Wort erteile, teile ich noch mit, worauf wir uns in der Präsidiale geeinigt haben. Ich werde mir die Protokolle anschauen und am Ende der Sitzung dann dazu ein Statement abgeben. Bitte, Herr Abg Tschirf.

Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Stadträtin!

Sie konnten nicht erklären, warum Sie kein Begutachtungsverfahren durchgeführt haben. Sie waren ja mehrere Jahre auch Mitglied des Nationalrates, wo das selbstverständlich ist. Sie haben auch nicht erklärt, mit welchen Organisationen Sie gesprochen haben. 

Meine Frage ist jetzt: Welche Vorkehrungen treffen Sie für jene Hunde, die jetzt zusätzlich durch die Verunsicherung ins Tierheim gegeben werden?

Präsident Prof Harry Kopietz: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Ich glaube, ich habe sehr ausführlich erklärt, dass wir ein sehr großes und umfassendes Begutachtungsverfahren gemacht haben in Form einer Volksbefragung, wo alle Wienerinnen und Wiener bekanntlich eingebunden waren. (Ironische Heiterkeit bei der ÖVP. – Abg Ing Mag Bernhard Dworak: Na bitte, das ist ja ein Witz!) Ich freue mich wirklich, zu Ihrer Erheiterung beitragen zu können (Abg Dr Matthias Tschirf: Das ist ja unerhört!), aber es ist, glaube ich, nicht der erste Initiativantrag, den wir in diesem Hause hier auf der Tagesordnung gehabt haben. Das gibt es übrigens auch im Nationalrat, weil Sie das vorher erwähnt haben, dort gibt es auch Initiativanträge. Meiner Meinung nach ist eine Volksbefragung der Wienerinnen und Wiener ein guter Grund, zwecks einer raschen Umsetzung auf ein Begutachtungsverfahren zu verzichten und das Gesetz hier und heute einzubringen, damit wir auch am 1. Juli dann tatsächlich eine Umsetzung haben.

Herr Kollege Tschirf! Ich habe nichts Unglaubliches gesagt. Ich versuche hier, sehr freundlich auf Ihre Frage einzugehen, aber anscheinend passt Ihnen meine Antwort nicht. Gut, daran kann ich nichts ändern, denn so ist es nicht in der Fragestunde, dass man sich die Antworten auch aussuchen kann. Sie werden schon mit meiner Antwort leben müssen. (Zwischenruf von Abg Dr Matthias Tschirf.) Ja, das können Sie hoffen.
Präsident Prof Harry Kopietz (unterbrechend): Darf ich ersuchen, Frau Stadträtin und meine Damen und Herren Abgeordneten, keine Zwiegespräche zu führen, sondern in dieser heutigen Thematik ganz kurz und konkret zu sein. Ich habe ja auch die Fraktionen darum gebeten.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima (fortsetzend): Was die Hunde betrifft, ist es ja so, dass wir natürlich einen Vertrag mit dem Tierschutzhaus haben. Aber ich sage Ihnen ganz ehrlich, wenn der Hundeführschein für einen Hundebesitzer der Grund ist, den Hund abzugeben – der Hundeführschein kostet 25 EUR, das ist eine Prüfung, die für einen normalen Hundehalter zu bewältigen ist, er muss nachweisen, dass er den Hund in Alltagssituationen in der Stadt im Griff hat –, also wenn diese kleine Hürde schon ein Grund ist für einen Hundebesitzer, seinen Hund abzugeben, dann sage ich Ihnen ganz ehrlich, dann ist der Hund aus meiner Sicht auch aus Tierschutzgründen im Tierschutzheim besser aufgehoben als bei diesem Hundehalter, der so schnell sein Tier weggeben würde. (Beifall bei der SPÖ.)

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke. – Die 2. Zusatzfrage wird von Herrn Abg Dr Madejski gestellt. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Sie haben offensichtlich nicht viel Ahnung von den Begriffen. Sie verwenden immer den Begriff Kampfhund. Sie haben es jetzt auch bei der Beantwortung der Frage des Kollegen Tschirf gesagt. Es gibt an sich keinen Kampfhund, wenn, dann sollten Sie „so genannter Kampfhund" sagen. Sie vermeiden in diesem Gesetzestext auch sehr geflissentlich den Begriff gefährlicher Hund und Kampfhund. Der kommt dort überhaupt nicht vor, das ist mir aufgefallen. 

Aber nun etwas anderes, weil Sie gesagt haben, Sie haben mit so vielen Experten gesprochen. Wie ist es zustande gekommen, dass man ab dem dritten Monat der Haltung den Hundeführschein ablegen muss? Es gibt unheimlich viele Menschen, die sich einen kleinen Hund mit acht, neun Wochen kaufen. Dann ist der Hund maximal fünf Monate alt. Wer hat Ihnen eingeredet, in einen Gesetzestext hineinzuschreiben, dass man mit einem fünf Monate alten Hund einen Führschein machen muss, wo die Ausbildung des Charakters des Hundes, der Größe des Hundes laut Fachleuten eineinhalb Jahre beträgt? Wie können Sie sich erklären, dass ich mit einem fünf Monate alten fast Junghund einen Führschein mache? Das ist sinnlos! Wie kommt das in das Gesetz?

Präsident Prof Harry Kopietz: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Ich möchte zuerst auf die Begriffsbestimmung eingehen. Ich bemühe mich eigentlich immer bei den Antworten und wenn ich über dieses Thema rede, „so genannte Kampfhunde" zu sagen, weil mir das völlig klar ist, dass es diese Definition nicht gibt. Wir haben das ja auch in der Volksbefragung so formuliert. 

Der Grund, wieso Sie den Begriff gefährliche Rassen im Gesetzestext nicht gefunden haben, ist, dass ich persönlich der Überzeugung bin, dass es eine solche Definition nicht gibt, sondern – das ist unser Ansatz, und ich glaube, das ist ein legitimer – wir haben gesagt, es gibt bestimmte Hundetypen, die auf Grund ihrer Bisskraft und der Stärke des Bisses und der Stärke des Schadens, den sie anrichten können, wenn sie falsch gehalten werden, gefährlich sind, und deswegen setzen wir nicht bei den Hunden, sondern bei den Haltern an, denn der Hundehalter muss ja beim Hundeführschein belegen, dass er den Hund in Alltagssituationen im Griff hat. Anders ist es zum Beispiel in Deutschland, wo man Wesenstests bei Hunden macht. Das halte ich persönlich, auch nach Rücksprache mit den Expertinnen und Experten, für den falschen Weg. 

Deswegen haben wir auch im Gesetzestext ganz bewusst versucht, das so zu formulieren und haben es auch in den Erläuternden Bemerkungen noch einmal klar ausgeführt, dass die Auswirkungen bei diesen Hundetypen, wenn sie beißen, einfach so massiv sind, dass wir uns wünschen, dass der Halter sie richtig hält. Und das muss ein Hundeführschein belegen.

Zu Ihrem zweiten Punkt muss ich Ihnen sagen, dass ich das für fahrlässig halte, einen kleinen Hund mit neun Wochen zu kaufen. Wir haben mit den Experten gesprochen. Man darf so kleine Tiere dem Muttertier nicht wegnehmen, weil das ganz fatale Auswirkungen auf den Hund hat. Deswegen haben wir – und das ist nach Rücksprache mit vielen wirklichen Tierschutzexperten geschehen, und Sie können mir glauben, ich habe mich mit diesem Thema auch schon im Rahmen der Bundestierschutzgesetz-Verhandlungen im Nationalrat sehr intensiv auseinandergesetzt –, also deswegen haben wir die drei Monate drinnen, weil man einen Hund normalerweise mit drei Monaten erwirbt, und dann hat man noch einmal drei Monate Zeit. Der Plan ist, dass man bei einem Hund mit sechs Monaten ... (Abg Dr Herbert Madejski: Mindestens acht!) Der Hund muss ja kein Kunststück können, Herr Kollege, er muss nicht die Zeitung holen und keinen doppelten Salto rückwärts machen, sondern der Hundebesitzer muss nur zeigen, dass er den Hund im Griff hat, dass er mit ihm in Alltagssituationen richtig umgehen kann, dass er Leine und Beißkorb anlegen kann und Ähnliches. Das klingt jetzt banal, aber wenn Sie wüssten, wie viele Leute kommen, die nicht einmal eine Leine oder einen Beißkorb besitzen

Also das sind ganz, ganz grundsätzliche Sachen, und ich glaube nach Rücksprache mit vielen Experten und auch Expertinnen, dass das mit den sechs Monaten ein guter Ansatzpunkt ist, und deswegen haben wir uns darauf geeinigt.

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke. – Die 3. Zusatzfrage kommt von Frau Abg Mag Vassilakou. Ich ersuche sie darum.

Abg Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Frau Stadträtin!

Sie haben gerade erläutert, dass die Regelung, die Sie nun einführen möchten, darauf abstellt, besonders gefährliche Hunde mit großer Bisskraft soweit in den Griff zu bekommen, dass wir unerfreuliche Zwischenfälle möglichst vermeiden können.

Ich möchte Sie daher fragen: Wie können Sie mir und auch uns allen erklären, dass der deutsche Schäferhund, immerhin ein Hund mit einer beträchtlichen Bisskraft, der ja in der Hundebissstatistik landein, landaus, jahrein, jahraus einer der Vorreiter ist, sich nicht wiederfindet in der Liste der Hunde, die jetzt von der Hundeführscheinpflicht erfasst sind? Und das, obwohl zum Beispiel die Begegnung eines aggressiven Schäferhundes mit einem Kleinkind für das Kleinkind sehr wohl tödlich enden kann. 

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke. – Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Die Hundetypen, die wir jetzt in der Verordnung aufnehmen werden, sind keine Erfindung von mir, sondern es hat, auch nach Rücksprache mit den Experten der Tierschutzombudsstelle der Stadt Wien, verschiedene Kriterien gegeben: Erstens einmal die Beschwerden, die wir dort gehabt haben im Zusammenhang mit den Hundetypen, weiters die Hunde, die wir vor allem im Tierschutzhaus finden und die nach Unfällen oder Zwischenfällen schwer vermittelbar sind, sowie die Hunde, die eine große Bisskraft haben. 

Ich habe in der Diskussion gesagt, dass wir auch über den Schäferhund nachgedacht haben. Wir haben uns jetzt einmal darauf verständigt, die klassischen so genannten Kampfhunde in einem ersten Schritt aufzunehmen. Ich kann mir für die Zukunft durchaus vorstellen, den Schäferhund, die Dogge, den Dobermann noch mit hineinzunehmen. Das haben wir in der Diskussion ohnehin schon öfter gesagt. 

Ab 1. Juli wird das jetzt in Kraft treten. Ich glaube, dass das eine sehr sinnvolle Maßnahme ist, wobei für jetzt bereits existierende Hund eine Übergangsfrist von einem Jahr geplant ist. Das heißt, spätestens mit 1. Juli 2011 sollte dann mit all diesen Hunden in Wien ein Hundeführschein gemacht worden sein, und ich glaube, dann kann man sich auch Gedanken machen, ob es sinnvoll ist, noch einen weiteren Schritt zu gehen und das noch auszuweiten.

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke. – Die vierte und letzte Zusatzfrage stellt Abg Dr Tschirf. Ich ersuche darum.

Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Stadträtin! 

Ein Begutachtungsverfahren dient dazu, dass die Stellen, die dazu etwas zu sagen haben, beispielsweise Tierärztekammer, eine Stellungnahme abgeben, und dass jene, die das zu entscheiden haben, nämlich die Abgeordneten, dann sehen, was die einzelnen Einrichtungen dazu zu sagen haben. 

Sie haben von einer Verordnung geredet, die bis heute nicht vorliegt, und die Frage, die ich an Sie stelle, ist: Wissen Sie überhaupt bereits, welche Hunde hineinkommen? Es gibt beispielsweise einen Hund namens Staffordshire Bullterrier, von dem man weiß, dass er besonders gutmütig ist. Trotzdem steht er drinnen. 

Frau Stadträtin! Wird sich das noch ändern? Wie werden Sie das machen? Und ist das Teil Ihrer Amtsführung, dass Sie heute etwas, was noch nicht ausgearbeitet ist, hier zur Beschlussfassung vorlegen?

Präsident Prof Harry Kopietz: Frau Stadträtin. 

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Es ist Teil meiner Amtsführungen, ein sehr gut vorbereitetes und sehr durchdachtes Gesetz, das mit sehr vielen Expertinnen und Experten besprochen wurde, heute hier dem Landtag zur Beschlussfassung vorzulegen. Diesen Auftrag habe ich direkt von der Wiener Bevölkerung bekommen über eine Volksbefragung, die vor wenigen Wochen stattgefunden hat und bei der 90 Prozent der Befragten eine Zustimmung zum verpflichtenden Hundeführschein erteilt haben. Ich hoffe, dass Sie das endlich zur Kenntnis nehmen. 

Bei den Verordnungen ist es so, dass die beiden Verordnungen am Montag in Begutachtung geschickt werden, weil wir die Verordnungen auf einem ganz regulären Weg über die Bühne bringen werden. Da kann auch jeder seinen Kommentar dazu abgeben. 

Des Weiteren, Herr Abg Tschirf, ist es, glaube ich, nicht der erste Initiativantrag, der in diesem Haus beschlossen wird. Es gibt durchaus eine Usance und Tradition. Ich glaube, dass es gerade bei diesem Thema, zu dem wir eine Volksbefragung abgehalten haben, in unser aller Interesse ist, eine schnelle und rasche und zügige Umsetzung zu machen. 

Ich glaube, dass ich heute ein sehr gutes Gesetz, das eben mit vielen rückbesprochen worden ist, vorlegen kann, das zu einer raschen Umsetzung führt. Ich glaube, dass es hauptsächlich politische Motive hat, warum Sie eine rasche Umsetzung in diesem Fall nicht wollen. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsident Prof Harry Kopietz: Danke, Frau Stadträtin. 

Wir kommen zur 2. Anfrage (FSP – 01084-2010/0001 – KSP/LM). Sie wurde von Frau Abg Dr Claudia Laschan gestellt und ist an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Information und Sport gerichtet. (Wie stehen Sie zur aktuellen Diskussion über die Vereinheitlichung des Jugendschutzes in Österreich?)

Ich ersuche Sie, Herr Stadtrat. 

Amtsf StR Christian Oxonitsch: Sehr geehrte Frau Abgeordnete!

Sie fragen nach meiner Haltung zur aktuellen Diskussion der Vereinheitlichung des Jugendschutzes in Österreich. Hier möchte ich vorausschicken, dass ich selbstverständlich davon ausgehe, dass ein Jugendschutzgesetz von Jugendlichen nur dann tatsächlich auch ernst genommen wird, wenn es sinnvoll und für sie auch inhaltlich entsprechend verständlich ist. Hier ist natürlich die gegenwärtige Situation mit neun unterschiedlichen Regelungen beziehungsweise einer Regelung, die mehrere Bundesländer betrifft, und sechs unterschiedlichen Regelungen für Jugendliche, aber selbstverständlich auch für Eltern nicht die optimale Konstruktion. 

Es ist ja nachvollziehbar, dass es gerade auf Grund auch veränderter Familienverhältnisse hier zu einheitlichen Regelungen kommen sollte, um es für Jugendliche, aber, wie gesagt, auch für Eltern nachvollziehbar zu machen: Wie lange kann ich als Jugendlicher ausbleiben? Welche Rechte stehen mir zu, aber auch welche Pflichten habe ich? In welcher Art und Weise darüber informiert wird, ist natürlich dann entsprechend schwierig. Wenn man kaum eine Bundesländergrenze überschreitet – und das ist ja gerade auch angesichts eines gut ausgebauten Verkehrsnetzes von Wien ins Umland hinaus mittlerweile durchaus auch Praxis –, und hier gelten andere Regelungen, ist es schwierig, über die unterschiedlichen Jugendschutzbestimmungen entsprechend zu informieren.

Wir haben das ja auch bereits auf der Wiener Ebene gemeinsam mit Niederösterreich und dem Burgenland erkannt und haben daher bereits im Jahr 2000 mit Erarbeitung von Partizipationsprojekten von Jugendlichen hier einen Schritt gesetzt, mit diesen drei Bundesländern eine einheitliche Jugendschutzgesetzgebung zu erarbeiten. Wir haben im Vorfeld auf der Wiener Ebene eine Arbeitsgruppe mit Jugendlichen eingerichtet und die bundesweit erste Jugendvolksbefragung durchgeführt. Auf Initiative des Landesjugendreferats der Stadt Wien, der Kinder- und Jugendanwaltschaft, des Vereins wienXtra, netbridge sowie dem Büro PlanSinn fand sich eine fünfzehnköpfige sehr bunt aus unterschiedlichsten Zielgruppen im Bereich der Jugendlichen zusammengesetzte Arbeitsgruppe, die gemeinsam Aktionen entwickelt hat, Medien erstellt hat, um hier letztendlich auch in einen Dialog mit den Jugendlichen einzutreten. 

Diese Konfrontation der zuständigen PolitikerInnen mit den Anliegen und Forderungen der Jugendlichen war ein fixer Bestandteil und ein wesentliches Ziel dieses Partizipationsprojektes, und wir haben letztendlich mit diesem Projekt und im Rahmen dieses Projektes 60 000 Jugendliche an allen weiterführenden Schulen in Wien befragt. Es war Ziel der Volksbefragung, im Sinn eines Partizipationsprojektes ab der 9. Schulstufe vor allem zum Thema der Ausgehzeiten die Meinung und Haltung der Jugendlichen zu erfahren. Wir haben diese Meinungen sehr intensiv auch mit ExpertInnen diskutiert, um hier dann eine entsprechende Regelung zu erarbeiten. Es hat immerhin rund ein Drittel der Jugendlichen – und ich glaube, das ist auch ein bemerkenswerter Wert – an dieser Befragung teilgenommen und damit die Chance genützt, an ihrem Gesetz mitzuarbeiten. 

Mit dem Wiener Jugendschutzgesetz 2002 ist Wien damit einen sehr modernen, fortschrittlichen und demokratiepolitisch einzigartigen Weg gegangen. Wir haben das im Einklang mit den Bundesländern Niederösterreich und Burgenland gemacht, und wir haben uns eben bemüht, mit diesen Bundesländern gemeinsam die Eckpfeiler der Jugendschutzbestimmungen entsprechend zu harmonisieren. Das betrifft insbesondere den Bereich der Ausgehzeiten, den Bereich der Abgabe und Konsumation von Alkohol, Tabak, den Bereich verbotenes Glücksspiel, den Bereich Verkauf und Besitz der für Kinder und Jugendliche bedenklichen Medien mit gewaltverherrlichenden Inhalten. Wir haben das bereits im Jahr 2007 – wir werden ja heute auch noch die Gelegenheit haben, darüber zu diskutieren – im Gesetz entsprechend verankert. 

Insofern kann ich aus der Wiener Sicht nur sagen – aber ich glaube, wir haben das auch bewiesen gemeinsam mit Niederösterreich und Burgenland –, es spricht überhaupt nichts gegen eine entsprechende Harmonisierung der Bestimmungen. Ich glaube, dass das wichtig wäre, und wir und ich persönlich haben daher auch immer wieder alle anderen Bundesländer eingeladen, sich an diesen drei Bundesländern ein entsprechendes Beispiel zu nehmen. Wir haben gemeinsam hervorragende Arbeit eingeleitet und geleistet, und ich habe daher alle Bundesländer eingeladen, unserem Modell zu folgen, unsere Bestimmungen entsprechend auch in ihren Ländern umzusetzen, um hier tatsächlich ein für Jugendliche – und das sollte der Mittelpunkt sein – nachvollziehbares Gesetz auf österreichweiter Ebene gemeinsam mit den Bundesländern zu erarbeiten. 

Insofern unterstütze ich diese Bemühungen durchaus. Ich denke, gerade die gemeinsame Vereinbarung und die völlige Übereinstimmung von drei Bundesländern, womit bereits in etwa die Hälfte aller Jugendlichen in Österreich von diesen gesetzlichen Rahmenbestimmungen betroffen ist, könnte Vorbild sein, sodass ich alle anderen Bundesländer einlade, unseren gemeinsam mit Niederösterreich und Burgendland getroffenen gesetzlichen Bestimmungen entsprechend beizutreten.

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke, Herr Stadtrat. – Wir kommen gleich zur 2. Zusatzfrage, die von Frau Abg Smolik gestellt wird. Ich ersuche sie darum.

Abg Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Herr Stadtrat, Sie haben jetzt sehr ausführlich dargestellt, wie es in Wien, Niederösterreich und Burgenland vonstatten gegangen ist. Es gibt die Diskussion um das einheitliche Jugendschutzgesetz ja schon sehr, sehr lange, und es scheitert ja immer an den Ländern. 

Wissen Sie, ob angedacht ist, so etwas, wie wir es in Wien, Niederösterreich und Burgenland gemacht haben, nämlich, die Jugendlichen aktiv einzubeziehen, in dieser Diskussion überhaupt vorgesehen ist, oder schaut man jetzt, wie sich jedes Land durchsetzt, beziehungsweise setzen sich die drei Länder Niederösterreich, Burgenland und Wien durch? Also ist es geplant, die Jugendlichen hier auch in die Diskussion mit einzubeziehen?

Präsident Prof Harry Kopietz: Herr Stadtrat.

Amtsf StR Christian Oxonitsch: Ich kann mich hier im Großen und Ganzen eigentlich nur auf die entsprechenden Medienberichte verlassen. Mir sind in anderen Bundesländern keine derartigen Partizipationsprojekte bisher bekannt. Es haben ja gerade auch Vorarlberg und Tirol eine sehr eindeutige Ablehnung gegenüber dieser bundesweiten Regelung signalisiert, was ich natürlich angesichts der vorher geschilderten Wege, die wir hier beschritten haben, sehr bedaure. Aber wir werden sehen – ich bin vom Grundsatz her immer ein Optimist –, ob sich hier vielleicht doch entsprechende Vernunft durchsetzt. 

Wir werden weiter daran arbeiten, und sollten wir, vielleicht auch im Wege des Kleinklein, weitere Bundesländer dazu gewinnen können, Harmonisierungsschritte in Richtung dieser harmonisierten Bestimmungen von Wien, Niederösterreich und Burgenland zu gehen, sind sie herzlich dazu eingeladen. Wir haben auch das Angebot gemacht, unsere Expertise aus dem Landesjugendreferat, wienXtra et cetera gerne anderen Bundesländern zur Verfügung zu stellen. Vielleicht findet sich hier das eine oder andere Bundesland. Sollte es nicht zu dieser großen Lösung kommen, dann können wir methodisch gerne andere Bundesländer unterstützen. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsident Prof Harry Kopietz: Danke, Herr Stadtrat. Wir kommen nun zur nächsten Zusatzfrage, die von Frau Abg Mag Anger-Koch gestellt wird. Ich ersuche sie darum.

Abg Mag Ines Anger-Koch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Stadtrat! Sie haben von der Harmonisierung gesprochen, und gerade im Jugendschutzbereich gibt es einige Themen, die immer wieder für Furore sorgen. Wir hatten in den letzten Tagen das Thema der Gesundheit der Jugendlichen, wobei sich zeigte, dass Alkohol- und Rauchkonsum gerade bei den 15- bis 17-Jährigen enorm steigt, wodurch auch à la longue gesundheitliche Probleme für sie entstehen und später auch für das Gesundheitssystem.

Meine Frage ist jetzt: Würden Sie sich für eine Änderung im Zuge der Vereinheitlichung aussprechen, gerade was die Anhebung der Altersgrenze beim Rauchen betrifft?

Präsident Prof Harry Kopietz: Herr Stadtrat.

Amtsf StR Christian Oxonitsch: Ich glaube, wir sind ganz bewusst auch immer einen Weg gegangen, der letztendlich hier im Bereich der Erziehung ansetzen sollte. Ich erinnere an die gestrige Diskussion zum Gesundheitsbereich – ich glaube, es war im Zuge der Fragestunde –, wo es einfach darum gegangen ist, dass wir versuchen, bei der Suchtprävention sehr frühzeitig mit pädagogischen Modellen, etwa im Bereich der Schule, anzusetzen. Ich glaube, dass wir gemeinsam diese Projekte verstärken müssen, denn wir wissen, dass letztendlich mit rein restriktiven Maßnahmen wenig erreicht wird. Ich weiß nicht, wer den Bericht aus Frankreich gesehen hat, der vor wenigen Tagen im Fernsehen gezeigt wurde. Da war man sehr intensiv damit konfrontiert, dass man trotz sehr restriktiver Raucherbestimmungen nicht den erwarteten Erfolg erzielt hat. 

Das heißt, ich glaube, es muss ein mehrstufiges Verfahren geben. Wir wollen hier vor allem mit pädagogischen Modellen im Bereich der Suchtprävention ansetzen. Wir tun das ja bereits im Pflichtschulbereich mit einer Vielzahl von pädagogischen Modellen, um Kinder und Jugendliche in ihrem Selbstbewusstsein zu stärken, ihnen zu vermitteln, dass es nicht darauf ankommt, wie sie sich in der Öffentlichkeit positionieren mit Alkohol, mit einer Zigarette. Sie sollen in die Lage versetzt werden und die entsprechende persönliche Stärke entwickeln, auch Nein zu sagen, wenn es darum geht, dass durch andere Jugendliche und letztendlich durchaus auch durch Werbung immer wieder dargestellt wird, dass Rauchen, Trinken, Alkohol Konsumieren entsprechend cool ist.

Ich glaube, hier müssen wir mit pädagogischen Maßnahmen ansetzen. Die stehen im Mittelpunkt meiner Bemühungen. Daher wollen wir vor allem in diesem Bereich unsere durchaus erfolgreichen Maßnahmen noch verstärken. Das muss zielgruppenadäquat sein, das muss entsprechend der Altersstufe ausgebildet sein, aber in der Persönlichkeitsstärkung liegt, glaube ich, tatsächlich der Schlüssel zum Erfolg.

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke. – Die letzte Zusatzfrage stellt Frau Abg Dr Laschan. Ich ersuche darum.

Abg Dr Claudia Laschan (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

Ich nehme zur Kenntnis, dass so ein wichtiger Bereich wie der Kinder- und Jugendschutz über viele Jahre diskutiert wird, nämlich im Hinblick auf eine bundesweite Vereinheitlichung, doch es ist, aus mir nicht ganz nachvollziehbaren Gründen, nicht möglich, eine bundesweite einheitliche Regelung zu finden. Es bedarf hier offensichtlich noch großer Diskussionen. 

Aber es ist nachvollziehbar. Es ist ja auch im Bereich der Kinderbetreuung, die Ländersache ist, überhaupt keine einheitliche, für Österreich allgemeingültige Vorgehensweise in Aussicht. Wien hat hier mit dem Gratiskindergarten von null bis sechs und ganztags ja einen enormen Schritt gesetzt, und ich sehe, auch in Wien sind die Diskussionen darüber sehr unterschiedlich. Es gibt ja nicht nur Befürworter.

Mich würde interessieren, was Sie zur gestrigen aktuellen Diskussion zu diesem Thema Kinderbetreuung, Gratiskindergarten in Wien sagen.

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke. – Herr Stadtrat.

Amtsf StR Christian Oxonitsch: Sehr geehrte Frau Abgeordnete!

Ich denke, dass mit der hier losgetretenen Diskussion den intensiven Bemühungen, die wir gerade auf der Wiener Ebene mit dem Gratiskindergarten – auch gemeinsam bundesländerübergreifend mit der 15a-Vereinbarung – und der damit verbundenen Etablierung des Kindergartens als Bildungsinstitution gesetzt haben, nicht gerade etwas Gutes getan wird. 

Auf der einen Seite ist sie, glaube ich, dem gemeinsamen Ziel, das wir hier als Wiener Landtag bereits beschlossen haben, dass wir uns für eine bundeseinheitliche Regelung im Bereich der Kinderbetreuung, für entsprechende Qualitätsstandards einsetzen, nicht dienlich. Ich finde es daher sehr bedauerlich, dass nun auch aus dem Kreis von Wiener Parteien dieses sehr erfolgreiche Modell des Gratiskindergartens und die damit verbundene Etablierung und Gleichstellung der Institution Kindergarten mit dem Bildungssystem im Sinne der Beitragsfreiheit konterkariert wird. Ich finde das auch durchaus spannend gerade angesichts der Tatsache, dass wir noch vor zehn Monaten mit Plakaten konfrontiert waren, wo es darum gegangen ist, wer den Gratiskindergarten, den wir mit unseren Beschlüssen ja umgesetzt haben, für sich reklamieren wollte. Ich finde es bedauerlich, dass es hier seitens der Staatssekretärin Marek die entsprechenden Absetzbewegungen gegeben hat.

Ich sage aber dazu: Für mich steht dieses Modell außer Frage! Es war ein wichtiger Schritt im Sinne der Etablierung des Bildungskindergartens, im Sinne der Etablierung einer Bildungseinrichtung Kindergarten. Daher stehen für mich derartige Überlegungen überhaupt nicht im Zentrum. Wir werden diesen erfolgreichen Weg für die Eltern in Wien, aber letztendlich vor allem auch für die Kinder weitergehen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke. 

Wir kommen somit zur 3. Anfrage (FSP – 01091-2010/0001 – KFP/LM). Sie wurde von Herrn Abg Mag Dietbert Kowarik gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, KonsumentInnenschutz und Personal gerichtet. (Vor allem in den Bezirken Rudolfsheim-Fünfhaus, Leopoldstadt und Penzing leiden Anrainer teilweise seit Jahren massiv unter den Begleiterscheinungen der nächtlichen Straßenprostitution. Die Bestimmungen des Wiener Prostitutionsgesetzes haben sich als unzureichend herausgestellt. Seit mehreren Jahren wurden verschiedene Vorschläge unterbreitet, wie durch Änderungen der gesetzlichen Vorgaben Verbesserungen herbeigeführt werden könnten, die allesamt von der Mehrheitsfraktion im Landtag unbeachtet blieben. Nunmehr wurde in der Tageszeitung „Heute" am 22. Februar 2010 berichtet: „Rotlichtstreit: Neue Regeln für den Strich" und „Ein Vorschlag der Stadt soll vorsehen, dass nur bestimmte Straßen für Prostituierte geöffnet werden. Entsprechende Pläne wurden bei einem Gipfel zwischen Magistrat und Bezirken besprochen." Sind gesetzliche Änderungen des Wiener Prostitutionsgesetzes geplant, und wann sollen diese umgesetzt werden?)

Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Einen schönen guten Morgen auch von meiner Seite.

Ich kann einmal ganz konkret antworten, ob gesetzliche Änderungen im Prostitutionsgesetz vorgesehen sind. Diese Frage kann ich mit Nein beantworten. Ich möchte das aber auch ausführen und vorher zwei grundsätzliche Anmerkungen machen.

Erstens einmal sind alle Großstädte in dieser Welt, alle Metropolen mit dem Phänomen der Prostitution konfrontiert, auch mit der Problematik der Prostitution konfrontiert, und ich bin selbst davon überzeugt, dass nur sehr vielfältige Programme letztendlich diese sehr vielfältige Problemstellung auch tatsächlich lösen können. 

Und eines muss man auch sagen: Wir werden über dieses Thema der Prostitution so lange sprechen, so lange es auch tatsächlich Freier gibt, die Prostituierte aufsuchen.

Jetzt kommt der rechtliche Teil zu Ihrer Frage: Gemäß dem § 4 Abs 2 des Wiener Prostitutionsgesetzes ist die Anbahnung der Prostitution in Bahnhöfen, Stationsgebäuden und Haltestellenbereichen öffentlicher Verkehrsmittel verboten. Weiters ist die Anbahnung der Prostitution an Örtlichkeiten rund um Schutzobjekte im Bereich der 150 m ebenfalls verboten. Daraus ergeben sich so genannte Schutzbereiche im Bereich von Gebäuden und Gebäudeteilen, die religiösen Zwecken gewidmet sind, Kindertagesheimen, Schulen und Schülerheimen, Jugendheimen und Jugendzentren, Kinder- und Jugendspielplätzen, Heil- und Pflegeanstalten und Friedhöfen. Der Schutzbereich stellt dabei einen Umkreis mit einem Radius von, wie gesagt, 150 m Luftlinie dar, und wenn man das über die Landkarte Wiens legt, sieht man schon, wie viele Bereiche allein durch diese Regelung jetzt schon den Schutz vorsehen. Ich muss auch dazu sagen, dass das im Sinne der Sicherheit für Anrainerinnen und Anrainer natürlich ein ganz ein wesentlicher Aspekt ist.

Ich möchte auf § 4 Abs 3 des Wiener Prostitutionsgesetzes hinweisen und wieder einmal die Gelegenheit wahrnehmen aufzuzeigen, was schon alles in diesem Wiener Prostitutionsgesetz geregelt ist, wenn man sich das anschaut. (Abg Mag Dietbert Kowarik: Lesen können wir!) Sie vielleicht schon, aber viele haben das noch nicht oft gehört oder haben immer wieder Fragen an uns, wie kann das sein, wie kann man das regeln, und wollen Regelungsgegenstände von uns gelöst haben, die längst schon im Prostitutionsgesetz geregelt sind. Deswegen werde ich das jetzt auch bei dieser Frage noch einmal einbringen.

Gemäß § 4 Abs 3 des Wiener Prostitutionsgesetzes kann die Behörde, nämlich die Bundespolizeidirektion Wien, zusätzlich zeitliche oder örtliche Beschränkungen für alle Arten der Anbahnung verfügen, soweit es im Interesse der Öffentlichkeit oder unbeteiligter Personen notwendig ist. Dabei ist darauf Bedacht zu nehmen, dass die Wahrnehmbarkeit der Anbahnung durch die Öffentlichkeit, insbesondere durch Kinder und Jugendliche, unter Berücksichtigung der örtlichen Verhältnisse ein zumutbares Ausmaß nicht übersteigt.

Und gemäß § 4 Abs 4 dieses Gesetzes können die getroffenen Anordnungen zur Abwehr oder Beseitigung störender Missstände geändert und auch ergänzt werden.

Also all das gibt uns das Prostitutionsgesetz jetzt schon in die Hand, wenn es darum geht, mit möglichst vielseitigen Maßnahmen auch zum Teil Problemsituationen entgegenzutreten.

Es gibt jetzt auch noch Ausführungen in diesem Gesetz im Bereich der Prostitution in Wohnungen, der ich als Frauenstadträtin natürlich auch ganz massiv kritisch gegenüberstehe auf Grund der Sicherheitsproblematik. Wir finden da drinnen aber natürlich auch noch viele, viele andere Regelungsgegenstände, die uns dann wiederum in Kombination mit dem Landes-Sicherheitsgesetz eine rechtliche Grundlage bieten, diesen Problemstellungen auch entsprechend entgegentreten zu können.

Und eines muss man auch sagen: Wir haben uns natürlich auch mit den einzelnen Gebieten auseinandergesetzt, sind sehr viel mit AnrainerInnen, mit den Prostituierten, mit den sozialen Einrichtungen in Kontakt gewesen, und das, was ich jetzt da noch dazustellen kann, ist, dass wir die MA 62 beauftragt haben, Maßnahmen zu prüfen, die auch die Situation der Anrainerinnen und Anrainer in den betroffenen Bezirken entsprechend verbessert. Denn dafür stelle ich mich schon auch hierher, um zu sagen: Ich sehe die Problematik, ich sehe auch die Problematik, mit der die Anrainerinnen und Anrainer konfrontiert sind. Ich bin selbst Mutter von zwei Kindern, und habe da auch eine, sage ich einmal, sehr niedrige Grenze, was meine Toleranz betrifft. Ich bin jedoch davon überzeugt, dass wir das auch entsprechend lösen können in diesem Dreieck der sozialen Einrichtungen, der Polizei und der Stadt Wien mit den gesetzlichen Möglichkeiten, die uns jetzt schon zur Verfügung stehen im Wiener Prostitutionsgesetz. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsident Prof Harry Kopietz: Danke, Frau Stadträtin. Die 1. Zusatzfrage wird von Herrn Abg Mag Kowarik gestellt. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Mag Dietbert Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Landesrätin!

Die Gesetzesbestimmungen kennen wir, kenne ich. Meine Frage war auch, ob die Änderung dieser Gesetzesbestimmungen geplant ist. Sie haben das eindeutig mit Nein beantwortet. Traurig genug.

Ich darf Ihnen eine unverdächtige Dame zitieren, nämlich Frau Eva van Rahden – Sie werden sie vielleicht kennen, sie ist die Projektleiterin des Projektes Sophie –, denn sie sagt das aus, was eigentlich fast alle sagen, zumindest auch bei uns im Bezirk, auch die SPÖ- Bezirksgruppe: „Die Gesetzeslage" – ich zitiere – „ist oft diffus und wirklichkeitsfremd." – Das kann man nur unterstreichen.

In meiner Anfrage, um zur Frage zu kommen, ist auch Bezug genommen worden auf eine Zeitungsmeldung, wonach eben der Magistrat mit den Bezirken Besprechungen geführt hat. Meine Frage dazu ist, ob diese tatsächlich geführt worden sind und was Sie von den Bezirken dort gehört haben. Ich nehme an, der Bezirksvorsteher – zumindest der aus dem 15. Bezirk; das kann ich wahrscheinlich sagen – hat Ihnen auch gesagt, dass die gesetzlichen Bestimmungen nicht zur Zufriedenheit sind und eben nicht dem genügen, was sie eigentlich bewirken sollten. Sie haben jetzt nur angedeutet, die MA 62 wird Sachen ausarbeiten. Was stellen Sie sich da konkret vor?

Präsident Prof Harry Kopietz: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Ich bin immer wieder konfrontiert mit Geschichten, die mir Anrainerinnen und Anrainer persönlich erzählen. Natürlich habe ich auch einen engen Kontakt mit den Bezirkvorsteherinnen und den Bezirkvorstehern der von Ihnen angesprochenen Bezirke, und ich sitze auch mit ihnen zusammen und wir überlegen gemeinsam, wie wir Lösungen finden können für wirkliche Problemstellungen, für wirkliche Problemfälle. 

Wir haben uns auf der einen Seite darüber verständigt, dass wir im Bereich der Prostitutionslokale uns perspektivisch ein härteres Vorgehen, ein klareres Vorgehen überlegen müssen. Dazu bräuchten wir auch gesetzliche Änderungen. Da überlegen wir jetzt einmal, was das sein kann. Da wird auch die MA 62 gemeinsam noch einmal mit unserer Gewerbebehörde und mit der Polizei überlegen. Also in diese Richtung geht es ein bisschen. 

Es geht auch in die Richtung, dass wir Straßenzüge kennen und wissen, wo es vermehrt Probleme gibt. In diesen Bereichen haben wir uns jetzt ganz genau angeschaut, was davon in Wirklichkeit schon definierte Schutzzone ist, und haben mit der Polizei vereinbart, dass dort auch wirklich mit den Prostituierten vorgegangen werden muss in die Richtung, dass sie sich aus diesen Schutzzonenbereichen rausstellen.

Ich muss nur da bei dieser Gelegenheit auch eines sagen: Ich bin nicht diejenige, die dafür ist, dass man die Prostituierten dann pausenlos straft, denn wir wissen genau, wenn man sich mit dieser Materie etwas auseinandergesetzt hat, um die soziale Situation von Prostituierten, und die Prostituierten haben meistens auch nicht das Geld, diese Strafen zu bezahlen. Das ist dann wiederum in Verbindung gesetzt mit Arreststrafen, wo sie sozusagen ihre Strafe in einem Gefängnis abbüßen. Das ist natürlich im Sinne von eigenständiger Existenzsicherung und sozialer Sicherheit auch nicht der richtige Weg. Also hier haben sehr wohl auch die Interessen der Prostituierten beziehungsweise die soziale Lage der Prostituierten einen hohen Wert. Aber wenn sie wo stehen, wo sie nicht stehen dürfen, dann bin ich sehr wohl dafür, dass man sie darauf hinweist und dass man sie darauf verweist, wo sie stehen können. – Das ist der eine Bereich.

Das Zweite ist: Dort, wo keine Schutzzone ist und wo wir Straßenzüge haben, wo es Probleme gibt, da möchte ich mit Maßnahmen eingreifen, die in Richtung Sicherheit, in Richtung Licht, in Richtung Sauberkeit gehen auf der einen Seite, auf der anderen Seite gilt es, auch mit den Bezirken und eben durch die MA 62 abzuklären, welche dieser Straßenzüge bieten – immer auch unter dem Aspekt der Sicherheit – Möglichkeiten, dort dann auch sozialarbeiterisch, mit der Polizei in einem engen Schulterschluss zu schauen, dass man die Probleme behebt und letztendlich im Interesse der Anrainerinnen und Anrainer agiert.

Also Sie sehen, ich bin auf der einen Seite im Kontakt und in der Kommunikation, ich arbeite mit den zuständigen Stellen zusammen, und ich kann Sie versichern, ich habe ein hohes Interesse daran, hier für die Anrainerinnen und Anrainer, aber auch für die Prostituierten eine entsprechend gute Lösung zu finden.

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke, Frau Stadträtin. – Die 2. Zusatzfrage wird von Frau Abg Mag Antonov gestellt. Ich ersuche sie darum.

Abg Mag Waltraut Antonov (Grüner Klub im Rathaus): Frau Landesrätin!

Danke für die bisherige Beantwortung. Sie haben richtig gesagt, es gibt Gespräche zwischen BezirksvorsteherInnen und Ihnen. Das Problem mit diesen Gesprächen ist, dass darüber viel Unsicherheit in den Bezirken besteht, weil niemand genau weiß, wer spricht da mit wem und worüber, und was kommt dabei heraus. Das macht natürlich unsicher. 

Ich möchte daher die Gelegenheit nutzen, um nachzufragen. Sie haben sehr viel in meinen Augen Richtiges gesagt. Ich finde es sehr gut, dass Sie die Interessen der Prostituierten auch den Interessen der AnrainerInnen gegenüberstellen, weil beide Parteien in dieser Geschichte natürlich Interessen haben, die zu vertreten sind. Immer wieder wird über ein Gesamtkonzept gesprochen. Ich glaube, es ist zu wenig, wenn man nur mit den drei BezirksvorsteherInnen spricht, aber vielleicht ist das auch nicht so, vielleicht sind da ja auch andere noch dabei. 

Ich möchte Sie daher fragen: Wie ist der Stand der Entwicklung eines Gesamtkonzeptes, eines Wien-weiten Gesamtkonzeptes, eines, das nämlich nicht auf Verdrängen abzielt, sondern eines, das ermöglicht, die Prostitution, die, wie Sie richtig gesagt haben, zu einer Metropole dazugehört, in den Griff zu bekommen? 

Wir werden sie nicht abschaffen können, also müssen wir damit umgehen, und ich finde, wir müssen damit konstruktiv umgehen. Wie schaut es mit so einem Gesamtkonzept aus? Wer arbeitet daran? Wie ist der Stand der Entwicklungen? Und sind in diese Entwicklung auch ExpertInnen eingebunden?

Präsident Prof Harry Kopietz: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Danke für diese Frage und auch für den Hinweis der Verunsicherung, denn das ist natürlich genau das Gegenteil dessen, was wir erreichen wollen, indem wir über dieses Thema sprechen.

Ich möchte aber bei der Gelegenheit wiederum zwei ganz klare Positionen vorausstellen. Die erste Position ist die: Ich stelle mich gegen das Verbot der Straßenprostitution. Ich bin nämlich davon überzeugt, dass dies das Problem niemals lösen würde, und dann sind wir wiederum von der Gesamtkonzeptlösung in Wirklichkeit relativ weit weg. 

Ich glaube nicht, dass es für das Thema der Prostitution ein Patentrezept in der Lösung geben kann. Das glaube ich nicht. Ich glaube, dass man auf der einen Seite sozialarbeiterisch arbeiten muss, dass man auf der anderen Seite an der sozialen Sicherheit der Prostituierten arbeiten muss. 

Ich glaube, dass wir in der Freieraufklärung verstärkt aktiv sein müssen. Ich glaube, dass wir mit der Polizei auch darüber reden müssen, dass sie den rechtlichen Rahmen, den sie durch das Wiener Prostitutionsgesetz und durch das Landes-Sicherheitsgesetz bereits jetzt zur Verfügung hat, entsprechend nutzt, um den Anrainerinnen und Anrainern dieses Unsicherheitsproblem und die Konfrontation mit dieser Problematik nehmen zu können. 

Ich glaube auch, dass wir uns im Sinne einer Auseinandersetzung damit, wie andere Städte das Problem bewältigen, Best-Practice-Beispiele anschauen müssen und schauen müssen, was für Lehren wir für uns daraus ziehen können und was wir daraus auch für uns, für die Stadt umlegen können. Ich war zum Beispiel mit den Mitgliedern meines Ausschusses in Paris. Wir haben dort eine Institution getroffen, die sich mit dem Thema der Prostitution in Paris auseinandersetzt. Sie haben dort zum Teil rechtlich andere Voraussetzungen. Sie sind noch nicht dort, wo sie sein möchten, aber die Idee ist grundsätzlich gut. Sie gehen auch in eine Art Mediation - AnrainerInnen, Prostituierte, Freier, auch mit der Polizei -, um zu schauen, dass man Konflikte auch auflöst. 

Andere Konflikte müssen aber erst gar nicht entstehen, wenn ich wahrnehme, was ich tun kann, nämlich zum Beispiel zu sagen: Wie schaut es aus mit der Ausleuchtung? Ist es wirklich so, wenn um 7 Uhr in der Früh die Leute aus dem Haus gehen, mit ihren Kindern in den Kindergarten oder in die Schule, dass da, wie soll ich sagen, Utensilien aus der Vornacht zu finden sind? Da muss man einfach konzentriert vorgehen, es wegräumen, von mir aus auch zweimal am Tag dort hingehen.

Das sind Punkte, die ich angehen möchte. Insofern wird sich das wohl in ein Gesamtkonzept gießen lassen, aber dieses Gesamtkonzept wird natürlich immer aus mehreren Bestandteilen bestehen. Ich wehre mich nicht dagegen, auch darüber nachzudenken, es gesetzlich zu diskutieren, aber das ist eben eine Frage davon, wie sich diese Diskussion ergeben wird.

Wer sitzt denn nun zusammen? Ich bin von genau diesen Bezirken angesprochen worden, die hier auch schon von Abgeordneten genannt wurden, dass es dort konzentriert Problemstellungen gibt. Jetzt habe ich mich natürlich einmal mit diesen drei Bezirken getroffen. Darüber hinaus gibt es aber von mir eine Zusammenkunft mit allen zuständigen Abteilungen, also allen Abteilungen, die damit konfrontiert sind, und immer wieder Gespräche, in denen wir versuchen, die einzelnen Säulen in so einem Gesamtkonzept, wenn Sie so wollen, auch zu besprechen und auszuarbeiten. 

Ich kann Ihnen an dieser Stelle sagen, dass ich das, was ich hier schon angedeutet habe, konkretisierter und versehen mit ein paar sehr konkreten Maßnahmen präsentieren möchte, nachdem die MA 62 noch einmal die Straßenzüge angeschaut hat, nachdem ich auch noch einmal mit der Polizei ein Gespräch geführt habe. Dann werden wir das präsentieren und vorlegen. Das werden wir tun, ich würde einmal sagen, die warme Jahreszeit kommt, ich glaube, das ist immer so ein Punkt, an dem es sich noch einmal zuspitzt, und da möchte ich fertig sein.

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke, Frau Stadträtin. - Die nächste Frage wird gestellt von Herrn Abg Dr Ulm. Ich bitte ihn darum.

Abg Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Ich denke, das politische Ziel muss sein, die Prostitution rechtsstaatlich zu regeln, und das politische Ziel muss auch sein, zu einer Verlagerung von der Straßenprostitution zur Prostitution in Lokalen zu kommen. Da haben Sie erfreulicherweise schon gemeint, dass es gewisse Veränderungen geben kann. Nachdem Sie ganz am Anfang noch rigoros gemeint hatten, eine Änderung des Prostitutionsgesetzes steht nicht zur Debatte, meinten Sie dann aber, gesetzliche Änderungen bei den Lokalen können Sie sich schon vorstellen.

In Vorbereitung auf meine Frage habe ich mir die rechtliche Situation in allen Bundesländern angesehen, und da bin ich draufgekommen, dass es in der Mehrheit der Bundesländer Genehmigungsvorschriften für Bordelle und bordellähnliche Einrichtungen gibt. Ich glaube, dass das auch für Wien etwas Sinnvolles wäre. Wir haben solche Bordellbewilligungen in der Steiermark, in Vorarlberg, Tirol, Salzburg und Kärnten, und immerhin noch Anzeigepflichten in Niederösterreich und Oberösterreich. In Wien gibt es das nicht. 

Ich glaube, dass wir mit der Schaffung von Genehmigungen für Bordelle oder bordellähnliche Einrichtungen sicherheitspolitisch, gesundheitspolitisch und unter dem Gesichtspunkt der Rechtsstaatlichkeit durchaus zu einer Verbesserung der Situation kommen könnten. Mich würde interessieren, wie Sie dazu stehen.

Präsident Prof Harry Kopietz: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Ich glaube, dass wir zu dem gesamten Thema der Prostitution grundsätzlich sehr unterschiedliche Positionen und Haltungen haben, die sich einfach aus unseren Weltanschauungen ergeben. Aber wenn wir konkret darüber reden möchten, wo Prostitution stattfinden soll, dann, habe ich gemeint, können wir uns gerne einmal wirklich ausführlich damit auseinandersetzen, welche Problemlagen wir jetzt bei den Lokalen haben und - da bin ich wieder bei einem Länder- oder Städtevergleich - welche Möglichkeiten wir ins Auge fassen sollten oder können, um bei den Lokalen Änderungen vorzunehmen.

Aber lassen Sie mich vielleicht noch einen anderen Aspekt ins Thema einbringen. Es gibt eine sehr interessante Diskussion rund um das Errichten von Laufhäusern, die sowohl von Leuten wie SOPHIE, die Sie heute schon hier angeführt haben, als auch von der Polizei und selbst von den Prostituierten durchaus positiv diskutiert werden. Das wäre auch eine Möglichkeit der Verortung, hier nachzudenken, weil das dem gleichkommen würde, dem Schutz, der Gesundheitsvorsorge. Das wäre also in einem gesicherteren Rahmen wahrscheinlich eine Möglichkeit, auch für die Prostituierten. 

Dort werden wir nicht alle hinbekommen, weil es, glaube ich, einen Straßenstrich immer geben wird, wie auch immer wir es gestalten. Davon bin ich überzeugt, weil es letztendlich nichts anderes bedeuten würde: Ich verdränge es hier, und dafür entsteht es dort, an einem neuen Ort. Ich muss sagen, je sicherer die Orte sind, desto lieber ist es mir, denn desto mehr kann ich für den Schutz und für die Sicherheit aller garantieren.

Aber diese Auseinandersetzung mit den Lokalen, diese Auseinandersetzung mit den Laufhäusern, das alles sind Themen, mit denen sich Metropolen auseinandersetzen müssen und mit denen - das kann ich garantieren - auch ich mich auseinandersetzen werde, mit einem Zugang, in dem es mir, wie ich heute schon einmal gesagt habe, um die AnrainerInnen genauso wie um die Prostituierten geht.

Noch einmal - damit habe ich begonnen -: So lange es Freier geben wird, so lange wird es Prostitution geben.

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke, Frau Stadträtin. - Die nächste Zusatzfrage stellt Herr Abg Mag Kowarik. Ich ersuche darum.

Abg Mag Dietbert Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Landesrätin!

Zwei Anmerkungen: Das Problem gibt es seit Jahren, wenn nicht sogar seit Jahrzehnten. Wir haben schon seit Jahren auch diesbezüglich versucht, politisch die Aufmerksamkeit darauf zu lenken. Lösungsansätze sind in Erarbeitung. Die Leute erwarten sich, glaube ich, endlich einmal und zu Recht, dass wir wirklich Ansätze finden, mit denen das Problem gelöst wird. 

Außerdem: Wenn Sie sagen, man muss dann eben in der Früh schauen, dass dort alles weggeräumt wird, bevor die Leute hinausgehen, ist das, glaube ich, der falsche Ansatz. Wir sollten Probleme lösen und sie nicht verwalten. Das ändert ja nichts am Problem an und für sich.

Hier ist nicht die Zeit und die Gelegenheit dafür - ich werde mir erlauben, in der Aktuellen Stunde noch darauf einzugehen -, ich möchte aber trotzdem zu den Vorschlägen für Gesetzesänderungen, die ja auch schon lange auf dem Tisch sind, noch eine Sache ansprechen, die Sie zu Recht erwähnt haben - no na, Angebot und Nachfrage -: Solange es Freier gibt, gibt es Prostituierte.

Wir hätten uns überlegt - und diese Idee kommt nicht nur von uns allein -, dass man auch Freier in die Verantwortung nimmt, und zwar insofern, als man einen Verwaltungsstraftatbestand schafft, wodurch eben auch Freier, die in Verbotszonen freien, zur Verantwortung gezogen werden. Das halte ich durchaus für sinnvoll, weil das für jemanden, der dort herumfährt und dann ein Brieferl nach Hause bekommt, mitunter ziemlich unangenehm sein kann. Das ist eine klare Sache. 

Ist das angedacht? Das wäre wohl eine Änderung des Prostitutionsgesetzes.

Präsident Prof Harry Kopietz: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Die Bestrafung der Freier hat ja im 2. Bezirk gezeigt, wo man es versucht hat - wir wollen da jetzt nicht ins Detail gehen, aber dort hat man es versucht -, dass das sozusagen ein abschreckendes Signal war, und man hat auch gemerkt, dass es gewirkt hat. Ich kann mir durchaus vorstellen, dass man darüber ein bisschen mehr nachdenkt und dass wir uns da auch eine gemeinsame Lösung einfallen lassen, die wir wirklich gemeinsam finden müssen. 

Ich möchte nur eines sagen. Ich glaube, dass Sauberkeit auf jeden Fall ein ganz wichtiger Aspekt fürs persönliche, individuelle, subjektive Sicherheitsgefühl ist, wie man so schön sagt.

Bei den Freiern noch ein zusätzlicher Punkt - ich habe ihn vorhin schon bei der Abgeordneten von den GRÜNEN angesprochen -: Ich glaube, wir brauchen nicht nur die Bestrafung der Freier, wir brauchen auch eine Informationskampagne. Zum Beispiel ist es mir ganz, ganz wichtig, darüber aufzuklären, wie viele Frauen unfreiwillig in der Prostitution gelandet sind, wie viele Frauen dort Opfer von Frauenhandel, von Menschenhandel geworden sind und dass Freier dieses System unterstützen, wenn sie solche Frauen aufsuchen. 

Das ist ein Punkt, auch der gesundheitliche Aspekt, der Frauen- und Menschenhandelsaspekt, auf den wir auf jeden Fall auch setzen werden und wo ich vorhabe, eine wirklich intensive Informationskampagne zu fahren. Ich bin aber sicher - und das war auch gerade jetzt eine konstruktive Diskussion -, dass wir drauf und dran sind, gute Lösungen zu finden. 

Zum Abschluss möchte ich auch Folgendes nicht unerwähnt lassen: Viele europäische Städte beneiden uns darum, wie wir diese Problemsituation lösen - wissend, dass es natürlich viele Probleme gibt. (Beifall bei der SPÖ.)

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke, Frau Stadträtin. - Wir kommen damit zur 4. Anfrage (FSP - 01089-2010/0001 - KGR/LM). Sie wurde von Herrn Abg Marco Schreuder gestellt und ist an die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, KonsumentInnenschutz und Personal gerichtet. (Seit 1. Jänner 2010 gibt es in Österreich die Eingetragene PartnerInnenschaft für lesbische und schwule Paare. Im Zuge dessen kam es zu Gleichstellungen in vielen anderen Rechtsbereichen. Wie wird das Land Wien zukünftig Eingetragene PartnerInnenschaften mit der Ehe im Landesrecht gleichstellen?)
Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Danke für diese Frage, weil sie mir auf der einen Seite die Gelegenheit gibt zu beschreiben, was wir da vorhaben, aber auf der anderen Seite auch die Gelegenheit gibt, meine Enttäuschung auszudrücken. Denn ich war doch verwundert, als ich über die Medien erfahren habe, dass man mir unterstellen möchte, dass ich mich nicht ausreichend für die Gleichstellung einsetze oder auch nicht ausreichend für das Tempo einsetze. 

Ich kann an dieser Stelle versichern, ich arbeite mit voller Energie für die Gleichstellung von Lesben und Schwulen in dieser Stadt. Ich gebe zu, dass das Eingetragene PartnerInnenschaftsgesetz mir nicht in allen Bereichen das gegeben hat, was ich mir politisch gewünscht hätte. Ich hätte mir eine Öffnung der Institution Ehe natürlich mehr gewünscht als das, was wir bekommen haben. Aber ich bin nach wie vor davon überzeugt, dass die Eingetragene Partnerinnen- und Partnerschaft ein ganz wichtiger Schritt in Richtung Gleichstellung von Lesben und Schwulen war.

Ich habe auch ab Inkrafttreten des Gesetzes mit 1.1.2010 wirklich mit voller Kraft daran gearbeitet, eine gute Umsetzung in Wien zustande zu bringen. Ich glaube, unser Eintragungspaket kann sich sehen lassen. Dadurch geben wir allen die Möglichkeit, sich dort verpartnern zu lassen, wo man sich auch verheiraten kann, und dadurch haben wir auch eine Vorreiterinnenrolle eingenommen, wenn es darum geht, was die Gestaltung dieser Verpartnerung betrifft. Wir haben das rasch gelöst. Wir haben das im Rahmen unserer Möglichkeiten auch sehr unproblematisch, unkonventionell, auf dem geraden und direkten Weg gelöst und haben jetzt dieses Paket zur Verpartnerung in Wien einmal festgelegt.

Wenn es nun darum geht, die rechtlichen Aspekte, die noch in diesem Gesetz auf der Bundesebene drinnen waren, auch auf der Landesebene umzusetzen, habe ich eine ganz klare Position: Ich bin gegen eine Generalklausel. Ich habe mich mit vielen, vielen RechtsexpertInnen intern wie extern damit auseinandergesetzt. Aus meiner Sicht ist die Generalklausel eine Variante, die nicht die Rechtssicherheit gibt, die ich mir vorstelle, wenn ich eine tatsächliche Gleichstellung von Lesben und Schwulen über dieses Eingetragene PartnerInnenschaftsgesetz herbeiführe. 

Was meine ich damit? Eine Generalklausel wäre eine Klausel, die nichts anderes tut, als sozusagen Lesben und Schwule mitzumeinen. Das ist etwas, was mich als Frau immer wieder aufregt und wogegen ich als Frauenstadträtin immer wieder kämpfe, dass überall dort, wo Mann steht, auch Frau gemeint ist. 

Ich bin auch dagegen, dass überall dort, wo verheiratet steht, dann eben auch verpartnert steht. Ganz abgesehen davon wäre es ja doch so, dass ich mit einer Generalklausel eigentlich immer ein zweites Gesetz brauche, um dem einen Gesetz entsprechend zur Durchsetzung zu verhelfen. Also diese Ungleichbehandlung in der Aussagekraft, die durch eine Generalklausel entstehen würde, die Rechtsunsicherheit, die durch eine Generalklausel entstehen würde, ist mir zu wenig. 

Ich nehme das sehr, sehr ernst. Wir sind jetzt schon mit zwei Begutachtungen konfrontiert, zum Beispiel im Bereich des Dienstrechtes, wo wir die Eingetragene PartnerInnenschaft schon umsetzen. In weiterer Folge werde ich hergehen und eine Änderung vornehmen, die in allen Materiengesetzen passiert. Ziel ist es, mit einer Sammelnovelle jedes Materiengesetz zu verändern und damit eine absolute Gleichstellung und Rechtssicherheit für Lesben und Schwule in dieser Stadt zu erreichen. (Beifall bei der SPÖ.)

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke, Frau Stadträtin. - Wir kommen zur 1. Zusatzfrage. Sie wird von Herrn Abg Schreuder gestellt. Ich ersuche darum.

Abg Marco Schreuder (Grüner Klub im Rathaus): Vielen Dank und Guten Morgen!

Vielen Dank für die Ausführungen, ich glaube, wir haben beide Interesse daran, dass es eine gute Gleichstellung gibt. Davon gehe ich aus, und für mich gibt es da kein Missverständnis. Beim Tempo könnten wir wahrscheinlich diskutieren, weil es die Partnerschaft ja schon seit 1.1. gibt. Die meisten Partnerinnen und Partner, also viele haben sich bereits eintragen lassen, und es gibt im Landesrecht de facto noch keine Gleichstellung. Natürlich ist es schon dringend an der Zeit. 

Meine derzeitige Verwirrung ist vor allem dadurch entstanden, dass die SPÖ auf Bundesebene sehr wohl für eine Generalklausel plädiert hat. Sie hat es dann sehr bedauert, dass das mit der ÖVP leider überhaupt nicht möglich war, die sich ja immer gegen eine umfassende Gleichstellung gewehrt hat. Jetzt wird auf Wiener Ebene wiederum gegen diese Generalklausel argumentiert. Da wurde in einer Presseaussendung sogar gesagt, ich wüsste auch, warum. 

Also ich weiß jetzt nicht, warum, weil unsere JuristInnen oder auch zum Beispiel eine NGO wie das Rechtskomitee Lambda hier ganz klar sagen: Wenn es eine Generalklausel gibt, kann man auch kein Gesetz vergessen. Ich erinnere nur an Deutschland, wo man leider einen ähnlich komplizierten Weg wie die Bundesregierung gegangen ist: Dort musste man Jahre später noch so etwas wie das Fahrschulgesetz ändern, weil man es dort vergessen hatte.

Daher lautet meine Frage: Was ist konkret diese Rechtsunsicherheit für Lesben und Schwule, wenn es eine Generalklausel geben würde? Weil ich es tatsächlich nicht verstehe.

Präsident Prof Harry Kopietz: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Erst einmal zu dieser gesamten Debatte rund um die Generalklauseln: Warum hat die SPÖ damals im Bund die Generalklausel gewünscht oder sich auch dafür eingesetzt? Da muss man dazusagen, das war zu einem Zeitpunkt in der Diskussion, als man von Seiten der Bundes-SPÖ noch davon ausgegangen ist, glaube ich, dass es eine vollständige Gleichstellung mit der Ehe gibt. 

Für Wien möchte ich darauf hinweisen, dass wir in unserem Rechtsverständnis grundsätzlich keine Generalklauseln wollen, weil diese Generalklauseln eben zu einer Rechtsunsicherheit führen. Da gibt es viele Beispiele. Wenn du in einem Materiengesetz letztendlich nur das Wort verpartnert zu dem Wort verheiratet verankerst, dann können sich daraus natürlich trotz allem Fragen ergeben. Ich hätte hier auch einige Beispiele mit, die können wir dann vielleicht noch einmal gemeinsam erörtern.

Es wäre zum Beispiel bei einer Rechtsvorschrift so: Bei den Hinterbliebenen von verstorbenen Beamtinnen oder verstorbenen Beamten gilt, dass man auch Anspruch auf Hinterbliebenenversorgung hat. Bei einer Umsetzung im Wege einer Generalklausel können sich die Betroffenen nicht mehr auf die Vollständigkeit dieses Gesetzes verlassen. Wenn ein Gesetz sehr detailliert den Personenstand regelt, wenn Rechtsvorschriften im Landesgesetz, im Materiengesetz sich nicht nur dadurch lösen oder beschreiben lassen, dass man den Personenstand hinschreibt, sondern es inhaltlich auch weitergehend ist, dann müsste man solche Punkte eventuell immer wieder ausjudizieren lassen.

Sich so gegen diese Variante der Veränderung in den Materiengesetzen zu stellen, habe ich, ehrlich gesagt, von Lambda auch etwas, wie soll ich sagen, populistisch gefunden, denn man suggeriert hier natürlich: Mit der einfachen Formel der Generalklausel lösen wir alles. Aber das stimmt nicht! Das stimmt nicht, weil es sehr differenzierte Darstellungen in Materiengesetzen gibt, die dann den jeweiligen Betroffenen mit einer Generalklausel nicht genug Rechtssicherheit in die Hand geben. Dann müssten sie hergehen und erst recht wieder diese Rechtslage, diese Situation ausjudizieren lassen.

Ich kann sagen, wir arbeiten mit Hochdruck daran. Ob ich jetzt die Generalklausel nehme oder das mache, was ich tue, das ist zeitlich in Wirklichkeit kein Unterschied. Ich garantiere, dass ich bis zum 1. Juli mit einer großen Kraftanstrengung über alle Dienststellen eine Sammelnovelle vorlegen werde, die eine absolute Rechtssicherheit für alle Betroffenen schaffen wird und die in den Materiengesetzen eine absolute Gleichstellung erreichen wird. 

Man kann also sagen, man fährt drüber oder wischt drüber mit der Generalklausel, oder man nimmt es ganz genau und regelt wirklich jedes einzelne Gesetz, und das in einer entsprechenden Geschwindigkeit. Das garantiere ich, das kann ich versichern. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsident Prof Harry Kopietz: Danke. - Wir kommen zur 2. Zusatzfrage. Sie wird gestellt von Frau Abg Mag Ekici. Ich ersuche darum.

Abg Mag Sirvan Ekici (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Guten Morgen, Frau Stadträtin! Wir glauben, dass die bisher gesetzten Maßnahmen mehr als ausreichend sind. Deswegen verzichten wir auf die Zusatzfrage.

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke. - Wir kommen damit zur 3. Zusatzfrage. Sie wird von Frau Abg Gaal gestellt. Ich ersuche darum.

Abg Kathrin Gaal (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Schönen guten Morgen, Frau Stadträtin!

Wie bereits mehrfach erwähnt, gibt es seit 1. Jänner 2010 die Möglichkeit der gleichgeschlechtlichen PartnerInnenschaft. Die Stadt Wien hatte schon zuvor die Gleichstellung von lesbischen und homosexuellen Paaren in den Landesgesetzen auf Basis der damaligen Rechtslage vollzogen. 

Sehr geehrte Frau Stadträtin! Wie hat die Stadt nun gleichgeschlechtlichen Paaren die Eintragung der Partnerschaft gemäß den gesetzlichen Bestimmungen ermöglicht?

Präsident Prof Harry Kopietz: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Zuständig für die Umsetzung ist die Bezirksverwaltungsbehörde, und wir haben die MA 35 beauftragt, im Sinne dieser Aufgaben tätig zu werden und ein Paket zu schnüren. Was wir - und das habe ich vorhin auch schon angesprochen - nunmehr erreicht haben, ist, dass wir sehr rasch umgestellt haben, sodass man überall dort, wo man in dieser Stadt heiraten kann, sich auch verpartnern lassen kann. Wir rechnen mit bis zu 300 Verpartnerungen pro Jahr, heuer vielleicht ein bisschen mehr, weil es jetzt eben diese Möglichkeit neu als Variante gibt. Wir haben schon 102 verpartnerte Paare zum heutigen Tag und weitere 131 Anmeldungen. 

Was mir einfach wichtig war, ist, alle Möglichkeiten und Varianten zu geben, von der mit Ringtausch, Musik und allem, was man sich zu so einem Tag vielleicht vorstellt, bis hin zu einer eigentlich sehr amtlichen Variante, wo es nur um die Unterschriftenleistung geht. Aber das unterscheidet sich nicht von der Variante des Heiratens, auch da gibt es alles mit allem oder eben nur diesen amtlichen Teil. 

Was auch gelungen ist - das freut mich besonders, und da waren auch alle Partnerinnen und Partner sofort dabei -, ist, dass man die Möglichkeit hat, die PartnerInnenschaftsurkunde extern an einem feierlichen Ort zu übergeben. Da haben alle Locations, die Traumhochzeits-Locations sind, auch die Verpartnerung aufgenommen. Das heißt, dort kann man zwar nicht unterschreiben - das gibt eben das Gesetz der Eingetragenen PartnerInnenschaft nicht her -, aber wir haben das so gelöst, dass man in einem feierlichen Rahmen die Urkunde übergibt. Ich denke mir, das ist eine ganz, ganz tolle Sache. 

Diese Umsetzung der Eingetragenen PartnerInnenschaft und diese Sammelnovelle, die mehr als 40 Gesetze betreffen wird und letztendlich zur Rechtssicherheit führt, das ist, glaube ich, eine Paket, das sich sehen lassen kann. Da sind wir auch ganz stolz darauf, dass wir in Wien einen so tollen Schritt haben setzen können. 

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke, Frau Stadträtin. - Wir kommen zur letzten Zusatzfrage. Sie wird von Herrn Abg Schreuder gestellt. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Marco Schreuder (Grüner Klub im Rathaus): Danke schön. Jetzt hätte ich fast eine Erwähnung gemacht, aber ich lasse sie bleiben. Ich finde es nur bedauerlich, dass die ÖVP und die FPÖ sich überhaupt nicht für dieses Thema interessieren. Ich kann es nicht verstehen. Schaffen wir es bis zum nächsten Landtag, eine komplette Gleichstellung zu schaffen?

Präsident Prof Harry Kopietz: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Der Landtag ist, glaube ich, am 1. Juli, soweit ich das im Kopf habe. Oder wann ist er? (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Der Herr Präsident weiß es sicher!) Ich sage einmal, bis zu diesem Landtag am 1. Juli schaffe ich es.

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke, Frau Stadträtin. - Das war somit die 4. Anfrage.

Wir kommen zur 5. Anfrage (FSP - 01087-2010/0001 - KVP/LM). Sie wurde von Frau Abg Karin Praniess-Kastner gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales gerichtet. (Nachdem das bis dato gültige Wiener Behindertengesetz in seinen Grundzügen aus dem Jahr 1966 stammt und damit nicht mehr zeitgemäß ist, wurde Anfang Juli 2009 der Entwurf für ein Wiener Chancengleichheitsgesetz vorgelegt. Die Beschlussfassung ist bis dato noch nicht erfolgt. Wann ist mit der Vorlage des Entwurfes zum Wiener Chancengleichheitsgesetz an den Wiener Landtag zu rechnen?)
Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Sehr geehrter Herr Präsident! 

Ganz besonders herzlich möchte ich auch alle Damen und Herren auf der Galerie heute hier begrüßen.

Liebe Frau Abgeordnete, Sie fragen, wie es um das Wiener Chancengleichheitsgesetz steht. Wir haben ein gültiges Behindertengesetz, das allerdings nicht mehr der Diktion entspricht, die wir gemeinsam wollen, und auch viele Leistungen, die wir anbieten, noch nicht vorsieht. 

Wie Sie richtig feststellen, sind die Vorbereitungen für die Erlassung eines neuen Gesetzes für Menschen mit Behinderungen schon vor längerer Zeit begonnen worden. Es gab einen intensiven Dialog mit den Betroffenen. Mein Ziel ist es ganz besonders, einen Paradigmenwechsel herbeizuführen, der sich auch im Gesetz widerspiegeln muss, dass Menschen mit Behinderungen das Recht auf Normalisierung haben und das Recht haben, ein Teil des normalen - und ich spreche normal unter Anführungszeichen aus - Lebens zu sein. Dazu ist es auch ganz besonders wichtig, eine umfassende Auseinandersetzung darüber zu führen. 

Es ist eine komplexe Materie deshalb, weil das derzeit gültige Behindertengesetz ein altes Gesetz ist und die Leistungen, die die Stadt bietet, derzeit schon weit über das hinausgehen, was im Behindertengesetz normiert ist. Das jetzt sozusagen in ein wirklich neues Gesetz zu gießen, dem sprachlich und inhaltlich gerecht zu werden, ist nicht einfach. Mein Ziel ist es, dass individuelle Beratung, Begleitung, Betreuung, Qualifizierungs-, Beschäftigungs- und Arbeitsmaßnahmen unter Berücksichtigung der persönlichen Interessen und wirklich des individuellen Bedarfs des einzelnen Behinderten und der einzelnen Behinderten abgebildet werden kann.

Im Konkreten möchte ich Ihnen antworten, dass es entsprechend den legistischen Richtlinien unserer Stadt bereits einen Entwurf gegeben hat, der dem internen und externen Begutachtungsverfahren unterzogen wurde. Somit hatten alle, die Parteien im Verfahren sind, die Gelegenheit zur Stellungnahme. Im Anschluss an das Begutachtungsverfahren gab es ausführliche Gespräche mit der Interessensvertretung der behinderten Menschen. Beauftragt von mir waren diese Gespräche mit dem Ziel, die Anregungen, die im Rahmen der Stellungnahme der Interessensvertretung für behinderte Menschen gekommen sind, möglichst weit zu berücksichtigen. Es gibt einen unfassenden Informationsaustausch zwischen der für die legistische Umsetzung zuständigen MA 40, dem Fonds Soziales Wien und der Interessensvertretung. Dieser Dialog ist noch nicht zu Ende.

Um Ihre Frage, wann das Gesetz vorgelegt wird, ganz konkret zu beantworten: Mein Ziel ist es, dass wir ein Gesetz vorlegen, in dem möglichst allen Vorschlägen der Betroffenen Rechnung getragen werden kann. Das wird ein Kompromiss sein, und sobald wir den erreicht haben, wird dem Wiener Landtag das Gesetz vorgelegt.

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke. - Die 1.Zusatzfrage wird gestellt von Frau Abg Praniess-Kastner. Ich bitte darum.

Abg Karin Praniess-Kastner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Vielen Dank, Frau Stadträtin, für den ersten Teil, Sie haben auch schon einige Stichworte genannt, die mich gleich zu meiner nächsten Frage führen. Sie haben die Interessensvertretung behinderter Menschen genannt, die ja nach § 46 angehört werden soll. Es ist Gott sei Dank gelungen, mit der Interessensvertretung einen intensiven Dialog zu machen. 

Sie haben auch den FSW erwähnt, der dafür zuständig ist, auf Grund des Gesetzes diese Förderrichtlinien zu erstellen. Es ist allerdings ein Nachteil, dass nicht vorgesehen ist, dass die Interessensvertretung angehört werden kann oder angehört werden muss, wenn es um diese Förderrichtlinien geht. 

Meine ganz konkrete Frage lautet: Frau Stadträtin, können Sie sich vorstellen, gesetzlich zu verankern, dass es eine Anhörungspflicht der Interessensvertretung gibt, wenn es um die Erstellung der Förderrichtlinien durch den FSW geht?

Präsident Prof Harry Kopietz: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Frau Abgeordnete!

Es ist in nächster Zukunft - ich glaube, noch im Laufe des Aprils - ein Termin mit der Interessensvertretung ganz konkret bei mir. Ich bin natürlich über alle Schritte und alle inhaltlichen Diskussionen, die bisher in den Arbeitsgruppensitzungen stattgefunden haben, sehr gut informiert. Das ist auch ein Punkt, und ich habe hier schon zugesagt, dass ich sehr gerne bereit bin, mir anzuschauen, ob und wie so etwas rechtlich verankerbar ist. 

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke. - Die nächste Frage stellt Herr Abg Harwanegg. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Volkmar Harwanegg (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Frau Stadträtin! Sie sind in Ihrer Anfragebeantwortung schon auf einige Aspekte des geplanten neuen Gesetzes eingegangen, auch in der Frage der Einbindung der Interessensvertretungen. Ich möchte daher gleich zur Frage kommen: Wie und in welchem Ausmaß wurde die Interessensvertretung für behinderte Menschen in die bisherigen Gespräche mit einbezogen?

Präsident Prof Harry Kopietz: Frau Stadträtin, bitte. 

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Herr Abgeordneter!

Entsprechend den legistischen Richtlinien wird zu jedem Gesetzentwurf, wenn es intendiert ist, ein internes und externes Begutachtungsverfahren durchgeführt, und dieses ermöglicht es dann, zum Entwurf zunächst einmal Stellung zu nehmen. Von dieser Möglichkeit hat die Interessensvertretung der behinderten Menschen erfreulicherweise in sehr umfangreicher Art und Weise Gebrauch gemacht und Stellung bezogen. 

Es war aber für mich nicht ausreichend, jetzt einfach nur diese Stellungnahme zu haben, sondern auf Grund der geäußerten Bedenken und Vorschläge habe ich angeordnet, dass es eine Arbeitsgruppe zur Überarbeitung des Entwurfes geben wird und gegeben hat, und zwar mit jenen, die mit der legistischen Umsetzung des Entwurfes betraut sind. Das ist insbesondere die MA 40, das ist im operativen Bereich auch der Fonds Soziales Wien.

Es wurde eine Arbeitsgruppe mit MA 40, Fonds Soziales Wien und der Interessensvertretung der behinderten Menschen eingerichtet. Diese ist zu vier Arbeitsgruppensitzungen, die jeweils mehrere Stunden gedauert haben, zusammengetroffen. Es gab insgesamt 36 Forderungspunkte der Interessensvertretung, die Forderungen reichten von der Aufnahme einer Präambel ins Wiener Chancengleichheitsgesetz bis zu der Forderung, nähere Bestimmungen betreffend Werkstätten- und Wohnräte ins Gesetz aufzunehmen. 

Mein Ziel ist, ein Ergebnis vorlegen zu können, mit dem alle sehr gut leben können, und dass wir diesen großen Fortschritt in der Wiener Behindertenpolitik auch miteinander tragen und miteinander transportieren können. Die Wünsche der Interessensvertretung möglichst weit zu berücksichtigen, ist daher mein Ziel. Es ist in vielen Punkten schon gelungen, ich möchte hier nur zwei erwähnen. In einigen Bereichen ging es um Begrifflichkeiten, wo wir jetzt Definitionen anders gemacht haben. Aber es wurde auch bereits zugesagt, dass ausdrücklich klargestellt wird, dass kein Regress auf Einkommen von Angehörigen, Eltern, Ehegatten, eingetragenen Partnerinnen und Partnern erfolgen und auch ein allfälliges Vermögen nicht angerechnet wird. 

Es gibt jetzt noch einige Punkte, wo es unterschiedliche Positionen gibt. Hier sehe ich aber sehr gute Möglichkeiten, dass wir auch zu einem Kompromiss kommen. Was für mich dabei ganz besonders im Fokus und im Zentrum ist, sind jene Punkte, die die Frage der Behindertenpolitik im Engeren betreffen. 

Was meines Erachtens in dieser Arbeitsgruppe und auch bei der Gesetzwerdung nicht zu diskutieren ist, sind grundsätzliche Entscheidungen, die die Stadt Wien, die der Gemeinderat der Stadt Wien getroffen hat, Organisationsstrukturen wie zum Beispiel die Frage, dass der Fonds Soziales Wien nun einmal der Fonds Soziales Wien ist. Das ist eine Entscheidung, die hier im Gemeinderat im Jahr 2004 getroffen wurde und die ich jetzt nicht bereit bin, hier wieder aufzurollen. Aber hinsichtlich aller Dinge, die im engeren Sinn mit Behindertenpolitik zu tun haben, bin ich sehr frohen Mutes, dass wir ein gutes Ergebnis werden vorlegen können.

Präsidentin Marianne Klicka: Danke, Frau Stadträtin. - Die nächste Zusatzfrage hat Herr Abg Dr Günther gestellt. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Dr Helmut Günther (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Stadträtin!

Sie haben jetzt ein paar Mal auf die Interessensvertretungen und auch auf die Einbindung hingewiesen. Was war einer der Gründe? Seit 1996 ist das alte Gesetz also schon lange nicht novelliert worden. Warum hat man erstens einmal die Interessensvertretungen nicht schon vor dem Begutachtungsverfahren eingebunden? Das hätte sicher das eine oder andere ausgeräumt, denn im Anhang daran hat die Interessensvertretung, glaube ich, 50 Seiten an Stellungnahme abgegeben. 

Es hat aber nicht nur die Interessensvertretung Stellungnahmen abgegeben, sondern auch die Behindertenanwaltschaft. - Funktioniert mein Mikrophon nicht? (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Ich konzentriere mich sehr, daher geht es! - Der Redner verändert den Winkel, in dem er ins Mikrophon spricht.) Ist es so besser? (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: So ist's besser, ja!) Okay. 

Es waren nicht nur die Interessensvertretungen, sondern auch die Behindertenanwaltschaft, der Hauptverband, die Arbeiterkammer, also eine ganze Reihe von Institutionen. Meine Frage: Sind diese auch eingebunden, oder ist jetzt nur die Interessensvertretung eingebunden? 

Ein Punkt hat sich überall durchgezogen, und zwar die Verschlechterung im § 12, wo nur mehr von Hilfsmitteln ausgegangen wird und die Pflege ausgelassen wird. Ist das jetzt im Zuge des schon ein Jahr lang dauernden Prozesses aufgenommen worden, oder ist es noch heraußen geblieben? Das heißt also, wie viel ist von diesen Einwendungen aus dem Begutachtungsverfahren im neuen Entwurf umgesetzt?

Präsidentin Marianne Klicka: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Danke schön, Frau Präsidentin!

Wie gesagt, es gab 36 Punkte, die von der Interessensvertretung angesprochen wurden. Sehr viel mehr als zwei Drittel sind bereits ausgeräumt, und wir sind noch nicht am Ende dieses Prozesses. 

Grundsätzlich bin ich der Meinung, auch im Hinblick auf das Thema Normalisierung, dass die Vorgangsweise, die hier gewählt wurde, die richtige ist, nämlich zu sagen: Es gibt ganz klare Regeln, wie ein Gesetzentwurf zustande kommt, es gibt ganz klare Regeln, wie dann zu begutachten ist. 

Aber Folgendes ist der wesentliche Punkt, und deswegen sehe ich jetzt schon ein besonderes Privileg in der Rolle der Interessensvertretung für behinderte Menschen, die hier meiner Meinung nach - ich sage es so, wie ich es finde - wichtiger ist als die Rolle, die zum Beispiel die Arbeiterkammer oder die Ärztekammer, die hier auch begutachten konnten, haben. Nachdem das Gesetz legistisch von der zuständigen Abteilung vorbereitet wurde, es intern angeschaut wurde, extern die Kritikpunkte oder Anregungen vorliegen, ist jetzt die Interessensvertretung die Organisation, die die behinderten Menschen vertritt, wo man sich all diese Fragen noch einmal anschaut. 

Ich denke, dass diese Vorgangsweise eine sinnvolle ist, weil auf Basis dessen, was die Beamtinnen und Beamten des Hauses, die mit der Legistik betraut sind, aber auch jene, die mit dem Vollzug betraut sind, erarbeitet haben, alle auf gleicher Ebene die Möglichkeit zur Stellungnahme haben. Die besondere Rolle hat die Interessensvertretung für behinderte Menschen, die sich jetzt in einem sehr, sehr umfassenden und auch langen Prozess sehr dafür engagiert. 

Da möchte ich mich auch - vielleicht schaut der eine oder andere zu - ganz herzlich bedanken für das große Engagement für die Menschen, die durch die Interessensvertretung eben auch vertreten werden. Ich bin sicher, dass wir eine gute Lösung zustande bringen werden. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsidentin Marianne Klicka: Danke, Frau Stadträtin. - Die 4. Zusatzfrage kommt von Frau Abg Smolik. Ich ersuche sie um die Fragestellung.

Abg Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Frau Stadträtin!

Wir begrüßen sehr, dass es dieses Chancengleichheitsgesetz gibt, es dauert eben sehr lange. Sie haben jetzt sehr viel über die Vorgehensweise gesprochen, und es ist ja nicht das erste Mal, dass wir das auch hier diskutieren. Ich halte sie für nicht ganz so richtig, weil ich glaube, dass man sich die zig Stunden, die Sie jetzt auch angeführt haben, in den Sitzungen mit der Interessensvertretung hätte - unter Anführungszeichen - ersparen können, wenn man die Interessensvertretung und die Betroffenen schon in die Erstellung dieses Entwurfes mit einbezogen hätte. Denn so hätte man alle diese 36 Punkte, oder wie viele es dann auch gewesen wären, schon im Vorfeld diskutieren und einarbeiten können und auch auf der legistischen Ebene klären können, warum manches geht und warum manches nicht geht. 

Jetzt haben Sie noch einmal betont, dass die Vorgehensweise richtig war. Ich bezweifle das, und ich möchte gerne Folgendes wissen: Werden Sie, wenn es noch einmal eine Gesetzesänderung in der Richtung gibt - also nicht beim Chancengleichheitsgesetz, sondern bei anderen Gesetzen - diese Vorgehensweise beibehalten? Das heißt, werden Sie die Interessensvertretung wieder erst nachher hinzuziehen oder sie schon im Vorfeld einbinden?

Präsidentin Marianne Klicka: Bitte, Frau Stadträtin. 

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Frau Landtagsabgeordnete!

Ich glaube, dass dieses Entweder-oder ein bisschen die Realität verkennt, weil das ja intendieren würde - ich glaube nicht, dass Sie das meinen, aber ich sage es trotzdem so -, es gäbe keinen Dialog mit der Interessensvertretung, man würde nicht - nämlich egal, ob es eine Gesetzesnovelle gibt oder nicht - in einem Dialog sein und daher einerseits wissen, wo der Schuh drückt, und andererseits würde man nicht gemeinsam an der Weiterentwicklung der Behindertenpolitik in dieser Stadt arbeiten. Das ist aber ein Trugschluss - ich glaube auch nicht, dass Sie den haben -, sondern es gibt einen sehr engen Dialog mit der Interessensvertretung, mit dem Fonds Soziales Wien, mit der MA 40 und zwar unabhängig von der Frage, ob gerade ein Gesetz novelliert wird oder nicht. 

Wenn Sie sagen, man hätte sich die vielen Stunden erspart: Ich will sie gar niemandem ersparen! Denn ich glaube, dass das sehr, sehr wichtig ist. Das ist ein ganz wichtiges Gesetz für die behinderten Menschen in dieser Stadt, und daher ist es ganz besonders wichtig, hier alle einzubinden, sich die Zeit zu nehmen und hier auch sicherzustellen - das bedeutet nicht, dass man in allen Fragen einer Meinung sein muss -, hier auch den Raum dafür zu geben, eine Grundlage zu haben, über die gesprochen werden kann, und auf Basis dieser Grundlage dann Veränderungen vorzunehmen.

Der Dialog findet statt, ob ein Gesetz novelliert wird oder nicht; wichtig ist einfach, ausreichend Raum zu geben. Sie wissen, glaube ich, dass es mir an sich immer wichtig ist, Dinge auch schnell umzusetzen. In manchen Fragen - und hier ist es eine solche - ist es mir lieber, ein paar Monate mehr Zeit zu haben, aber dann wirklich ein für alle zufriedenstellendes Gesetz vorlegen zu können.

Präsidentin Marianne Klicka: Herzlichen Dank, Frau Stadträtin. - Für die letzte Zusatzfrage ersuche ich Frau Abg Praniess-Kastner um ihre Fragestellung.

Abg Karin Praniess-Kastner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Stadträtin!

Sie haben von einem sehr wichtigen Dialog gesprochen, von intensivem Dialog. Der ist natürlich auch mir sehr wichtig. Ich denke, ein sehr erfolgreiches Modell - wobei dieser Dialog zwischen FSW und Betroffenen sehr, sehr gut gelungen ist, ich denke, da sind wir uns alle einig - war ja die Entwicklung und die Fortführung der Pflegegeldergänzungsleistung. Da ist es sehr, sehr gut gelungen, einen Dialog zu führen und dann ein auf sehr guten Beinen stehendes Modellprojekt in eine Regelleistung überzuführen.

Das Kontrollamt hat die Pflegegeldergänzungsleistung überprüft und hat unter anderem sehr erfreuliche Dinge festgestellt wie die Erhöhung der Unabhängigkeit vom familiären Unterstützungssystem, die Erhöhung der sozialen Kontakte und Teilnahme am kulturellen Leben, aber auch die Verbesserung und Stabilisierung der gesundheitlichen Situation und auch der beruflichen Ziele. Also alles in allem sehr, sehr erfolgreich, und jene Punkte, die das Kontrollamt beanstandet hat, wurden vom FSW sehr gut ausgeräumt, indem der FSW eigentlich die Argumentation der betroffenen behinderten Menschen übernommen hat. 

Frau Abg Mörk, die ja die Vorsitzende der Behindertenkommission ist, hat auch in einer Aussendung festgestellt: Es zeigt sich, dass Wien die UN-Konvention für Rechte behinderter Menschen ernst nimmt und umsetzt. Durch die Pflegegeldergänzungsleistung für Persönliche Assistenz wird in Wien Selbstbestimmung für Menschen mit Behinderung ermöglicht.

So weit sind wir alle sehr erfreut, wie es bisher gelungen ist, und ich denke, Sie werden sich jetzt meine letzte Frage vorstellen können: Frau Stadträtin, können Sie sich vorstellen, in nächster Zeit die Pflegegeldergänzungsleistung, die sehr erfolgreich für Menschen mit Körperbehinderungen läuft, auch auf Menschen mit Sinnesbehinderungen und anderen Behinderungsarten auszudehnen?

Präsidentin Marianne Klicka: Bitte um die Beantwortung, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Frau Landtagsabgeordnete! 

Ich habe jetzt den Bericht nicht da, deshalb kann ich nur sinngemäß zitieren und - Sie sind mir da offensichtlich voraus - kann nicht wortwörtlich zitieren. Das Kontrollamt hat - und ich teile Ihre Meinung, der FSW hat das sehr gut argumentiert - natürlich schon große Kritik auch an den Kosten geübt, nämlich sehr stark kritisiert, dass die Kosten deutlich über dem sind, was veranschlagt war. Aber im Sinne der Betroffenen war die Stellungnahme des FSW diesbezüglich sehr wichtig. 

Wir haben diese Form der Pflegegeldergänzungsleistung - wie wir auch gemeinsam diskutiert haben - bis zum Jahr 2011 einmal vorgesehen. Wichtig ist, und das besagt ja auch der Titel Pflegegeldergänzungsleistung, das ist nach wie vor meine Position zum Thema der Persönlichen Assistenz, dass das eigentlich ein Teil des Pflegegelds sein müsste und dass es dort auch richtig eingetaktet wäre. Das heißt, die Forderung nach einer nach oben offenen Pflegestufe mit der sofortigen Zusage, dass, wenn das im Bundespflegegeld so geregelt wird, wir auch unser Landespflegegeld dementsprechend in der Sekunde anpassen würden, bleibt weiterhin aufrecht. 

Daher denke ich derzeit nicht an eine Ausweitung, sondern verwende sehr große Kraft darauf, diese meine Forderung umzusetzen. Es schaut nicht wahnsinnig rosig aus, wenn man weiß, wie sozusagen der Budgetpfad im Bund in den nächsten Jahren ist, aber ich denke trotzdem, dass wir dabei bleiben sollten, die Dinge auch richtig zu organisieren. Persönliche Assistenz ist gut, richtig und wichtig, müsste aber vom Pflegegeld abgedeckt werden, und daher ist es in zwar nicht wahnsinnig vielen, aber doch einigen und für die Betroffenen ganz besonders wichtigen Fällen einfach notwendig, zu einer offenen Pflegegeldstufe zu kommen. 

Präsidentin Marianne Klicka: Danke für die Beantwortung. - Somit ist die Fragestunde beendet. 

Wir kommen nun zur Aktuellen Stunde. Der Klub der Wiener Freiheitlichen hat eine Aktuelle Stunde mit dem Thema „SP-Novelle des Wiener Landes-Sicherheitsgesetzes - Beruhigungspille vor der Wahl" verlangt. Das Verlangen wurde gemäß § 39 Abs 2 der Geschäftsordnung ordnungsgemäß beantragt. 

Ich bitte den Erstunterzeichner, Herrn Abg Mag Gudenus, die Aktuelle Stunde zu eröffnen, wobei ich bemerke, dass seine Redezeit mit zehn Minuten begrenzt ist. Für weitere Wortmeldungen bringe ich in Erinnerung, dass sich die Damen und Herren Abgeordneten nur einmal zum Wort melden dürfen und ihre Redezeit mit fünf Minuten begrenzt ist. - Bitte, Herr Mag Gudenus.

Abg Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Schönen guten Morgen, meine sehr geehrten Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen im Landtag!

Wir behandeln heute wieder ein brisantes Thema in der Aktuellen Stunde. Heute geht es um das schon sehr lange bekannte, aber vielfach vernachlässigte Problem der organisierten Bettelei oder Bettelmafia. Auch das Verhalten der Parteien, vor allem der SPÖ und der anderen Parteien, will ich hier kurz beleuchten:

Wir wissen, dass vor allem in der Innenstadt von Wien, auch im Stationsbereich von vielen Verkehrsmitteln, in Einkaufsmeilen, in Märkten, auf öffentlichen Plätzen sich in den letzten Jahren eine regelrechte Bettlerszene entwickelt hat. Immer öfter trifft man diese Bettler an, und man trifft darunter in den letzten ein, zwei Jahren vor allem Behinderte an. Strafunmündige Minderjährige sind eher in den Hintergrund getreten, aber immer noch gibt es ganz selten Frauen mit Kleinkindern, die trotz des Verbotes nach wie vor ihrem Geschäft auf Kosten der Kinder nachgehen. Dieser Umstand ist ganz besonders verwerflich, da sich diese Bettler in einer sehr, sehr großen Abhängigkeit befinden und entgegen den Menschenrechten regelrecht ausgebeutet werden.

Die Wiener haben bisher dieses Bettlerunwesen sehr, sehr geduldig ertragen. Aber sie bemerken immer öfter, dass es sich eben nicht nur um Bedürftige handelt, sondern fast ausschließlich um ausgebeutete Menschen aus Osteuropa, die letztlich missbraucht werden, die keine Zukunft haben und die vor allem keine Chance haben, aus ihrer Armut herauszugelangen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Seit 1.7.2008 ist das Betteln mit Kindern nach dem Wiener Landes-Sicherheitsgesetz unter Strafe gestellt. Das Vorschieben von wehrlosen Kindern ist also verboten, und es ist nicht zu akzeptieren. Verboten sind in Wien auch das aufdringliche, aggressive Betteln und das organisierte Betteln. Man sieht also, der Druck der FPÖ hat sich ausgezahlt, und die SPÖ hat schon damals die Forderung der FPÖ zumindest teilweise übernommen. Seit Inkrafttreten dieser gesetzlichen Bestimmungen wurden kontinuierliche Anzeigen wegen Betteln mit Kindern erstattet. Das heißt, es wird auch exekutiert. 

Auch heuer im Frühjahr - jetzt, wo es wärmer wird - sieht man ein Ansteigen des Bettlerunwesens. Kinder gibt es weniger, aber immer mehr Leute mit Versehrungen und Behinderungen. Man sieht also, dass die bisherigen Bestimmungen nicht ausreichen. Sie haben zwar ihren Sinn, aber sie reichen nicht aus. Die Wiener Linien haben schon einen ersten Schritt in die richtige Richtung getan, und sie haben auch erkannt, dass es sich hier so gut wie ausschließlich um organisierte Kriminalität handelt. Sie warnen in regelmäßigen Abständen vor Dieben und Bettlern und ersuchen die Fahrgäste, Spenden lieber an anerkannte karitative Organisationen zu leisten.

Oder es wurden zum Beispiel in anderen Bundesländern in Österreich, etwa Salzburg und Tirol, schon generelle Bettelverbote erlassen, so wie es die FPÖ auch fordert. In der Gemeinde Fürstenfeld zum Beispiel wurde vorletztes Jahr ein Bettelverbot auf öffentlichen Plätzen in der Stadt erlassen, und es gibt einen Strafrahmen bis zu 218 EUR. Trotz Protesten der SPÖ, der GRÜNEN und des BZÖ befand das Land diese Bestimmung für verfassungskonform: Weder das Grundrecht auf Privatsphäre noch jenes auf öffentliche Freiheit wurde verletzt. 

Trotzdem bekommt man immer zu hören, vor allem von den linken Gutmenschen: Das sind doch Menschen! Das sind doch Menschen, wie kann man nur, es handelt sich doch um Menschen. - Ja, ganz genau: Eben weil es Menschen sind, ist es richtig, ein generelles Bettelverbot einzuführen! Das ist das Hauptargument: Es handelt sich um Menschen. Weil es Menschen sind, die von der Bettelmafia wie Tiere gehalten und ausgebeutet werden, braucht man ein generelles Bettelverbot!

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir fordern eben ein Bettelverbot, damit diese Menschen nicht versklavt und ausgebeutet werden. Sie werden ja in der Früh mit Bussen herangeschafft, an Geschäftsstraßen und Supermärkten ausgesetzt und am Abend wieder eingesammelt, und sie müssen das erbettelte Geld abgeben. Sie haben überhaupt nichts davon, und die Mafiabosse im Hintergrund bereichern sich. Das ist menschenverachtend, und da gilt es eben anzusetzen. 

Bei einem Verbot wird kein Bettler mehr geschickt, um für die Mafia Geld zu kassieren, beziehungsweise werden bald keine Leute mehr geschickt, wenn dieses Verbot auch exekutiert wird. Es muss strikt exekutiert werden, man muss es dieser Mafia so ungemütlich wie möglich machen. Es ist menschenfreundlich und eben nicht menschenfeindlich, sich für diese armen Menschen und gegen die mafiösen Strukturen einzusetzen! (Beifall bei der FPÖ.)
Wer Bettelei in diesem Stil weiter zulässt, der ist für eine Unterstützung der Bettelmafia und für eine Ausbeutung der Schwächeren. Das muss man auch offen aussprechen. Das ist eben die Sklaverei im 21. Jahrhundert, hier mitten in Europa, und daher braucht es ein generelles Bettelverbot. 

Diese Novelle, die heute beschlossen wird und der wir zustimmen, ist ein Schritt in die richtige Richtung, ein weiterer Schritt in die richtige Richtung, obwohl mir persönlich ein bisschen der Glaube fehlt, weil es auch um die Umsetzbarkeit und die Exekutierbarkeit geht. Wir wissen genau, dass so gut wie jeder Bettler auf Wiens Straßen ein Fußsoldat der Bettlermafia ist, da gibt es so gut wie keine Ausnahmen. Man braucht nur die Polizei zu fragen: Die sind täglich auf der Straße unterwegs, die sehen ganz genau, wie hier der Stand der Dinge ist. Es gibt auch schon eine polizeiliche Kooperation mit Polizisten aus den Herkunftsländern, zum Beispiel zwischen Polizisten aus Rumänien oder Bulgarien und den österreichischen Polizisten, um auch in die Szene eindringen zu können.

Meine sehr geehrten Kollegen! In der Theorie ist das gewerbsmäßige Verbot ein generelles Bettelverbot, daher sieht die FPÖ ihre Forderung teilweise erfüllt. Das ist wieder ein Erfolg. Es gab zuerst das Kinderbettelverbot, jetzt kommt heute das gewerbsmäßige Bettelverbot hinzu. Man sieht, dass hier die SPÖ unserem Druck langsam weicht und in die Knie geht. Man sieht, konsequente Politik zahlt sich aus, und die SPÖ ist lernfähig.

Aber es ist trotzdem - das muss man auch sehen - etwas eigenartig, dass rein zufällig vor der Wiener Wahl, die jetzt naht und vor der Sie sich anscheinend schon sehr fürchten, dass vor dieser allentscheidenden Wiener Wahl, die wir heuer bestreiten, plötzlich solche Maßnahmen umgesetzt werden. Vor der Wiener Wahl spielt man plötzlich den starken Mann, redet man plötzlich von Hausordnung, von Ordnung und Sicherheit. Das war Ihnen aber in den letzten Jahren nicht sehr wichtig! Dieses Spiel ist sehr, sehr durchsichtig, und die Bevölkerung durchschaut das auch. Vor der Wiener Wahl tun Sie so, als würden Sie plötzlich auf die Wünsche der Wienerinnen und Wiener eingehen, daher handelt es sich auch nur um eine reine Beruhigungspille vor der Wiener Wahl.

Denn wenn man es genauer betrachtet, geht es bei diesem Bettelverbot, bei dem gewerbsmäßigen Bettelverbot, um die Beweisbarkeit, um die Exekutierbarkeit: Was ist gewerbsmäßig, und wer handelt so? Das alles ist im Einzelfall sehr, sehr schwer zu erforschen und zu betrachten. Darum geht es aber, und daher wäre ein generelles Bettelverbot, so wie wir es fordern, nämlich ein ausgesprochen generelles Bettelverbot expressis verbis, das einzig effiziente Mittel. Nur dann hätte die Exekutive eine echte Handhabe, und das wünscht sich auch die Polizei. Die Polizei wünscht sich ja, so eine Handhabe zur Verfügung gestellt zu bekommen, damit sie wirklich durchgreifen kann. Aber Sie handeln - so wie immer, und vor allem jetzt vor der Wiener Wahl - nach dem Motto: „Wasch mir den Pelz, aber mach mich nicht nass!" Es sind typische Halblösungen, die hier umgesetzt werden. 

Ich darf hier auf eine Anfrage verweisen, die ich im März letzten Jahres an den Bürgermeister gestellt habe. Ich habe ihn wortwörtlich gefragt: „Die Wiener Wahl rückt näher, Sie werden sich natürlich auch in sicherheitspolitischen Fragen auf eine vernünftige Basis begeben müssen. Wann kommt endlich eine Verschärfung des Bettelverbots?" Der Herr Bürgermeister hat gesagt: „Völlig unabhängig von den Wahlen sage ich Ihnen: Mit Sicherheit gar nicht, solange ich hier Bürgermeister bin, denn das halte ich für menschenunwürdig." - So viel zur Glaubwürdigkeit!

Es ist auch sehr interessant, wie sich hier die Diktion der SPÖ anscheinend geändert hat. Ich darf aus der Begründung des Beschlussantrages zitieren, es steht drin: Belästigung von Bürgern durch Gruppen, Suchtmittelabhängige, Obdachlose, Mitglieder organisierter Bettelbanden, verwahrlostes Auftreten. - Na hallo, bitte, das sind doch Menschen! Wie kann man so über Menschen reden?

Wo ist der Aufschrei der GRÜNEN? Das frage ich mich auch. Hätten wir das gesagt, hätten wir das so formuliert, dann hätte es wieder geheißen: „Typisch FPÖ, typisch FPÖ-Hetze!" Und Sie gehen mit den gleichen Argumenten her - das ist doch, bitte, eigentlich eine Farce! Oder wenn Herr SPÖ-Klubchef Siegi Lindenmayr im Weblog der Wiener Bettellobby schreibt - das habe ich heute auf dem „Standard.at" gefunden -: Er schreibt vom Herankarren von moldawischen Bettlern, die sich absichtlich verstümmeln und danach organisiert das erbettelte Geld abnehmen lassen. Haben Sie plötzlich etwas gegen Moldawier? Wenn wir das schreiben würden, dann würde es gleich heißen: „Hetze gegen einzelne Bevölkerungsgruppen, Hetze gegen Ausländer!" Aber Sie dürfen das anscheinend tun.

Und was sagen die GRÜNEN dazu? Gar nichts ... (Abg Claudia Smolik: Wir haben uns aufgeregt ... - Weitere Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) Ja, aber in Wirklichkeit ist es eigenartig mit den GRÜNEN: Da hat die Polizei einen erfolgreichen Schlag gegen die georgische Einbrechermafia gelandet, und Sie zeigen die Polizei an! Das ist das Spiel der GRÜNEN, es ist vollkommen eigenartig. Ein erfolgreicher Coup, da wurde eine ganze Mafia aufgedeckt - und Sie zeigen die Polizei an, weil sie hier erfolgreich war? (Widerspruch bei den GRÜNEN.)
Das ist das abstruse Weltbild der GRÜNEN, das völlig verdrehte Weltbild der GRÜNEN. Aber das soll mir nur recht sein, weil das nicht einmal Ihre eigenen Wähler verstehen. Die rennen ja auch schon davon. Hier stellen Sie sich wieder einmal hinter die Kriminellen, und Sie stellen sich auch hinter die Bettelmafia, weil Sie eben dieses Bettelverbot ablehnen. Sie unterstützen mit der Ablehnung dieses Bettelverbots die Kriminellen, die hinter diesen Bettlern stehen, Sie unterstützen damit die Bettelmafia. (Anhaltende Zwischenrufe bei den GRÜNEN.)
Aber lassen Sie bitte Ihren jakobinischen Eifer! Denken Sie an die vielen Schicksale, die vielen Familien, die dahinter stehen. Denken Sie an die vielen ausgebeuteten und versklavten Menschen - das kann Ihnen doch bitte nicht egal sein! Denken Sie bitte auch an das Wiener Stadtbild, das durch diese Bettler regelrecht verschandelt wird. (Neuerliche Zwischenrufe bei den GRÜNEN.)
An Sie von der SPÖ: Denken Sie in Zukunft vielleicht daran, solche Maßnahmen nicht erst wirkungsvoll vor der Wiener Wahl umzusetzen, sondern schon, wenn die Bevölkerung danach schreit.

Präsidentin Marianne Klicka (unterbrechend): Herr Abgeordneter! Ihre Redezeit ist beendet. Ich ersuche Sie, zum Schluss zu kommen. 

Abg Mag Johann Gudenus, MAIS (fortsetzend): Nur dann kann man Politik wieder wirklich ernst nehmen! – (Beifall bei der FPÖ.)
Präsidentin Marianne Klicka: Als nächster Redner hat sich Herr StR Ellensohn gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

StR David Ellensohn: Frau Präsidentin! (Abg Mag Wolfgang Jung: Heute spricht er nicht im Amerlinghaus, sondern hier ...) Sehr geehrte Damen und Herren! 

Es freut mich, dass heute so viele Leute zuhören. Das ist ganz selten. Man sieht auch gleich, wie hoch hier das Niveau ist, beim Zwischenrufen et cetera. Das ist manchmal noch schlimmer und tiefer. (Abg Anton Mahdalik: Das war dort drüben der Maresch ... - Weitere Zwischenrufe bei der FPÖ.) Sie merken es auch jetzt wieder: Die Höflichkeit hat die FPÖ in diesem Haus tatsächlich nicht gepachtet. Das merkt man auch jetzt wieder. (Ironische Heiterkeit bei der FPÖ.)
Stimmen tut auch inhaltlich das meiste nicht. Ich nütze die Gelegenheit, weil ja die FPÖ wieder glaubt, dass hier eine Bevölkerungsgruppe ist, bei der sie mehr Stimmen macht, als ich ihr wünschen würde. Heute geht es bei dieser Verschärfung des Landes-Sicherheitsgesetzes darum, ob wir Armutsbekämpfung ernst nehmen oder ob wir glauben, dass man Arme bekämpfen muss. 

Ich befürchte, dass auch sehr viele ältere Damen und Herren, die zuhören, zu denen gehören, die knapp mit dem Geld sind und knapp über die Runden kommen. Was in dieser Stadt jetzt leider schon länger gang und gäbe ist, ist das Auseinanderspielen von Menschen mit kleinen Pensionen, die mit ihrem Geld kaum überleben können, dass die ausgespielt werden gegen Leute, die arbeitslos sind und mit ihrem Geld nicht auskommen, weil wir leider eines der niedrigsten Arbeitslosengelder in Europa haben, und ausgespielt werden gegen Leute, die noch ärmer sind und betteln müssen, damit sie irgendwie über die Runden kommen. 

Denn eines wissen schon alle in dem Saal: Niemand sitzt auf der Straße und hat einen Mordsspaß dabei, wenn er betteln muss! Ich bin froh, dass ich das nicht machen muss, Sie sind alle froh, dass Sie das nicht machen müssen. (Abg David Lasar: Sie müssen sich nicht einsetzen für die georgische Mafia ... - Zwischenruf von Abg Veronika Matiasek.) Ich verstehe nicht, dass Sie dazwischenrufen, Frau Matiasek, Sie kommen ja noch dran. Ich habe fünf Minuten und muss mich ständig unterbrechen lassen, ist das nicht unglaublich? (Zwischenrufe bei der FPÖ.)
Meine Mutter ist aus Großbritannien und hat mir irgendwie englische Höflichkeit beigebracht. (Ironische Heiterkeit bei der FPÖ. - Abg Mag Wolfgang Jung: Das ist noch nie aufgefallen!) Das müssen wir da den Leuten auch beibringen! Es ist eine Tragödie da herinnen, so rüpelhaft, wie die FPÖ sich da benimmt - stellen Sie sich vor, wie Sie sich benehmen, wenn wir Ihnen nicht zuschauen können. Jesus Maria! (Beifall bei den GRÜNEN. - Abg Mag Wolfgang Jung: Oder Sie bei diesen Demonstrationen! So spricht der, der bei diesen Demonstrationen ... Scheinheiligkeit in Reinkultur!) 

Herr Jung, Sie sollten sich hinsetzen! Sie dürfen nämlich gar nicht mit mir reden, wenn Sie dort stehen und dort herumschreien, also müssen Sie sich zuerst hinsetzen.

Präsidentin Marianne Klicka (unterbrechend): Ich ersuche den Herrn Abgeordneten, seine Zwischenrufe von seinem Sitzplatz aus zu tätigen. (Abg Mag Wolfgang Jung: Gern, Frau Präsidentin!) Danke schön. (Abg Mag Wolfgang Jung: Das können Sie haben!) Ihr Verhalten muss geschäftsordnungsgemäß sein. (Abg Mag Wolfgang Jung: Ich hoffe, Sie machen es bei Ihren sozialdemokratischen Abgeordneten genauso!)
StR David Ellensohn (fortsetzend): Geht ja! Normalerweise reagiert die FPÖ auf einen Befehl ein bisschen rascher. Die sind ja gewohnt, dass man Kommandos gibt. (Zwischenrufe bei der FPÖ.)
Das heute ist aber leider kein Beitrag, dass irgendjemand 1 EUR mehr Pension kriegt. Das ist kein Beitrag, dass irgendjemand 1 EUR mehr Arbeitslosengeld kriegt. Das ist kein Beitrag, dass irgendjemand einen Arbeitsplatz kriegt, sondern das ist nur ein Beitrag zu sagen: Wir wollen die Armut nicht mehr sehen. Dieses Gesetz heißt: Wir bekämpfen nicht die Armut, sondern die Armen, und weg damit! (Abg David Lasar: Die Mafia muss bekämpft werden!)
Gar nicht, liebe FPÖ! Sie müssen die Sachen beweisen. Das nützt doch nichts mit diesem Stammtischgerede! Nach wie vor sagt die Wiener Polizei: Sie haben diese Mafiaschlösser in Rumänien nicht gefunden. 

Wer wegen dieser Zuordnungen wirklich beleidigt ist, ist zum Beispiel die rumänische Botschaft in Wien, weil die sagen: Wie kommen wir dazu, dass da in Wien dauernd Quatsch erzählt wird von irgendwelchen reichen Leuten, die Schlösser irgendwo in Bukarest oder sonst irgendwo haben, und die werden dann durch die Cents, die sich die Leute da zusammenschnorren und zusammenbetteln können, bezahlt. 

Was ein bisschen schade ist, und das muss ich auch dazu sagen, ist, dass wir jetzt einmal die Gelegenheit haben, dass eine Debatte viele Leute interessiert und es gibt 20 Personen, die im Haus sind und die dieser Debatte gerne hier folgen würden. Es ist das erste Mal, seit ich in diesem Haus bin, dass es nicht möglich ist, dass die alle hereinkommen. Es sind 20 Leute, die stehen draußen, die sind von der Bettellobby, die kümmern sich um die Ärmsten, die schauen, ob diese Geschichten, die erzählt werden, wahr sind. Keiner von uns ist für Menschenhandel. Niemand will, dass Leute ausgebeutet werden. Aber wenn einer arm ist und ausschließlich dafür dort steht, dass er für sich selber das Geld sammelt, da sind wir der Meinung, dieses Betteln muss erlaubt sein, überhaupt keine Frage, überhaupt keine Frage. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Da gibt es engagierte Leute in Wien, die kümmern sich um Menschen, die in Wien leider kein anderes Auskommen finden, die auch gerne einen Job mit anständigem Gehalt hätten und so weiter, und so fort und die das nicht haben. Da gibt es Leute, die kümmern sich darum, die hätten jetzt 20 Sitzplätze in dem Haus gebraucht. Es kommt der SPÖ heute leider sehr zupass, dass es voll ist, nicht in den Reihen der SPÖ, da wäre auch Platz für 20 Leute (Heiterkeit bei den GRÜNEN.), aber da oben ist sehr viel Platz. Da oben ist sehr viel Platz. Und der Vorschlag, den wir gemacht haben, ist - das erste Mal heute übrigens, ich bin seit neun Jahren in dem Haus, das erste Mal in dem Haus, dass jemand nicht hereinkommen darf und auf die Galerie gehen. Und es passt Ihnen, weil Sie alle mit dem Gesetz, das Sie heute beschließen, ein schlechtes Gewissen haben, das wissen wir ja. Sie drehen und wenden sich, haben den Antrag eingebracht und umgeschrieben. Sie ändern die Sachen ab, es passt Ihnen ja selber nicht und Sie schauen zu Boden, wenn man Sie mit den Sachen anredet und Sie erfinden irgendwelche Sachen von ...

Präsidentin Marianne Klicka (unterbrechend): Herr Stadtrat, Ihre Redezeit ist beendet. Ich bitte Sie, zum Schluss zu kommen.

StR David Ellensohn (fortsetzend): Die Redezeit müssen wir ja zumindest auf zwei Minuten strecken, da es vorher nicht möglich war, dass man da ausreden hat können. (Aufregung bei der FPÖ.) Ich finde es demokratiepolitisch ein großes Defizit der SPÖ, dass sie es nicht zulassen kann, dass da 20 Leute von der Bettellobby und anderen NGOs, anderen Organisationen ...

Präsidentin Marianne Klicka (unterbrechend): Herr Stadtrat, ich ersuche Sie noch einmal, Ihre Rede zu Ende zu bringen.

StR David Ellensohn (fortsetzend): ... hier auf die Tribüne kommen. Ich glaube, die Journalisten und Journalistinnen hätten es ausgehalten, wenn da 20 Leute sitzen. (Abg Mag Wolfgang Jung: Geschäftsordnung!). Im Übrigen (Aufregung bei der FPÖ.) sind da auch noch Sitzplätze. (Abg Mag Wolfgang Jung: Geschäftsordnung!) 
Präsidentin Marianne Klicka: Herr Stadtrat, ich habe Sie ersucht, Sie haben eine Minute bereits über Ihre Redezeit verwendet. (Aufregung bei den GRÜNEN.) Ich ersuche Sie, das Rednerpult zu verlassen. (StR David Ellensohn vom Rednerpult ohne Mikrophon: Ich hätte gerne eine Sitzungsunterbrechung, damit diese Leute alle reinkommen können. - Aufregung bei der FPÖ. – Aufregung und Beifall bei den GRÜNEN.)
Nachdem wir in der Aktuellen Stunde auch keine Anträge stellen können (StR David Ellensohn: Sitzungsunterbrechung! Geschäftsordnung! Zur Geschäftsordnung! – Weitere Aufregung bei den GRÜNEN. – StR David Ellensohn: Zur Geschäftsordnung!) und das auch nicht dem Thema zulässig ist, ersuche ich weiter fortzufahren. (StR David Ellensohn: Das ist nicht das Thema! Zur Geschäftsordnung! – Abg Mag Wolfgang Jung: Rufen Sie aus der Bank, Herr Kollege! – Große Aufregung bei den GRÜNEN.)
Als Nächster ist Herr Abg Dr Ulm zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

So ganz unrecht hat die FPÖ mit dem Titel ihrer Aktuellen Stunde nicht. Die SPÖ verteilt schon sehr oft und sehr gerne Beruhigungspillen. Aber das Verbot der gewerbsmäßigen Bettelei ist doch um einiges mehr als eine bloße Beruhigungspille. Das ist schon ein ganz ein großer Wurf, um die Bettelei in Wien in Zukunft zu unterbinden. Und ich glaube, das ist schon etwas, was man anerkennen muss, denn was gewerbsmäßige Bettelei ist, das ist ja nicht das, was sich einige SPÖ-Abgeordnete überlegen und was sie gerne hätten, was gewerbsmäßige Bettelei ist, sondern was gewerbsmäßige Bettelei ist, das gehört zu den ganz wenigen Legaldefinitionen, zu den ganz wenigen Begriffen, die im Strafgesetzbuch definiert sind. Und ich darf Sie auf § 70 des Strafgesetzbuches hinweisen, der gar nicht lange ist und nur aus zwei Zeilen besteht. Da steht: „Gewerbsmäßig begeht eine strafbare Handlung, wer sie in der Absicht vornimmt, sich durch ihre wiederkehrende Begehung eine fortlaufende Einnahme zu verschaffen." Es ist daher ganz klar, dass in Zukunft 99 von 100 Bettelfällen in Wien verboten sein werden und das ist gut so. (Beifall bei der ÖVP.)
Sie werten die SPÖ aber ein bissel auf, sehr verehrte Damen und Herren von der FPÖ, wenn Sie sagen, dass diese Novelle zum Sicherheitsgesetz eine SPÖ-Novelle ist, denn erstens einmal gehe ich davon aus, dass sie von drei Fraktionen in diesem Haus beschlossen werden wird. Und zweitens einmal ist die Idee, das gewerbsmäßige Betteln zu verbieten, sicherlich nicht von der SPÖ. Das lässt sich nämlich sehr leicht nachweisen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wir haben nämlich schwarz auf weiß einen Initiativantrag auf Verbot der gewerbsmäßigen Bettelei bereits am 26. November 2009 eingebracht. Das lässt sich nicht wegdiskutieren. Interessant ist nur, dass dieser Initiativantrag im zuständigen Ausschuss bis heute nicht behandelt worden ist. Und es ist keine besonders elegante Initiative der SPÖ, die Übernahme dieser Idee sich einfach auf die eigenen Fahnen zu heften und jetzt als SPÖ diesen Antrag zu stellen und einen Antrag der ÖVP einfach abzuschreiben. Da haben Sie schon elegantere Methoden gefunden, zum Beispiel beim Hütchenspiel, wo man dann gesagt hat: Ja wir sind der gleichen Meinung, wir machen einen gemeinsamen Antrag. (Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Der ist im Jänner abgestimmt worden!) Aber ich möchte Ihnen ... (Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Wir haben ihn diskutiert im Ausschuss!) Nein, stimmt nicht, nein ... (Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Im Ausschuss!) Frau Stadträtin, Sie haben ihn nur formal auf die Tagesordnung gesetzt. Inhaltlich ist er nicht beantwortet worden und irgendwann einmal werden wir ... (Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Wir haben ihn im Ausschuss diskutiert!) Und irgendwann einmal wird er wohl inhaltlich debattiert werden müssen.

Aber wie auch immer, ich freue mich ja darüber, wenn Sie unsere Ideen aufgreifen. Machen Sie das bitte auch bei anderen Dingen, die die Sicherheit in dieser Stadt betreffen. Da geht es um kommunale Kriminalprävention. Da ist noch mehr notwendig, als bisher passiert ist. Kommunale Kriminalprävention wäre zum Beispiel, endlich etwas gegen das Kleine Glücksspiel zu unternehmen. Den Spielsüchtigen passiert es immer wieder, dass sie auch unter Beschaffungskriminalität zu leiden haben wie die gesamte Umgebung und das ist sicherlich kein Beitrag zu mehr Sicherheit.

Unternehmen Sie endlich etwas gegen die Drogenszene in dieser Stadt, indem Sie mehr Therapieplätze anbieten und schneller Therapieplätze zur Verfügung stellen. Kommunale Kriminalprävention besteht auch in rigorosem Vorgehen gegen die Bettelei, weil das eine Vorstufe für Menschenhandel und Schlepperei bedeutet. Kommunale Kriminalitätsprävention wäre auch eine Verrechtlichung der Prostitution in Wien, wenn wir endlich eine Verlagerung von der Straße in Lokale zusammenbrächten. Kommunale Kriminalprävention bestünde in mehr Sicherheit in öffentlichen Verkehrseinrichtungen, in null Toleranz gegenüber Verschmutzung und Verwahrlosung. Die Wiener Westeinfahrt spottet jeder Beschreibung. Nicht sinnvoll ist es, Verwahrlosung und Graffiti-Schmierereien zu tolerieren, Anstandsverletzungen im öffentlichen Raum zu akzeptieren, Alkoholismus im öffentlichen Raum. Sinnvoll wäre es, endlich eine Stadtwache einzuführen und einen Innenstadtrat mit der Erledigung dieser Probleme zu betrauen.

Sehr verehrte Damen und Herren! Es gibt sehr viel zu tun in dieser Stadt! Packen Sie es endlich an! (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsidentin Marianne Klicka: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau Abg Yilmaz. Ich erteile ihr das Wort.

Abg Nurten Yilmaz (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau Landesrätin! Hohes Haus!

„Beruhigungspille vor der Wahl", heißt die Dringliche Anfrage der FPÖ und ... (Abg Mag Wolfgang Jung: Der Aktuellen Stunde!) Aktuelle, die Anfrage. Die wird sie auch brauchen, denn die FPÖ ist an Hektik, an Alarmismus und an Kriegsrhetorik gar nicht mehr zu überbieten. Also nehmen Sie Ihre Beruhigungspille und die Wienerinnen und Wiener werden es Ihnen sehr danken.

Dieses Gesetz, sehr geehrte Damen und Herren, ist keine Beruhigungspille. Dieses Gesetz bekämpft gewerbsmäßiges Betteln und dessen Hintermänner. Es geht darum, dem organisierten gewerbsmäßigen Betteln einen Riegel vorzuschieben. Wir wollen nicht weiter zusehen, wie Menschen ausgenutzt und instrumentalisiert werden. Es sind oft behinderte Menschen, deren Leid dazu missbraucht wird, die Geldbörsen der Wienerinnen und Wiener zu öffnen. Das Geld bekommen dann die Hintermänner. Die BettlerInnen werden quer durch Europa transportiert, um für andere um Geld zu bitten. Dieses Gesetz macht es weiter möglich, dass Menschen unbeschadet öffentliche Räume und Einrichtungen betreten und benutzen können. Gleichzeitig schränkt dieses Gesetz die bürgerlichen Freiheiten und die Menschenrechte nicht ein. (Abg Dipl-Ing Martin Margulies: Das stimmt nicht!) Für uns (Abg Dipl-Ing Martin Margulies: Nein, das stimmt nicht!) Sozialdemokraten, sehr geehrte Damen und Herren, stehen der Schutz und die Hilfe für Schwächere immer im Mittelpunkt. (Aufregung bei Abg Dipl-Ing Martin Margulies.)
Wir haben das beim Verbot des Bettelns mit Kleinkindern und Kindern vor zwei Jahren deutlich gezeigt und wir zeigen es auch diesmal hier deutlich. Die Stadt Wien unterstützt zum Beispiel seit zehn Jahren verschiedene Projekte im Ausland. Und auch hier werden wir verstärkt Projekte in den betroffenen Gebieten und Regionen unterstützen. Behinderte Menschen dürfen nicht instrumentalisiert werden. Sie dürfen nicht von Wuchern gezwungen werden, in Wien zu betteln. Es darf nicht sein, dass deren Einnahmen zum Großteil von Hintermännern eingestreift werden. 

Was die FPÖ und die ÖVP wollen, ist ein allgemeines Bettelverbot. (Abg Dipl-Ing Martin Margulies: Das macht ihr gerade!) Dazu sagen wir Nein, weil Betteln kein Verstoß gegen ein Gesetz sein darf. Man kann nicht alles verbieten, sehr geehrte Damen und Herren, was einem nicht gefällt. Glauben Sie mir, ginge es danach, dann wären viele Aktivitäten der FPÖ verboten, weil es vielen Menschen nicht gefallen würde. 

Zweitens: Verbieten und Wegsperren ist keine Lösung, für gar nichts, denn sonst wären die Staaten mit den strengsten Gesetzen und den meisten Gefangenen die sichersten. Das ist nicht der Fall, siehe China oder die USA. Darum setzen wir auf ganz bestimmte Einschränkungen des Bettelns und zwar auf solche, die Menschen missbrauchen. (Beifall bei der SPÖ.)
Betteln ist in Wien erlaubt und es wird weiter erlaubt sein. Wir haben keine Veranlassung, daran etwas zu ändern. Die Wiener Polizei hat genug andere Dinge zu tun. Sie braucht sich nicht darum zu kümmern, ob jemand an einer Straßenecke vielleicht um ein paar Cent gebeten hat und sie wird sich auch nicht darum kümmern. Das müsste sie aber, wenn die Forderungen der FPÖ und ÖVP umgesetzt werden würden. (Aufregung bei Abg Mag Wolfgang Jung.)
Ja, nach Ihnen würde man Zuwanderung verbieten, EU verbieten, hundefreie Zonen verbieten, Minarette verbieten, ausländisch Sprechen verbieten. Es gibt unzählige weitere Möchtegernverbote der FPÖ. Wir hätten ein Strafgesetzbuch, das doppelt so dick ist wie heute.

Sehr geehrte Damen und Herren! Es ist uns bewusst, dass wir mit dieser Novelle die Armut nicht beseitigen werden. Wir arbeiten auch daran, die Armut von Grund auf zu beseitigen, siehe unser Verlangen und die Durchsetzung der Mindestsicherung. (Abg Mag Wolfgang Jung: Sie müssen sie aber auch durchsetzen!) Und da müssen wir noch immer die ÖVP bitten und streicheln, denn obwohl es seit zwei Jahren in der Lade liegt, wehren Sie sich heute noch dagegen, es durchzusetzen. Sie wehren sich, die Armut von Grund auf zu verändern beziehungsweise zurückzudrängen. Aber wir werden es mit dieser Novelle mit Sicherheit schaffen, dass sich ein paar Hintermänner weniger noch mehr dicke Autos kaufen können. - Danke für die Aufmerksamkeit. (Beifall bei der SPÖ)

Präsidentin Marianne Klicka: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr Abg Mag Kowarik. Ich erteile es ihm.

Abg Mag Dietbert Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren!

Das Thema der Aktuellen Stunde bezieht sich auf die vorliegende Gesetzesinitiative zur Novellierung des Wiener Landes-Sicherheitsgesetzes, wir haben es schon gehört. Es geht um die Anpassung des Gesetzes in Bezug auf das Bettelverbot, wobei das gewerbliche Betteln verboten werden soll. Mein Kollege Gudenus hat schon ausführlich angeführt, dass es bei diesem Gesetz grundsätzlich womöglich auch Probleme in der Vollziehung geben wird. Es wird sich zeigen, ob die vorgesehenen Bestimmungen ihren Zweck auch wirklich erfüllen können. 

Grundsätzlich sagen wir, wir sind für eine Verschärfung, wir werden diesem Gesetz zustimmen. Unsere Kritik ist in diesem Punkt aber noch eine andere und zwar kritisieren wir, dass bei Sicherheitsproblemen in dieser Stadt immer nur zögerlich vorgegangen wird und das Ganze immer nur dann aufgegriffen wird, wenn es eigentlich schon zu spät ist. Es wird also immer nur reagiert und nicht vorausblickend entsprechend gesetzliche und verwaltungstechnische Vorsorge getroffen. Dass wir jetzt heute dieses Gesetz zur Beschlussfassung bekommen, ist wieder einmal nur Stückwerk. Es behandelt nur einen kleinen Teilaspekt des bei uns vorherrschenden Sicherheitsproblems. 

Gleiche Entwicklungen sind wir ja schon gewohnt in Wien. Wir haben, auch das haben wir schon gehört, immer wieder Beruhigungspillen bekommen beziehungsweise der Wähler bei der Einsetzung verschiedenster Behördenorgane zur Vollziehung verschiedenster Verwaltungsbestimmungen, zum Beispiel. Es gibt da diverseste Organe auch mit diversester Bekleidung und der Wiener Kapperlsalat, sage ich einmal, ist ja schon über unsere Stadtgrenzen hinaus weit bekannt. Wir sagen, da sollte man anders vorgehen. Es ist eben der Vorschlag der FPÖ nach einer Sicherheitswacht und nach einer eigenen Geschäftsgruppe für Sicherheitsfragen. Dieser Vorschlag wäre eine sinnvolle Möglichkeit, in einer Behörde gebündelt Sicherheitsagenden zu vereinen und durch einen Organkörper die Vollziehung zu gewährleisten und die Polizei zu unterstützen. Von der SPÖ hört man immer zuerst, dass die Vorschläge der Opposition untauglich sind und unmöglich sind und dass in Wien sowieso alles in Ordnung ist. Regelmäßig kann aber dann auch die SPÖ auf den Druck und auf die Unzufriedenheit der Bevölkerung, muss darauf reagieren und ringt sich dann zu irgendwelchen halbherzigen Maßnahmen durch. Unausgegorene Schnellschüsse sind meistens dann das Resultat. Wie gesagt, ein Stückwerk davon haben wir heute wieder vorliegen.

Meine Damen und Herren! Also gerade die Forderung der FPÖ nach einer Sicherheitswacht und nach einer einheitlichen Geschäftsgruppe ist nichts Außergewöhnliches. Ich darf Sie darauf hinweisen, dass andere sozialdemokratische Bürgermeister und andere sozialdemokratische Stadtregierungen hier mutiger sind als die Genossen in Wien. Ich weise zum Beispiel auf die relativ neue Ordnungswacht in Wels hin. Dort gibt es nunmehr Bedienstete des Magistrats, die für Ruhe und Ordnung sorgen sollen und die Polizei in ihrer Arbeit unterstützen sollen. Interessant ist, die Stadtverwaltung in Wels bewirbt diese Ordnungswacht mit dem Motto „Ordnung, Sauberkeit und Ruhe“. Sie werden ihn kennen, der Bürgermeister Koits ist auch ein Sozialdemokrat, der wird in den „Oberösterreichischen Nachrichten“ zitiert: „Oberstes Ziel ist Ordnung, Ruhe, Sauberkeit. Die City-Ordnungswacht als Repräsentant der Stadt, als Bindeglied zum Bürger.“ 

Es wäre also endlich auch Zeit, in Wien entsprechend gesetzestechnische Voraussetzungen zu schaffen, um eben im Rahmen unserer Möglichkeiten hier die Polizei bestmöglich zu unterstützen und dem Sicherheitsbedürfnis der Bürger endlich entgegenzukommen.

Meine Damen und Herren! Mir bleibt nur noch wenig Zeit. Vorhin habe ich noch gesehen, dass die Frau Landesrätin im Raum war. Lassen Sie mich nur ganz kurz noch auf eine andere Sicherheitsfrage ... (Amtsf StRin Sandra Frauenberger steht zwischen zwei Bankreihen.) Ah, Sie sind eh da, ich habe nur Ihren Rücken gesehen. Lassen Sie mich noch einmal ganz kurz auf das Wiener Prostitutionsgesetz Bezug nehmen. Wir haben schon in der Früh darüber diskutiert. Noch einmal: Die gesetzlichen Bestimmungen, die derzeit vorherrschen, sind nicht genügend. Sie haben es ja vorgelesen, es weiß allerdings keiner im Bezirk, weder die Polizei noch die Damen der Nacht, die dort herumstehen, wo die 150 m Entfernung von einem Tagesheim aufhören und wo sie anfangen. Dieses Gesetz ist in Wirklichkeit nicht vollziehbar. Es gibt seit Monaten, wenn nicht seit Jahren schon unseren Vorschlag, hier eben eine generelle Verbotszone zu schaffen und die Straßenprostitution auf wenig oder nicht bewohnte Zonen zu beschränken. Genauso liegt unser Vorschlag auf dem Tisch. Auch das haben wir in der Früh schon gehört, dass man auch Freier in die Verantwortung nimmt und diesbezüglich Verwaltungsstraftatbestände einführt.

Ich darf nur noch darauf hinweisen, meine Zeit läuft ab, dass die Bezirks-SPÖ unseren Vorschlägen inzwischen vollinhaltlich zustimmt und das auch nach außen transportiert. Leider Gottes ist die Rathaus-SPÖ da noch immer nicht aufgesprungen und zeigt sich noch immer nicht beweglich. Wir hoffen, dass sich das ändert, um endlich den leidgeprüften Bürgern eine Hilfe und eine tatsächlich auch umsetzbare Hilfe zu bieten. - Danke schön. (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsidentin Marianne Klicka: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau Abg Mag Vassilakou. Ich erteile es ihr.

Abg Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Verehrte Damen und Herren!

2010 ist das Europäische Jahr gegen die Armut, das Europäische Jahr zu Bekämpfung der Armut. Ein solches Jahr dient nicht nur dem Zweck, dass man sich mit dem Schicksal armer Menschen auseinandersetzt, dass man über die Ursachen forscht und darüber nachdenkt, wie kann ich das Problem an der Wurzel packen und bessere Rahmenbedingungen für alle Menschen, die in Europa leben, schaffen, sondern ein solches Jahr dient auch dazu, dass man vielleicht kurz innehält und sich tatsächlich mit den Biographien armer und sehr, sehr armer Menschen in Wien auseinandersetzt, dass man ihnen Respekt zukommen lässt, dass man sie nicht als „Faulpelze, die auf der Hängematte liegen“ diffamiert und vieles dergleichen mehr, und dass man vielleicht auch etwas weniger Verachtung für sie parat hält, wenn man sich etwas wünschen darf.

Ich möchte Ihnen an dieser Stelle eine Geschichte erzählen, die Geschichte einer älteren Dame, die ich kennengelernt habe, als ich vor 23 Jahren nach Wien gekommen bin, so ziemlich gleich unter den ersten, und deren Namen ich an dieser Stelle verändern möchte: Nennen wir sie der Einfachheit halber Frau Meier. Frau Meier ist inzwischen schon seit über einem Jahrzehnt tot. Frau Meier war Sandlerin, eine der wenigen weiblichen Sandlerinnen, die es seinerzeit in Wien gegeben hat. Sie war 80 Jahre alt, sie übernachtete bei der Heilsarmee, und weil man sich tagsüber in diesen Räumlichkeiten nicht aufhalten durfte, musste sie tagsüber einfach durch die Stadt irren. Frau Meier war Akademikerin, sie war einmal Gemeindebaubewohnerin, sie hatte psychische Probleme, sie ist irgendwann einmal wegen Verwahrlosung delogiert worden, sie kam in die Psychiatrie, sie konnte nicht geheilt werden. Kurzum sie endete ab ihrem 60. Lebensjahr als Sandlerin und starb als solche und war eine der Ärmsten, die man sich in dieser Stadt nur vorstellen kann. Ja, und das wird Sie vermutlich nicht überraschen, tagsüber bettelte Frau Meier ab und zu auch, nicht aggressiv, nicht weiter aufdringlich, sie bettelte einfach, weil sie so wenig zum Leben hatte, dass es mitunter einfach erforderlich wurde, um sich eine Jause leisten zu können. 

Meine Damen und Herren, darum geht es mir bei meinem Beitrag. Mir geht es darum, uns allen klar zu machen, dass diese Novelle, die wir heute beschließen sollen, bewirkt, dass Menschen wie Frau Meier sich in einem Park nicht mehr aufhalten können, ohne dass Menschen wie ich oder wer auch immer hier in diesem Raum meinen, dass Frau Meier übel riecht, dass sie komisch und verwahrlost aussieht, dass sie mich stört, dass sie mir ein bissel Angst macht. (Abg Nurten Yilmaz schüttelt den Kopf.) Ja, ja, ja, mit Ihrem Antrag, Frau Landtagsabgeordnete Yilmaz, bewirken Sie, dass dann die Polizei gerufen wird, dass sie kommt und dass sie Frau Meier wegweisen kann, denn ein Park ist eine öffentliche Einrichtung und diese Änderung, die hier heute beschlossen werden soll, besagt, dass, wenn ein Sandler beim Gebrauch öffentliche Einrichtungen unzumutbar beeinträchtigt, er weggejagt werden kann und falls er oder sie zurückkommt, gibt es 700 EUR Strafe. Das, meine Damen und Herren, bewirken Sie mit diesem Text, der hier heute beschlossen werden soll, und das hören Sie nicht gern! Das hören Sie nicht gern und Sie versuchen davon abzulenken, indem Sie mit hundert anderen Beispielen kommen, aber das bewirken Sie. Sie bewirken, dass Stadtneurotiker und Blockwarte Sandler durch die ganze Stadt weghetzen lassen können und zwar nur deshalb, weil sie Ihnen nicht zu Gesicht stehen. Denn die Art und Weise, wie Sie in den Formulierungen und in den Erläuterungen präzisieren, worum es geht, wenn die Rede davon ist, dass ich auf Grund einer allgemeinen Wahrnehmung mehr oder weniger veranlassen kann, dass die Polizei kommt und jemanden wegschickt, denn er könnte sich so benehmen, dass es öffentlich einen Anstoß erregt, das ist sehr weit gefasst und sehr schwammig. Die Juristen, die hier unter uns sitzen, wissen ganz genau, wovon ich rede. 

Deshalb möchte ich Sie ersuchen, es ist noch nicht zu spät, über diesen Passus sehr wohl auch nachzudenken, ob es wirklich das ist, was wir hier erreichen möchten, denn ich möchte in Erinnerung rufen, dass wir ja das Europäische Jahr gegen die Armut haben und nicht das Europäische Jahr gegen die Armen. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Präsidentin Marianne Klicka: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau Abg Feldmann. Ich erteile es ihr.

Abg Mag Barbara Feldmann (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich bin froh darüber, dass diese Novelle des Landes-Sicherheitsgesetzes stattfindet. Es ist ein wesentlicher Schritt in die richtige Richtung zum Schutz der Bevölkerung. Mir ist es auch relativ egal, ob es sich jetzt hier um einen Wahlkampfschmäh handelt oder ob es die SPÖ verstanden hat oder nicht oder auch von uns abgeschrieben hat. Mir ist wichtig, dass es in Kraft tritt, weil es wirkungsvoll ist und zwar weil man wieder durch Wien gehen kann (Beifall bei der ÖVP.), ohne dass man angebettelt wird von organisierten Banden nämlich und vor allem, dass Frauen und Kinder, aber auch ältere Personen geschützt sind und sich nicht mehr fürchten müssen und aus Angst Geld geben, weil sie sich bedroht fühlen.

Aber es gibt noch einen zweiten Punkt und dabei verstehe ich jetzt die GRÜNEN nicht: Es ist ein wesentlicher Schritt gegen Menschenhandel, es ist ein wesentlicher Schritt ... (Aufregung bei Abg Dipl-Ing Sabine Gretner und Abg Marco Schreuder. – Abg Dipl-Ing Martin Margulies: Von ihnen gibt es ja genug!) Ja, es ist uns wohl allen klar und es ist offensichtlich und ich kann wirklich nicht verstehen, wieso Sie das nicht sehen, dass das organisierte Banden sind mit dem gleichen Outfit, mit gleichem Wollmützerl, mit gleichen ... (Aufregung bei den GRÜNEN.) Und das ist Ausbeutung von armen Personen und wenn ihr das nicht sehen könnt, dann tut mir das wahnsinnig leid. (Große Aufregung bei den GRÜNEN.) Auf jeden Fall ist es Aufgabe der Stadt, wenn es soziale Fälle gibt, sich um diese sozialen Fälle zu kümmern. Dank der SPÖ ist Wien leider zu einer der teuersten Städte geworden allein durch die Gebührenerhöhungen, die viele in die Armut treibt. Aber soziale Fälle, das ist Aufgabe der Stadt, hier ihre Pflicht wahrzunehmen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Es gibt allerdings auch nach Verwirklichung dieses Landes-Sicherheitsgesetzes noch eine Reihe von Punkten, die zum Schutz der Bevölkerung und zur Sicherheit der Bürger erledigt gehören. Es gehört noch genug getan wie zum Beispiel Angsträume beseitigen, Lichtkonzepte erstellen in S-Bahnen, in Parks, in U-Bahnen Zugbegleiter einsetzen, Stationsaufsichtspersonen, Notrufsäulen oder auch Videoüberwachung. Es ist wichtig, dass verwahrloste Gegenden oder Gegenden mit Graffiti-Schmierereien, die ja bekannterweise Verbrechen anziehen, gesäubert (Abg Godwin Schuster: Jemand, der mit der U-Bahn fährt, weiß, dass es das gibt.) und in Ordnung gehalten werden. Ich kann Sie leider nicht verstehen. (Abg Godwin Schuster: Jemand, der mit der U-Bahn fährt, weiß, dass es das gibt.) Jemand, der mit der U-Bahn fährt - das sind zum Beispiel meine beiden Kinder und alle ihre Freunde inklusive meiner und ich muss sagen, man fühlt sich in manchen Stationen derartig unsicher und man fühlt sich derartig bedroht. Ja, es gibt unglaubliche Situationen. Da ist niemand, da ist einfach niemand in der Nacht, am Abend, et cetera. Das gehört einfach geregelt wie es in anderen Städten international auch längst üblich ist, Herr Schuster. (Beifall bei der ÖVP.) 

Übernehmen Sie die Verantwortung! Gehen Sie es an! Es gibt noch genug zu tun! - Vielen Dank. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsidentin Marianne Klicka: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr Abg Lindenmayr. Ich erteile es ihm. 

Abg Siegi Lindenmayr (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe Zuhörerinnen und Zuhörer auf der Galerie!

Ich freue mich über so viele Interessierte und darum möchte ich meine Einleitungssätze vielleicht etwas ausführen. Ich muss mich nämlich leider mit allen drei Oppositionsparteien ein bisschen mehr beschäftigen, denn für all jene, die das seit heute in der Früh mitverfolgt haben: Die Oppositionsparteien betreiben Wahlkampf während wir von der SPÖ (Heiterkeit bei der ÖVP, FPÖ und den GRÜNEN.), wir von der SPÖ mit den Wienerinnen und Wienern, mit der Stadtregierung und mit unseren Abgeordneten arbeiten. Wir arbeiten bis zum 10. Oktober. Wir arbeiten für Wien, für die Lebensqualität in dieser Stadt. Wir arbeiten für die Lebensqualität in dieser Stadt! Das muss einmal klar gesagt werden! (Beifall bei der SPÖ. – Aufregung bei Abg Mag Wolfgang Jung.) Beginnend bei der FPÖ – ja, Sie haben’s notwendig, Herr Jung! Wir beginnen bei der FPÖ. Sie versuchen verzweifelt, sich auch mit dieser Aktuellen Stunde ins Gespräch zu bringen. Ihnen geht derzeit alles schief. Sie treiben ein ganzes Bundesland in den Ruin. Bei Ihnen gibt’s ... (Abg Mag Wolfgang Jung: Schämen Sie sich!) Bei Ihnen gibt’s Korruption und Bestechung und alles ist ... (Abg Mag Wolfgang Jung: Schämen Sie sich! Schämen Sie sich!) Hat es gegeben, ist in den Zeitungen nachzulesen. Und auch die Bundespräsidentin, die Sie da aufgestellt haben, auch mit der ist kein Staat zu machen. Sie ist eine Keller-Nazi und ihr Mann ist überhaupt einer. Das heißt, Ihnen geht alles schief. Sie wollen ständig davon ablenken und daher die Inszenierung dieser heutigen Aktuellen Stunde mit Beruhigungspillen! Die brauchen Sie selber! (Aufregung bei Abg Mag Wolfgang Jung. – Beifall bei der SPÖ.) 

Im Landes-Sicherheitsgesetz, das wir heute beschließen werden, werden in der öffentlichen Darstellung immer zwei Abschnitte vermischt. Das ist einerseits der Abschnitt, der sich mit der Bettelei befasst und der andere Abschnitt, der sich mit dem Wegweiserecht befasst. Bei der Bettelei kommt der Begriff „gewerbsmäßig“ dazu. Das wurde bereits ausführlich erläutert. Und wir schreiben im Initiativantrag ausdrücklich dazu, dass das Betteln für den Eigenbedarf, wenn Menschen in Not geraten sind, weiterhin erlaubt sein soll. Die ÖVP hat hier mit ihrer Rechtsauslegung völlig unrecht, völlig unrecht. Das hat am Mittwoch im „Club 2“ ... (Heiterkeit bei der ÖVP.) Am Mittwoch im „Club 2“ haben Sie das selber ... Das hätten Sie sich ansehen können. Der Sprecher der Polizei, der Herr Peter Goldgruber, der offizielle Sprecher der Polizei hat wörtlich gesagt; „Das Betteln aus einer Notlage heraus wird auch in Zukunft nicht verboten sein.“ Er hat gesagt (Aufregung bei Abg Mag Wolfgang Jung.): „Es gibt erläuternde Bemerkungen im Antrag und danach richten wir uns.“ Mit „wir“ meint er die Polizei. Und er hat noch gesagt: „Seit 30 Jahren bin ich im Polizeidienst und wir haben gemeinsam mit der Stadt Wien immer Lösungen gefunden.“ Und dann hat er noch gesagt: „Ich habe keine Sorge, dass die Menschlichkeit zu kurz kommt.“ Das hat am Mittwoch der Sprecher der Polizei im Fernsehen im „Club 2“ gesagt und da haben viele, viele Menschen zugeschaut. 

Daher haben wir das im Initiativantrag auch so begründet, nämlich das ist die Intention des Gesetzgebers: Es sollen jene unserer Meinung nach zur Verantwortung gezogen werden, die dahinter stecken. Wir wollen nicht die Armen treffen, wir wollen die Organisationen treffen, die gezielt Menschen nach Österreich, nach Wien bringen, um hier zu betteln und denen das Erbettelte auch wieder abgenommen wird. Bis 2008, Sie können sich sicher alle erinnern, haben wir im Straßenbild sehr viele Bettler mit Kindern am Arm gesehen. Es ist uns mit der Änderung 2008 gelungen, das wegzubringen. Jetzt versuchen sie es anders, indem sie Bettelbanden einerseits mit Behinderungen und Verkrüppelungen, aber auch ohne Behinderungen und Verkrüppelungen nach Wien bringen. Jeder, der mit offenen Augen durch die Stadt geht, kann das sehen. Und weil ich da heute von Webseiten zitiert werde, kann ich aus diesen, den GRÜNEN freundlich gesinnten Webseiten auch Einträge von wohlmeinenden (Aufregung bei Abg Dipl-Ing Martin Margulies.) GRÜNEN zitieren. Da schreibt eine Frau B am 19. März, ich oute niemand: „Du kannst zum Reumannplatz fahren und durch die Favoritenstraße gehen. Da wirst du an einem Nachmittag mindestens zehn Menschen mit schrecklichsten Behinderungen sehen. Es gibt welche, die bewegen sich auf allen vieren. Man sieht Missbildungen, von denen man vorher nicht dachte, dass es sie gibt.“ Oder ein Herr Harald L schreibt um 7.12 Uhr: (Aufregung bei Abg Marco Schreuder.) „Also wenn wir abseits aller Polemik wirklich verstümmelten schwerbehinderten Personen, wie auch immer diese Behinderungen zu Stande gekommen sind, helfen wollen, empfehle ich, der Gegend um den Reumannplatz, Favoritenstraße einen Besuch abzustatten, weil hier so getan wird, als wäre das alles frei erfunden.“ Also nicht nur wir alle sehen das, wenn wir mit offenen Augen durch die Stadt gehen, auch andere sehen das. 
Die Polizei bekommt ein zusätzliches Instrument. Wien wird keine Bannmeile. In Wien ist Betteln weiterhin für den Eigenbedarf erlaubt und die Stadt Wien wird Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Stadt mit der Polizei mitschicken. Es wird Hilfe vor Ort sofort geben. Wer Arbeit braucht, wird eine bekommen, wenn er das möchte. Es wird auch andere Informationen geben. Also wir sorgen vor, dass es wirklich die Richtigen trifft und nicht die Falschen. Wir haben soziale Verantwortung durch Unterstützung vor Ort. Es gibt vor Ort auch Hilfe in Bulgarien und Rumänien und so weiter. 

Ich möchte zusammenfassend sagen: Einigen geht die Novelle des Landes-Sicherheitsgesetzes nicht weit genug. Anderen ist sie wesentlich zu streng. Beide vertreten extreme Standpunkte und alle blenden die Realität aus, denn nicht jeder, der in Wien bettelt, macht das freiwillig oder hat das notwendig. Menschen ... (Beifall bei der SPÖ.) Genau diese gegensätzlichen Reaktionen von diesen beiden Seiten des Hauses sind der Beweis dafür, ...

Präsidentin Marianne Klicka (unterbrechend): Herr Abgeordneter, ich ersuche Sie zum Ende zu kommen. 

Abg Siegi Lindenmayr (fortsetzend): ... dass wir richtig liegen. Wir sorgen für mehr Lebensqualität für Wien. - Danke für die Aufmerksamkeit. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsidentin Marianne Klicka: Die Aktuelle Stunde ist somit beendet (Abg DDr Eduard Schock: Zur Geschäftsordnung, Frau Präsidentin!). Bei der Aktuellen gibt’s doch nicht zur Geschäftsordnung. (Heiterkeit bei den GRÜNEN. - Abg DDr Eduard Schock: Zur Geschäftsordnung, Frau Präsidentin!) Herr Abg Tschirf zur Geschäftsordnung, bitte, Schock, Entschuldigung.

Abg DDr Eduard Schock (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! 

Es hat gerade eine Präsidiale getagt, wo im allgemeinen Konsens zur Mäßigung aufgerufen wurde, zur besonderen Vorsicht im Umgang mit der Sprache. Und es hat insbesonders der Herr Präsident, aber auch der Herr Klubobmann Lindenmayr zu dieser Mäßigung aufgerufen. Umso unverständlicher ist es daher, wenn der gleiche Klubobmann dieser Mehrheitsfraktion hier herausgeht und in Wahlkampftönen wild um sich schlägt, eine Präsidentschaftskandidatin (Abg Dipl-Ing Martin Margulies: Was ist das zur Geschäftsordnung?), eine Präsidentschaftskandidatin ... 

Präsidentin Marianne Klicka (unterbrechend): Ich ersuche Sie, zur Geschäftsordnung zu sprechen.

Abg DDr Eduard Schock (fortsetzend): Ich bin dabei.

Präsidentin Marianne Klicka (unterbrechend): Ihr Inhalt ...

Abg DDr Eduard Schock (fortsetzend): ... eine Präsidentschaftskandidatin in Zusammenhang mit Keller-Nazi bringt (Abg Dipl-Ing Martin Margulies: Das ist zur Geschäftsordnung? – Aufregung bei den GRÜNEN.) Ja, zur Geschäftsordnung, zur Geschäftsordnung, o ja. Ich verlange zur Geschäftsordnung, ich verlange die Überprüfung eines Ordnungsrufs für den Herrn Klubobmann, weil nachdem, was ich gehört habe, er (Aufregung bei der FPÖ.) gesagt hat, dass die Präsidentschaftskandidatin Rosenkranz ein Keller-Nazi ist. Das ist in dem Wirbel, den er ausgelöst hat, nicht (Weitere Aufregung bei der FPÖ.) eindeutig nachvollziehbar gewesen, aber nach meiner Wahrnehmung nach war das eindeutig so. Und ich bin eigentlich traurig, dass gerade ein Klubobmann, der zur Mäßigung in diesem Haus beitragen sollte, sich so im Ton vergreift. 

Frau Präsidentin, bitte überprüfen Sie das Protokoll. Sollte diese Äußerung gefallen sein, dann hat sich der Herr Klubobmann Lindenmayr einen Ordnungsruf mehr als verdient. (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsidentin Marianne Klicka: Das Wörtliche Protokoll wird uns vorliegen und ich werde diese Aussagen auch überprüfen. 

Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen (Abg Dipl-Ing Martin Margulies: Na, gesagt hat er es! Gesagt hat er es!), gebe ich gemäß § 15 Abs 2 in Zusammenhang mit § 31 Abs 1 der Geschäftsordnung bekannt, dass an schriftlichen Anfragen von Abgeordneten des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien eine Anfrage eingelangt ist. 

Vor Sitzungsbeginn sind von Landtagsabgeordneten des Grünen Klubs im Rathaus ein Antrag eingelangt, des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien vier Anträge. Den Fraktionen werden alle Anträge schriftlich bekannt gegeben. Die Zuweisungen erfolgen wie beantragt. 

Die Abgen Erich Valentin, Ernst Woller, Dipl-Ing Roman Stiftner und Dr Franz Ferdinand Wolf haben am 24. Februar 2010 gemäß § 30b der Geschäftsordnung eine Gesetzesvorlage betreffend Änderung des Gesetzes über die Regelung des Veranstaltungswesens, Wiener Veranstaltungsgesetz, LGBl I für Wien Nr 12/1971 in der geltenden Fassung LGBl Nr 18/2010 eingebracht. Dieser Antrag wurde dem Ausschuss Kultur und Wissenschaft zugewiesen. 

Die Abg Nurten Yilmaz hat am 1. März 2010 gemäß § 30b der Geschäftsordnung eine Gesetzesvorlage betreffend Novellierung des Wiener Landes-Sicherheitsgesetzes eingebracht. Dieser Antrag wurde dem Ausschuss Integration, Frauenfragen, KonsumentInnenschutz und Personal zugewiesen. 

Der Abg Erich Valentin hat am 3. März 2010 gemäß § 30b der Geschäftsordnung eine Gesetzesvorlage betreffend Änderung des Wiener Tierhaltegesetzes, LGBl für Wien Nr 39/1987, zuletzt geändert durch das LGBl für Wien Nr 54/2005 „Haltung von hundeführscheinpflichtigen Hunden“, eingebracht. Dieser Antrag wurde dem Ausschuss Umwelt zugewiesen.

Der Abg Erich Valentin hat am 3. März 2010 gemäß § 30b der Geschäftsordnung eine Gesetzesvorlage betreffend Änderung des Wiener Tierhaltegesetzes, LGBl für Wien Nr 39/1987, zuletzt geändert durch das LGBl für Wien Nr 54/2005 „Behördenzuständigkeit“, eingebracht. Dieser Antrag wurde dem Ausschuss Umwelt zugewiesen.

Der Abg Siegi Lindenmayr hat am 9. März 2010 gemäß § 30b der Geschäftsordnung eine Gesetzesvorlage betreffend das Gesetz, mit dem die Wiener Gemeindewahlordnung, das Wiener Volksbegehrensgesetz, das Wiener Volksbefragungsgesetz und das Wiener Volksabstimmungsgesetz geändert werden, LGBl für Wien Nr 16/1996, zuletzt geändert durch das LGBl für Wien Nr 3/2008, eingebracht. Dieser Antrag wurde dem Ausschuss Integration, Frauenfragen, KonsumentInnenschutz und Personal zugewiesen. 

Nach Beratung in der Präsidialkonferenz nehme ich folgende Umstellung der Tagesordnung vor: Die Postnummern 4, 1, 2, 3, 5, 6 und 7 werden in dieser genannten Reihenfolge verhandelt. Gegen diese Umreihung wurde kein Einwand erhoben. Ich werde daher so vorgehen.

Wir kommen zur Postnummer 4. Postnummer 4 betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Gesetz über die Regelung des Veranstaltungswesens, Wiener Veranstaltungsgesetz geändert wird. Der Herr Berichterstatter hierzu ist der Herr amtsführende Stadtrat und Landesrat Dr Mailath-Pokorny. Ich ersuche ihn, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Hohes Haus! Ich bitte um Zustimmung!

Präsidentin Marianne Klicka: Da zu diesem Tagesordnungspunkt keine Wortmeldung vorliegt, kommen wir gleich zur Abstimmung! Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang in erster Lesung ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Einstimmigkeit fest. Das Gesetz ist somit in erster Lesung einstimmig angenommen.

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. Ein Widerspruch erfolgt nicht. Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtags, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Einstimmigkeit fest. Somit ist das Gesetz auch in zweiter Lesung einstimmig beschlossen.

Wir kommen zur Postnummer 1. Die Postnummer 1 betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Wiener Landes-Sicherheitsgesetz geändert wird. 

Zu diesem Gesetz liegt mir ein Antrag auf Absetzung von der Tagesordnung der Abg Mag Maria Vassilakou gemäß § 17 Abs 6 der Geschäftsordnung des Landtages für Wien vor. Die unterzeichnende Abgeordnete beantragt gemäß § 17 Abs 6 der Geschäftsordnung des Landtags die Absetzung des Geschäftsstücks Post 1, Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Wiener Landes-Sicherheitsgesetz geändert wird, von der Tagesordnung der Sitzung des Wiener Landtages vom 26.3.2010.

Ich bringe diesen Antrag auf Absetzung zur Abstimmung. Wer für die Absetzung dieses Geschäftsstückes ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das sind die Stimmen der GRÜNEN, somit die Minderheit und der Antrag ist somit auch nicht angenommen.

Die Berichterstatterin zur Postnummer 1 ist Frau Amtsf StRin Frauenberger. Ich bitte sie, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatterin Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Abgeordnete! Ich bitte um Zustimmung zum vorliegenden Poststück.

Präsidentin Marianne Klicka: Gemäß § 30 Abs 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General- und Spezialdebatte zusammenzulegen. Wird gegen die Zusammenlegung ein Einwand erhoben? - Das ist der nicht der Fall. Ich werde daher so vorgehen. Die Debatte ist eröffnet. Zum Wort gemeldet ist Frau Abg Matiasek. Ich erteile es ihr.

Abg Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren! (Abg Dipl-Ing Martin Margulies: Jetzt wird der SPÖ Applaus geklatscht von der FPÖ!)
Ich komme gleich zum Gesetz selbst. Aber jetzt erlauben Sie mir doch, dass ich noch ein paar Worte zum Herrn Klubobmann Lindenmayr sage, der hier den Freiheitlichen Nervosität und Wahlkampfstimmung unterstellt.

Herr Klubobmann, ich glaube, die Nervosität liegt eher auf Ihrer Seite, die liegt auf der Seite der SPÖ. Das sieht man ja bei allem und jedem, was in letzter Zeit, in den letzten Monaten hier in dieser Stadt geradezu – wie soll man sagen – mit großer Hektik und vor allem von großer Panik getragen passiert. Man sieht es aber auch, wenn man die letzten Wahlergebnisse in den Bundesländern betrachtet. Und ich glaube, da hat die SPÖ keinen Grund zu jubeln. Natürlich, Wien ist anders. Wir wissen das. Ich glaube trotzdem, wir können hier feststellen, die Panik liegt auf Ihrer Seite und wir gehen ganz ruhigen Gewissens in dieses Jahr, in diese Wahl (Beifall bei der FPÖ.) und auch in unsere politische Arbeit.

Mein Kollege Gudenus hat es angesprochen und das war das Allererste, was mir beim Durchlesen dieses Antrags auf die Gesetzesänderung aufgefallen ist und ich erspare es Ihnen nicht, das jetzt noch einmal anzuführen: Den Grund oder den Hauptgrund, wie dick und fett in der Begründung zu lesen ist, sehen Sie in der Belästigung der Bürger durch den Gebrauch des öffentlichen Raums durch Bettler. Und Kollege Gudenus hat es ja wörtlich vorgelesen, Sie sehen eben hier die Belästigung an erster Stelle, die Sie dann halt in ein Sicherheitsrisiko ummünden.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich habe mir jetzt einmal alle meine Positionen zur Bettelei in Wien ausgehoben und angeschaut. Das war für uns nie der erste Grund! Für uns ist wichtig, dass die Sicherheit gewährleistet ist. Und selbstverständlich zieht die Bettelei - eben vor allem die organisierte Bettelei - einige Sicherheitsrisken nach sich. Sie haben ja das immer abgestritten. Aber plötzlich haben Sie es ja irgendwo auch entdeckt, wahrscheinlich, weil Ihnen die Bürger das auch erzählt haben. Denn genau dann (Beifall bei der FPÖ.), wenn ich hergehe und meine Brieftasche aus Gutherzigkeit öffne und Geld in die hingehaltenen Hände oder in den hingehaltenen Becher gebe, werde ich nicht selten beobachtet, wo ich dann meine Brieftasche wieder hinstecke. Und dann gehen die Damen und Herren einkaufen und dann irgendwann fehlt in Kürze diese Brieftasche oder Geldbörse und das ist ein Sicherheitsproblem! 

Wir haben aber auch, als organisierte Bettlerbanden aufgeflogen sind, gesehen, dass sich diese Personen hier in illegalen Massenquartieren illegal aufhalten, gegen das Fremdenrecht verstoßen. (Aufregung bei Abg Dipl-Ing Martin Margulies.) Also es ist eben so, dass es hier selbstverständlich ein Risiko für die Sicherheit mit sich bringt. (Abg Dipl-Ing Martin Margulies: Ja, im 15. Bezirk der FPÖ-Stellvertreter, bitte.)
Auf der anderen Seite haben wir uns auch immer dagegen ausgesprochen, dass Menschen benützt werden. Und ja, es ist so! Sie haben es ja plötzlich auch erkannt. Das haben Sie uns aber alles vor ein, zwei, drei Jahren, als wir hier darüber diskutiert haben, abgestritten. Sie haben gesagt: Das stimmt nicht! Das gibt es nicht! Ja, hier werden Menschen ausgenützt! Sie werden herangekarrt, aus Bussen geladen, auf Plätze verteilt, in Rollstühle gequetscht, mit Krücken versehen und dann positioniert und sollen hier Geld erbetteln. Ich bin mir sicher, die Menschen, die da betteln müssen, haben von dem Geld nichts. Na, selbstverständlich streifen das die Bandenbosse ein. Das kann man nicht bestreiten und schrittweise kommen Sie drauf, dass das wohl doch so ist. 

Und der Herr Bürgermeister sagt: „Eine Verschärfung des Sicherheitsgesetzes bezüglich Bettelei kommt für mich nicht in Frage.“ Na heute haben wir sie! Der Gratiskindergarten ist Reichenförderung, kommt nicht - heute haben wir ihn! Deutsch vor Schuleintritt scheint nicht notwendig zu sein. Wir haben darüber diskutiert! Und so macht es die SPÖ mit allem. Seit Sie merken, dass Ihnen die Felle davonschwimmen, steigen Sie Schritt für Schritt auf viele Forderungen der Freiheitlichen ein. Deswegen haben Sie überhaupt kein Recht, sich da so hinzustellen und das als Ihre Erfindung zu präsentieren. Natürlich, als absolute Mehrheitspartei in dieser Stadt, in diesem Land, vollziehen Sie es halt ganz. Das ist ja ganz klar. Aber dann tun Sie bitte nicht so, dass das Ihre Erfindungen sind, denn Sie greifen ja Vorschläge aus den vergangenen Jahren - und das ist ja alles schwarz auf weiß belegbar - auf und setzen es halt jetzt um, weil Sie Angst haben. Sie haben Angst vor den Wählern, die Ihnen davonlaufen! Das ist der wahre Grund! (Beifall bei der FPÖ.)
Und das ist keine Wahlkampfstimmung, wir werden dem auch zustimmen. Wir sagen ja nur, selbstverständlich ist jeder Schritt ein guter Schritt. Für uns steht nur als sozusagen optimales Szenarium das generelle Bettelverbot im Vordergrund. Und wenn Sie glauben, dass Sie alle Probleme mit dem vorliegenden Gesetz lösen können, dann haben Sie sich sicher getäuscht.

Die Frau Kollegin Yilmaz hat vorhin gesagt, die Wiener Polizei muss sich nicht um die Bettelei kümmern. Ja, wer soll es denn machen? Kriegen wir jetzt eine ... (Abg Nurten Yilmaz: Sie haben ja dafür gesorgt, dass sie nicht ihren wirklichen Aufgaben nachkommen kann!) Sie machen eine Gesetzesänderung, weil Sie vor allem die Bürger im öffentlichen Raum belästigt sehen. Das ist ja ganz offensichtlich Ihr Hauptgrund. Und dann sagen Sie, die Polizei muss sich nicht drum kümmern, weil Sie dieses Gesetz haben. Ich versteh’ Sie jetzt nicht mehr. Aber vielleicht werden Sie uns das ja noch erklären. 

Ja, selbstverständlich muss auch die organisierte Kriminalität, und die organisierte Bettelei ist eine Form der organisierten Kriminalität, natürlich durch die Exekutive bekämpft werden. (Abg Nurten Yilmaz: Genau, aber nicht die einzelnen Menschen!) Durch wen den sonst? Ich glaube, da sind wir uns doch einig. (Beifall bei der FPÖ.) Das heißt, selbstverständlich ist es eine weitere Aufgabe für die Wiener Polizei, die wir ihr heute verordnet haben, dass sie nun die Bettler kontrolliert, die regelmäßig - (Abg Godwin Schuster: Frau Kollegin, Armut kann nicht durch die Polizei bekämpft werden! So kann es nicht sein!) wir reden jetzt noch gar nicht von der Armut - an denselben Stellen dieser Stadt ausgesetzt werden (Abg Godwin Schuster: Aber das kann es nicht sein!) und wir wissen, bei dem Supermarkt X, beim anderen Supermarkt Y, auf diesem Platz, wir kennen sie ja mittlerweile alle, die jeder in seinem Grätzel hat, weil es ja immer dieselben Leute sind, die dort regelmäßig stehen. Jetzt ist es natürlich so, wenn der dort regelmäßig steht, nach dem Gesetz ist es egal, ob er der Masse angehört oder nicht und ob Sie ja wirklich durch dieses Gesetz auf die Hintermänner zugreifen können, sei einmal dahin gestellt.

Und eine Bekämpfung der Armut ist es auch nicht. Als Armutsbekämpfung können Sie es so mit Sicherheit nicht festlegen. Man bekämpft damit wahrscheinlich jetzt einmal in einem ersten Schritt die Missstände, die Sie im öffentlichen Raum orten. Das wollen Sie ja und das ist Ihnen ja auch ganz besonders wichtig. Ja, natürlich ist es wichtig die Missstände, die es im öffentlichen Raum gibt, auch möglichst hintanzuhalten. Aber Sie wollen das Bild, das sich derzeit in Wien bietet, vor der Wahl, so wie es da steht, nicht haben. (Abg Godwin Schuster: Was interpretieren Sie da eigentlich?) Darum geht es Ihnen in erster Linie und deswegen haben Sie - (Abg Godwin Schuster: Sie wollen sie durch die Polizei bekämpfen. Wir wollen es ja nicht!) keine Verschärfung des Bettelverbotes - jetzt umgestellt und haben diese Initiative gesetzt. 

Wie gesagt, wir werden Sie auch unterstützen, das ist ja keine Frage. Aber man muss schon die Kirche im Dorf lassen. Man muss auch wissen, warum Sie jetzt so Ihren Sinn für Ordnung und für Sicherheit entdeckt haben. Das ist ja alles nachzulesen. Man braucht sich nur die Protokolle anzuschauen, Ihre Aussendungen, Ihre Werbung. Seit der Nationalratswahl 2008 geht das.

Da gibt’s plötzlich die Hausordnung. Nie zuvor haben Sie von Spielregeln und nie zuvor haben Sie von Hausordnung gesprochen! Plötzlich haben wir das alles und das hätten wir uns längst sparen können, denn die Missstände bestehen seit 20 Jahren. Herr Kollege Schuster, weil Sie so dagegen argumentieren, der Herr Kollege Lindenmayr hat in seiner Rede gemeint, es ist vollkommen richtig dieses Verbot erstellt worden, dass mit Kindern nicht gebettelt werden darf. Selbstverständlich, das ist ja überhaupt keine Frage, das haben wir auch gerne unterstützt. Seither ortet er die Missstände, dass durch Behinderte und so weiter gebettelt wird. Das hat er gesagt. Das war davor genauso! Das gibt es schon seit Jahren! Das ist nicht erst seit dem Verbot der Kinderbettelei! Das ist nicht richtig! Die Bettler mit den Krücken, mit den Rollstühlen sind teilweise sogar mit Kindern oder neben den bettelnden Frauen mit Kindern gewesen! Die gibt es genauso! Das hätte man alles in einem Zug mit dem Verbot der Bettelei mit Kindern auch regeln können. Ich meine, Sie sind ein bisserl spät dran. Wir hätten uns vielleicht vieles ersparen können, wenn Sie früher reagiert hätten. Aber das haben Sie nicht getan.

Diese Sorgen um die Sicherheit und die öffentliche Ordnung, die Sie jetzt orten, die Sie völlig richtig bei den Bürgern orten und jetzt auch sozusagen übernommen haben, diesen Sorgen könnte man natürlich viel besser entgegenwirken. Da hat selbstverständlich das Land, die Stadt Wien auch einen Auftrag dazu. Ich wiederhole es und ich weiß nicht, zum wievielten Mal: Selbstverständlich ist ein eigenes Sicherheits- und Ordnungsorgan des Landes Wien, der Stadt Wien in Form einer Wiener Sicherheitswacht oder einer Stadtwache ein Gebot der Stunde. Genau in diesem Bereich wären zum Beispiel gut ausgebildete Personen im Zusammenspiel mit der Polizei genau die richtigen. Kein Kapperlsalat, keine hunderttausend Ordnungstruppen. Ein ordentlicher Sicherheits- und Ordnungskörper in Wien würde sehr, sehr viel bringen.

Sie sagen heute noch so ganz entschieden Nein dazu. Wenn man das Verhalten und die Meinungsschwenks der Sozialdemokraten in den letzten Monaten beobachtet, dann sagen wir, es besteht ja doch noch Hoffnung, dass Sie vielleicht eines Tages eine bessere Einsicht haben und wir dann plötzlich auf der Tagesordnung eines Ausschusses oder in einer Sitzung einen Initiativantrag von Ihnen vorfinden. Es wird Ihnen wahrscheinlich ein neues Wort dazu einfallen. In der Sache wird es wahrscheinlich dasselbe sein. Es wird ein bisserl halbherziger organisiert sein, aber Sie werden Ähnliches sicher noch einbringen. Davon bin ich felsenfest überzeugt.

Ich bringe daher auch heute erneut den Beschlussantrag auf die Einsetzung einer Wiener Sicherheitswacht ein.

Meine sehr geehrten Damen und Herren von der SPÖ! Schauen Sie nicht nur auf das, was man oberflächlich sieht, sondern auch dahinter. Es ist wichtig, das Elend zu bekämpfen, aber auch die Ausnützung der Gutherzigkeit der Wienerinnen und Wiener. Ich glaube, das sollte man auch berücksichtigen. Viele unserer Mitbürger sind sehr gutherzige Menschen. Die Österreicher und die Wiener spenden gerne und kommen vielen notleidenden Menschen auch freundlich und offen entgegen. Was in den letzten Jahren in Wien eben durch diese organisierte Bettlermafia abgelaufen ist - und wenn es oft nur einmal zwei Euro waren oder auch mehr -, hat schließlich die Menschen auch um ihr Geld gebracht, weil vor allem das Geld nicht dort angekommen ist, wo sie es gerne sehen würden, nämlich wirklich bei den armen Menschen.

Armutsbekämpfung ist wichtig, das ist überhaupt keine Frage. Wir haben in Österreich 400 000 Menschen an der Armutsgrenze, aber wir werden die Armut allein mit der Novelle dieses Sicherheitsgesetzes nicht bekämpfen können. Dazu braucht es andere Maßnahmen und deshalb werden wir uns auch, weil uns die armen Menschen in dieser Stadt selbstverständlich ein Anliegen sind, darum kümmern. Ich kann Ihnen nur eines sagen: Wenn es nach der FPÖ geht, braucht kein Mensch in dieser Stadt zu betteln. Das ist unsere felsenfeste Überzeugung und dahin müssen wir steuern. Auf der anderen Seite (Beifall bei der FPÖ.) ist es aber natürlich wichtig, dass die Sicherheit und Ordnung in dieser Stadt verstärkt gewährleistet werden. 

Wir werden dem Antrag zustimmen und ich bitte Sie daher auch, geben Sie sich einen Ruck und überlegen Sie, dass eine Wiener Sicherheitswacht ein sehr sinnvolles und gutes Instrument ist, für die Sicherheit in Wien zu sorgen. (Beifall bei der FPÖ.)
Präsident Heinz Hufnagl: Als nächster Redner hat sich Herr StR Ellensohn zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

StR David Ellensohn: Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 

Als ich den Antrag zum ersten Mal in die Hände bekommen habe, habe ich natürlich schon gleich gewusst, von wem er kommt, aber als ich ihn gelesen habe, hätte ich ihn vom Inhalt, vom Stil und von der Faktenlage der Freiheitlichen Partei zugeordnet. Das wäre logisch gewesen. 

Nicht logisch ist, dass die Sozialdemokratie ihn einbringt, und da gibt es in meinem engeren Freundeskreis Leute, die sagen: „Was bist du denn schon wieder enttäuscht, diese Dauerenttäuschung muss doch irgendwann dazu führen, dass du ein anderes Urteil bekommst.“ Ich gehöre aber zu denen, die nichts davon halten, wenn sich ein Grüner darauf zurückzieht, dass die Grünen die Guten sind und die richtige Position haben. Das nützt nämlich der guten Position alleine zu wenig, wir brauchen Mehrheiten für die richtigen und guten Positionen in dem Land, und deswegen werde ich ausnahmsweise tatsächlich versuchen, Sie zu überzeugen, diesen Antrag zurückzuziehen. 

Die Argumentation wird aber nicht von mir alleine kommen, dieses Fremdschämen, so heißt das, glaube ich, habe ich sonst nicht so drauf, aber in dem Fall muss man sich für diesen Antrag schämen, der hier eingebracht wird, und ich glaube, das beeindruckt Sie wahrscheinlich weniger, wenn das ich bin, aber Sie kennen das mittlerweile vermutlich aus dem eigenen Umfeld. 

Diese Verschärfung des Landes-Sicherheitsgesetzes, dieses Bettelverbot, das von ÖVP und FPÖ hier ausdrücklich begrüßt wird und auch als solches wahrgenommen wird, ist in den Kreisen der Sozialdemokratie umstritten. Und diese vielen WählerInnen da draußen, die heuer noch eine Spur interessanter sind für Ihre Partei wie sonst, sind schwer irritiert und Sie wissen das, weil Sie kriegen wahrscheinlich die gleichen E-Mails wie wir. Bei uns heißt das dann freundlicherweise, dieses Mal werde ich dann Grün wählen, bei Ihnen heißt das wahrscheinlich umgekehrt, dieses Mal wechsle ich von der SPÖ zu den GRÜNEN, jetzt ist es soweit. 

Und jetzt möchte ich die Kritik daran damit beginnen, dass wir einmal zuerst darüber reden, wie dringend denn dieser Antrag ist. Das Normale, das Sie als SPÖ machen, wenn Sie einen Antrag mit einer Gesetzesänderung haben, ist, Sie schicken ihn in eine Begutachtungsschleife. Dann bekommen NGOs und andere, die Wirtschaftskammer, die Arbeiterkammer, die Gewerkschaften, in dem Fall die Armutskonferenz oder die Caritas und so weiter, die Möglichkeit, eine Stellungnahme abzugeben. Dann liest man die Stellungnahmen durch, und dann kann man sich ein besseres Bild machen. Manchmal ist etwas so dringend, dass sich das nicht ausgeht. 

Diese Dringlichkeit kann ich hier nicht sehen. Warum Sie vorbeiarbeiten, nämlich nicht nur an den aufgezählten NGOs, sondern wieso sieht nicht einmal der Fonds Soziales Wien diesen Antrag dann, wenn er schon an die Fraktionen herumgeschickt wird. Die Irritationen haben nicht nur wir gehabt, als wir Leute angerufen haben und gesagt haben, ist das euer Ernst, dass die SPÖ das macht und die sagen, von welchem Antrag redest du, den habe ich nicht. Serienweise war das die Antwort. Nicht einmal alle GemeinderätInnen hier im Haus haben ihn gekannt, sondern es haben ihn ein paar gemacht miteinander und eingebracht, offensichtlich von oben genehmigt, denn ich glaube nicht, dass in dem Fall etwas passiert, das der Bürgermeister nicht haben will. Also, mit der Erlaubnis von Häupl werden fünf Frauen vorgeschickt, die den Kopf herhalten müssen für diesen Antrag. Für diesen Antrag dürfen sich die fünf schämen und alle anderen, die heute zustimmen. 

Wir werden auch, ich darf das nicht beantragen, aber wir werden heute auch eine namentliche Abstimmung beantragen, damit sich auch jeder und jede Einzelne von Ihnen sicher sind, dass er oder sie diesem Antrag zustimmen will. Da wird es dann nichts nützen, sich kurz hinter die Bank zu stellen, was ja manchmal für den einen oder die andere die Lösung ist, sondern Sie können alle dann sagen: „Ja, das will ich, ich will eine Verschärfung des Landes-Sicherheitsgesetzes, ich will ein Bettelverbot in Wien.“ Das kann dann der einzelne SPÖler sagen, in der Fraktion der GRÜNEN werden alle Nein sagen, weil wir das alle nicht wollen. 

Was sagt der Initiativantrag? Die Begründung beginnt mit einem Satz, der lautet: „In letzter Zeit treten verstärkt Personen auf, die Wien offensichtlich organisiert und ausschließlich deshalb aufsuchen, um zu betteln." 

Von der Qualität her, „in letzter Zeit treten verstärkt Personen auf", keine Zahlen, keine Fakten, keine Belege, Stammtisch, irgendwas, etwa wie „ich habe den Eindruck, das ist so.“ Die sind nicht organisiert, sondern offensichtlich organisiert, kein einziger Fakt, keine einzige Zahl begründet entweder die Dringlichkeit oder überhaupt die Notwendigkeit, sondern da steht einfach, das nehme ich so wahr, subjektiv, fertig aus. Diese Art der Begründung kennen wir in dem Haus, aber normalerweise versuchen Sie, ordentlicher zu arbeiten. 

Sie haben sich dann immerhin durchringen können, einen Satz herauszustreichen – in dieser Unterlage ist er geschwärzt -, der auf die Verwahrlosung abzielt. Und das finde ich auch gut, dass Sie den herausgestrichen haben, weil die Verwahrlosung hätte am Ende Sie selber getroffen, weil der Antrag ist die politische Verwahrlosung der Werte der Sozialdemokratie. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Dieser Antrag will im Wesentlichen, dass alles, was gewerbsmäßiges Betteln heißt, verboten ist. Aber die Gewerbsmäßigkeit ist ein so breiter Begriff, dass schon die Wiederholung von etwas unter Gewerbsmäßigkeit fällt. Einmal einen Euro noch nicht gewerbsmäßig, zweimal einen Euro, könnte schon gewerbsmäßig sein. So wird das von Juristen auch ausgelegt. Ganz sicher sind alle gemeint, - weil die stehen ja extra und trotzdem noch in der Begründung - die versuchen, sich mit dem Betteln eine fortlaufende Einnahmequelle zu verschaffen. Wer also bettelt, um sein eigenes Leben zu organisieren, um sich selber fortlaufend eine Einnahmequelle zu verschaffen, der fällt da drunter. Das ist der erste Satz von diesem Antrag. Also das heißt, wer bettelt, damit er selber damit überleben kann, soll es nicht mehr tun. 

Was soll denn der Mensch sonst machen? Und sagen Sie mir bitte nicht, arbeiten, weil diese Arbeitsplätze haben viele andere Leute auch nicht, das würden sie ohnedies gerne machen. Der erste Satz heißt, wir verbieten Betteln. So steht es da drinnen und alle, die der deutschen Sprache mächtig sind, und das sind wir hier alle, sind in der Lage, das genau zu interpretieren. 

Neben diesem „gewerbsmäßig" ist das Zweite, das uns auch aufstoßt, die Art und Weise, welche Gruppen denn in Zukunft überall weggewiesen werden dürfen. Nämlich nicht Menschen, die mit Kindern etwas tun, sondern etwa, ich will in den Westbahnhof hinein und es steht eine größere Gruppe Leute vor den Türen und ich kann nicht durchgehen und die stehen so da, dass ich nicht durchkomme, also wenn ich subjektiv das Gefühl habe, das ist mir unangenehm. Also, wenn fünf Obdachlose am Rand stehen und ich links durch eine Türe gehen kann, völlig ungehindert und niemand tut mir was, dann kann ich, dann kann ein Stadtneurotiker hergehen und sagen, das gefällt mir nicht. Und die Polizei hat in Zukunft die Aufgabe, dem nachzukommen und die Leute wegzuweisen. Und wenn die gleichen Fünf an einen anderen Ort weitergehen und das noch einmal tun, dann kassieren sie alle 700 EUR Strafe. 700 EUR Strafe, wer soll das denn bezahlen? Die stehen zuerst da und sind obdachlos, die betteln eventuell, das ist in dem Fall gar nicht notwendig, das muss man dazu sagen, für diese Wegweisung ist das nicht notwendig, es genügt, wenn sie dort stehen und es stört jemanden. 

Aber irgendein Bürger in dieser Stadt sagt, das will ich nicht und Sie geben der Polizei die Handhabe, die im Übrigen nicht froh ist über solche Gesetze, weil die kriegen das genauso, da kommt einer und erklärt den Leuten auch, bitte wegweisen, und die Polizei muss dann handeln auf Grund dieser Gesetzeslage. 

Das ist sehr bedauerlich, dass Sie das so einbringen. Das sehe aber nicht ich alleine so, sondern hätten Sie eine Begutachtung gemacht, die erst ich für Sie vornehmen werde, und wir insgesamt für Sie vornehmen, dann hätten Sie Stellungnahmen von der Armutskonferenz, vom Verein Wiener Wohnungslosenhilfe, von „Augustin" einholen können. Das sind die drei Stellungnahmen, die ich Ihnen zur Gänze vorlesen werde, damit es nachher nicht heißt, das haben wir nicht gewusst, was die sagen. Die werden im Protokoll stehen, so wie sie normalerweise dem Akt beigelegt gewesen wären, so wie wir das alle normal lesen hätten können. 

Jetzt haben diese Organisationen alle spät reagieren müssen, aber sie haben es alle gemacht und diese Stellungnahmen liegen vor. Es liegen auch noch weitere vor, die werden Sie sich auch anhören müssen, weil Ihnen Maria Vassilakou und Martin Margulies die anderen Stellungnahmen von der Bettellobby, von Neustart, von der Caritas und von SOS-Mitmensch vorlesen werden. Und ich verrate wahrscheinlich nicht zuviel, aber alle diese aufgezählten Organisationen sind schwer enttäuscht von der Sozialdemokratie. 

Das ist nicht mein Privatbild, sondern alle, die ich da aufzähle, da sind Organisationen dabei wie der Arbeiter-Samariter-Bund, das Hilfswerk, das Rote Kreuz, die alle speien sich an, wenn sie den Antrag lesen, und denen wird schlecht dabei, wenn sie sehen, wie die SPÖ zunehmend verwahrlost, auf Grund irgendwelcher Umfragen, die offensichtlich in Ihren Augen notwenig waren, um den Fehler zu machen, den Sie schon lange machen, schon seit Mitte der 80er Jahre, nämlich nachzurennen, wo man nicht nachlaufen soll. Das hat bis jetzt nicht funktioniert, das ist ja das, was mich am meisten wundert, neben der inhaltlichen Kritik. 

Das ist eine komische Strategie. Sie ist jedes Mal danebengegangen und wird immer wieder fortgesetzt. Das ist sehr, sehr bedauerlich. Die Sozialdemokratie hat sich aber leider hie und da, und das kann ich Ihnen nicht ersparen, in Wortmeldungen wirklich persönlich desavouiert und ich habe auch ganz kurz die Gelegenheit gehabt, persönlich darüber zu reden, aber wenn der Klubobmann der Sozialdemokratie auf die Homepage, auf den Blog der Bettellobby, rund um die Diskussion über dieses Gesetz Folgendes schreibt - und das muss man ungekürzt vorlesen, weil sonst glaubt man es fast nicht –, also Siegi Lindenmayr schreibt: „Insbesondere durch Mandatare der Grünen wurden bewusst Teile des Initiativantrages miteinander vermengt, die sich einerseits mit Bettelei und andererseits mit dem Wegweiserecht befassen. Aus diesem Grund haben die GemeinderätInnen, die den Initiativantrag eingebracht hatten, die taxative Aufzählung der Gruppen inklusive den Begriff verwahrlost streichen lassen. Interessant finde ich“, so Siegi Lindenmayr, „jedenfalls, dass so manche Personen offenbar das Herankarren von moldawischen Bettlern, die sich absichtlich verstümmeln und danach organisiert das erbettelte Geld abnehmen lassen, begrüßen, denn genau gegen diese Gruppe beziehungsweise deren Hintermänner richtet sich die Änderung dieses Gesetzes.“ 

Es haben sich natürlich alle anständig aufgeregt über den Text und haben sich gewundert, wie man so entgleisen kann. Bei einer schriftlichen Fassung ist das doch nicht so leicht denkbar. Es passiert fast allen irgendwann beim Reden, aber beim schriftlichen Abfassen überlegen doch die meisten, bevor sie auf Senden drücken, und nachdem es da einen großen Sturm der Aufregung gegeben hat, hat sich Siegi Lindenmayr - entschuldigt ist der falsche Ausdruck - sondern hat sich über diese Selbstverstümmlerbanden noch einmal ausgelassen, und diese Antwort lautet dann so, und das ist quasi die Antwort auf seinen eigenen Vers: „Mein Kommentar war im medizinischen Sinn sicher unkorrekt. Das tut mir leid und ich antworte Ihnen hier gerne, um Missverständnisse zu vermeiden. Ich hatte unter anderem zum Beispiel jene Person vor Augen, die sich, bevor die Umbaumaßnahmen auf der Friedensbrücke begonnen haben, in der Mitte der Brücke auf ein Bein gesetzt hatte, um vorzutäuschen, es gäbe nur mehr das andere. Nach ein paar Stunden Sitzen kann das vermutlich nachhaltige Beeinträchtigungen für das eine Bein nach sich ziehen. Das meinte ich und nicht, dass sich jemand die Beine abhackt. Oder jene Person, die mit Krücken unter dem Arm die Alser Straße recht flott entlang gegangen und auf dem Julius-Tandler-Platz mit den Krücken nur mehr gehumpelt ist.“ 

Es ist alleine das Reden von Selbstverstümmelung geschmacklos. Als ob irgendjemand einen Spaß daran hätte, wenn er aus welchem Grund auch immer leider nicht zwei Arme und zwei Beine hat. Den Leuten prinzipiell vorzuwerfen - und damit jedem Menschen, der betteln muss, um zu überleben, zu unterstellen -, dass er sich irgendwie auf sein zweites Bein setzt, oder dass er sowieso nur humpelt, wenn man ihn sieht, und das generell zu allen Bettlern zu sagen, ist der Sozialdemokratie unwürdig, würde ich gerne sagen, aber das ist offensichtlich das Bild, das Sie heute haben. 

So, und was sagt die Armutskonferenz? Bei der Armutskonferenz sieht man auch immer wieder einen Sozialdemokraten oder eine Sozialdemokratin, es werden auch immer schöne Reden geschwungen, nur halten tut sich an das Programm der Armutskonferenz leider niemand mehr von Ihnen. Die Armutskonferenz fordert Sie auf, diesen Antrag zurückzuziehen. Nachdem die meisten von Ihnen es nicht der Mühe wert gefunden haben, eine E-Mail von der Bettellobby zu beantworten, wo einfach nur die Frage gestellt wurde, was wird denn das, was soll das sein? Und Sie alle haben eine E-Mail bekommen. 

Beantwortet wurde die, wenn auch nicht in der gewünschten Art und Weise, aber die ÖVP hat sich die Mühe gemacht, dass sie ein paar Antworten geschickt hat. Die Sozialdemokratie hat da 55 Abgeordnete mit null Antworten. Kein Einziger und keine Einzige von Ihnen hat es der Mühe wert gefunden, innerhalb der ersten 50 Stunden - vielleicht hat es jemand heute Vormittag gemacht, das kann ich nicht überprüfen – aber keine Einzige hat sich die Mühe gemacht, innerhalb von 50 Stunden auch nur eine Antwort zu schicken. 

Die Armutskonferenz sagt, und das wäre die Stellungnahme, die wir normalerweise alle gelesen hätten, wenn Sie nicht den Weg gegangen wären, jetzt alles dringend und schnell machen zu müssen, so handstreichartig, als ob man hoffen würde, dass es dann nicht auffällt. Es gibt bereits ausreichend Strafbestimmungen, es gibt aber keine rechtliche und subjektive Verunsicherung, die eine beliebige Person aus dem Weg räumen lässt. 

Die Armutskonferenz erinnert die Antragstellerinnen Martina Ludwig-Faymann, Nurten Yilmaz, Silvia Rubik, Barbara Novak und Nicole Krotsch an ihre soziale Verantwortung gegenüber benachteiligten Menschen. Der Antrag läuft nicht nur auf ein generelles Bettelverbot hinaus, sondern auch auf Repression gegen alle, die eine erhebliche Verunsicherung auslösen. Wer das aller sein könnte, wurde im mittlerweile gestrichenen Absatz sogar aufgezählt: Verwahrlost Auftretende, Obdachlose, et cetera. Es gibt kein Recht der Mehrheitsgesellschaft, den Anblick anders aussehender Menschen nicht ertragen zu müssen. Es gibt auch kein Recht, alles, was irgendjemanden in der Stadt subjektiv verunsichert, aus dem Weg zu räumen. Generelle Bettelverbote und menschenrechtswidrige Eingriffe in die Persönlichkeitsrechte von sozialen Randgruppen sind jedenfalls Kennzeichen von Diktaturen und nicht von modernen Demokratien. Durch eine Einfügung der Wortfolge „oder gewerbsmäßiger“ im § 2 Landes-Sicherheitsgesetz würde nahezu jedes Betteln strafbar werden. Bei der Beurteilung, ob eine gewerbsmäßige Begehung vorliegt, wäre mangels einer eigenen Begriffsbestimmung im Landesgesetz die Definition nach § 70 Strafgesetzbuch relevant: „Absicht, sich durch wiederkehrende Begehung fortlaufende Einnahmen zu verschaffen.“ Streng genommen wäre dann nur derjenige nicht strafbar, der nur eine einzige Person anbettelt und zu diesem Zeitpunkt auch keinerlei Vorhaben hat, noch weitere Personen anzuschnorren. (Abg Dr Kurt Stürzenbecher: In Holland!) Ich werde das der Armutskonferenz ausrichten. Aus diesem Gesichtspunkt ist der Schluss naheliegend, dass Bettelei per se gewerbsmäßig erfolgt. Strafdrohung, Geldstrafe bis zu 700 EUR oder 1 Woche Ersatzfreiheitsstrafe. Bereits jetzt gibt es diverse Strafbestimmungen für Verhaltensweisen, für die im Initiativantrag eine weitere Strafbestimmung im § 3 Abs 4 Landes-Sicherheitsgesetz vorgeschlagen wird, insbesondere Störung der öffentlichen Ordnung oder Verletzung des öffentlichen Anstands. Wieso eine weitere Strafbestimmung dem in der Begründung genannten Anliegen der Allgemeinheit auf einen ungestörten Gebrauch öffentlicher Einrichtungen und Plätze zu gewährleisten dienen soll, ist nicht ersichtlich. Ganz allgemein beschränkt sich die Begründung des Initiativantrages auf subjektive Feststellungen, etwa: „in letzter Zeit treten verstärkt Personen auf, die ...“ oder: „kommt es immer wieder zu Belästigungen, ohne objektiv objektivierbare Belege anzubieten. Mit der gleichen Fundierung könnte man genauso gut das Gegenteil behaupten, etwa, in letzter Zeit treten vermindert Personen auf, oder kommt es immer seltener zu Belästigungen. Sämtliche Vorschläge des Initiativantrages zielen auf eine Ausweitung von Strafbestimmungen oder andere Repressionen ab, durch die letztendlich Persönlichkeitsrechte eingeschränkt werden. Solche Einschränkungen sollte der Landesgesetzgeber nicht allein aufgrund subjektiver Vermutungen anstellen.“ 

Die Armutskonferenz fordert die Abgeordneten - das sind die fünf – auf, aus sozial‑ wie demokratiepolitischen Gründen dieser Thematik nicht zuzustimmen und ihn deshalb zurückzuziehen. Das ist die Stellungnahme der Armutskonferenz. Das Schöne daran ist, es muss nur eine von den fünf, nur eine von den fünf, diesen Antrag zurückziehen, er hat nämlich dann zu wenige Unterschriften, und wenn dann niemand dazukommt, dann wäre das einmal für heute erledigt. Also wir brauchen es gar nicht, dass alle fünf das tun, was die Armutskonferenz gerne hätte, wir brauchen eine einzige Person, die nicht nur zwischendurch sagt, das ist schön, was die Armutskonferenz macht und die hat so tolle Veranstaltungen und die hat so schöne Forderungen zwischendurch, aber wenn es dann die Nagelprobe da gibt, dann machen sie, was die SPÖ möchte und nicht, was die Armutskonferenz möchte. 

Und das sind nicht einzelne Menschen, sondern das sind hunderte Personen dort, und der Sozialminister dieses Landes geht wohl dorthin zum Reden Halten, nur umgesetzt wird genau null. Und auf Bundesebene haben Sie wenigstens eine Ausrede, dass Sie eine andere Partei hindert, aber hier zwingt Sie überhaupt niemand. Sie haben keinen Partner notwendig, Sie haben zwei Partner in der Frage, ja, aber Sie haben gar keinen notwendig. Sie müssen das nicht machen. Niemand verlangt von Ihnen, dass Sie das tun. Sie könnten alle, aber es genügt eine Einzige von den fünf, nicht alle, eine einzige muss sagen: „Nein, ich spiele nicht mehr mit, das mache ich nicht.“ Ich weiß, es werden die Listen erstellt und die gesamten Mandate, eine Einzige muss sagen, das ist es mir nicht wert, da spiele ich nicht mit, ich ziehe meine Unterschrift zurück. Und dann muss immerhin ein anderer kommen. 

Die zweite Stellungnahme, eine vom Verband Wiener Wohnungslosenhilfe. Das sind nicht die Sachen, die ich sage, sondern das sind die Sachen, die Ihnen gesagt werden. Ich kann es ja gerne noch einmal aufzählen, wer aller dabei ist, aber nahezu jede Organisation in Wien, die sich um Armut und um arme Menschen kümmert, sagt: „Das ist schlecht, und nicht nur schlecht, sondern mir wird schlecht, wenn ich das lese.“ Das ist ja nicht die Privatmeinung von David Ellensohn oder die Meinung der Grünen, sondern das ist das gesamte Spektrum da draußen, die alle ein Interesse daran haben, dass wir da friedlich zusammenleben. Sie finden niemanden, der Ihnen recht gibt, außer den Leuten, von denen Sie sich zwischendurch gerne distanzieren. 

Der Verband Wiener Wohnungslosenhilfe - aber sie sind auch dabei, nur dass wir gneißen über wen wir reden, da ist dabei das Rote Kreuz und da ist dabei der Arbeiter-Samariter-Bund, das sind ja nicht Organisationen, die Ihnen ganz fremd sind – also, Stellungnahme zu Ihrem Initiativantrag, Verband Wiener Wohnungslosenhilfe: „Sehr geehrte Frau Landtagsabgeordnete! Bezug nehmend auf den von Ihnen am 26. Februar 2010 im Wiener Landtag eingebrachten Initiativantrag zur Novellierung des Wiener Landes-Sicherheitsgesetzes nehmen wir, der Verband der Wiener Wohnungslosenhilfe, Stellung. Wir sind die Wien-weite Vernetzungsplattform mehrerer in der Arbeit mit Wohnungslosen engagierter NGOs und verfolgen mit großer Aufmerksamkeit und Besorgnis Ihre Bestrebungen zur besagten Gesetzesänderung. Wir halten die von Ihnen geplanten Änderungen im Landes-Sicherheitsgesetz aus mehreren Gründen für sehr bedenklich und fordern Sie auf, von der geplanten Gesetzesnovellierung abzurücken. Aus folgenden Gründen lehnen wir die geplante Gesetzesänderung ab: 

1. Der im § 2 Abs 1 des Wiener Landes-Sicherheitsgesetzes eingefügte Zusatz ‚oder gewerbsmäßiger Bettelei’ soll laut Begründung eingeführt werden, um Menschen, bei denen die Absicht der wiederkehrenden Begehung zur Beschaffung einer fortlaufenden Einnahme zu bejahen ist, dieses Verhalten zu verbieten und zu bestrafen. Es wird von Ihnen nicht genauer ausgeführt, was im Rahmen des Landes-Sicherheitsgesetzes unter gewerbsmäßig zu verstehen ist. Mangels einer eigenen Begriffsbestimmung im Landesgesetz muss zur Klärung die Definition im § 70 Strafgesetzbuch herangezogen werden, die bestimmt, gewerbsmäßig begeht eine strafbare Handlung, wer sie in der Absicht vornimmt, sich durch ihr wiederkehrendes Begehen eine fortlaufende Einnahme zu verschaffen. Damit wird Bettelei de facto für alle Personen strafbar, die mit der Absicht betteln, dies mehr als einmal zu tun. Das kommt einem praktischen Bettelverbot gleich, woran auch die in der Begründung angeführte Versicherung, mit der Novellierung kein generelles Bettelverbot schaffen zu wollen, nichts ändert. Ein faktisches Bettelverbot ist aus menschenrechtlicher Perspektive unzulässig. Es beeinträchtigt das durch Art 8 Europäische Menschenrechtskonvention gewährleistete Recht auf Privatleben sowie das allgemeine, aus § 16 Allgemeines Bürgerliches Gesetzbuch ableitbare Persönlichkeitsrecht. Nach der Rechtsprechung beinhaltet das Recht auf Privatleben die freie Gestaltung der Lebensführung, wozu auch die Entscheidung zu betteln zählt. Einschränkungen sind nur dann legitim, wenn sie erforderlich und angemessen sind, um das Persönlichkeitsrecht und das Privatleben anderer, sowie das Rechtsgut der öffentlichen Sicherheit und Ordnung zu schützen. Von der geforderten Erforderlichkeit und Angemessenheit kann im vorliegenden Novellierungsentwurf nicht ausgegangen werden.

2. § 3 Abs 1 Z 3 des Wiener Landes-Sicherheitsgesetzes wird um folgenden Tatbestand erweitert: „... wenn diese Personen andere Personen an öffentlichen Orten beim widmungsgemäßen Gebrauch von öffentlichen Einrichtungen unzumutbar beeinträchtigen.“ Unter § 3 Abs 2 wird eine unzumutbare Beeinträchtigung angenommen, wenn das Verhalten geeignet ist, bei anderen Personen durch unmittelbare Wahrnehmung berechtigten Anstoß zu erregen. Auch in diesem Fall bleibt der Entwurf die Klärung unbestimmter Begriffe schuldig. In Ihren Ausführungen in der modifizierten Begründung zum Initiativantrag führen Sie an, dass Personen, die sich vorwiegend in Gruppen aufhalten, eine erhebliche Verunsicherung auslösen und Bürgerinnen und Bürger unzumutbar beeinträchtigen können. Welches sanktionierbare Verhalten diese Gruppen setzen müssen, geht aus der Begründung nicht hervor. Nachdrücklichkeit ist ebenso wenig gefordert wie Verschulden. Die Frage, vor welchen für die Allgemeinheit unzumutbaren Einschränkungen des Gebrauchs öffentlicher Einrichtungen, die nicht unter den aktuellen Wortlaut von § 3 Abs 1 Landes-Sicherheitsgesetz fallen, die vorgeschlagene Ausweitung schützen soll, bleibt unbeantwortet. Das eröffnet enorme Interpretationsspielräume auf Seiten derer, die das Gesetz zu vollziehen haben, und damit die Gefahr von Willkür und überschießender Interpretation der gesetzlichen Bestimmungen. Damit wird für die Zulässigkeit eines inakzeptablen Umgangs mit einem ohnehin bereits benachteiligten Teil der Bevölkerung der Grund gelegt. Wir sehen dadurch unsere hervorragende Integrationsarbeit, auf die die Stadt Wien zu Recht und mit uns Förderpartnern des Fonds Soziales Wien stolz sein kann, konterkariert. 

3. Wir möchten Sie darauf hinweisen, dass es bereits jetzt diverse Strafbestimmungen gibt, die zum Ziel haben, der Allgemeinheit den uneingeschränkten Gebrauch öffentlicher Einrichtungen zu ermöglichen und die von Ihnen angestrebten Verschärfungen des Landes-Sicherheitsgesetzes überflüssig machen. 

4. Wir finden es bedenklich, dass eine Ausweitung von Strafbestimmungen und gesetzlichen Regelungen, durch die letztendlich Persönlichkeitsrechte eingeschränkt werden, auf Grund von subjektiven Vermutungen zustande kommen. Der Wortlaut der Begründung: ‚dass in letzter Zeit verstärkt Personen auftreten, offensichtlich organisiert oder wie weiter unten, kommt es immer wieder zu Belästigungen’, ist eine subjektive Feststellung, ohne dass von Ihnen objektivierbare Belege angeführt werden. Wir erwarten, dass der Landesgesetzgeber nicht alleine auf Grund von subjektiven Vermutungen Gesetze, die die Persönlichkeitsrechte von Personen einschränken, beschließt. In den letzten Jahren wurden durch die sozialdemokratisch geführte Landes- und Stadtregierung erfolgreiche und professionelle Projekte der niederschwelligen aufsuchenden Straßenarbeit mit benachteiligten und desintegrierten Menschen aufgebaut und etabliert. 

Wir lehnen ein verschärftes Landes-Sicherheitsgesetz, wie Sie es mit Ihrem bestehenden Gesetzesentwurf vorschlagen, ausdrücklich ab, da es unserer Meinung nach gegen die bestehenden integrativen Angebote wirkt und Ausschließungsmechanismen für bereits benachteiligte und ausgegrenzte Menschen in unserer Gesellschaft begünstigt. Wir begrüßen es, wenn andere integrative Wege gefunden werden, um mit desintegrierten und auffälligen Personen in Wien umzugehen. 

Wir, der Verband der Wiener Wohnungslosenhilfe, stehen gerne für konstruktive Gespräche, die zum Ziel haben, eine für alle zufriedenstellende Lösung zu finden, zur Verfügung. Mit freundlichen Grüßen der Vorsitzende und der stellvertretende Vorsitzende, Herr Brückner und Herr Vecka.“ 

Das ist die Stellungnahme des Verbands Wiener Wohnungslosenhilfe, der sogar sagt, eigentlich ist ja auch etwas Positives passiert in der Stadt, und hin und wieder gibt es ein Projekt, das Sinn macht. Aber dieses jetzt ist das Gegenteil davon. Was soll das? Das ist das, was Sie da hören. Von Organisationen die Ihnen nahestehen, bekommen Sie hier einen klaren Aufruf, diesen Entwurf zurückzuziehen. Und Gruppen, die nicht auf Zuwendungen der Gemeinde Wien angewiesen sind, die sagen das noch härter, deutlicher und ungeschminkter. Die Zeitung „Augustin“ hat Ihr Bettelverbot und diesen Antrag in einem Artikel so betitelt: „Sozis erlauben Jagd auf Verwahrloste.“ Ja, „Sozi erlauben Jagd auf Verwahrloste.“ Das ist ein harter Titel, aber Sie müssen einmal überlegen, wer das schreibt. Leute, die Ihnen nicht immer nicht wohlgesinnt sind, aber Sie haben hier eine Linie überschritten, in deren Nähe Sie gar nicht kommen hätten dürfen. Das, was Sie heute machen, ist ja wirklich eine Bankrotterklärung für Sie. Und eigentlich sollte nicht ich mich genieren dafür, sondern Sie sollten sich alle einzeln schämen, und wenn Sie alle am Boden schauen, glaube ich, dass Sie das auch tun. (Beifall bei den GRÜNEN – Abg Dr Kurt Stürzenbecher: Tun sie nur die Kriminalität weiter aufrechterhalten! – Abg Dipl-Ing Martin Margulies: Darüber reden wir noch später, darüber später!) Der Artikel im „Augustin“ erinnert die SPÖ auch an ihre eigene Geschichte. Wir hatten nämlich einen Verwahrlosungsparagraph in diesem Land, der 1974 auf Bundesebene abgeschafft wurde. Und der Text, diesen Text möchte ich allen, die das Protokoll lesen und allen, die jetzt zuhören, zumindest in Auszügen, nicht unterschlagen: „Sozis erlauben Jagd auf Verwahrloste. 1939 begann das nationalsozialistisch verwaltete Wien mit dem Aufbau gigantischer Karteien im Rahmen der erbbiologischen Bestandsaufnahme. Neben Geisteskranken, Alkoholikern, allen Arten von Asozialen, wurde die Kategorie der Verwahrlosten einschließlich aller lebenden Vorfahren und Nachkommen aufgenommen. In der Wiener Zentralkartei waren bis 1943 bereits 700 000 Personen erfasst, wie aus Materialien des Dokumentationsarchivs des österreichischen Widerstands hervorgeht. Diese Menschen wurden als zukünftige Opfer nationalsozialistischer Rassenpolitik ins Auge gefasst. Manche Historiker gehen davon aus, dass die Nazis eine Ausrottung der gesamten als minderwertig angesehenen Unterschichten der Gesellschaft planten.“ 

In der Folge schreibt der Autor Kroboth-Sommer, dass wir diesen Verwahrlosungsparagraphen in Österreich verloren hatten. Das war dann die Kreisky-Ära, an die Sie sich lieber erinnern als an das Gusenbauer-Desaster und die Faymann-Nichtexistenz, und jetzt kommt in diesem Landtag ursprünglich im Antrag sogar das Wort verwahrlost vor. Also, allein das zeigt, wie weit Sie gesunken sind. 

Die anderen reden von Selbstverstümmlern, die sich selber irgendetwas abschneiden, dann sind die Bettler alles Leute, die nur auf Krücken herumlaufen, wenn man sie sieht, ansonsten können sie alle fleißig herumrennen, und dann sind noch die Verwahrlosten drinnen. Also diese Sprachverwahrlosung bei Ihnen, das würde mich genieren. Der Text geht am Ende dorthin, dass man ihnen natürlich nur abverlangen kann, dem Antrag heute nicht zuzustimmen. 

Die Kritik, die wir an diesem Antrag üben, deckt sich mit der Bettellobby, deckt sich mit der Caritas, deckt sich mit dem Roten Kreuz, deckt sich mit Neustart. Das ist eine gemeinsame Kritik von allen, die in dieser Stadt dafür arbeiten, dass Armut abgeschafft wird und dass man den Armen hilft und nicht, dass man hier die Jagd auf die Armen eröffnet. Dass Sie das in Wahljahren immer wieder tun, schmerzt, dass Sie soweit gehen, einen Antrag zu beschließen, den die Freiheitlichen nicht schlimmer hätten formulieren können, ist eine Tragödie, mit der Sie selber zurechtkommen müssen. Armut bekämpfen statt Bettler kriminalisieren. Betteln ist ein Grundrecht. 

Dass sogar hier und heute wieder mehrere Mythen über das Betteln verbreitet werden, die nicht einmal von der Polizei bestätigt werden, finde ich schon bedauerlich. Aber wir sollten uns schon ein bisschen an die Fakten halten. Der rumänische Botschafter ist überhaupt nicht glücklich, dass da in Wien einfach behauptet wird, dass da Banden herkommen und da gibt es irgendwelche Kapos und die kassieren alles ab, und fertig aus, ohne dass irgendjemand hergeht und einen Beleg bringt. 

Der Herr Voves hat in der Steiermark damit begonnen und hat dann so minimale Rückzieher gemacht, weil er hat genau gewusst, das sind lauter Schlösser, sondern niemand hat ein Foto von einem Schloss gemacht, wo irgendjemand drinnen sitzt, der das alles abcheckt. Niemand. Keinem Journalisten und keiner Journalistin konnte eine Adresse gegeben werden, wo sie hingehen sollen. Und er behauptet dies um eine Spur leiser mittlerweile, weil er offensichtlich eingesehen hat, dass das so nicht stimmt. 

Die Bettellobby legt einen Wert darauf, in Erinnerung zu rufen, über wen wir überhaupt reden, wenn wir über die Bettler und Bettlerinnen auf Wiens Straßen reden und versucht, mit ein paar Fakten Leute zu überzeugen, dass der Kampf gegen arme Menschen so auf keinen Fall geführt werden darf. Und die Fakten sind, Menschen mit schwerer Körperbehinderung erhalten in Bulgarien 50 EUR Rente im Monat, das Preisniveau dort ist aber leider 80 Prozent von unserem. IndustriearbeiterInnen in der Nokia-Fabrik im rumänischen Juko verdienen in 12-Stundenschichten, die sie durchaus leisten, pro Monat 250 EUR. Die Arbeitslosigkeit von Roma in Bulgarien, und das ist eine Gruppe, die in Wien bettelt, liegt mittlerweile bei 90 Prozent. Wie in Ungarn mit Roma umgegangen wird, das kann man alles aus dem Programm einer Partei, die mit einer Partei in diesem Haus befreundet ist, herauslesen. 

Der Vorwurf des organisierten Bettelns läuft ja in Wien darauf hinaus, dass hier der Spielraum weit ist. Was heißt denn organisiert Betteln? Das haben wir ja nämlich schon unter Strafe. Wenn zwei, drei Bettler sitzen und sich gegenseitig sehen können, ist das organisiertes Betteln. Das reicht nämlich schon. (Abg Dipl-Ing Martin Margulies: Zumindest der Polizei!) 
Abgesehen davon bin ich ja schon ein bisserl verwundert, dass die Sozialdemokratie und die Gewerkschaft, zum Beispiel, eine Organisationsarbeit leistet und auch will, dass wir alle organisiert sind. Warum sollen alle möglichen Leute dieser Welt organisiert sein, und warum sollen sich nicht auch etwa fünf Punks auf der Mariahilfer Straße ausmachen, wer links und wer rechts auf der Straße steht. Das ist doch intelligent, wenn sie sich zusammensetzen und miteinander darüber reden und sagen, ich stehe bei der U-Bahn-Station und du bei einer anderen. Das wird ja sogar gewünscht, weil die Polizei möchte nicht mehr als vier Punks bei einer U-Bahn-Station haben. Da müssen sie sich aber organisieren, weil wenn sie sich nicht abreden, dann sind ja da zehn und dort null. Da ist es notwendig, sich zu organisieren, und gerade Menschen, die ganz am Ende dieser Gesellschaft stehen und ganz unten stehen auch noch abzusprechen, dass sie miteinander darüber reden, wie sie aus dem Schlamassel halbwegs herauskommen, das hätte ich nicht erwartet, dass Sie das machen. (Abg Mag Sirvan Ekici: Sie glauben doch nicht, dass Sie das Gesetz verhindern können! – Abg Dipl-Ing Omar Al-Rawi: Das Verkaufen von Blumen!) Aber mit dem Gesetz, das sie heute beschließen, geht es keinem einzigen Armen besser, keinem einzigen, niemandem. Kein einziger hat einen Euro mehr im Sack, es geht ein paar Leuten viel schlechter, es werden noch mehr Leute bestraft wie vorher, es sitzen noch mehr wegen Bettelns im Gefängnis, was übrigens ein Vermögen kostet, dass die Leute dann im Gefängnis sitzen und von dem Geld sehr lange leben könnten, wenn sie es bekämen, während sie heraußen sind. Dieses Gesetz hilft keinem einzigen armen Menschen in ganz Europa, es schadet aber einigen armen Menschen. (Abg Mag Sirvan Ekici: Auch den Leuten!) 
Alleine, wenn ich das mache, wenn ich sage, ich überprüfe das Gesetz nur auf einen Punkt, nützt das irgendeinem, der heute arm ist? Nein. Schadet es manchen Leuten, die arm sind? Ja. Nun, warum macht ihr das dann, es ergibt doch überhaupt keinen Sinn, außer dass schon wieder geglaubt wird, man muss das tun, weil sonst kann man diese rot-blauen WählerInnen nicht zusammenfangen, und deswegen tun wir das nicht, was einmal früher gemacht worden ist, dass wir hinter dem Haider nachlaufen, das Asylrecht verschärfen, wenn wir in Opposition sind, und so weiter und so fort. 

Und jetzt machen wir ein Landes-Sicherheitsgesetz, über das sich Herr Ulm freut wie ein Schneekönig. Der hat letztes Mal schon gesagt, es ist Ostern und Weihnachten zusammen. Ich weiß gar nicht, wie es ihm dieses Mal geht, ja. Das war nämlich vor zwei Jahren, ziemlich genau, das kann man im Protokoll nachlesen. Sie kriegen jedes Mal den Applaus von der FPÖ und der ÖVP und sie kriegen jedes Mal die Kritik von der Armutskonferenz, die Kritik von der Caritas, die Kritik vom Roten Kreuz, die Kritik von der Wohnungslosenhilfe und die Kritik von vielen andern auch noch. 

Bringen Sie mir irgendeine NGO, die sich um sozial Benachteiligte in dieser Stadt kümmert, die das gut findet, eine einzige. (Abg Mag Sirvan Ekici: Bringen Sie mir einen Bettler, dem das Geld übrig bleibt! – Abg Dipl-Ing Martin Margulies: Die Polizei nimmt es ihnen ja ab!) Die Polizei nimmt Menschen, die betteln, das Geld zur Gänze ab. (Abg Veronika Matiasek sich auf die Stirne tippend: Wie kann man das behaupten!) Und wenn sie nicht zu dritt sind und einer vorbeigeht und das zusammensammelt, dann haben sie gar keines am Abend. 

Und ja, es sind manchmal Familienverbände, und ja, die gehören manchmal zusammen, die kommen zu fünft und wollen zu fünft hier ihren Lebensunterhalt bestreiten. Und da bekommen sie von manchen Leuten - die kriegen eh nix, wenn ein FPÖler vorbeigeht, ja – und da bekommen sie von manchen Leuten freiwillig, weil es wird ja keiner genötigt von uns, freiwillig Geld. Und wer ihnen nichts geben will, muss ihnen nichts geben. Das ist doch eine ganz einfache Rechnung. Diese Gesellschaft hat offensichtlich, und vor allem die Sozialdemokratie, ein Problem, weil sie können sie nicht mehr sehen. Sie sind nicht in der Lage, Armut zu bekämpfen, und deswegen müssen sie Armut verdrängen. Ich würde mir wünschen, dass die Sonntagsreden, die allerorten gehalten werden im Nichtwahlkampf, überall wo Sie jemanden sehen von Ihrer Fraktion wird über Gerechtigkeit, über Verteilung, über Vermögenssteuern, über alles geredet, und nichts davon wird gemacht, sondern das Gegenteil, es wird über Armutsbekämpfung und wie unfair das nicht ist, geredet, überall diese Sonntagsreden. 

Aber ich sage überall das Gleiche, ich sage, messt uns nicht alle daran, was wir reden, messt uns einfach an dem, was getan wird. Messen Sie eine politische Partei nicht an dem, ob in einer Schule bei einer Diskussion einer oben sitzt und sagt, ich bin dafür, dass es mehr Geld für Arme gibt, sondern messen Sie die SPÖ daran, ob sie die Bettler und Bettlerinnen verjagen will aus dieser Stadt, oder ob sie zulässt, dass Menschen, die keinen anderen Weg haben, ihren Bauch zu füllen oder eventuell sogar die Wohnung zu heizen, falls sie eine haben, dass sie das tun können. Und daran werden Sie gemessen. (Abg Mag Sirvan Ekici: Grundsicherung!) Und das Urteil der Armutskonferenz lautet Nicht genügend, das Urteil von Neustart lautet Nicht genügend, das Urteil von der Caritas lautet Nicht genügend, und das Urteil von mir lautet auch Nicht genügend. Aber eine Chance hätten Sie noch: Irgendeine von den Fünfen die unterschrieben haben, ziehen Sie diesen Antrag bitte zurück im Sinne auch des Europäischen Jahres der Armutsbekämpfung, hören Sie auf, die Armen zu bekämpfen, dieser Stadt wird es nicht besser gehen, wenn man FPÖ-Politik macht in der Stadt, sondern wenn wir sozialere Politik machen. Das sagen Sie in Sonntagsreden, setzen Sie es auch einmal um. Sie haben heute auch die Möglichkeit, bei einer namentlichen Abstimmung zu sagen, da tue ich nicht mit. Es gibt für jeden von uns irgendwo eine Linie, wo man sagt: „Das mache ich nicht.“ Und ich glaube, dass das manchen heute sehr schwer fällt, aber ich will nicht, dass es Ihnen schwerfällt das Ja-Sagen, sondern ich will dass Sie sich überwinden und sagen: „Nein, das mache ich nicht.“ 

Und ich will es nicht am Gang draußen hören, von keinem Einzigen, es interessiert mich nicht. Wer da herinnen Ja stimmt, soll mich nicht nachher anjammern und sagen, ich habe recht gehabt, das geht mir nämlich mittlerweile auf die Nerven. Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Präsident Heinz Hufnagl: Als nächster Redner ist Herr Abg Dr Ulm zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm! 

Abg Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr verehrte Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Kollege Ellensohn und ich haben ja einen grundsätzlich unterschiedlich Zugang zu diesem Thema, aber in einem einzigen Punkt hat er recht: Mit dem heutigen Beschluss, das gewerbsmäßige Betteln unter Strafe zu stellen, wird sich das Betteln in Wien aufhören, und das ist gut so! Es ist gut so für die Wienerinnen und Wiener, es ist gut so für die Bettler, die ausgenutzt werden und die ja keine Zukunft mit einer Berufsausübung in diesem Sinn haben, und es ist gut für die Sicherheit in Wien. (Beifall bei der ÖVP.) 
Wenn die FPÖ sagt, Frau Kollegin Matiasek: „Ein bisschen spät kommt halt dieses Bettelverbot jetzt von der SPÖ.“, dann muss ich sagen: Vielleicht liegt es auch daran, dass unsere beiden Fraktionen durch Jahre hindurch lediglich ein generelles Bettelverbot verlangt haben, aber noch nicht die Idee geboren hatten, das gewerbsmäßige Betteln unter Strafe zu stellen. 

Dieser Antrag ist von der ÖVP tatsächlich erst im November des Vorjahres gestellt worden und das ist der Grund, warum die SPÖ auch diesen Antrag erst heute einbringen kann, denn vorher wäre es ihr einfach nicht möglich gewesen. 

Am 15. Jänner hat es tatsächlich eine Sitzung des Gemeinderatsausschusses gegeben, in welchem dieser Initiativantrag der ÖVP behandelt wurde. Ich muss daher meine Wortmeldung von der Aktuellen Stunde richtigstellen. Ich habe der Frau Stadträtin unrecht getan und das tut mir leid, aber es ändert nichts daran, dass unser Antrag, der das Verbot der gewerbsmäßigen Bettelei vorgesehen hat, am 15. Jänner von der SPÖ noch abgelehnt worden ist. Also das finde ich ja nicht so uninteressant, was sich denn da jetzt vom 15. Jänner bis zum 1. März geändert hat, weil am 1. März wurde dann unsere Initiative von der SPÖ übernommen. Am 15. Jänner hat es noch von Seiten der SPÖ geheißen: Verbot der gewerbsmäßigen Bettelei kommt nicht in Frage. (Abg Dr Kurt Stürzenbecher: Wir haben gesagt, wir diskutieren das und überprüfen das!) Ich habe das Protokoll da vor mir liegen, Herr Kollege Stürzenbecher. Die SPÖ hat gesagt, man will die aggressionslose Bettelei nicht verbieten und unser Antrag ist nicht geeignet, wegen einseitiger Schuldzuweisung. Genau am 1. März ist dann das gewerbsmäßige Betteln gekommen. Sehr interessant, ich will Ihnen das aber jetzt eigentlich nicht vorwerfen, ich will Ihnen auch nicht vorwerfen, dass das wenig elegant ist, dass man einen Antrag der ÖVP ablehnt und dann mit der Idee der ÖVP kommt. Das ist nicht wirklich wichtig, und um Eleganzfragen sollten wir uns hier nicht streiten, sondern wichtig ist, dass Sie das übernommen haben und dass das Verbot des gewerbsmäßigen Bettelns heute kommt. 

Und was unter gewerbsmäßiger Bettelei zu verstehen ist, darüber entscheidet auch nicht der Herr Klubobmann Lindenmayr, der jetzt überraschenderweise hinter mir steht, sondern darüber entscheidet das Gesetz und darüber entscheidet auch die Rechtsprechung. Und da gibt es einen ganz klaren Paragraphen im Strafgesetzbuch, und es gibt eine ganz klare Judikatur zur Gewerbsmäßigkeit (Abg Dr Kurt Stürzenbecher: Mit der aber Bettelei nicht bestraft wird!) und ich lade Sie ein, sich den § 70 auf der Zunge zergehen zu lassen. Gewerbsmäßig ist alles, was wiederkehrend begangen wird, um sich eine fortlaufende Einnahme zu verschaffen. Und, Herr Kollege Stürzenbecher, Sie wissen es genau: Wenn jemand zweimal oder dreimal bei einem Diebstahl erwischt wird, dann wird er wegen gewerbsmäßigen Diebstahls verurteilt. Das ist überhaupt keine Frage. Und wenn Sie jetzt da ins Spiel bringen, die Eigenbedarfsbettelei soll zulässig sein, dann sage ich: Ja genau das wollen wir nicht. Wir wollen nicht, dass jemand seinen eigenen Lebensunterhalt durch Betteln bestreitet, sondern wir wollen, dass jemand seinen Lebensunterhalt durch eine andere Arbeit bestreitet beziehungsweise durch eine entsprechende soziale Hilfe, wenn es ihm nicht anders möglich sein sollte. 

Ich habe die Gelegenheit wahrgenommen, das Problem auch mit der Bettellobby sehr intensiv zwei Stunden hindurch in meiner Kanzlei zu diskutieren. Frau Mag Fröhlich, die sich auch im Saal befindet, kann das bestätigen. Und es war ein qualitativ durchaus anregendes Gespräch, das für mich durchaus interessant war. 

Es hat nur letztlich nicht zu einer Veränderung meiner Meinung geführt, denn die Kernfrage ist wohl die: Wollen wir die Bettelei in dieser Stadt als Beruf etablieren? Und das ist wohl etwas, was wir nicht wirklich wollen können, weil der Beruf des Bettlers etwas ist, was auch dem Menschen nichts bringt, der der Bettelei nachgeht. Und wenn man sich jetzt anschaut, wer in Wien bettelt, dann muss man sehen, sind das Personen, die grundsätzlich Anspruch auf Sozialhilfe haben oder sind dies keine Personen, die einen solchen Anspruch haben. Ein Österreicher beziehungsweise auch ein Fremder, der lange genug in Österreich legal aufhältig ist, hat einen solchen Sozialhilfeanspruch, und da muss er nicht mehr betteln. Es kann allerdings sein, dass er bettelt, es mag solche Fälle geben, die psychische Probleme haben, die aber auch gar nicht wissen, dass es eine Sozialhilfe gibt, die sie nicht beantragen, und auf die muss man als Wiener Stadtverwaltung offensiv zugehen, die muss man bei der Hand nehmen, die muss man aufrichten, und denen muss man helfen. 

Und dann gibt es natürlich noch diejenigen, die einen solchen Anspruch nicht haben, die etwa aus den östlichen Nachbarländern zu uns kommen, weil es hier ja eben leichter ist, zu Geld zu kommen. Und da muss ich Ihnen sagen, das wollen wir auch nicht 

Es wird dann immer gesagt: Nun ja, das werden wir auch noch bekämpfen, es wird die Armut bekämpft, und man will also die sichtbare Armut aus dem öffentlichen Stadtbild verbannen. 

Ich muss Ihnen sagen, bei dieser Gruppe von Bettlern handelt es sich um eine importierte Armut, und die Armut zu importieren, ja, das kann auch nicht im Sinne des Erfinders sein, und das kann man sich ja auch nicht gefallen lassen. Ich habe mit Vertretern der Bettellobby gesprochen und die haben gemeint, nun ja, diese Personen, denen es wirklich schlecht geht in den östlichen Nachbarländern, das ist überhaupt keine Frage, es gibt dort Armut, das ist nicht vergleichbar mit unserem Lebensstandard, die wollen ihr Leben verbessern und kommen deshalb hierher zum Betteln, weil sie hier keine Arbeitsbewilligung kriegen, weil sie hier nicht arbeiten können. Aber da muss ich Ihnen sagen: Dafür gibt es eben arbeitsmarktpolitische Vorschriften, dafür gibt es Arbeitsgenehmigungen, dafür gibt es Arbeitsbewilligungen, und diese Regelungen soll man nicht umgehen können, indem man sagt, ihr dürft zwar da nicht arbeiten, aber ihr könnt da dem Beruf der Bettelei nachgehen. Das wollen wir selbstverständlich nicht. 

Letztendlich sind wir verantwortlich für alles, was auf dieser Welt passiert, und so kann uns auch die Armut in anderen Teilen der Welt nicht egal sein, aber wir sollen nachhaltig die Armut dort bekämpfen. Es gibt auch hervorragende Projekte, wie zum Beispiel das von Pater Sporschill, der sehr vielen bekannt ist mit seinen Sozialhilfeprojekten in Rumänien und Bulgarien, wo man vor Ort nachhaltig und sinnvoll helfen kann. Denn dass jetzt nur diejenigen etwas davon haben, die wendiger sind und vifer sind und schneller sind und hierher abkassieren kommen und die anderen, die diese Schnelligkeit nicht haben und da unten oder da drüben oder in diesen Nachbarländern im Elend bleiben, das wird man ja auch nicht gerade als sehr christlich bezeichnen. 

Und ich würde ganz gerne schließen mit einem Zitat von Hildegard von Burjan, die es mit einem Satz genau auf den Punkt bringt, worum es geht, nämlich dass man den Menschen umfassend helfen muss und dass es nicht reicht, ihm ein Almosen zu geben. Hildegard Burjan, eine der ersten christlichsozialen Abgeordneten, war nach dem ersten Weltkrieg hier im Hause Gemeinderätin, 1919 ist sie dann Nationalrätin geworden, und die hat etwas Zeitloses gesagt, was auch heute noch seine Gültigkeit hat, nämlich: Mit Geld oder Kleinigkeiten ist einem Menschen nicht geholfen, man muss ihn von vornherein auf die Füße stellen und ihm auch wieder die volle Überzeugung geben, ich bin jemand, ich kann etwas leisten. (Beifall bei der ÖVP.) 
Präsident Heinz Hufnagl: Ich darf für das Protokoll festhalten, dass Herr Abg Gerald Ebinger aus einer dringlichen familiären Verpflichtung heraus und der Abg Wolfgang Gerstl berufsbedingt für diese Sitzung und deren weiteren Verlauf entschuldigt sind. 

Zum Wort gemeldet ist Frau Abg Yilmaz, ich erteile es ihr. 

Abg Nurten Yilmaz (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Landesrätin! Hohes Haus! 

Es wird in Wien kein Bettelverbot geben. Was wir heute beschließen, ist ein Schutz von Personen, die ausgenutzt und benutzt werden und ein Schutz der Allgemeinheit. Betteln wird weiterhin erlaubt sein, das zur Klarstellung. Und worum geht es hier heute: 

Wir haben vor zwei Jahren hier im Rathaus beschlossen, dass das Betteln mit Kindern und Kleinkindern verboten wird. Die meisten von Ihnen haben unserem Verlangen zugestimmt, leider nicht alle. Heute sind die Kleinkinder verschwunden, das Betteln mit Kleinkindern gibt es nicht mehr. Aber wir haben heute ein anderes Problem, um das wir uns kümmern müssen. Es geht um Organisationen, die deshalb nach Wien kommen, um durch Betteln Einnahmen zu erzielen. Dazu ist vielleicht Folgendes zu klären: Wenn ich einer Bettlerin einen Euro gebe, wie viel von diesem einen Euro bleibt ihr? Ich behaupte, sehr wenig bis gar nichts, denn diese armen Menschen, die da stundenlang auf den Gehsteigen sitzen oder stehen, diese Personen werden skrupellos von Hintermännern ausgenutzt, der Löwenanteil der Bettlereinnahmen geht an die Hintermänner und ihnen bleibt gar nichts oder sehr wenig. 

Und jetzt frage ich Sie: Wollen Sie das, wollen Sie Organisationen fördern, die sich oft auf Kosten behinderter Menschen bereichern? Wir wollen das nicht. Und jetzt beginnen die Probleme, denn wie schaffen wir es, das Ausnutzen von abhängigen Menschen zu verhindern. Wir wissen alle, wie es nicht geht, nämlich, indem wir alles so lassen, wie es ist. Damit ist weder den Bettlerinnen und Bettlern geholfen noch den Bürgerinnen und Bürgern, sondern nur den Hintermännern ist geholfen, denn die kassieren bekanntlich das Geld. Ich habe selbst gesehen, wie der Umgang der Hintermänner mit ihren Bettelopfern tatsächlich erfolgt. Hier geht es nicht um freiwilliges Betteln, hier geht es nicht um Selbstbestimmtheit, hier geht es nicht um Freiheit, und schon gar nicht um freie Berufswahl. Wir haben es mit sehr straff organisierten Banden zu tun, für die diese Menschen einzig und allein eine Möglichkeit sind, um zu Geld zu kommen. 

Also, noch einmal zur Klarstellung: Wir haben nichts gegen Bettelei, jeder Mensch in einer Notsituation darf andere Menschen um Hilfe bitten. Wir haben aber sehr wohl etwas dagegen, dass Menschen bei uns betteln müssen, weil andere Menschen sie dazu zwingen. Wir haben etwas dagegen, dass Menschen über die Grenze nach Wien gebracht werden, damit sie Schulden begleichen, die ihre Familien bei Wucherern haben. 

Sehr geehrte Damen und Herren, von Seiten der Opposition sind einige Vorschläge gekommen, wie man mit dem Betteln in Wien umgehen soll, kluge und weniger kluge. Die FPÖ ist für ein generelles Bettelverbot, das lassen wir einmal so stehen, aber auch die ÖVP will ein generelles Bettelverbot, weil es die Arbeit der Polizei erleichtern würde. Das ist ein pragmatischer Zugang, Herr Dr Ulm, das wird ein bemerkenswerter Paartanz der ÖVP mit der FPÖ. Die rechtslastige Ausrichtung des ÖVP-Akademikerbundes ist offensichtlich kein Zufall, sondern Programm. Aber welche Vorschläge sind von den Grünen gekommen, um den bettelnden Menschen in Wien zu helfen? Richtig, keine. Sie haben keine Vorschläge, sie haben ihre ganze Energie in den letzten Tagen und Wochen dazu verwendet, unseren Ansatz als das Böseste darzustellen, das es geben kann. 

Sehr geehrte Damen und Herren, soweit zu den konstruktiven Ideen der Opposition, wie wir das Bettelverbot in Wien lösen können. 

Wir haben uns sehr intensiv mit der Materie auseinandergesetzt, und dies ist kein Entschluss, der uns leicht gefallen ist. Aber können wir erstens zulassen, dass private Organisationen ihr eigenes System des Zwangs und der Drohung in Wien umsetzen, können wir zweitens zulassen, dass neben dem Rechtsstaat eine eigene, ungerechte Ordnung der Unterdrückung von Menschen etabliert wird? Das können wir nicht, denn dieses organisierte Bettlertum schadet dem Aufbau eines funktionierenden, sozialen Rechtsstaates in den betroffenen neuen EU-Mitgliedsländern. Wer es gestattet, dass in Wien Menschen deshalb auf der Kärntnerstraße frieren müssen, weil ihre Familie bei ihren üblen Kreditgebern Schulden hat, der arbeitet der organisierten Kriminalität in die Arme. 

Daher die Änderung des Landes-Sicherheitsgesetzes. Gewerbsmäßiges Betteln wird verboten. Wir geben damit auch der Polizei die notwendigen Instrumente, um gegen die Hintermänner des Bettlerwesens vorgehen zu können. 

Und worum geht es bei dem zweiten Teil der Novelle, beim Wegweiserecht: Es geht darum zu verhindern, dass Park- und Kinderspielplätze nicht mehr für Familien und Kinder unbenutzbar sind, es geht darum, dass Krankenhäuser problemlos aufgesucht werden können und es geht darum, dass Menschen in schwierigen Situationen nicht drangsaliert werden. Es geht um Situationen, wo Menschen davon abgehalten werden, diese öffentlichen Orte zu besuchen und in nicht zumutbarer Weise beeinträchtigt werden. 

Es geht nicht um Auflösung der Demonstrationen, wie Martin Margulies meinte, das ist eine absurde Interpretation. Wer die Geschichte der Sozialdemokratie kennt, der weiß, wie wichtig für uns das Demonstrationsrecht ist. Wir wollen den Zugang zu öffentlichen Einrichtungen sicherstellen, zu sozialen und medizinischen Einrichtungen zum Beispiel. An sich sollte so etwas selbstverständlich sein, dass jemand, der eine öffentliche Einrichtung aufsucht, keinen Spießrutenlauf durchmachen muss, es ist aber leider nicht so. Wenn hilfesuchende Frauen zum Beispiel von Fundamentalisten bedrängt werden und ihnen Gegenstände in die Hand gedrückt werden, dann ist das unzumutbar und nicht hinnehmbar. Es geht um ein Stück mehr Lebensqualität in Wien, um ein höheres Sicherheitsniveau und darum, dass öffentliche Orte auch für alle benutzbar werden können. 

Sehr geehrte Damen und Herren, wir haben unseren Initiativantrag sehr ausführlich und tiefgehend analysiert. Das neue Gesetz ist gut, aber die ursprüngliche Begründung hat uns nicht glücklich gemacht. Vor allem die Definition, welche Personengruppen als belästigend gelten können. Deshalb haben wir diese Personengruppen herausgestrichen, denn es geht uns wirklich nicht darum, bestimmte Gruppen zu diskriminieren. 

Im Grunde genommen wäre es vielleicht auch die Aufgabe der Opposition gewesen, Vorschläge zu finden. Aber wie ich schon erwähnt habe, war das beim Landes-Sicherheitsgesetz leider nicht der Fall. (Abg Dr Wolfgang Ulm: ... Initiativantrag!) – Also ich kenne keinen Änderungsvorschlag. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Uns ist es sehr wichtig, dass die ärmsten Menschen Europas nicht bei uns ihr Leid zeigen müssen, damit andere Geld verdienen. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsident Heinz Hufnagl: Als nächste Rednerin hat sich Frau Abg Mag Vassilakou zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr. 

Abg Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich möchte beginnen mit einer Stellungnahme von Caritasdirektor Landau, der sich auch über die Öffentlichkeit zu dem Vorhaben, das wir heute beschließen sollen, geäußert hat. Ich möchte Ihnen diese Stellungnahme nicht vorenthalten: „Caritas lehnt generelles Bettelverbot strikt ab." - Untertitel: „Caritasdirektor Landau erinnert daran, dass niemand ‚zum Spaß' bettelt. 

Der Wiener Caritasdirektor Michael Landau hat sich anlässlich der geplanten Novelle des Wiener Landes-Sicherheitsgesetzes gegen ein generelles Bettelverbot ausgesprochen. In einem Schreiben des Verbands Wiener Wohnungslosenhilfe appellierte Landau zusammen mit anderen NGO-Repräsentanten an die Kommunalpolitiker," – das sind wir, er appellierte also an uns – „dem Initiativantrag der SPÖ nicht zuzustimmen. ‚Niemand bettelt zum Spaß! Betteln ist die sichtbarste Form der Armut', so Landau. ‚Mit bloßen Verboten werden keine Probleme gelöst. Ernst gemeinte Armutsbekämpfung sieht anders aus. Es gilt, die Armut zu bekämpfen, nicht die Armen.' Die derzeitigen gesetzlichen Bestimmungen würden bereits heute aggressives Betteln oder das Betteln mit Kindern verbieten. Nicht jedes Verhalten im Zusammenhang mit Bettelei sei zu tolerieren." - Das kann ich auch unterschreiben, meine Damen und Herren. – „Die vorhandenen gesetzlichen Bestimmungen seien aber völlig ausreichend. ‚Wir sehen in unserer täglichen Arbeit: Armut und Obdachlosigkeit sind auch in Österreich ein Stück Realität! Verzweifelte, bettelnde Menschen wegzuweisen, ist keine Lösung. Es kommt mir so vor, als würde man versuchen, eine Wunde durch Wegschminken heilen zu wollen. Wir müssen aber hinsehen und dürfen nicht die Augen verschließen', so Landau abschließend." (Abg Nurten Yilmaz: Wir verschließen nicht die Augen!)

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich glaube, dass diese Stellungnahme so ziemlich alles auf den Punkt bringt, worum es geht und worüber wir heute diskutieren. (Abg Nurten Yilmaz: Aber, Maria, wir verschließen nicht die Augen! – Du bist im Ausschuss!) Denn, liebe Frau Landtagsabgeordnete Nurten Yilmaz, ich teile das Ansinnen, verwahrloste, teilweise auch schwer behinderte Menschen aus anderen Ländern davor zu schützen, dass sie hier in Österreich ihre Wunden oder ihr Leid mehr oder weniger zur Schau stellen müssen - um jetzt einmal bei deinem Vokabular zu bleiben -, damit andere verdienen. Das ist ein löbliches Unterfangen, dass man das in den Griff bekommt, dort, wo es vorkommt. Ob aber dieser Passus, der heute im Landes-Sicherheitsgesetz eingeführt wird, der geeignete Weg ist, um diesen Menschen Hilfe und Unterstützung zukommen zu lassen, das sei dahingestellt. Und mich wird niemand – niemand, auch wenn die gesamte Sozialdemokratie alle ihre Redner heute hier herausschickt und jeder redet! - davon überzeugen können, dass Wegweisung und 700 EUR Strafe die Art und Weise ist, wie man diesen Menschen Hilfe und Unterstützung zukommen lässt. 

Nein, was wir damit erreichen, ist, ein zusätzliches Problem, das es in dieser Stadt gibt, das sehr unangenehm ist, das sehr wehtut, ganz einfach aus unserer Sichtweite zu verbannen. Es tangiert uns nicht mehr, weil wir es ja nicht mehr sehen müssen. Darum geht es. Das ist die Art und Weise, wie die Sozialdemokratie mit den klaffenden Wunden in dieser Stadt umgeht. (Abg Nurten Yilmaz: Nein, das stimmt nicht!) – Na, bravo! Ich gratuliere!

Und damit es nicht bei dieser einen Stellungnahme bleibt, möchte ich noch eine zweite vorbringen. Wissen Sie, der Grund, warum wir Sie jetzt mit all diesen Stellungnahmen quälen, hängt schon auch mit einer grundsätzlichen Erregung zusammen, die es da im Hintergrund gibt. Normalerweise wäre es ja so, dass, wenn man in einem Bundesland etwas vorhat, der übliche Weg gewählt wird. Sie wissen ja, was der übliche Weg ist: Man legt eine Gesetzesnovelle zur Begutachtung vor. Dann gibt es eine mehrmonatige Begutachtungsfrist. In dieser Zeit müssen sowohl jene Organisationen gehört werden, die mit der Materie befasst sind, als auch Menschen, die sich in diesem Bereich auskennen, also Expertinnen und Experten. Und nach Ende der Begutachtungsfrist und einer eingehenden Befassung mit der Materie kommt es zu einer Beschlussfassung.

Was macht jetzt die Sozialdemokratie, wenn das unbequem ist, wenn es ein bisschen heikel ist, wenn man sich die lästigen Kommentare und die Unruhe, die das alles hervorruft, ein bisschen ersparen möchte? – Na, das ist ganz einfach! Das ist die neue Unsitte - die gibt es ja im Nationalrat schon seit längerer Zeit, jetzt hält sie auch bei uns Einzug -: Wir verändern Gesetze mittels eines Initiativantrages. Und schwuppdiwupp - weg ist die Begutachtungsfrist, weg sind die lästigen Stellungnahmen. Wir müssen uns nur ganz, ganz kurze Zeit damit befassen, dann wird es ruck, zuck im Landtag beschlossen, und wir haben es hinter uns!

Meine Damen und Herren! Demokratisch ist das nicht besonders! Es ist nur möglich. Es ist möglich im Rahmen der Geschäftsordnung, sollte aber nur in begründeten Ausnahmesituationen als Mittel ergriffen werden. Ich sehe nicht, worin die so besondere Not besteht, dass wir das, gleich ein paar Mal sogar – exzessiv! -, auf der Tagesordnung der heutigen Landtagssitzung haben. Also offensichtlich, weil ja die Zeit drängt, weil ja die Sozialdemokratie glaubt, auf diese Art und Weise vor der Wahl Stimmen retten zu müssen - daher kommt ja auch die Zeitnot -, machen wir das jetzt so, dass wir uns das alles sparen und, wie gesagt, möglichst rasch auf diese Art und Weise zu Beschlüssen kommen, die für die Sozialdemokratie bequem sind.

An dieser Stelle möchte ich schon sagen, dass es, wenn es nach uns geht, nicht so sein soll. Und ich hoffe sehr, dass die anderen zwei Oppositionsparteien, die ja auch Betroffene der Vorgangsweise sind - auch dann, wenn sie ausnahmsweise mit den Inhalten dessen, was heute beschlossen wird, einverstanden sein sollten -, uns mindestens in dem Ansinnen unterstützen, die zweite Lesung heute zu blockieren und uns allen auf jeden Fall einen zusätzlichen Zeitraum zu verschaffen, innerhalb dessen nachgedacht werden kann, innerhalb dessen auch die Damen und Herren von der Sozialdemokratie die Möglichkeit haben, sich eingehend mit den eingelangten Stellungnahmen zu befassen. Denn ich gehe davon aus, dass die meisten sie noch nicht gelesen haben und teilweise auch nichts davon wissen, dass sie da sind und was da entsteht. (Abg Nurten Yilmaz: Na geh!) 

O ja, das glaube ich schon! Das glaube ich sehr wohl! (Abg Nurten Yilmaz: Du machst „keinen" Wahlkampf, wir „schon"!) Das glaube ich sehr wohl! Denn wenn ich aus den Bänken der Sozialdemokratie vorhin den Ruf „Holler!" in Bezug auf eine dieser Stellungnahmen gehört habe, dann kann ich nicht glauben, dass besagter Landtagsabgeordneter meint, dass das, was die eigenen Sozialarbeiter sagen, was die eigenen Juristen sagen, was die Leute von der Caritas, von Neustart, vom Arbeiter-Samariter-Bund sagen, alles „Holler" ist, weil es gerade nicht ins Konzept passt. Und ich meine schon, dass es ihm gut täte, sich diesen „Holler" zu Gemüte zu führen, sich ein bisschen eingehender damit zu beschäftigen. Und wenn er in einem Monat zurückkommt und immer noch der Ansicht ist, das ist „Holler", dann kann ja die Sozialdemokratie mit ihrer Mehrheit ohnedies über den „Holler" darüberfahren und Hollermarmelade machen. Aber vorher hätte ich schon gerne, dass man sich die Zeit nimmt.

Und deshalb werden wir sehr wohl auch Wert darauf legen, dass es hoffentlich gelingt, zumindest einmal die endgültige Beschlussfassung heute hintanzuhalten. Und ich appelliere an dieser Stelle einmal mehr an die Damen und Herren sowohl von der FPÖ als auch von der ÖVP, darüber nachzudenken, ob es Sinn macht, bei so etwas mitzuspielen, bloß weil man inhaltlich einverstanden ist. Denn heute trifft es uns, und schon morgen wird es bei etwas anderem Sie treffen. (Abg Nurten Yilmaz, auf die FPÖ weisend: Habt ihr noch nicht geredet mit ihnen? – Heiterkeit bei Abg Dr Kurt Stürzenbecher.) Wenn wir innerhalb der nächsten Monate, in denen wir uns im Wahlkampf befinden werden und die Damen und Herren hier ihre Selbstherrlichkeit - wie man sieht, ungehemmt – ausleben werden, diese Art von Politik hier ermöglichen, dann ist es meiner Meinung nach nicht klug von den Parteien der Opposition, wenn sie bei solchen Spielen mitmachen.

Ich komme jetzt zurück zu den Stellungnahmen, die Sie sich zu ersparen versucht haben, und möchte die zweite vorlesen - denn die muss man alle vorlesen, um sicherzugehen, dass sich jeder damit beschäftigt hat. Diese kommt von Neustart. Ich zitiere: „Die Umsetzung des Initiativantrages würde eine Einschränkung von Persönlichkeitsrechten, das extreme Ausweiten von Straftatbeständen und Eingriffsermächtigungen bewirken, ohne dass der Schutz höherwertiger Interessen eine solche Einschränkung rechtfertigen oder erfordern würde, und ist daher abzulehnen." - Die Verhältnismäßigkeit ist also nicht gegeben. – „Im Einzelnen bestehen folgende Kritikpunkte:" - Den ersten möchte ich Ihnen besonders ans Herz legen - „Durch die Einfügung der Wortfolge ‚oder gewerbsmäßiger' würde nahezu jedes Betteln strafbar werden. Bei der Beurteilung, ob eine gewerbsmäßige Begehung vorliegt, wäre mangels einer eigenen Begriffsbestimmung im Landesgesetz die Definition nach § 70 StGB relevant – Klammer: Absicht, sich durch wiederkehrende Begehung fortlaufende Einnahmen zu verschaffen. Streng genommen wäre dann nur derjenige Bettler nicht strafbar, der nur eine einzige Person anschnorrt und zu diesem Zeitpunkt auch keinerlei Vorhaben hat, noch weitere Personen anzuschnorren."

Das heißt, das, was Sie hier de facto einführen, bedeutet ein generelles Bettelverbot durch die Hintertür, denn es ist laut dieser einzigen Definition, die im österreichischen Recht vorhanden ist, de facto nicht möglich zu unterscheiden: Was ist jetzt gewerbsmäßig und was nicht?

Noch einmal, meine Damen und Herren: Diejenigen, die ein generelles Bettelverbot für Wien fordern, die applaudieren gerade, die freuen sich. Sie freuen sich zu Recht. Man kann zu diesem großartigen politischen Erfolg - aus ihrer Sicht -, den sie gerade erreicht haben, gratulieren. Denn wenn wir dies beschlossen haben, haben wir in Wien das generelle Bettelverbot durch die Hintertür eingeführt. 

An dieser Stelle sei noch einmal in Erinnerung gerufen, dass der Herr Bürgermeister mehrfach, auch in der Öffentlichkeit, festgehalten hat, dass für ihn ein generelles Bettelverbot nicht in Frage kommt. (Abg Nurten Yilmaz: Haben wir auch nicht!) Das komme nicht in Wien, sagte er. (Abg Dr Kurt Stürzenbecher: Kommt auch nicht!) - Na denkste! Und ob das kommt! In dem Moment, wo wir das beschlossen haben, wird es für einen Bettler kaum noch möglich sein nachzuweisen, dass er nicht gewerbsmäßig bettelt. (Abg Dr Kurz Stürzenbecher: Man muss ja ihm das nachweisen, nicht er muss nachweisen! Sie kennen unser Rechtssystem nicht!) Und das sagen Expertinnen und Experten, das sagen Sozialarbeiter, das sagen Juristinnen und Juristen, die bei NGOs tätig sind. Das sagen diejenigen, die sich in diesem Bereich auskennen und die sich mit der Materie seit Jahren befassen. Und ich glaube diesen Menschen, denn die Stadt Wien unterstützt viele dieser Organisationen mit höheren Beträgen jahrein, jahraus. Warum? Weil sie wissen, wovon sie sprechen, weil sie gute Arbeit leisten, weil sie für uns in diesem Bereich arbeiten, und weitestgehend auch im Auftrag der Stadt. Und wir sind gut beraten, ihnen zu glauben, Glauben zu schenken und ihre Kompetenz nicht immer dann in Frage zu stellen, wenn sie Dinge sagen, die uns gerade nicht passen. Sie, meine Damen und Herren von der Sozialdemokratie, sind es ja, die sich nahezu bei jeder Rede bei den Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen der Stadt Wien für die gute Arbeit, die sie leisten, bedanken! 

Ich bedanke mich an dieser Stelle bei den Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen der Wiener NGOs für die gute Arbeit, die sie leisten, für die klugen Stellungnahmen, die sie uns liefern und zur Verfügung stellen - selbst ungefragt -, für ihr Engagement und dafür, dass sie wissen, was sie tun und was sie sagen. Und an dieser Stelle einmal mehr: Ich würde hoffen, dass Sie sich auch bedanken, und zwar nicht durch Lippenbekenntnisse, sondern indem Sie ihnen einfach Glauben schenken bei dem, was sie uns in ihren Stellungnahmen sagen - und diese Stellungnahmen sind nicht wenige.

So, ich setze mein Zitat fort: „Die wesentliche zu § 3 Abs 1 Wiener Landes-Sicherheitsgesetz vorgeschlagene Änderung ist jene in Ziffer 2: ‚den Zugang zu öffentlichen Einrichtungen behindern oder'. Nachdem in diesem Wortlaut weder Nachdrücklichkeit noch Verschulden gefordert ist, würden damit beispielsweise auch alle gehbehinderten Personen Adressaten einer Anweisung, schneller zu gehen, oder gar einer Wegweisung werden. Selbstverständlich wäre eine solche Auslegung nicht in Einklang mit der gesamten Rechtsordnung zu bringen. 

Es bleibt allerdings die Frage unbeantwortet, vor welchen für die Allgemeinheit unzumutbaren Einschränkungen, die nicht unter den ohnedies weit gefassten aktuellen Wortlaut" - also des entsprechenden Paragraphen des Wiener Landes-Sicherheitsgesetzes – „fallen, die vorgeschlagene Ausweitung schützen soll." 

Kurzum, was hier steht, ist: Das, was wir derzeit ja ohnedies im Gesetz verankert haben, ermöglicht es, Menschen, die andere Menschen durch aggressives, wiederkehrendes lästiges Verhalten daran hindern, öffentliche Einrichtungen zu begehen, wegzuweisen. - Ich finde, das ist eindeutig! Ich weiß nicht, wie Sie das finden. Für mich ist das eindeutig: Wenn sich jemand vor dem Eingang zu einer öffentlichen Einrichtung hinstellt und dort grölt oder alkoholisiert ist oder aggressiv ist und jemanden daran hindert, diese Einrichtung zu begehen, ist es jetzt schon vorgesehen, dass dieser Mensch weggewiesen werden kann.

Nein, das reicht uns aber nicht! Nein, wir müssen jetzt etwas anderes auch noch einführen! Jetzt geht es darum, dass man daran behindert wird oder aber auch unzumutbar beeinträchtigt wird. - Und was ist eine unzumutbare Beeinträchtigung? Worin besteht genau eine Beeinträchtigung? (Abg Nurten Yilmaz: Vor den Frauenberatungsstellen zum Beispiel!)
Ja? Wunderbar! Wunderbar! Vielen Dank für dieses Beispiel mit den Frauen und mit den Abtreibungskliniken! Ich kann dazu nur sagen: Die Abtreibungskliniken haben ja bekanntlich eine eigene Stelle im entsprechenden Gesetz gewidmet bekommen. Das heißt, es wäre ein Leichtes gewesen, an dieser Stelle innerhalb des Gesetzes so an der Schraube zu drehen, dass klar ist, dass es sich um die Abtreibungskliniken handelt, und Punkt. - Aber nein, das tun Sie nicht! Sie fügen es an einer anderen Stelle hinzu. Aber dann ist es nicht mehr nur etwas für die Obskuranten mit den Plastikembryos in der Hand, sondern es ist etwas (Abg Nurten Yilmaz: Kinderspielplatz!), das praktisch jeden Menschen - noch einmal - betrifft, der irgendwie einem anderen Menschen nicht zu Gesicht steht und der gerade vor einer öffentlichen Einrichtung oder innerhalb einer öffentlichen Einrichtung anwesend ist und diese auch mitunter nutzt. Denn eine öffentliche Einrichtung ist eine Klinik, das ist ein Spital, das ist eine Schule, das ist ein Kindergarten, das ist alles Mögliche (Abg Nurten Yilmaz: Kinderspielplatz!) - und es ist auch ein Park. 

Und dort findet man vermehrt Menschen, die sehr arm sind, die wirklich sehr, sehr arm sind, die verwahrlost sind und die dort den Tag verbringen. Und warum verbringen sie den Tag teilweise in den Parks? - Weil es ja bekanntlich in den meisten Obdachloseneinrichtungen nach wie vor nicht möglich ist, sich tagsüber dort aufzuhalten. Das heißt: Man kommt dorthin, man kann schlafen, man kann sich allenfalls duschen, und dann wird man vor die Tür gesetzt und darf am Abend wiederkommen. Und tagsüber müssen diese Leute schauen, wo sie bleiben. Und manche von ihnen sind dann in U-Bahn-Stationen anzutreffen, und manche von ihnen sind in Parks anzutreffen, und manche von ihnen sind in der Straßenbahn anzutreffen. Und manche von ihnen sehen nicht besonders schön aus, und manche von ihnen riechen auch nicht besonders gut. Das ist Teil dessen, was eine Großstadt als Bilder produziert - leider, leider, leider! -, weil es Armut gibt, auch in Wien, weil es Verwahrlosung gibt, auch in Wien - und weil es falsch und gelogen ist, dass alle diese Menschen nicht in dieser Stadt wohnen und auch nicht in dieser Stadt produziert wurden, sondern allesamt angeblich in der Früh mit einem Bus aus dem benachbarten Ausland hergekarrt werden und am Abend wieder dorthin kommen.

Sehen Sie, meine Damen und Herren, es gibt diese ja auch. Niemand zweifelt daran, dass es diese auch gibt. Aber es gibt auch einen Haufen Menschen, die in dieser Stadt geboren und aufgewachsen sind - so wie manche von Ihnen -, die hier zu Hause sind, die kein anderes Zuhause haben als Wien. Aber ihr Zuhause ist eben nicht eine schöne, warme Wohnung, sondern ihr Zuhause ist eine Notschlafstelle, die sie tagsüber verlassen müssen. Und dann ist ihr Zuhause die Straßenbahn, die U-Bahn-Station oder der Park, weil sie kein anderes Zuhause haben als bloß den öffentlichen Raum in dieser Stadt. 

Wenn wir dieses Gesetz so beschlossen haben, wie es hier vorliegt - einmal mehr -, dann reicht es, dass irgendjemand der Ansicht ist, dass er oder sie Angst hat vor ihnen, dass sie nicht gut aussehen und ihre Anwesenheit dazu führt, dass er sich unsicher fühlt, dass sie ihn beunruhigen - und dann kann man schon die Polizei rufen, und sie wird dann kommen und wird sie wegweisen. Und falls sie wiederkommen, wird sie sie mit 700 EUR strafen. (Abg Dr Kurt Stürzenbecher: Das ist abstrus!) - Nein, das ist so! Das ist ermöglicht! Das ermöglichen Sie durch die Art und Weise, wie das im Gesetz geschrieben ist, und, auch noch dazu, durch die schwammigen Ausführungen in den Erläuterungsbestimmungen. Das ist so!

Und jetzt gibt es zwei Möglichkeiten: Entweder Sie können es nicht verstehen - dann wäre es gut, sich noch einen Monat Zeit zu nehmen, oder wann auch immer die nächste Landtagssitzung sein wird -, oder Sie wollen es nicht verstehen. Das ist natürlich die zweite Möglichkeit. Für die kann ich nichts. Ich kann an dieser Stelle nicht an diejenigen appellieren, die nicht verstehen wollen, sondern nur an diejenigen, die das vielleicht noch nicht verstehen können, in der Hoffnung, dass sie es dann verstanden haben und davon abgehen, es zu tun. Mehr kann ich an dieser Stelle leider nicht tun. 

Somit will ich zu meinen weiteren Ausführungen kommen, indem ich ganz einfach zusammenfasse, dass diese Stellungnahmen, die wir heute hier vorlesen, ja nicht Stellungnahmen sind, die irgendwo vom Himmel gefallen sind, sondern sie sind das, was das menschliche Wien zu dieser Angelegenheit zu sagen hat. Ich glaube, dass die Sozialdemokratie gut beraten wäre zuzuhören, was das menschliche Wien zu dieser Angelegenheit zu sagen hat. 

Ich kann an dieser Stelle vielleicht auch noch anmerken - weil es mir ein Anliegen ist -, dass ich nicht verstehe, wie es mit der SPÖ so weit kommen konnte, dass man diese Form von Bestimmungen heute in dieser Vorgangsweise beschließt. Immerhin sind Sie ja jene Partei – oder: die in politischer Hinsicht begonnen hat, wollen wir in diesem Fall sagen, in jener Arbeiterbewegung, die einmal angetreten ist mit den drei Pfeilen im Kreis. Ich weiß nicht, ob Sie sich noch daran erinnern, wofür diese drei Pfeile im Kreis gestanden sind: Kampf dem Faschismus, Kampf dem Klerikalismus, Kampf dem Kapitalismus. Die Frage ist, was sozusagen davon heute übrig ist und wie das umgesetzt wird. (Abg Godwin Schuster: Maria, die Pfeile hast du noch nie wirklich gekannt!) - Kann schon sein, dass ich nicht auf der Welt war, als diese Pfeile einmal hochgehalten wurden in der SPÖ. Gott sei Dank bin ich nicht so alt! (Abg Godwin Schuster: Du hast sie falsch interpretiert! Völlig falsch!) Aber, mein lieber Godwin, der Punkt ist nicht dieser. (Abg Godwin Schuster, auf Abg Dipl-Ing Martin Margulies weisend: Frag den Martin! Der kennt sich aus!) Der Punkt ist, dass diese Pfeile auf diesen roten Fahnen bei Veranstaltungen immer wieder zu sehen sind. Offensichtlich gibt es innerhalb der Sozialdemokratie Leute, die sie heute noch hochhalten. (Abg Godwin Schuster: Ja, wir stehen auch dazu!) Sie stehen auch dazu. Gestern am Abend zum Beispiel beim „Lichtertanz gegen Rosenkranz" waren sie zu sehen. Große, große rote Fahnen mit dem Kreis und den drei Pfeilen wehten überall im Frühlingswind.

Ja, man möge ihn verstehen und darüber nachdenken, auch über das übertragene Erbe dieser drei Pfeile: Was kann das bedeuten? Was kann es für eine Handlungsweise nahelegen? Kann es das sein, was hier heute beschlossen wird? (Abg Nurten Yilmaz: Die Grundsicherung kann es sein!) Wie weit ist es gekommen? Reicht es, heute hier mit durchgestrichenen Rosenkranz-Köpfen, die man sich aufs Sakko gepickt hat, herumzulaufen, um diesen einen Pfeil einzulösen? (Abg Nurten Yilmaz: Wir haben auch die Grundsicherung beschlossen!) Reicht es, kann es reichen, dass man das damit einlöst, dass man sich ein Pickerl aufs Sakko heftet, und dann ist es das, dann ist das ausgelebt (Abg Godwin Schuster: Weißt du, was der Unterschied ist, Maria? Wir waren dort und haben uns nicht begrüßen lassen! Bei dir ist interveniert worden, dass ein Name ...!) - während Kolleginnen und Kollegen aus der Sozialdemokratie im Nationalrat den Herrn Graf zum Dritten Nationalratspräsidenten gewählt haben und während wir heute ein Gesetz beschließen, mit dem die FPÖ zufrieden ist und applaudiert? (Abg Nurten Yilmaz: Ihr habt ja auch schon Anträge mit der FPÖ beschlossen!)

In Wahrheit regen sie sich ja auf, weil sie sich so ärgern, dass das jetzt noch vor der Wahl beschlossen wird. Darin besteht ja deren Aufregung! Aber inhaltlich finden sie das großartig. Das finden sie großartig! - Und Sie sitzen hier und erleben heute Vormittag eine Rede aus den Reihen der FPÖ, in der die eigenen Sozialarbeiter und Sozialarbeiterinnen der Stadt Wien von der FPÖ diffamiert werden als „linke Gutmenschen". (Abg Godwin Schuster: Glaubst du wirklich, dass irgendjemand von der FPÖ auf die Idee käme, vor Ort zu helfen? – Wir organisieren Hilfsmaßnahmen für die Betroffenen vor Ort, um Armut zu lindern!) - An dieser Stelle muss ich sagen: Unvollständig! Normalerweise heißt es: „linkslinke Gutmenschen". 

Ich kann an dieser Stelle nur sagen: Gut, wunderbar, die „linkslinken Gutmenschen", sprich, die Sozialarbeiter dieser Stadt, sagen zu diesem Gesetz, es ist kein gutes Gesetz, wenn es heute so beschlossen wird; es ist ein ganz schlechtes Gesetz, das sehr viele Möglichkeiten zum Missbrauch eröffnet und durch das ziemlich viele Sandler dieser Stadt draufzahlen könnten. - Das sagen also die „linkslinken Gutmenschen".

Und was ist das Gegenteil des „linkslinken Gutmenschen"? Was ist das Gegenteil des „Gutmenschen"? Was ist sprachlich das Gegenteil des „Gutmenschen"? (Abg Dr Herbert Madejski: Der Realist!) Echt? – Ich sage, es ist der Unmensch. Bleiben wir doch beim Deutschen! „Realist" ist ein Fremdwort, das will ich nicht. Fremdwörter - pfui! Fremdwörter - pfui, pfui, pfui! Das Gegenteil von „Gutmensch" ist also (Abg Godwin Schuster: Bösmensch!) Unmensch. Gutmensch – Unmensch. (Ruf bei der FPÖ: Realist!) Linkslinker Gutmensch - rechtsrechter Unmensch! (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Heute vollziehen Sie von der SPÖ das Geschäft der rechtsrechten Unmenschen. Gratulation! (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Als nächster Redner ist Herr Abg Dr Stürzenbecher zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Dr Kurt Stürzenbecher (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Geschätzte Kolleginnen und Kollegen!

Ich werde versuchen, die Debatte zu diesem Gesetz, zu dem, was wir heute beschließen, wieder auf jene Ebene zu heben, die ihr zusteht. Denn: Es geht jetzt weder darum, dass hier eine gigantische Abkehr von irgendwelchen Grundsätzen, die wir seit 120 Jahren mit Recht und sehr erfolgreich verfolgen, gepflogen wird, noch ist es so, dass dieses Gesetz nur ein Placebo wäre, wie es von der FPÖ behauptet wird, sondern dieses Gesetz ist ein Gesetz des Mittelweges, der Vernunft, das gut durchdacht ist und das wir heute deshalb mit gutem Gewissen hier beschließen werden. (Abg Mag Wolfgang Jung: Aber es hat zwei Jahre gedauert, bis ...!)

Es ist so, dass wir ja bisher schon einiges im Sicherheitsgesetz, im Sicherheitspolizeigesetz Wiens hatten. Wir haben jetzt schon vier Parameter im Zusammenhang mit der Bettelei verboten: Wir haben aufdringliches Betteln verboten, wir haben aggressives Betteln verboten, wir haben organisiertes Betteln verboten, und wir haben Betteln mit Kindern verboten - also vier Parameter. Jetzt kommt ein fünfter Parameter dazu, das gewerbsmäßige Betteln. Daraus jetzt geistig das zu produzieren, was die GRÜNEN machen, zeugt zwar von einer gewissen enormen Phantasie, hat aber mit der realistischen Anschauung dieses Gesetzes nichts zu tun. Umgekehrt ist es auch falsch, wie die Freiheitlichen sagen, dass das praktisch überhaupt nichts bedeute und nur ein Placebo wäre. Auch das stimmt nicht. (Abg Mag Wolfgang Jung: Nein, wir haben gesagt, es ist ein erster Schritt! - Sie lernen ja!)

Insofern ist es also einfach so, dass „gewerbsmäßig" dazukommt, und zwar gar nicht so sehr aus Neigung - weil uns das von Haus aus so gefallen würde, diese Maßnahme zu setzen -, sondern aus Notwendigkeit. Und die Notwendigkeit schafft die organisierte Kriminalität, die, aus Osteuropa kommend, im großen Stil hier aufgezogen wird (Abg Dr Herbert Madejski: Das haben wir auch gesagt!), die zu schwersten Menschenrechtsverletzungen führt, die mit einer schamlosen Ausbeutung von Menschen einhergeht und die mit der bisherigen Rechtslage nicht ausreichend zu stoppen war. (Abg Dr Herbert Madejski: Ja, das haben wir gesagt!) Und deshalb brauchen wir die Änderung, und das ist auch gut so. (Beifall bei der SPÖ.) 

Es hat einfach die Erfahrung bewiesen, dass die bisherigen Mittel nicht ausreichend waren. Wobei wir eben nicht von Haus aus immer schon hergehen und ein absolutes, generelles Bettelverbot fordern. Das wird es mit uns nicht geben, sondern wir versuchen, möglichst so vorzugehen, dass die richtigen Effekte erzielt werden. Wir leben nicht in einer Traumwelt wie die GRÜNEN und auch nicht wie die Bettellobby. Diese schreibt in ihrem Rundschreiben: „Hier sei nun nochmals darauf hingewiesen, dass weder die Polizei noch die Bettellobby Wien über Erkenntnisse verfügt, die das Vorhandensein von Banden, die BettlerInnen ausbeuten, bestätigen." 

Also, das ist jetzt aber wirklich ein interessanter Satz: Die Polizei verfügt über keinerlei Erkenntnisse, die das Vorhandensein von Banden, die BettlerInnen ausbeuten, bestätigen. - Wer das behauptet, dem unterstelle ich jetzt einmal wirklich zumindest Realitätsverlust. Ich glaube nicht, dass es einen einzigen Polizisten, der mit der Sache vertraut ist, gibt, der nicht diese Erkenntnis hat, dass es eben diese Ausbeutung gibt, dass es Banden gibt, die Bettlerinnen und Bettler ausbeuten. Und insofern müssen wir auf Basis der Realität argumentieren und Gesetze machen. Und da ist es immer irgendwie eine Gratwanderung, dass man das erwünschte Ergebnis, nämlich, diese Banden zu bekämpfen, optimal erzielt und die Verhinderung unerwünschter Effekte möglichst auch erzielt, nämlich dass jene, die das normale, nichtgewerbsmäßige Betteln betreiben, in Ruhe gelassen werden. Das ist die Gratwanderung, und die gelingt mit diesem Gesetz. 

Die Alternative wäre zu sagen – wie es offenbar die GRÜNEN machen: Uns ist alles wurscht! Beschließt irgendwas, wir werden euch kritisieren! Vielleicht nützt es uns bei der Wahl! - Wir können und wollen das nicht machen. Wir haben eine Verantwortung gegenüber der Bevölkerung. Wir haben eine Verantwortung vor unserer 120-jährigen sozialdemokratischen Tradition, die die Menschenrechte in den Mittelpunkt stellt. Und deshalb bekämpfen wir möglichst wirksam Ausbeutung. Das ist auch einer der drei Pfeile. 

Und das heißt weiters, dass wir keineswegs diese - auch irgendwie - Form des Populismus betreiben, wie es die GRÜNEN durchaus auch machen. Das ist nämlich auch eine Form des Populismus! Was ist Populismus? - Wenn man eine gewisse Stimmung in der Bevölkerung oder in Teilen der Bevölkerung unsachlich für eigene politische Zwecke ausnützt, unter Unterdrückung der Fakten. Genau das macht ihr! Denn, sicher, gewisse Teile der Bevölkerung - manche haben Sie zitiert - kennen die Fakten nicht genau, kennen unser Gesetz nicht genau und sind vielleicht beunruhigt. (StR David Ellensohn: ... die NGOs! Das sind nicht wir!) Das wollen Sie nicht aufklären, sondern das wollen Sie ausnützen, unter Unterdrückung der Fakten, um für sich selbst Vorteile daraus zu ziehen. Ähnlich wie es die Freiheitlichen beim Zuwandererproblem machen - natürlich in viel größerem Stil und viel ärger, würde ich durchaus sagen, aber doch in einem gewissen Sinn -, machen die GRÜNEN eine ähnliche, ich würde auch sagen, pseudopopulistische Politik. Denn zum wirklichen Populismus gehört ja dazu, dass man erfolgreich ist, und das sind Sie sicher nicht. Das muss man auch einmal sagen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Und überhaupt, weil ich auch in der Zeitung von einem Kommentator gelesen habe, der die Sozialdemokratie an ihre historische Aufgabe erinnert. – Es ist immer gut, wenn das geschieht, es ist immer wieder gut, wenn man sich selbst prüft: Wird man seiner historischen Aufgabe gerecht? Das ist etwas, was wir sehr, sehr ernst nehmen. Wir sind keine Tagespartei, die nach tagespolitischen Umfrageergebnissen Politik macht (Ironische Heiterkeit und Zwischenrufe von Abg Mag Maria Vassilakou und StRin Dr Monika Vana.), sondern die einen historischen Auftrag im Sinne der Menschen erfüllt. Und wenn man das ernst nimmt, dann muss ich sagen: Armut bekämpft man natürlich nicht, indem man sagt: Bettelei ist doch wunderbar und schön, lassen wir sie doch alle!, und so weiter, sondern unser historischer Auftrag ist, Armut zu bekämpfen, Gleichheit zu fördern, Solidarität zu stärken durch Sozialpolitik, durch Verteilungspolitik, durch Steuerpolitik. (StR David Ellensohn: Ihr habt die Vermögenssteuern abgeschafft!) Und in Wien, im roten Wien haben wir es ja auch geschafft, dass wir für die hier auf Dauer aufhältige Bevölkerung die Armut weitestgehend beseitigt haben (StR David Ellensohn: 17 Prozent, das ist nicht wenig!) - mehr zumindest als jede andere Millionenstadt der Welt. Das ist ein Erfolg, auf den wir stolz sind! (Beifall bei der SPÖ.) 

Was wir aber nicht können, beim besten Willen nicht, ist, die Armut auf der ganzen Welt beseitigen - obwohl wir auch dafür Konzepte haben. Und was wir nicht können, ist, auch nur die Armut in Osteuropa beseitigen. Wenn Kollege Ellensohn sagt, dass die Roma in Bulgarien zu 90 Prozent arbeitslos sind, ist das erstens tragisch und zweitens etwas, was man bekämpfen muss; und zwar einerseits EU-weit - das geschieht -, und zweitens fördern auch wir als Stadt mit unseren Mitteln Sozialprojekte in Bulgarien, in Rumänien, Moldawien - soweit wir es können; mehr wahrscheinlich als jede vergleichbare Stadt. Das ist der richtige Ansatz, aber wir können es nicht allein. 

Aber so, wie es Ellensohn in den Raum stellt, dass man sagt: Na hoffentlich kommen die 90 Prozent arbeitslosen Roma alle zu uns nach Wien und betteln dann, dann ist die Welt super!, das kann es auch nicht sein. Das ist auch nicht die Lösung, sondern wir müssen auch dort schauen, dass die Armut beseitigt wird, soweit wir es können, und wir müssen vor allem bei uns die Armut beseitigen - und nicht die Bettelei idealisieren. Was nicht heißt, dass wir ein generelles Bettelverbot wollen. Aber die Sozialdemokratie - ein bisschen als Nachhilfe, denn ihr kennt ja unsere Geisteswelt anscheinend nur sehr bedingt - wurde nicht geschaffen, damit es möglichst viele Bettler gibt, sondern damit es möglichst keine Bettler gibt! (Beifall bei der SPÖ.)

Wir haben Bettelei natürlich immer als ein Symptom von Armut gesehen, das wir möglichst beseitigen wollen. Wir wollen die Armut beseitigen, und wir haben da auch große Teilerfolge. - Natürlich haben wir im Kapitalismus und in der globalisierten Welt, wie sie heute nun einmal ist, schwierige internationale Rahmenbedingungen. - Das sei einmal sehr deutlich gesagt.

Und weil der rumänische Botschafter erwähnt worden ist - das sage ich jetzt nur ganz nebenbei -: Wenn natürlich ein EU-Mitglied hergeht und im großen Stil Staatsbürgerschaften, EU-Staatsbürgerschaften an Nicht-EU-Bürger verteilt, wie es gegenüber Moldawien passiert, weil sie aus irgendeinem nationalistischen Wahn heraus der Meinung sind, das seien ja auch alles Rumänen, dann wird natürlich unser Problem vergrößert, und dann müssen wir diese falsche Politik in der EU bekämpfen. Das ist die richtige Herangehensweise, und das geschieht auch. – Also, hier dann auch noch das alles zu idealisieren, statt die Ursachen zu beseitigen, ist ja überhaupt falsch. 

Jetzt zur FPÖ. – Also: Wir haben kein generelles Bettelverbot, und wir werden auch kein generelles Bettelverbot machen. Und es ist auch nicht so, dass wir jetzt da in die Knie gehen - das stimmt überhaupt nicht -, sondern wir machen eine Weiterentwicklung: Zu vier Parametern machen wir auf Grund der Notwendigkeit, die die Realität schreibt, einen fünften Parameter dazu. Und wir versuchen, das mit den geringstmöglichen negativen Nebenwirkungen, die eben in der Gesetzgebung möglich sind, zu tun. Und wir wissen auch, dass die Bevölkerung ganz überwiegend diese differenzierte Herangehensweise unterstützt. 

Zum Kollegen Ulm muss ich Folgendes sagen: Erstens einmal, wir haben im Jänner in diesem Ausschuss nicht gesagt, der Antrag ist fürchterlich oder irgendwas, sondern wir haben gesagt - ich persönlich habe es gesagt, insofern kann ich mich noch erinnern -, das ist ein diskussionswürdiger Antrag, der in der Einleitung noch sozusagen unausgegoren ist, den wir aber ernsthaft diskutieren und prüfen. Und diese Prüfung hat unter anderem ergeben, dass das „gewerblich" durchaus eine sinnvolle Sache ist. - Jetzt haben Sie gesagt, ihr habt das Urheberrecht, ihr habt das Patent. Ich glaube nur, es gibt natürlich Gesetzesvorlagen, über die kann man, wenn man sie ausarbeitet und wenn sie sehr kompliziert sind, für ewige Zeiten das Urheberrecht haben. Mir ist es auch wurscht, wenn ihr sagt, ihr habt es. Nur: Dass nach den vier Parametern als nächste Stufe jetzt das „gewerblich" kommt, ist nicht weiß Gott wie ein genialer Einfall, sondern irgendwie schon nach sozusagen handwerklichen Maßstäben logisch und einfach der nächste Schritt. Und ihr habt den Antrag eingebracht, das ist okay, und ihr stimmt auch zu, das ist auch okay. 

Womit ich aber nicht übereinstimme, ist die Interpretation des „gewerbsmäßig" des Kollegen Ulm. Denn er beruft sich auf das Strafgesetzbuch und sagt, dort ist das genau definiert. - Das „gewerbsmäßig" ist im Strafgesetzbuch definiert, aber nicht „Bettelei". Und im Strafgesetzbuch ist eben „gewerbsmäßig" für die dort geregelten Straftatbestände definiert. Und wenn jemand gewerbsmäßig einen schweren Betrug begeht, wenn jemand gewerbsmäßig einen schweren Diebstahl begeht, hat das einen ganz anderen Unrechtsgehalt, als wenn jemand gewerbsmäßig nach einem Landesgesetz eine leichte, mehr oder weniger leichte Verwaltungsübertretung begeht. Das ist einmal vollkommen klar. Und auf Grund dieses völlig anderen Unrechtsgehaltes ist natürlich unser „gewerbsmäßig" nicht so zu definieren, wie vielleicht die Gerichte „gewerbsmäßig" im Zusammenhang mit schwerem Betrug definieren, sondern es ist so zu definieren, wie es der Polizist in der vorgestrigen Fernsehsendung – Kollege Lindenmayr hat schon darauf hingewiesen – interpretiert hat, nämlich, es ist weit zu interpretieren. Das heißt, dass das nichtgewerbsmäßige Betteln durchaus weiter seinen Platz hat, sein Anwendungsgebiet hat, dass es aber, wenn es eine berufsmäßige Bettelei ist, dann irgendwann nicht mehr geht. Das ist schon klar. 
Aber es fehlt auch das Wort Gewerbe dahinter, und Gewerbe ist mehr, als wenn man quasi ... (Abg Dipl-Ing Martin Margulies: Wie schaut „gewerbsmäßig" aus? Interpretiere es!) - Es ist völlig absurd, wenn die GRÜNEN behaupten, wenn man einen anbettelt, dann ist das noch nicht gewerbsmäßig, und wenn man den Zweiten anbettelt, ist es gewerbsmäßig. (Abg Dipl-Ing Martin Margulies: Was meint die SPÖ mit „gewerbsmäßig"?) Das ist juristisch so abstrus, dass ich in meiner 30-jährigen Juristenkarriere noch nie ein unsinnigeres juristisches Argument gehört habe, und ich weise das auch schärfstens zurück. (Beifall bei der SPÖ. – Abg Dipl-Ing Martin Margulies: Was meint die SPÖ mit „gewerbsmäßig"? Sagen Sie das einfach!)
Unter „gewerbsmäßig" versteht man, dass eine fortlaufende Einnahmenquelle geschaffen wird, dass das geplant ist und dass eben der Rechtsanwender nach den Normen der Interpretation das anzuwenden hat. Dazu gehört das Gesetz selbst, dazu gehören die Gesetzesmaterialien, und dazu gehört unter anderem auch die Debatte in der gesetzgebenden Körperschaft, was diejenigen Redner, die das Gesetz befürwortet haben, dazu gesagt haben. Das ist mit in die Interpretation einzubeziehen. Natürlich darf es nicht im Gegensatz zum Gesetzestext sein, das ist einmal logisch. Aber jedenfalls ist klar, dass die Polizei und die zuständigen Organe dieses Gesetz offensichtlich richtig gelesen haben und das richtig anwenden werden, nämlich nicht schikanös, sondern so, wie wir es meinen: dass die nichtgewerbsmäßige Bettelei, das normale Betteln, das stille Betteln von armen Leuten weiter zulässig sein wird. Und deshalb halten wir ja auch unser Versprechen, dass wir keineswegs ein generelles Bettelverbot einführen. Das wollen wir überhaupt nicht. (Abg Mag Wolfgang Jung: Die Auslegung trifft die Polizei, nicht Sie!) – Die Rechtsanwender, ja! Aber mir haben das schon relativ viele gesagt. (Abg Mag Wolfgang Jung: Sie können auch nichts garantieren damit!)
Präsident Prof Harry Kopietz (unterbrechend): Darf ich ersuchen, die Zwischenrufe wieder etwas hinanzuhalten?

Abg Dr Kurt Stürzenbecher (fortsetzend): Es ist auch völlig absurd, dass auf Grund dieses Gesetzes die Sandler generell weggewiesen werden können. Das ist die zweitabsurdeste Sache, die Kollegin Vassilakou gesagt hat; abgesehen davon, dass das, was sie zitiert hat – „bei anderen Personen durch unmittelbare Wahrnehmung berechtigten Anstoß zu erregen" – und hinsichtlich dessen sie gesagt hat, dass man das interpretieren könne, wie man will, und jeden wegweisen könne, auch bisher schon im Gesetz war und auch schon bisher im Gesetz richtig, nämlich maßvoll, angewendet worden ist. Und so wird das auch weiter maßvoll angewendet werden. Daher sehe ich da kein großes Problem.

Zwischendurch ganz kurz, um das auch noch einmal zu sagen, zum Antrag der Freiheitlichen betreffend die Sicherheitspolizei und die Sicherheitswacht: Auf den ersten Blick, wenn man es durchliest, klingt es gar nicht so unvernünftig, muss ich sagen. (Abg Mag Wolfgang Jung: Sie lernen!) Aber wenn man genauer schaut, wenn man in die Tiefe geht, ist es nicht zu unterstützen, und deshalb werden wir den Antrag auch ablehnen (Abg Mag Wolfgang Jung: Warum das?), weil es einfach besser ist, wenn wir in den einzelnen Ressorts Spezialisten haben, die für diese spezielle Tätigkeit super ausgebildet sind und dort auf hohem Niveau Arbeit leisten, als wenn man diese quasi überall hinausstreut und dann verschiedenste Organe auf vermutlich noch immer ganz guten, aber mittelmäßigen Wegen auch ihre Arbeit leisten. - Es ist also so, wie wir es jetzt machen, ein effizienterer Einsatz, als wenn wir Ihren Vorschlag übernehmen würden. Er ist nicht absurd, aber er würde zu einer gewissen Effizienzschwächung führen. (Abg Mag Wolfgang Jung: Ordnung und Effizienzsteigerung!) - Das ist das Erste.

Das Zweite ist: Wir bekennen uns dazu, dass Bekämpfung der Kriminalität natürlich ausschließlich Bundesaufgabe und Aufgabe der Polizei ist. Nach Ihrem Vorschlag würde ein Teil unseres Landesbudgets für Sicherheitsaufgaben verwendet, also für etwas, was laut Verfassung der Bund machen müsste. Das heißt, wir würden Geld für Bundesagenden ausgeben und hätten dann irgendwo zu wenig Geld. Denn dieses Geld, das eigentlich der Bund zur Verfügung stellen müsste, geht uns ja ab! Und deshalb lehnen wir Ihren Antrag - der nicht absurd ist, der aber doch nicht ausgereift ist - ab! – Das wäre einmal dazu zu sagen. (Abg Mag Wolfgang Jung: Wir stellen fest, Sie nähern sich langsam an!)

Was Ellensohn betrifft, so meine ich, wenn er sagt: Die FPÖ könnte hier ein Gesetz nicht strenger beschließen als ihr!, dann ist das so absurd! Du weißt genau, dass es noch strenger wäre, so wie die FPÖ es will, nämlich ein generelles Bettelverbot. – Was du sagst, ist damit schon falsch. Da brauchen wir gar nicht weiterzureden. Diese Aussage ist schon falsifiziert. Da brauchen wir nicht weiterzudiskutieren. Sie ist reine Polemik. Ich könnte jetzt sagen: Wie oft hat die FPÖ schon mit den GRÜNEN mitgestimmt? - Sicher öfter die GRÜNEN mit der FPÖ als wir mit der FPÖ. Aber das ist eben Parlamentarismus, dass man oft gemeinsam abstimmt. Das ist überhaupt nichts Sonderbares, sondern unser tägliches Brot, und wir wären schlechte Parlamentarier, wenn wir das nicht machen würden.

Und jetzt noch zur Caritas, die ich außerordentlich schätze, und ich weiß ja auch von Landau aus einem früheren Gespräch, dass er gesagt hat, er schätzt außerordentlich die soziale Politik in Wien und er ist auch bereit, das öffentlich zu sagen - das war aber nicht zu diesem Gesetz, das muss ich auch dazusagen. (Ironische Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Und deshalb muss ich dazu sagen, wir werden mit jenen Freunden, die dieses Gesetz vielleicht nicht gut kennen oder die Motive nicht kennen, den Dialog pflegen. - Bei Ihnen (in Richtung GRÜNE) ist es aussichtslos, denn ihr seid Polemiker und glaubt, ihr gewinnt Stimmen, wenn ihr die Position habt, die ihr habt. - Aber mit jenen Leuten, die im ersten Augenblick dieses Gesetz ablehnen, weil sie es falsch verstanden haben oder nicht genau kennen, werden wir den Dialog pflegen und versuchen, sie zu überzeugen. 

Und wir wissen, dass diese klug differenzierte Politik die überwältigende Zustimmung vor allem der Wiener Bevölkerung hat. Wir wissen, dass das von den Bürgerinnen und Bürgern unterstützt wird. Wir sollten die Kirche im Dorf lassen: Es ist eine mittelmäßig bedeutende Adaptierung des Sicherheitspolizeigesetzes von Wien. Da jetzt alles Mögliche hineinzuinterpretieren, ist einfach ein Unsinn. Es ist eine angemessene Adaptierung des Landes-Sicherheitsgesetzes, die die organisierte, ausbeuterische Kriminalität wirksam treffen wird, die die nichtorganisierte, nichtgewerbliche Bettelei selbstverständlich weiter ermöglichen wird. Und damit wird humanistischen Zielsetzungen nähergetreten. 

Schauen wir, dass wir die Menschenrechte weiter fördern und durchsetzen! Deshalb plädiere ich für die Zustimmung zu diesem maßvollen und durchdachten Gesetz. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsident Prof Harry Kopietz: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr StR Ellensohn zum Wort gemeldet. Drei Minuten Redezeit. – Bitte.

StR David Ellensohn: Meine Damen und Herren! Das kann man in drei Minuten nicht alles sagen – ich hätte mich wohl besser als Redner zu Wort melden und eben erst später reden sollen. 

Ich berichtige tatsächlich: Dieses Gesetz ist nicht maßvoll. Ich berichtige tatsächlich: Dieses Gesetz ist nicht durchdacht. (Abg Mag Wolfgang Jung: Das ist aber eine „tolle" tatsächliche Berichtigung!) Ich berichtige tatsächlich und komme dann auch auf ein paar Zahlen zu sprechen. (Abg Heinz Vettermann: Das klingt ja fast wie ein Debattenbeitrag!) 

Wofür die SPÖ steht, darauf will ich jetzt gar nicht eingehen. Die SPÖ steht heute auch schon für die Stiftungen, die der Voves hat, wofür er keine Steuern zahlt, und für die Inserate, die Sie schalten in der „NFZ", und das Geld, das Sie dem Ring Freiheitlicher Jugend geben, und dafür, dass Sie den Herrn Graf wählen. (Abg Mag Wolfgang Jung: Eine „echte" Berichtigung!) Für all das steht die verwahrloste Sozialdemokratie auch. Und dafür, dass Sie Geld von der Novomatic nehmen und Gesetze beschließen. - Das kann ich so sagen, denn dafür kann man nicht geklagt werden, weil es die Wahrheit ist. (Abg Karlheinz Hora: Also, wir sagen ja auch nicht über die GRÜNEN ein paar Bemerkungen! So kann es nicht gehen!)
Und ich berichtige jetzt tatsächlich: Herr Stürzenbecher hat hier in Bezug auf Armut in dieser Stadt gesagt, dass man mehr oder weniger die Armut hier abgeschafft hat, dass es viel besser ist als anderswo. 

Ich berichtige tatsächlich: Die Berichte, die es dazu gibt - die Stadt Wien verweigert ja, einen Armutsbericht zu machen -, besagen, 17 Prozent der Wiener und Wienerinnen leben unter der Armutsgrenze. Das ist eine ganze Menge! Die Kinderarmut in Wien ist nicht besser als anderswo, sondern dreimal so hoch wie in Dänemark. Dreimal so hoch! Wenn Sie ein Kind sind und Sie sind sieben Jahre alt, ist die Wahrscheinlichkeit, dass Sie in einem Haushalt leben (Abg Godwin Schuster: Und welchen Passus berichtigst du jetzt tatsächlich?), wo man mit dem Geld hinten und vorne nicht zurechtkommt, dreimal so hoch wie in Dänemark. - Nur damit man das einmal weiß.

Diese Stadt ist längst auf dem falschen Weg, was das angeht. Die Armutsbekämpfung schaut heute so aus: Augen zu, durch! FPÖ-Politik, fertig, aus! Wir wollen alles nicht sehen!

Das Gegenteil dessen, was Herr Stürzenbecher gesagt hat, ist wahr. Und vieles andere mehr war auch noch falsch. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsident Prof Harry Kopietz: Zum Wort gemeldet ist Herr Abg Dipl-Ing Margulies. Ich erteile es ihm.

Abg Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Wäre Barbara Rosenkranz hier im Raum, die Sozialdemokratie hätte eine Stimme mehr. Bei diesem Gesetz würde sie jubeln! (Abg Anica Matzka-Dojder: Das ist ziemlich tief!)
Das Gesetz ist tief! Das war eine Feststellung: Das Gesetz ist tief. Ein Gesetz, das die Ärmsten der Armen kriminalisiert, ein Gesetz, das einen einzigen Sinn und Zweck verfolgt, etwas, das im 1. Bezirk auch passiert: Alles und jedes, was vor der Wahl nicht ins Bild einer sauberen, properen Stadt passt, muss weg! Und damit legt man sich mit ÖVP und FPÖ in ein Boot und versucht, Bettler und Bettlerinnen zu kriminalisieren. Und man nimmt die krausesten Argumentationen! Kollege Stürzenbecher, ich schätze dich im Normalfall, aber ich habe das noch nicht erlebt, dass du in einem Gesetzgebungsverfahren dann sagst, die Polizei wird es richtig interpretieren, ohne selbst zu sagen, was neben der im Strafgesetzbuch eindeutig geregelten Gewerbsmäßigkeit gemeint ist.

In der Begründung steht drinnen: „regelmäßig wiederkehrend". - Na, was macht denn ein Bettler?! Der sitzt ja nicht aus Spaß auf der Straße und bettelt, sondern der macht es, um Geld zu verdienen! (Abg Mag Wolfgang Jung: Gewerbsmäßig!) - Ob gewerbsmäßig oder nicht. (Abg Mag Rüdiger Maresch: Gewerbeschein braucht er keinen!) In der Regel sitzen sie jeden Tag da und versuchen, Geld zu erbetteln; regelmäßig - mit dem einzigen Ziel, dass sie etwas bekommen. Sie setzen sich ja nicht hin, weil es so schön ist! Das machen sie wirklich nicht. Wir wissen alle, es ist demütigend! Ich weiß nicht, wer von Ihnen sich die Mühe gemacht hat, den Film von Ulli Gladik, „Natascha", anzusehen, über eine Bettlerin, die nach Wien und Graz pendelt, die ihre ganze Familie tatsächlich damit erhält; wo es stimmt, dass es keine Arbeitsplätze gibt, dass es keine Chance auf Verbesserung gibt, dort, wo sie herkommt; und wo in der Familie darüber diskutiert wird und ein ganz entscheidender Satz fällt: Fürs Betteln brauch ich mich nicht zu schämen, fürs Stehlen schon! - Wäre Ihnen lieber, alle, die jetzt betteln kommen, würden stehlen? - Ein Bettler stiehlt im Normalfall nicht! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Aber wenn man ihnen das Betteln als Möglichkeit auch noch nimmt?! - Ich wundere mich ohnedies oft, dass bei dieser ungleichen Verteilung in der ganzen Welt die Kriminalität nicht noch höher ist. Es gibt so viele Menschen, die keine Perspektive haben und wo selbst die besten Programme, die wir uns hier überlegen, nichts nützen würden, weil es auch in anderen Ländern korrupte Regierungen gibt. Da müssen wir uns ja nicht anlügen. Das gibt es! Und die Entscheidung, die wir heute treffen, ist: Nehmen wir den Menschen, die nach Wien betteln kommen - und da rede ich noch überhaupt nicht über all jene, die in Wien in so einer verfestigten Armut leben, dass sie betteln müssen -, nehmen wir den Menschen, die nach Wien kommen, die letzte Möglichkeit, sich vor Verslumung zu retten, sich vor einem Auseinanderreißen der Familie zu retten, sich möglicherweise auch vor Verfolgung zu retten! 

Denn Sie sagen zu Recht - und es stimmt, ja -, es betteln in Wien, neben vielen anderen Menschen, auch viele Roma. Das stimmt. Sie betteln, weil sie - und selbst unseren burgenländischen Roma geht es nicht so super, seien wir doch ehrlich! - in der Slowakei erheblich mehr verfolgt werden, weil sie in Ungarn - das wissen Sie - in Wirklichkeit Todesängste auszustehen haben, wie auch im restlichen Teil Osteuropas. Die Roma werden angesehen als die Parias der Gesellschaft. Und Sie machen mit, Sie wollen sie vertreiben. 

Ich finde das so was von letztklassig! Ich werde dann auch noch Stellungnahmen vom menschlichen Wien vorlesen. Aber ich finde das so was von letztklassig und so was von empörend! Und das zehn Monate - nein, es sind ohnedies nur mehr sechs Monate bis zur Wahl, damit man den Wienern und Wienerinnen ein sauberes, properes Wien vorspielen kann! (Abg Nurten Yilmaz: Wien ist jetzt schon sauber!) Jeder wirkliche Sozialdemokrat in Ihren Reihen müsste sich in Grund und Boden genieren. Tatsächlich! (Abg Nurten Yilmaz: ... ein Theater!)
Da geht es nicht um Theater, da geht es um das Überleben von Menschen. Und da geht es um die Verlogenheit in einer Begründung, die hier ständig gedreht wird. (Abg Nurten Yilmaz: Du glaubst doch nicht wirklich, dass du den Menschen damit hilfst, dass sie in Wien betteln dürfen! Die werden ja noch mehr unterjocht! Sieh das einmal ein!)
Also ich glaube – um mich, so wie du, auf die „Glaubensebene" zu begeben -, dass Menschen, die hierher betteln kommen und nicht in Wien leben, das tatsächlich als ihren einzigen Ausweg sehen. Als ihren einzigen! (Abg Anica Matzka-Dojder: Die behinderten Menschen kommen allein nach Wien?!) Und wenn man ihnen den einzigen Ausweg wegnimmt, dann geht es ihnen schlechter. David Ellensohn hat richtig gesagt: Welcher Arme profitiert von diesem Gesetz? (Abg Nurten Yilmaz: Das ist auch kein Gesetz, um die Armut zu verhindern!) Welcher Bettler profitiert von diesem Gesetz? – Niemand! Kein einziger profitiert davon! Wie viele werden darunter leiden? - Vielleicht nicht alle Bettler, aber mit Sicherheit ganz, ganz viele! - Das ist ein Gesetz gegen die Ärmsten in dieser Gesellschaft. 

Und ich weiß, das ist ja das Schöne, wir werden dann – formal mache ich das noch - eine namentliche Abstimmung beantragen. Und das Schöne ist, ich führe ja im Vorhinein Gespräche und ich weiß, nicht jeder von Ihnen fühlt sich wohl damit (Abg Dr Kurt Stürzenbecher: Ich fühle mich sehr wohl! Du wirst das nicht bestimmen!) - auch wenn ich nicht damit rechne, dass jetzt irgendjemand aus der sozialdemokratischen Fraktion mit Nein stimmen wird. (Abg Mag Wolfgang Jung: Wie wäre es mit einer geheimen Abstimmung?)

Nichtsdestoweniger halte ich es für respektlos - und damit komme ich noch einmal zur Auseinandersetzung mit dem, was tatsächlich im Gesetz steht -, einfach das, was im Gesetz steht, zu verdrehen. „Gewerbsmäßig" ist vollkommen klar gewesen: Regelmäßigkeit mit dem Ziel, ein Einkommen zu erreichen. (Ruf bei der SPÖ: Dauerhaft!) Ein dauerhaftes, ja. – Okay. Das heißt: Es gibt sie nicht, die Wiener Bettler, die einmal im Monat betteln gehen und dann zufrieden sind und wieder heimgehen. Kann man das irgendwie einmal klarstellen? Oder glaubt ihr wirklich, dass es die gibt, die Bettler, die einfach sagen: Nein, heute freut es mich nicht, ich habe eh ein bisschen Sozialhilfe, heute setze ich mich auf die Straße!?

Hört doch auf damit! Das gibt es nicht! Jeder, der in Wien bettelt und - um im Wienerischen zu bleiben – „net a Schnorrer is", macht das regelmäßig, mit dem Ziel, Einkünfte zu erzielen, weil er nichts anderes hat, um zu überleben. (Abg Nurten Yilmaz: Er hat die Grundsicherung!) - Und das wird verboten! So einfach ist das. Und ja, es ist schön, wenn der Polizist die Augen zumacht - bis zur nächsten Bettlerrazzia, weil es gerade wieder passt, und dann nehmen wir einmal 200 mit und nehmen ihnen das Geld auch noch weg, wie in der Strafbestimmung vorgesehen. Alles, was sie bei sich haben, nehmen wir ihnen weg. (Abg Nurten Yilmaz: Grundsicherung! Wir haben die Grundsicherung!) 

Nein, Grundsicherung - schauen wir einmal, wann die Grundsicherung tatsächlich kommt! Momentan ist es so - ein ganzer kurzer Exkurs zur Grundsicherung: Ich kann mich erinnern, die Sozialdemokratie hat gesagt, die Grundsicherung wird auf der Höhe der Ausgleichszulagenrichtsätze sein, 14 Mal. (Abg Nurten Yilmaz: Ja, wollten wir!) Wer hat in der Grundsicherung gleich wieder 18 Prozent gestrichen, nein, 16,6 Prozent? - SPÖ und ÖVP gemeinsam! (Abg Nurten Yilmaz: Ja!) Bei den Armen von einer Zielvorgabe das Geld wieder zu streichen, das geht ruckzuck! (Abg Nurten Yilmaz: Das ist zur Zeit machbar!) Aber ihr seid die Partei, die die Armut bekämpft? – Ihr seid mittlerweile die Partei, die die Armen bekämpft! Und das stelle nicht nur ich fest. (Abg Nurten Yilmaz: Ohne uns würde es sie nicht einmal so geben!)
Ohne euch würde es die Grundsicherung nicht einmal so geben? – Na ja, das weiß ich nicht. (Abg Nurten Yilmaz: Mit wem? Mit euch?) Mit uns wäre sie besser! Mit uns wäre sie mit Sicherheit besser. Da muss man nicht einmal lange darüber nachdenken. 

Mit uns würde es schon so etwas wie eine Vermögenssteuer geben, die von euch bestenfalls irgendwann plakativ vorangetragen wird, die aber niemals, wenn es wirklich darum geht, es dem Koalitionspartner deutlich zu machen, irgendwo ins Spiel gebracht wird. 

Aber zurück: Es ist nicht nur so, dass nur wir es so interpretieren. (Abg Nurten Yilmaz: Schauen wir einmal nach Graz!) Ich kann die Stellungnahme der Bettellobby vorlesen: „Die Novellierung sieht die Erweiterung des Wiener Landes-Sicherheitsgesetzes um den Tatbestand des gewerbsmäßigen Bettelns vor. Laut der Begründung des Antrages richtet sich diese neue Regelung gegen alle Personen, die regelmäßig betteln. Betteln soll, sofern die Absicht der wiederkehrenden Begehung zur Verschaffung einer fortlaufenden Einnahmequelle zu bejahen ist, strafbar sein, ohne jedoch ein generelles Bettelverbot vorzusehen. Auf Grund der sehr offenen Formulierung des Tatbestandes ist zu erwarten, dass auf Grundlage dieser neuen Regelung alle Formen des Bettelns bestraft werden, die nicht durch die bereits bestehenden Verbote abgedeckt sind. Diese Ansicht teilt auch die ÖVP, die die neue Regelung sehr begrüßt. In einer Presseaussendung ist zu lesen: ‚Durch diese Begriffsbestimmung wird praktisch jede Form der Bettelei, die derzeit in Wien auftritt, unter Strafe gestellt. Ein wichtiger und richtiger Schritt für mehr Sicherheit in Wien.'" - Kurze Unterbrechung der Stellungnahme. 

Sie sagen selbst, die Befürworter und diejenigen, die sich an der Diskussion beteiligen, interpretieren das Gesetz. Na ja, es wird eine breite Mehrheit zwischen SPÖ, FPÖ und ÖVP geben. Teile von Ihnen interpretieren das Gesetz ziemlich eindeutig. Man kann doch nicht davon ausgehen, dass einzig und allein, insbesondere dann, wenn einmal irgendetwas juristisch entschieden werden muss, die SPÖ die einzige Interpretationsmöglichkeit hat und jeder andere nicht. Wir wissen es aus unzähligen Gerichtsverfahren, dass Richter letztendlich interpretieren, Verwaltungsgerichtshöfe interpretieren, Verfassungsgerichtshöfe interpretieren. Wenn, mit Ausnahme der SPÖ, das rechte Wien und das menschliche Wien zum selben Schluss kommen, dass mit Gewerbsmäßigkeit das Verbot jeglicher Bettelei gemeint ist, dann wird da schon etwas dran sein.

Ich lese weiter in der Stellungnahme: „Obwohl die SPÖ betont, kein generelles Verbot des Bettelns einführen zu wollen, wird die genannte Änderung zur Folge haben, dass künftig jeder Mensch, der in Wien bettelt, bestraft werden kann." - Mir ist es wichtig, auf dieses „bestraft werden kann" hinzuweisen.

2009 allein in Wien, glaube ich, 877 Anzeigen wegen Bettelns. Sie sagen, das organisierte Betteln, die Bettelbanden et cetera kriegen Sie nicht in den Griff. Dann werden die 877 nicht in wirklich großem Maße die Bettelbanden betroffen haben. (Abg Inge Zankl: Vielleicht waren das die mit den Kindern!) - Nein, 39 mit Kindern. Das Kinderbettelverbot hat gewirkt. 

Von den 877 Anzeigen waren mehr als 400 wegen aggressiver Bettelei. Wissen Sie, was aggressive Bettelei ist? Von der Polizei interpretiert aggressive Bettelei? - Menschen ansprechen: „Bitte, bitte, mein Herr! Danke!" Hände entgegenstrecken - aggressiv. Schon das wird jetzt von der Polizei als aggressiv gewertet. Sitzen darf man auch nicht. Das heißt, wenn ich mich hinsetze und eine Hand ausstrecke, ist es aggressiv und dann glauben wir, gewerbsmäßig wird im Sinne der Bettler interpretiert! Das meinen Sie doch selbst nicht selbst! Wer soll das glauben? (StR David Ellensohn: Das glaubt niemand!)
Ich bin davon überzeugt, die Bezirksvorsteherin Stenzel wird schon dafür sorgen, dass der 1. Bezirk, der Platz, wo es für Bettler und Bettlerinnen möglicherweise am leichtesten ist, zu Geld zu kommen, bettelfrei sein wird. Wie werden Sie es dann begründen? Dass im 1. Bezirk die organisierten Bettler waren? Dass im 1. Bezirk die gewerbsmäßigen Bettler oder die aggressiven Bettler waren? Oder dass das generelle Bettelverbot einfach gegriffen hat? Es war ja genug Rechtsunsicherheit. Zwei, drei Razzien, wo man den Menschen das Geld wegnimmt, das sie sich erbettelt haben, wo man ihnen noch zusätzlich 700 EUR Strafe gibt. Über die Strafbestimmungen haben wir noch gar nicht geredet. Das ist eure Vorgehensweise. Das ist die Perversion schlechthin. Es tut mir leid, ich muss das so sagen.

Das österreichische Strafrecht schafft es nicht, gegen Menschenhandel vorzugehen. Das österreichische Strafrecht schafft es nicht, gegen Nötigung vorzugehen. Aber das Wiener Landes-Sicherheitsgesetz wird es richten. Entschuldigt, Leute, was ist von eurer Sozialdemokratie noch geblieben? (Abg Nurten Yilmaz: Das Betteln mit Kindern haben wir auch mit dem Landes-Sicherheitsgesetz abgeschafft!) Das soziale Bewusstsein wird mit dem heutigen Tag endgültig abgegeben! 

In diese Richtung gab es sehr viele Kommentare, zum Beispiel ein ganz hervorragender Kommentar in der „Presse" von Sibylle Hamann. Sie endet in ihrem Kommentar: „Sagen wir es so, wer in Wohlstand lebt, muss es aushalten, von Zeit zu Zeit daran erinnert zu werden, dass andere nicht in Wohlstand leben. Wer etwas hat, muss von Zeit zu Zeit seinen Kriterienkatalog überprüfen, warum er wem etwas davon abgibt und warum wem nicht. Sagen wir, ein bisschen Verunsicherung gehört dazu." - Auch mir ist es überhaupt nicht jedes Mal recht, wenn ich Menschen betteln sehe. (Abg Franz Ekkamp: Na geh'!) Ich gestehe, auch ich schaue manchmal weg. Manchmal gebe ich auch etwas her. Und warum das Pervertierte, das Aggressive einmal in den Griff zu kriegen? Ich gebe eher jemandem etwas, der mich anspricht. Ich sage, wie es ist. Weil ich finde die devote Haltung, Blick auf den Boden, Körbchen in der Hand, am allerschlimmsten. Das ist für mich das Schlimmste! Das macht mir das schlechteste Gewissen, wo ich mir denke, eigentlich will ich es gar nicht sehen. Aber niemals würde ich auf die Idee kommen und sagen, deshalb vertreiben wir die Menschen, deshalb nehmen wir ihnen die letzte Möglichkeit, zu Geld zu kommen. Mit dieser Verunsicherung müssen wir in einer reichen Gesellschaft leben. Ich halte das für wichtig. Ich halte das auch für richtig. Deshalb hoffe ich immer noch, dass zumindest bei manchen von Ihnen die Auseinandersetzung des heutigen Tages dazu führt, dass man es genauso macht, wie die Organisationen Caritas, Samariterbund, Rotes Kreuz, Hilfswerk, Bettlerlobby, SOS Mitmensch, Wohnungslosenhilfe, Neustart, Armutskonferenz und Augustin vorschlagen, dieses Gesetz einfach abzulehnen, dieses Gesetz zurückzuziehen, dieses Gesetz heute einfach nicht zu beschließen. 

So lese ich als letzte Stellungnahme die von Philipp Sonderegger von SOS Mitmensch vor: „Ich bin Penner, was seid ihr? Die Polizei soll ‚Verwahrloste' leichter wegweisen können. Sie wird zur Vollstreckerin privater Interessen. Uns versucht die Politik als KomplizInnen beim Zurückdrängen des öffentlichen Raums zu vereinnahmen. Nächste Woche, am 26. März 2010, soll im Wiener Landtag das Landes-Sicherheitsgesetz novelliert werden. ... Nach aggressivem Betteln soll künftig auch gewerbsmäßiges Betteln strafbar sein. Von der Polizei des Platzes verwiesen werden können soll künftig, ... wer andere am Zugang zu öffentlichen Einrichtungen hindert ... und wer andere in unzumutbarer Weise beim ‚widmungsgemäßen Gebrauch' öffentlicher Einrichtungen einschränkt."

Jetzt nehme ich kurz einmal diesen Exkurs, vom Bettelverbot weg, zum Wegweiserecht, auf. Mit der vorgeschlagenen Änderung kann, auch wenn klar ist, dass das Demonstrationsrecht das höherwertige ist, jede Demonstration aufgelöst werden. Denn jede Demonstration behindert Menschen, wie im Gesetz beschrieben, am Zugang zum öffentlichen Raum. Nur, um das einmal auf den Punkt zu bringen.

Ich erlaube mir noch einen weiteren Exkurs, indem ich die ursprüngliche Begründung vorlese. In einem Gesetzgebungsverfahren läuft es normalerweise so ab, dass ich mir überlege, was ich will. Dieses ist im Normalfall die Begründung. Dann schreibe ich ein Gesetz, das zu meiner Begründung passt. In der Begründung ist gestanden: „Diese Belästigungen werden von Personen hervorgerufen, die sich vorwiegend in Gruppen aufhalten, zum Beispiel Suchtmittelabhängige, Obdachlose, Mitglieder organisierter Bettelbanden, und bestehen darin, dass diese Personen allein durch ihr verwahrlostes Auftreten eine erhebliche Verunsicherung auslösen und die Bürgerinnen und Bürger von der widmungsgemäßen Nutzung der öffentlichen Einrichtung abhalten." (Abg Dr Kurt Stürzenbecher: Du weißt, dass das gestrichen worden ist!) - Ja, ich weiß, das ist gestrichen worden. (Abg Dr Kurt Stürzenbecher: Damit ist es gegenstandslos!) Bei einer gewissen Glaubwürdigkeit hätte ich mir gedacht, wenn sich die Begründung ändert, dann wird sich auch der Gesetzestext ändern. Hat sich aber nicht! 

Es tut mir echt leid, ich kann Ihnen, der Sozialdemokratie, es nicht abnehmen, dass sie von ihrem ursprünglichen Ziel, alles und jedes, was verwahrlost aussieht, wegzuweisen, abgegangen ist. Es hat auch die Diskussion heute diesbezüglich überhaupt nichts Erhellendes beigetragen. Wir haben gehört, gewerbsmäßig interpretiert hinkünftig die Polizei. Wir haben gehört, dass es viele gute Möglichkeiten für Projekte, die man machen soll, um den Menschen zu helfen, gibt, ohne dass ein einziges heute vorliegt. (Abg Nurten Yilmaz: O ja!) Wir haben heute eine allgemeine Diskussion darüber gehabt und Sie haben uns immer noch nicht gesagt, was eigentlich mit den armen Menschen, die wegen des Bettelverbotes auf Grund des Landes-Sicherheitsgesetzes mitgenommen werden. Sie werden Strafe zahlen, obwohl sie die Ärmsten der Armen sind. Sie werden Strafe zahlen, wenn sie sich noch einmal hinsetzen. Sie werden sich nicht wehren können, weil sie keine Anwälte haben. 

Ein Satz noch dazu: Wenn die Mafia darauf angewiesen wäre, von dem, was Menschen erbetteln, zu leben, dann frage ich mich, warum es tatsächlich mafiöse Zustände im Waffenbereich, im Drogenbereich und im Wirtschaftsbereich gibt. Von den paar Netsch, die alle Wiener Bettler zusammen an einem Tag erbetteln, soll eine Mafia reich werden? (Abg Nurten Yilmaz: Nein, nicht eine Mafia!) Leute, noch einmal, es spielt sich nicht so ab! Das Leben in Armut ist eines, das hoffentlich niemand von uns am eigenen Leib verspüren muss. Aber das Leben in Armut ist gleichzeitig ein Leben in Perspektivlosigkeit, wo sich Menschen an einen Strohhalm, wie betteln zu dürfen, klammern. Und das wollen Sie ihnen nehmen!

Damit fordere ich abschließend im Sinne § 28 Abs 1a unserer Geschäftsordnung eine namentliche Abstimmung über die Gesetzesvorlage. - Danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Präsident Prof Harry Kopietz: Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich erkläre die Verhandlung für geschlossen und erteile der Berichterstatterin das Schlusswort. - Bitte, Frau Stadträtin. 

Berichterstatterin Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren!

Es ist viel diskutiert worden. Es ist viel interpretiert und viel hineingedeutet worden. Wir haben hier einen Entwurf vorliegen, der im Wiener Landes-Sicherheitsgesetz folgende Änderungen tatsächlich vorsieht:

Im § 2 Abs 1 soll der Begriff unter Punkt a) „oder gewerbsmäßig" eingefügt werden und im § 3 geht es darum, unter Punkt 2) den Bereich des widmungsgemäßen Gebrauches von öffentlichen Einrichtungen auch noch um den Begriff des Zuganges zu erweitern. Weiters wird unter Abs 2 eingefügt: „Eine unzumutbare Belästigung im Sinne des Abs 1 Z 1 beziehungsweise unzumutbare Beeinträchtigung im Sinne des Abs 1 Z 2 ist auch dann gegeben, wenn ...", und dann geht es weiter. Das sind einmal die inhaltlichen Veränderungen bei der Wegweisung.

Was darüber hinaus in diesem Vorschlag zu finden ist, ist eigentlich gar nicht eine Veränderung in inhaltlichem Sinne bei der Wegweisung, sondern eine Verstärkung der Wegweisung, im Sinne dessen, dass man zwölf Stunden lang nicht an den Ort zurückkehren kann, außer man braucht eine Hilfeleistung. Im widrigen Fall gibt es eine Verwaltungsstrafe. 

Das heißt, es geht bei der Bettelei im Landes-Sicherheitsgesetz darum, dieses um den Begriff der Gewerbsmäßigkeit zu erweitern, es geht bei der Wegweisung darum, den Zugang in die Bestimmungen aufzunehmen und eine Verstärkung der Wegweisung zu machen, weil die Erfahrungen in den letzten Jahren im Umgang mit diesem Gesetz einfach gezeigt haben, dass die Wegweisung eine zahnlose war und diese Verstärkung daher nötig geworden ist.

Grundsätzlich möchte ich dazu sagen, dass wir uns mit dem Verbot der gewerbsmäßigen Bettelei sehr lange auseinandergesetzt haben. Ich möchte hier noch einmal die Intention der Antragstellerin darstellen. Es geht darum, dass diejenigen zur Verantwortung gezogen werden sollen, die einen Profit aus der Bettelei schlagen, und zwar einen Profit aus wehrlosen Menschen, die zum Betteln angehalten werden, zum Teil auch - das haben wir heute hier schon gehört und das sehen wir in vielen Fällen -, verstümmelt werden beziehungsweise sich die Behinderung von Menschen durch diese Organisationen angeeignet wird, um einen Profit daraus zu schlagen. Dieses Gesetz hat mit seinen Veränderungen die Intention, diese Ausbeutungen zu verhindern und hat die Intention zu verhindern, dass diese Menschen Opfer werden. Diese organisierte Bettelei ist etwas, dem man sehr schwer ankommt. Der Begriff der Gewerbsmäßigkeit soll jetzt ein zusätzliches Instrumentarium sein, um hier vorgehen zu können und um tatsächlich diesen organisierten Betteleibanden das Handwerk zu legen. Ich sage das hier einmal genau in dieser Form. 

Opfer von Armut, wie es heute hier einige Male schon diskutiert wurde und wie hier auch unterschiedlichste Interpretationen und Geschichten dargestellt wurden, die mit einem stillen Appell um Unterstützung suchen und die auf die Hilfsbereitschaft der Bevölkerung angewiesen sind, meinen wir mit diesen Veränderungen absolut nicht. Diese soll die Gesetzesnovelle auch nicht treffen. Wenn wir heute Beispiele von der Frau - unter Anführungszeichen - Maier oder dem Karl oder auch der Natascha gehört haben, sind das nicht die Menschen, die hier sozusagen betroffen sein sollen. Ganz im Gegenteil, wir versuchen, wie auch schon bei der Kinderbettelei, in Kombination mit Hilfsmaßnahmen, mit Sozialpaketen - wir haben gestern etwas beschlossen, wir werden auch in der Zukunft noch einiges beschließen -, mit unseren Auslandshilfen tatsächlich soziale Verantwortung zu zeigen. Wir werden natürlich auch unseren Beitrag dazu leisten, die Lebenssituation dieser Menschen zu verbessern beziehungsweise ihre Armut absolut zu bekämpfen. Wie gesagt, zahlreiche Projekte gab es bisher, aber es sind auch zahlreiche Projekte jetzt mit den einzelnen Hilfsorganisationen besprochen, weil wir gleichzeitig diesen absolut bewussten Schritt setzen möchten, hier verstärkt anzugehen. 

Ich möchte mich, weil das heute schon diskutiert wurde, einmal mehr bei unseren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern bedanken, aber ich möchte mich auch bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbeiterin der Organisationen, die gemeinsam in dieser Stadt für die soziale Sicherheit verantwortlich sind, bedanken. Ohne die NGOs würde uns der Kampf gegen Armut und für soziale Gerechtigkeit in dieser Form nicht gelingen. Aber es gilt auch, gegen Ausbeutung aufzutreten. Es geht darum hinzuschauen und Verantwortung zu übernehmen, hinzuschauen und für Sicherheit im Sinne der sozialen Sicherheit zu sorgen, und das auf Basis einer klaren Haltung und einer klaren Wertevorstellung, wie sie die Sozialdemokratie seit über 120 Jahren für sich in Anspruch nimmt und wie wir uns definieren, nämlich auf Basis der Werte der Gleichheit, der Gerechtigkeit und der Solidarität. Die wahren Allianzen, lassen Sie mich das zum Abschluss sagen, treffen die Sozialdemokraten heute hier nicht mit der FPÖ. Die Allianzen, die heute hier noch zustande kommen werden, treffen Sie und die anderen. 

Ich bitte um Zustimmung zu dieser Vorlage. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Prof Harry Kopietz: Wir kommen nun zur Abstimmung über die Gesetzesvorlage. 

Da eine namentliche Abstimmung begehrt wurde und diese vorgesehen ist, wenn mindestens 25 Landtagsabgeordnete zustimmen, bitte ich, wer dem Begehren nach namentlicher Abstimmung zustimmen möchte, um ein Zeichen mit der Hand. – Ich sehe hiermit die Einhelligkeit und somit einstimmig. 

Ich darf Frau Mag Barbara Feldmann ersuchen, mit der namentlichen Abstimmung zu beginnen.

Schriftführerin Abg Mag Barbara Feldmann: Dkfm Dr Fritz Aichinger.

Abg Dkfm Dr Fritz Aichinger (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Barbara Feldmann: Dr Wolfgang Aigner.

Abg Dr Wolfgang Aigner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja.

 Schriftführerin Abg Mag Barbara Feldmann: Dipl-Ing Omar Al-Rawi.

Abg Dipl-Ing Omar Al-Rawi (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Barbara Feldmann: Mag Ines Anger-Koch.

Abg Mag Ines Anger-Koch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Barbara Feldmann: Norbert Bacher-Lagler.

Abg Norbert Bacher-Lagler (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Barbara Feldmann: Petr Baxant.

Abg Petr Baxant (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Barbara Feldmann: Susanne Bluma.

Abg Susanne Bluma (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Barbara Feldmann: Heidemarie Cammerlander.

Abg Heidemarie Cammerlander (Grüner Klub im Rathaus): Nein.

Schriftführerin Abg Mag Barbara Feldmann: Mag Christoph Chorherr.

Abg Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Nein.

Schriftführerin Abg Mag Barbara Feldmann: Christian Deutsch.

Abg Christian Deutsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Barbara Feldmann: Ing Mag Bernhard Dworak.

Abg Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Barbara Feldmann: Mag Gerald Ebinger. (Abg DDr Eduard Schock: Entschuldigt!) - Aha, das habe ich hier nicht, Entschuldigung. Univ-Prof Dr Herbert Eisenstein

Abg Univ-Prof Dr Herbert Eisenstein (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Barbara Feldmann: Mag Sirvan Ekici.

Abg Mag Sirvan Ekici (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Barbara Feldmann: Franz Ekkamp.

Abg Franz Ekkamp (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Barbara Feldmann: Veronika Floigl.

Abg Veronika Floigl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Barbara Feldmann: Peter Florianschütz.

Abg Peter Florianschütz (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Barbara Feldmann: Henriette Frank.

Abg Henriette Frank (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Barbara Feldmann: Kathrin Gaal.

Abg Kathrin Gaal (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Barbara Feldmann: Mag Wolfgang Gerstl. (Abg Dr Matthias Tschirf: Entschuldigt!) - Tut mir leid, aber das steht in meiner Liste leider nicht. Dipl-Ing Sabine Gretner

Abg Dipl-Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Nein.

Schriftführerin Abg Mag Barbara Feldmann: Mag Johann Gudenus.

Abg Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Barbara Feldmann: Dr Helmut Günther.

Abg Dr Helmut Günther (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Barbara Feldmann: Volkmar Harwanegg.

Abg Volkmar Harwanegg (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Barbara Feldmann: Eva-Maria Hatzl.

Abg Eva-Maria Hatzl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Barbara Feldmann: Alfred Hoch.

Abg Alfred Hoch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Barbara Feldmann: Ernst Holzmann.

Abg Ernst Holzmann (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Barbara Feldmann: Karlheinz Hora.

Abg Karlheinz Hora (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Barbara Feldmann: Heinz Hufnagl.

Abg Heinz Hufnagl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Barbara Feldmann: Christian Hursky.

Abg Christian Hursky (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Barbara Feldmann: Susanne Jerusalem.

Abg Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Nein.

Schriftführerin Abg Mag Barbara Feldmann: Mag Wolfgang Jung.

Abg Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Barbara Feldmann: Mag Sonja Kato.

Abg Mag Sonja Kato (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Barbara Feldmann: Günter Kenesei.

Abg Günter Kenesei (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Barbara Feldmann: Marianne Klicka.

Abg Marianne Klicka (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Barbara Feldmann: Prof Harry Kopietz.

Abg Prof Harry Kopietz (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Barbara Feldmann: Ingrid Korosec.

Abg Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Barbara Feldmann: Mag Dietbert Kowarik.

Abg Mag Dietbert Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Barbara Feldmann: Mag Nicole Krotsch.

Abg Mag Nicole Krotsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Barbara Feldmann: David Lasar. (Abg DDr Eduard Schock: Entschuldigt.) - Danke. Dr Claudia Laschan.

Abg Dr Claudia Laschan (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Barbara Feldmann: Siegi Lindenmayr.

Abg Siegi Lindenmayr (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Barbara Feldmann: Martina Ludwig-Faymann.

Abg Martina Ludwig-Faymann (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Barbara Feldmann: Dr Herbert Madejski.

Abg Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Barbara Feldmann: Anton Mahdalik. (Abg DDr Eduard Schock: Entschuldigt!) - Danke. Mag Rüdiger Maresch.

Abg Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Nein.

Schriftführerin Abg Mag Barbara Feldmann: Dipl-Ing Martin Margulies.

Abg Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Nein.

Schriftführerin Abg Mag Sonja Kato: Frau Mag Antonov.

Abg Mag Waltraut Antonov (Grüner Klub im Rathaus): Nein.

Schriftführerin Abg Mag Sonja Kato: Frau Mag Feldmann.

Abg Mag Barbara Feldmann (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Sonja Kato: Frau Matiasek.

Abg Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Sonja Kato: Frau Matzka-Dojder.

Abg Anica Matzka-Dojder (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Sonja Kato: Herr Dkfm Dr Maurer.

Abg Dkfm Dr Ernst Maurer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Sonja Kato: Herr Dr Mayer.

Abg Dr Alois Mayer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Sonja Kato: Herr Ing Meidlinger.

Abg Ing Christian Meidlinger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Sonja Kato: Frau Mörk.

Abg Gabriele Mörk (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Sonja Kato: Herr Mag Neuhuber.

Abg Mag Alexander Neuhuber (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Sonja Kato: Herr Nevrivy.

Abg Ernst Nevrivy (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Sonja Kato: Frau Novak.

Abg Barbara Novak (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Sonja Kato: Herr Parzer.

Abg Robert Parzer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Sonja Kato: Herr Ing Peterka.

Abg Ing Christian Peterka (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Sonja Kato: Frau Petrides.

Abg Hedwig Petrides (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Sonja Kato: Herr Univ-Prof Dr Pfleger.

Abg Univ-Prof Dr Ernst Pfleger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Sonja Kato: Frau Dr Pilz.

Abg Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Nein.

Schriftführerin Abg Mag Sonja Kato: Frau Praniess-Kastner.

Abg Karin Praniess-Kastner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Sonja Kato: Frau Puller.

Abg Ingrid Puller (Grüner Klub im Rathaus): Nein.

Schriftführerin Abg Mag Sonja Kato: Frau Mag Ramskogler.

Abg Mag Sonja Ramskogler (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Sonja Kato: Herr Mag Reindl.

Abg Mag Thomas Reindl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Sonja Kato: Frau Reischl.

Abg Hannelore Reischl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Sonja Kato: Frau Riha.

Abg Monika Riha (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Sonja Kato: Frau Mag Ringler.

Abg Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Nein.

Schriftführerin Abg Mag Sonja Kato: Frau Rubik.

Abg Silvia Rubik (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Sonja Kato: Frau Schinner.

Abg Katharina Schinner (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Sonja Kato: Herr DDr Schock.

Abg DDr Eduard Schock (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Sonja Kato: Herr Schreuder.

Abg Marco Schreuder (Grüner Klub im Rathaus): Nein.

Schriftführerin Abg Mag Sonja Kato: Frau Schrödl.

Abg Karin Schrödl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Sonja Kato: Frau Schubert.

Abg Ingrid Schubert (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Sonja Kato: Herr Schuster.

Abg Godwin Schuster (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Sonja Kato: Frau Smolik.

Abg Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Nein.

Schriftführerin Abg Mag Sonja Kato: Herr Mag Spitzer.

Abg Mag Gerhard Spitzer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Sonja Kato: Herr Stark.

Abg Rudolf Stark (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Sonja Kato: Frau Mag Straubinger.

Abg Mag Sybille Straubinger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Sonja Kato: Herr Strobl

Abg Friedrich Strobl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Sonja Kato: Herr Dr Stürzenbecher.

Abg Dr Kurt Stürzenbecher (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Sonja Kato: Herr Dr Tschirf.

Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Sonja Kato: Herr Dr Ulm.

Abg Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Sonja Kato: Herr Valentin.

Abg Erich Valentin (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Sonja Kato: Frau Mag Vassilakou.

Abg Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Nein.

Schriftführerin Abg Mag Sonja Kato: Herr Vettermann.

Abg Heinz Vettermann (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Sonja Kato: Frau Dr Vitouch.

Abg Dr Elisabeth Vitouch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Sonja Kato: Herr Wagner.

Abg Kurt Wagner (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Sonja Kato: Frau Mag Wehsely.

Abg Mag (FH) Tanja Wehsely (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Sonja Kato: Herr Dr Wolf.

Abg Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Sonja Kato: Herr Woller.

Abg Ernst Woller (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Sonja Kato: Herr Mag Wutzlhofer.

Abg Mag Jürgen Wutzlhofer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Sonja Kato: Frau Yilmaz.

Abg Nurten Yilmaz (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja.

Schriftführerin Abg Mag Sonja Kato: Frau Zankl.

Abg Inge Zankl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja.

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke. - Es ist das Gesetz gegen 12 Stimmen angenommen, somit mehrheitlich angenommen. (Abg Dipl-Ing Martin Margulies: Gegen 13 Stimmen!) - Es wurde nachgezählt. Gegen 14 Stimmen angenommen. (Abg Dipl-Ing Martin Margulies: 13!) - Das ändert nichts am Ergebnis. Gegen 13 Stimmen angenommen.

Das Gesetz ist somit in erster Lesung mehrstimmig angenommen. 

Wir kommen nun zum Beschlussantrag der Abgen DDr Eduard Schock, Mag Johann Gudenus, David Lasar und Mag Wolfgang Jung betreffend Einrichtung einer Wiener Sicherheitswacht im Rahmen der örtlichen Sicherheitspolizei zur Entlastung der Polizei, eingebracht in der heutigen Landtagssitzung: „Der Herr Landeshauptmann wird aufgefordert, die Errichtung und Organisation einer Wiener Sicherheitswacht nach freiheitlichem Modell zur Erhöhung der generalpräventiven Wirkung im örtlichen Sicherheitsbereich und zur Unterstützung der Exekutive zu veranlassen." Wer diesem Beschlussantrag die Zustimmung erteilt, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich, gegen die Stimmen der FPÖ, angenommen (Abg Heinz Hufnagl: Abgelehnt!) - abgelehnt. In meinem Sinne angenommen. (Abg Dr Herbert Madejski: Wie der Schelm denkt!) Abgelehnt.

Wir kommen nun zur zweiten Lesung. Nachdem ein Widerspruch für die zweite Lesung von der Frau Abg Smolik eingebracht wurde, so stelle ich diesen Widerspruch zur Abstimmung. Es heute zu behandeln, ist mit Zweidrittelmehrheit zu beschließen. Wenn nicht, wird es auf die nächste Landtagssitzung verschoben.

Ich bitte daher, wer dem Antrag der Frau Abg Smolik beitreten möchte, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist nicht die Zweidrittelmehrheit. (Abg Dipl-Ing Martin Margulies: Wir brauchen keine Zweidrittelmehrheit! Ich korrigiere den Präsidenten sehr ungern, aber diejenigen, die das gleich machen wollen, brauchen eine Zweidrittelmehrheit!) Das ist eine negative Abstimmung, ja. Also bitte, wir machen eine zweite Abstimmung. 

Wer die zweite Lesung heute machen möchte, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Danke. Das ist gegen die Stimmen der GRÜNEN mit überwältigender Zweidrittelmehrheit angenommen. 

Wir kommen somit zur zweiten Lesung. 

Ich ersuche jene Abgeordneten, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrstimmig, gegen die Stimmen der GRÜNEN, angenommen. 

Wir kommen nun zur Postnummer 2, betreffend die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem die Wiener Gemeindewahlordnung, das Wiener Volksbegehrensgesetz, das Wiener Volksbefragungsgesetz und das Wiener Volksabstimmungsgesetz geändert werden. 

Hier gibt es einen Antrag auf Absetzung von der Tagesordnung. Die unterzeichneten Abgeordneten beantragen die Absetzung des Geschäftsstückes der Postnummer 2. Wer diesem Antrag auf Absetzung die Zustimmung erteilen möchte, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. - (Abg Dipl-Ing Martin Margulies: Das ist die Mehrheit!) Lieber Abg Margulies, lassen Sie mich meine Arbeit machen. Aber ich danke für jede Unterstützung, wenn es Ihnen recht ist. - Das ist, mit den Stimmen der ÖVP, der FPÖ und der GRÜNEN, mehrheitlich nicht angenommen. 
Wir kommen daher zur Postnummer 2. Ich ersuche die Frau Amtsf StRin Frauenberger, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich bitte um Zustimmung zur Postnummer 2.

Präsident Prof Harry Kopietz: Gemäß § 30 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General- und die Spezialdebatte zusammenzulegen. 

Wird gegen die Zusammenlegung eine Einwendung erhoben? - Ich sehe keinen Einwand, das ist nicht der Fall. Wir werden daher so vorgehen. Die Debatte ist eröffnet. Zum Wort gemeldet ist Herr Abg DDr Schock.

Abg DDr Eduard Schock (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Präsident! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Es ist uns am 4. März ein Initiativantrag über eine Wahlrechtsänderung zugegangen. Ein solcher Antrag bietet immer die Möglichkeit, ein paar grundsätzliche Worte zu sagen. So hat es auch diesmal wieder Arbeitsgruppen gegeben, hat man sich vorgenommen, Veränderungen in großem Stil zu diskutieren und herausgekommen ist wie immer nichts, meine Damen und Herren. 

Der Änderungsbedarf beim Wahlrecht in der Verfassung der Stadt ist ein umfassender. Es gibt etwa weder ein schlagkräftiges unabhängiges Kontrollinstrument, bei einem Kontrollamt keinen Kontrollamtsdirektor, der wirklich lange, auf etwa 12 Jahre, wie auch der Rechnungshofpräsident, gewählt ist und der auch die Personalhoheit hat. 

Es gibt in Wien keine direkte Demokratie. Es gibt Volksbefragungen, Volksabstimmungen mit Quoren, die es für den normalen Bürger eigentlich unmöglich machen, diese Instrumente der direkten Demokratie in Anspruch zu nehmen. Geschweige denn gibt es Bestimmungen, dass Volksbegehren ab einer gewissen Unterstützung zwingend einer Volksabstimmung mit bindender Wirkung zu unterziehen sind. All das gibt es nicht in Wien. 

Auch die Bezirksdemokratie liegt im Argen. Die Bezirksvorsteher gebärden sich als Ersatzkaiser. Misstrauensanträge gegen Bezirksvorsteher gibt es nicht. Es gibt auch keinen Kontrollausschuss auf Bezirksebene. Und so weiter. 

Dazu kommt natürlich das ungerechte Wahlrecht, meine Damen und Herren, wo man je nach Wahlkreis Grundmandate für 4 000 bis 6 000 Stimmen erhält, aber für ein Restmandat braucht man fast 10 000, nämlich genau 9 200 Stimmen. Kleinere Parteien haben daher Nachteile durch dieses Wahlrecht. 

Es bringt daher die Opposition heute vereint, auch wenn das die Sozialdemokratie wurmt, diesen Abänderungsantrag ein, mit dem wir ein gerechtes Wahlrecht in Wien durchsetzen wollen, mit dem wir ein zweites Ermittlungsverfahren auf Landesebene einführen wollen, genauso wie das im Bund in der Nationalratswahlordnung seit dem Jahr 1970 der Fall ist. 

Meine Damen und Herren, nun aber zur heutigen Tagesordnung. Wir lehnen diesen Initiativantrag ab, weil im Grunde die Briefwahl, die wir aus ganz prinzipiellen Überlegungen ablehnen, dadurch vereinfacht wird. 

Was ist der Inhalt der Novelle? Wer seine Stimme per Briefwahl abgibt, braucht in Zukunft nicht einmal mehr die Uhrzeit und den Wahltag anzugeben. Es entfällt auch die zwingende Übermittlung durch die Post. Es sind auch andere Formen der Übermittlung möglich. Da fragt man sich natürlich, welche Arten das sein können. Die persönliche Übergabe, die Übergabe durch Verwandte, durch Bekannte oder vielleicht auch die Übergabe durch einen sozialistischen Parteikassier, der diese Wahlkarten bei seinen Mitgliedern einsammelt. Das ist im Wesentlichen der Inhalt der kommenden Wahlrechtsänderung. 

Wir sind daher prinzipiell dagegen. Als zum ersten Mal diese Briefwahl bei der Nationalratswahl 2008 angewendet wurde, hat man die vielen Pannen gesehen, die eigentlich gegen diese Briefwahl sprechen. 

Meine Damen und Herren, das Schlimmste ist dabei die Verletzung des geheimen Wahlrechts. Es kann bei der Briefwahl nämlich nicht mehr garantiert werden, und das ist ein Grundprinzip unserer Verfassung, dass die Stimmabgabe in einer für die Wahlbehörde nicht erkennbaren Art und Weise geschieht. Dadurch wird das Prinzip der geheimen Wahl verletzt. Vor allem in autoritär geprägten Familienstrukturen ist hier natürlich dem Missbrauch Tür und Tor geöffnet. wo der Pater familias etwa dann für alle Familienangehörigen das Kuvert ausfüllt, abschickt und einsendet. Es gibt ja in Österreich leider immer noch sehr viele autoritär geprägte Familienstrukturen, etwa in den ländlichen Bereichen, aber durchaus auch in Wien, durch die starke muslimische Zuwanderung, wo der Mann, der Vater, eigentlich das Sagen hat. Überall in diesen autoritär geprägten Familienstrukturen wird dem Missbrauch eigentlich durch diese Briefwahl Tür und Tor geöffnet. 

Meine Damen und Herren, das war nur einer der Versuche, die Macht der Mehrheitsfraktion durch Änderungen des Wahlrechts abzusichern. Wenn wir das ein bisschen Revue passieren lassen, dann fällt einem hier zunächst einmal das Ausländerwahlrecht ein, als die SPÖ hier, und das ist fast zehn Jahre her, versucht hat, durch das Ausländerwahlrecht ihre Mehrheit abzusichern. Wir haben das dann beim Verfassungsgerichtshof durch eine Anfechtung zu Fall gebracht. 

Dann kam der Vorschlag des Bürgermeisters, das E-Voting einzuführen, eine Form der Stimmabgabe, die höchst bedenklich ist, die auch bei den Hochschülerschaftswahlen etwa zu Verwirrung und auch zur Anfechtung der Hochschülerschaftswahlen in zwei Bundesländern, nämlich in Wien und in Salzburg, geführt hat. 

Wir erinnern uns an die Wirtschaftskammerwahlen, wo Verwandte die Stimmkarte für ihre Verwandten abgeben konnten, wo Funktionäre die Stimmkarten einsammelten. Wir haben daher auch diese Wirtschaftskammerwahl, weil sie die Macht der Apparate begünstigt, weil sie es Machtapparaten ermöglicht, durch das Einsammeln von Wahlkarten überproportional Stimmen zu gewinnen, angefochten. 

Meine Damen und Herren, es gibt heute zwei Abänderungsanträge, die sich mit dieser Briefwahl kritisch auseinandersetzen, die die Briefwahl in einigen Teilbereichen zurückführen möchten. Wir werden daher heute diesen beiden Abänderungsanträgen unsere Zustimmung geben. 

Aber, meine Damen und Herren, der Bürgermeister hat trotz alledem am 23. Februar eigentlich die Ausweitung der Briefwahl als Auftrag der Volksbefragung gefordert. Er hat gemeint, der Ausgang der Volksbefragung ist ein Auftrag, die Briefwahl auszuweiten. Meine Damen und Herren, wenn wir hier ein bisschen über unsere Grenzen, in andere europäische Länder, schauen, dann sehen wir, dass etwa in Frankreich schon 1977 diese Briefwahl wieder eingestellt wurde, weil es eben zu Unregelmäßigkeiten, zu Manipulationen, zu Pannen gekommen ist. 30 Jahre nach diesen negativen Erfahrungen im europäischen Ausland kommt unser Bürgermeister daher und möchte diese Briefwahl einführen.

Meine Damen und Herren, wenn Sie der Opposition hier nicht Glauben schenken, so hören Sie wenigstens auf Verfassungsrechtler, auf die Doyens des österreichischen Verfassungsrechts, auf die Professoren Mayer und Korinek, die etwa unisono feststellen: „Die Vereinfachungen bei der Briefwahl ..." - ich zitiere jetzt – „... gefährden das geheime Wahlrecht. Diese Vereinfachungen öffnen für Wahlmanipulation auch Tür und Tor."

Meine Damen und Herren, man fragt sich natürlich schon, welche Absicht sich dahinter verbirgt, wenn die Mehrheitsfraktion E-Voting einführen will, wenn die Mehrheitsfraktion die Briefwahl ausweiten will. Die Antwort ist klar: Die SPÖ versucht, etwa durch die Ausweitung der Briefwahl ihre Macht zu halten. Die SPÖ hofft, und man hat das bei der Wirtschaftskammerwahl, aber auch bei der Volksbefragung in Wien gesehen, ihre Macht durch Änderungen des Wahlrechts zu erhalten, obwohl ihr die eigenen Wähler immer mehr davonlaufen. Das sind nichts anderes als Versuche, durch eine Änderung des Wahlrechts die Macht einer Partei, der SPÖ, zu zementieren, damit dann am Schluss der sozialistische Parteikassier, der Blockwart im Gemeindebau nach Möglichkeit diese Wahlkarten alle einsammeln und per Briefwahl an die Wahlbehörde übermitteln kann.

Aber meine Damen und Herren, es kann nicht so sein, und das ist eine Entwicklung, vor der nicht früh genug gewarnt werden kann, dass am Schluss die Macht der Apparate, die Macht der Funktionäre in dieser Stadt für die Anzahl der Stimmen, die eine Partei per Briefwahl erhält, ausschlaggebend ist. Meine Damen und Herren, ich sage daher, wir dürfen mit unseren Grundprinzipien des Wahlrechts, mit den Verfassungsprinzipien, mit dem geheimen Wahlrecht, nicht so leichtfertig umgehen. Das freie Wahlrecht, das geheime Wahlrecht ist das höchste Gut in einer Demokratie. Die Opposition hat sich daher zusammengefunden, um diese Novelle heute zu Fall zu bringen. Meine Damen und Herren von der SPÖ, die Opposition wird die zweite Lesung dieses Gesetzes heute verhindern.

Wir Freiheitliche sagen, die Briefwahl soll in Zukunft nur mehr im Ausland möglich sein. Aber im Inland, meine Damen und Herren, muss die Briefwahl wieder abgeschafft werden, damit dem freien, dem geheimen Wahlrecht als Grundprinzip unseres Verfassungsrechts wieder zum Durchbruch verholfen werden kann! (Beifall bei der FPÖ.)
Präsident Prof Harry Kopietz: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr Abg Dipl-Ing Margulies. Ich erteile es ihm.

Abg Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Präsident! Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Auch wenn es mir nachvollziehbar ist, dass nach dem vorherigen Tagesordnungspunkt jetzt ganz viele Abgeordnete einmal durchschnaufen müssen, wirft es trotzdem kein Superbild auf unser Gremium, wenn bei einer zentralen Änderung des Wahlrechtes nicht einmal dreißig Abgeordnete im Saal sind. Das ist in etwa dasselbe Bild, welches sich ergibt, wenn man zentrale Änderungen des Wahlrechtes nicht gemeinsam diskutiert, nicht in Begutachtung schickt, sondern ebenfalls mittels Initiativantrag versucht, schnellstmöglich durchzuboxen. Das war auch der Grund dafür, warum wir heute sowohl einen Absetzungsantrag, der abgelehnt wurde, gestellt haben, als auch eine zweite Lesung verlangen werden.

Ich komme jetzt zurück zur ursprünglichen Änderung der Wiener Gemeindewahlordnung. Ich habe meine persönliche Meinung zur Briefwahl schon des Öfteren kundgetan. Ich sehe darin tatsächlich, so wie mein Vorredner, eine Aushöhlung des persönlichen und geheimen Wahlrechts. Aber bis zu einem gewissen Punkt bin ich sogar kompromissbereit zu akzeptieren, dass tatsächlich eine breite Mehrheit in Österreich, zumindest bislang, der Briefwahl etwas Positives abgewinnt. Aber gerade dann ist es notwendig, bestmöglich zu versuchen, Missbrauch zu verhindern. Dabei geht es gar nicht darum, beweisen zu können, dass schon ein Missbrauch stattgefunden hat, sondern es geht darum aufzuzeigen, wie einfach durch die vorgeschlagenen Änderungen ein Missbrauch wird. Das ersuche ich Sie, zu berücksichtigen und dann den von mir einzubringenden Abänderungsanträgen zuzustimmen.

Die Wiener Volksbefragung hat gezeigt, wenn alle wahlberechtigten Wiener und Wienerinnen eine Stimmkarte zugesandt erhalten, gehen trotzdem zur Volksbefragung knapp zwei Drittel nicht hin. Aber von dem Drittel, das gewählt hat, haben dennoch über 80 000 Menschen erst nach Wahlschluss ihre Stimmkarte in den Briefkasten eingeworfen. Jetzt sage ich ganz offen, und ich hoffe, dass Sie dieser Argumentation auch folgen können, zu einer Wahlhandlung gehören zwei entscheidende Punkte. Der eine Punkt ist: Wen wähle ich? Der zweite Punkt ist die Entscheidung: Wähle ich überhaupt? Beide Punkte müssen vor Wahlschluss erfüllt sein. Auch die Entscheidung, ich wähle überhaupt. Wird beim Wählen am Wahltag die Entscheidung, ich wähle überhaupt, dadurch getroffen, dass ich in eine Wahlbehörde gehe und die Stimme abgebe, so erfolgt die Entscheidung, wähle ich überhaupt, bei der Briefwahl erst mit der endgültigen Abgabe meines Briefwahlkuverts und nicht vorher. Das heißt, 80 000 Menschen haben bei der Volksbefragung die endgültige Entscheidung, ob sie sich an der Wahl beteiligen, erst getroffen, nachdem sie das vorläufige amtliche Endergebnis vor sich hatten. (Abg Dr Kurt Stürzenbecher: Sie haben dann die Wahlkarte abgeschickt!) - Nein, noch einmal: Die wirkliche Entscheidung, ob ich an einer Wahl teilnehme, ist die Entscheidung, wo ich mich letztgültig von meinem Kuvert trenne und es abgebe. Nicht vorher! (Abg Dr Kurt Stürzenbecher: Aber sie haben vorher gewählt!) Das ist die Entscheidung. Das ist die Wahlhandlung. (Abg Dr Kurt Stürzenbecher: Aber wen Sie wählen, haben sie vorher entschieden!) Wen sie wählen, haben sie vorher entschieden. Aber sie haben noch nicht entschieden, ob sie wählen. Ob ich aber wähle oder ob ich nicht wähle, ist ein entscheidender Teil der Wahlhandlung, zumindest so entscheidend wie die Frage, wen ich wähle. 

Ich danke auch, denn ich sehe, der Kollege Stürzenbecher ist überzeugt, dass er mir darin folgt. Ich hoffe, dass das auch seine Berücksichtigung findet. 

Es gilt immer abzuwägen. Das stimmt. Es gilt abzuwägen, wenn sich der Gesetzgeber dafür entscheidet, dass auch Auslandsösterreicher und Auslandsösterreicherinnen bei einer Nationalratswahl mitwählen können, und es sind doch, glaube ich, zehntausend, muss man ihnen die Möglichkeit einräumen, dass der Postweg länger dauert. Bei uns, auf Landtags- und Gemeinderatsebene, ist das nicht der Fall. Nicht umsonst sehen die Gemeinderatswahlordnungen der Bundesländer Tirol und Burgenland vor, dass die Briefwahlstimmen sogar zwei Tage vor Wahlschluss einlangen müssen. Niederösterreich verlangt diesbezüglich 6.30 Uhr morgens des jeweiligen Wahltages. Vorarlberg, Steiermark, Oberösterreich, Kärnten sehen in den Gemeindewahlordnungen den Schluss des letzten Wahllokals als letzte Möglichkeit vor. Auf Länderebene ist es auch ganz unterschiedlich geregelt. Oberösterreich hat Wahlschluss. Burgenland hat zwei Tage nach Wahlschluss. Salzburg hat vier Tage nach Wahlschluss. Also, der Verweis aufs Homogenitätsprinzip ist beim besten Willen nicht zutreffend. Selbst dieses bricht der Nationalrat selbst bei der Bundespräsidentenwahl, die auf eine Fünftagesfrist abstellt. Es gibt daher keinen Grund, warum bei der Wiener Gemeinderatswahl acht Tage nach Wahlende die Wahlkarten eingelangt sein müssen. Diese Frist ermöglicht in Wien nämlich de facto, am Donnerstag nach der Wahl die Stimme abzugeben. Und das bei der gesamten Problematik der Briefwahl. 

Deshalb sage ich, wenn man sagt, die Briefwahl ist prinzipiell okay und zulässig, dann bitte ich, einem Missbrauch vorzubeugen. Das ist ein ganz klarer Fall eines möglichen Missbrauchs. Ganz viele Menschen haben bei der Volksbefragung davon Gebrauch gemacht. Kollege Lindenmayr, du schüttelst den Kopf. 80 000 Menschen haben nach dem Wahltag ihre Briefwahlstimme abgegeben. Das ist zweifelsfrei festgestellt. (Abg Siegi Lindenmayr: Nein!) Das ist festgestellt. Dann habt ihr andere Zahlen. Die Zahlen, die mir von der Wahlbehörde übermittelt wurden, lassen diesen Schluss zu, wenngleich ich sage, vielleicht waren es nur 75 000. (Abg Siegi Lindenmayr: Lassen die Behauptung zu!) - Lassen diesen Schluss zu, aber jeder, wie er glaubt!

Man merkt, so wir ihr nicht wolltet, dass es ein Begutachtungsverfahren gibt, so wie ihr nicht Parteiengespräche zur Änderung des Wahlrechtes gesucht habt, genauso verleugnet ihr jetzt jede Möglichkeit der Argumentation. Es ist möglich, und jetzt unterstelle ich niemandem etwas, nach der Wahl die Entscheidung zu treffen, wen ich wähle, die Stimme nach der Wahl abzugeben, die Wahlkarte zuzupicken und zu unterschreiben. Dann stimmt es auch nicht, dass Menschen Stimmkarten in den Mistkübeln gefunden haben. Das stimmt nicht. Es stimmt auch nicht, dass beim Zustellen der Wahlkarten, die nicht eingeschrieben zugestellt wurden, an alle Menschen, und jetzt komme ich schön langsam zu einem anderen Punkt, rund 3 oder 4 Prozent an die Wahlbehörde zurückgesandt wurden, weil einfach die Adresse falsch war, der Mensch dort nicht wohnt. Glauben Sie, dass wirklich jede einzelne zurückgeschickt worden ist? Ich kenn das doch selbst bei der Post, manche Sachen bleiben drinnen, manche bleiben halt nicht drinnen, und dann hat man eine Wahlkarte mehr. Dass oft genug Menschen die Ummeldung ihres Hauptwohnsitzes vergessen oder Monate später vornehmen, aus welchen Gründen auch immer, sind Sachen, die vorkommen.

Jetzt kommen wir zum vorgeschlagenen Wahlabo. Was macht das Wahlabo? Ich verstehe zunächst einmal die Intention. Aber ich bleibe beim postalischen Weg. Wer ein Wahlabo beantragt, erhält hinkünftig, so wie bei der Volksbefragung, seine Stimmkarte zugesandt. Nicht eingeschrieben, oder? Ich hoffe, da liege ich richtig. Auf Grund des Gesetzes wird sie einfach zugesandt, weil auch die Möglichkeit des Verlorengehens auf dem Postweg das Risiko desjenigen ist, der das Wahlkartenabo beantragt hat. Daraus schließe ich, dass es nicht eingeschrieben erfolgen kann, weil dann liegt das Risiko dafür auf der anderen Seite.

Wie ist das mit dem Wahlkartenabo? Was ist geplant? Ich kann mir schon vorstellen, was grundsätzlich geplant war. Menschen, die nicht gescheit gehfähig sind, die nicht gescheit transportfähig sind, die bettlägerig sind, sollen leichter zu einer Wahlkarte kommen. Nur, warum eigentlich? Die sind ja nicht blöd. Die sind möglicherweise nur gehbehindert. Sie sind möglicherweise nicht transportfähig. Sie sind bettlägerig, aber sie haben nichts am Hirn. Bei den vielfältigen Möglichkeiten, eine Wahlkarte zu beantragen, spricht doch überhaupt nichts dagegen, dass auch bettlägerige Menschen und gehbehinderte Menschen zum Hörer greifen - die einfachste Möglichkeit - und sich eine Wahlkarte für den jeweiligen Wahltag bestellen.

Das Gesetz selbst - das ist dann zumindest das nächste Originelle - ermöglicht in Wien den Einstieg in das Wahlkartenabo für jeden. Es stellt nicht auf eine chronische Bettlägerigkeit oder auf eine chronische Geh- und Transportfähigkeit ab, sondern es stellt auf den Wahltag ab. Wer am Wahltag nicht geh- und transportfähig oder bettlägerig ist - ich muss jetzt genau nachlesen -, aus Altersgründen, aus Krankheitsgründen oder aus sonstigen Gründen, kann das Wahlkartenabo beantragen. Wie soll man denn wissen, ob das jemand am Wahltag in zehn Jahren oder am Wahltag in fünf Jahren oder am Wahltag in sechs Monaten ist?

Auf jeden Fall könnte ich es nach diesem Gesetz einfach einmal probieren, weil ich mir denke: Warum steht es mir denn nicht zu? Vielleicht bin ich in sechs Monaten bettlägerig? Wenn ich ein Pech habe, dann bin ich krank. Das kann auch nicht überprüft werden. Warum die Strafbestimmung im § 39 enthalten ist, ist klar. Diese ist drinnen, damit nicht Menschen, die eigentlich wählen gehen könnten, sich eine fliegende Wahlkommission nach Hause rufen. Da kann man auch am Wahltag überprüfen, ob jemand tatsächlich gehfähig oder transportfähig gewesen wäre. Das kann die fliegende Wahlkommission, da sie es ja sieht. Und für ein fälschliches Rufen der fliegenden Wahlkommission gibt es die Verwaltungsübertretung. Aber es kann nicht festgestellt werden, ob ein Mensch, der ein Wahlkartenabo beantragt, am Wahltag, welcher Wahltag das auch immer ist, bettlägerig ist, nicht transportfähig ist, nicht gehfähig ist. 

Aus diesem Grund bringe ich den Antrag ein: „Der Landtag wolle beschließen, § 39 Abs 2a ersatzlos zu streichen."

Ich hoffe dass sie mir in dieser Argumentation auch folgen können. Ich hoffe auch - das wäre meine eigentliche Intention -, dass auf Grund dessen, was von der Argumentation her sowohl mein Vorredner als auch ich gebracht haben, wir uns gemeinsam zusammensetzen und uns zumindest in diesem Bereich gemeinsam überlegen, wie das Gesetz aussehen kann.

Sie können den Initiativantrag zurückziehen und ich verspreche Ihnen, wir setzen uns gemeinsam zusammen und überlegen uns gemeinsam, wie wir möglichst nicht missbrauchsanfällig eine Briefkartenwahl sinnvoll durchführen können. Aber machen wir das nicht in einer Husch-Pfusch-Aktion, wo sich jetzt tatsächlich herausstellt, dass dem Missbrauch Tür und Tor geöffnet wird.

Ich bringe daher jetzt, wie schon vorher begründet, auch noch einen anderen Abänderungsantrag ein:

„§ 58a Abs 2 soll wie folgt lauten: Hiezu hat die wahlberechtigte Person den von ihr ausgefüllten amtlichen Stimmzettel in das Wahlkuvert zu legen, dieses zu verschließen und in die Wahlkarte zu legen. Sodann hat sie auf der Wahlkarte durch eigenhändige Unterschrift eidesstattlich zu erklären dass sie den amtlichen Stimmzettel persönlich, unbeobachtet und unbeeinflusst ausgefüllt hat. Anschließend ist die Wahlkarte zu verschließen und so rechtzeitig an die zuständige Bezirkswahlbehörde zu übermitteln, dass die Wahlkarte spätestens mit dem Schließen des letzten Wahllokals einlangt." - Und so weiter. Ich ersuche um Zustimmung zu beiden Abänderungsanträgen. Noch viel lieber wäre mir, wir besprechen eine Wahlrechtsänderung gemeinsam. - Danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsident Prof Harry Kopietz: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr Abg Dr Tschirf. Ich erteile es ihm. 

Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Präsident! Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich kann hier nahtlos anschließen. Auch aus unserer Sicht wäre es vernünftig, Gespräche zwischen den Parteien zu führen. Wir sind sicherlich gegenüber der Frage der Briefwahl weitaus offener als meine Vorredner. Trotzdem mussten wir im Zuge der letzten Volksbefragung feststellen, dass diesbezüglich doch noch in einigen Punkten zu hinterfragen ist, wie sich das abgespielt hat.

Wenn 80 000 Stimmkarten erst nach Wahlschluss abgegeben wurden und eine Zeitung sogar darauf aufmerksam gemacht hat, dass man sogar noch später abstimmen könnte, dann zeigt das, dass man sehr sensibel damit umgehen sollte, wie diese 80 000 Briefwahlstimmzettel eingesammelt wurden.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Setzen wir uns noch einmal zusammen und besprechen wir das zwischen den Parteien in dieser Stadt! Ziehen wir einen Vergleich heran! Vor Kurzem haben beispielsweise Gemeinderatswahlen in Niederösterreich stattgefunden, und bei diesen Gemeinderatswahlen in Niederösterreich musste man den Stimmzettel entweder bis um 6.30 Uhr des Wahltages irgendwo im Gemeindegebiet abgeben oder im Wahlsprengel bis zum Wahlschluss. Das heißt, es gab nicht die Acht-Tages-Frist, die wir hier haben. 

Die Acht-Tages-Frist hat natürlich auf Bundesebene sehr wohl ihren Sinn, denn diese bezieht sich auf die Auslandsösterreicher: Ohne diese Acht-Tages-Frist wäre es nicht möglich, dass die entsprechenden Stimmen hier einlangen können. Das heißt, auf Bundesebene hat das sehr wohl Sinn, aber bei Regionalwahlen stellt sich die Frage, ob die Acht-Tages-Frist wirklich Sinn macht.

Wir glauben, dass man sich hier an dem niederösterreichischen Modell orientieren sollte. Wir haben in der Landeswahlbehörde darüber diskutiert, und nach all den rechtlichen Expertisen, die wir eingeholt haben, ist es nicht so, dass das Homogenitätsgebot davon ausgeht, dass wir auch in Wien die Acht-Tages-Frist anwenden sollten. Nachfragen bei den anderen Bundesländern wie etwa Niederösterreich würden bestätigen, dass dem nicht so ist.

Der zweite Punkt ist die Frage des Zustellabonnements für Gebrechliche und Bettlägerige. Diesbezüglich besteht die Sorge, dass der oder die Betroffene gar nicht weiß, dass sie unter Umständen wieder eine Wahlkarte bekommt, und auch in diesem Zusammenhang besteht die Gefahr, dass das geheime Wahlrecht nicht so gewahrt ist, wie es die Bundesverfassung vorsieht.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir hatten schon oft Diskussionen zu diesem Thema. Und es ist kein Zufall, dass sich beispielsweise der Gott sei Dank sehr zurückhaltende Präsident des Verfassungsgerichtshofes, Univ-Prof Dr Holzinger, bei keinem Thema so klar zu Wort meldet wie bei der Frage des geheimen Wahlrechtes. Vielleicht kann man sich an die Diskussion hier erinnern. Interessanterweise hat das gerade auch die SPÖ immer getan, und daher wundert es mich, dass man hier nicht doch noch eine Gesprächsrunde eingezogen hat.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es geht uns aber auch noch um andere Themen. Eines der wesentlichen Themen ist das Wahlrecht in Wien. Wir wollen ein faires Wahlrecht, dass jede Stimme gleich viel wert ist. Daher hat auch meine Kollegin ... (Abg Dr Kurt Stürzenbecher: So wie bei der Wirtschaftskammer, nicht wahr?) Interessanterweise schreit da sofort die SPÖ wie von der Tarantel gestochen auf, denn dieses Thema tut weh! Ich weiß es! Wir bringen es immer wieder. Das Wahlrecht in Wien ist unfair, und wir wollen daher, dass dieses unfaire Wahlrecht endlich beseitigt wird! (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich bringe daher mit meiner Kollegin Mag Maria Vassilakou von den GRÜNEN und DDr Eduard Schock von der FPÖ einen Antrag betreffend mehr Demokratie in Wien für ein faires Wahlrecht ein. – Der Beschlussantrag lautet: 

„Der Wiener Landtag spricht sich für eine Novellierung der Wiener Gemeinderatswahlordnung 1996 dahin gehend aus, dass zwecks Implementierung eines fairen Mandatszuteilungsverfahrens künftig gewährleistet sein wird, dass die Anzahl der gewonnenen Mandate einer Partei der prozentuellen Stimmverteilung im Gemeinderat möglichst genau entspricht."

Wir wissen, was heute der Fall ist: Das entspricht nicht dem Prozentsatz. Die SPÖ hat mit 49 Prozent der Stimmen 55 Prozent der Mandate und 100 Prozent der Macht. Das ist ungerecht, und das gehört geändert!

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich bringe weiters einen Antrag betreffend Wahlrecht für Zweitwohnsitzer in Wien ein. Auch dieser ist an Niederösterreich oder dem Burgenland orientiert. Dort sind Zweitwohnsitzer, die durchaus auch ihren Beitrag zu dieser Stadt leisten, sehr wohl wahlberechtigt. Ich bringe daher gemeinsam mit meinem Kollegen Wolfgang Ulm den Antrag ein: 

„Der Landtag wolle beschließen: Die amtsführende Stadträtin für Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal wird als zuständiges Mitglied der Landesregierung aufgefordert, einen Gesetzesentwurf zur Beratung vorzulegen, welcher die Einräumung des Wahlrechtes bei den Wahlen zum Gemeinderat und Landtag sowie zur Bezirksvertretung für jene Wienrinnen und Wiener vorsieht, die in der Bundeshauptstadt Wien ihren Nebenwohnsitz haben. – In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt."

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Für die Österreichische Volkspartei ist es wichtig, dass mit dem Wahlrecht sehr sensibel umgegangen wird. Daher sind wir der Ansicht, dass diesbezüglich Gespräche stattfinden sollten. Wir werden daher bei der zweiten Lesung die Zustimmung nicht geben. Wir ersuchen um Annahme unserer Anträge. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsidentin Marianne Klicka: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr Abg Lindenmayr. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Siegi Lindenmayr (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau Stadträtin! 

Wir haben zu Beginn der Behandlung dieses Poststückes auch das schon gesehen, was wir in den letzten Monaten immer wieder feststellen: Wenn es gegen die SPÖ geht, dann gibt es keine Hemmungen und keine Schranken, da sind sich alle einig, die GRÜNEN, die ÖVP und die FPÖ. Das war heute wieder ein schönes Schauspiel, und wir werden sicherlich Möglichkeiten finden, den Wienerinnen und Wienern klar vor Augen zu führen, was Wien bevorsteht, wenn am 10. Oktober diese drei Parteien gemeinsam die Verantwortung für diese Stadt übernehmen. Ich weiß nicht, ob es den GRÜNEN dann so gefällt, dass es einen Bürgermeister von der Gnade des Herrn Strache gibt, denn selbst werdet ihr ihn ja sicherlich nicht wählen! (Abg Mag Rüdiger Maresch: Geh, Siegi! – Abg Mag Dietbert Kowarik: Das ist Themenverfehlung!) Egal. Ich darf das sagen! (Abg Mag Dietbert Kowarik: Es geht um das Wahlrecht!)

Ja! Wahlrecht beinhaltet auch Wahl! Wahlrecht ist Wahl, und Wahl ist auch Wahl des Bürgermeisters. Also lassen Sie mich reden! Ich habe im Landtag unbegrenzte Redezeit zur Verfügung. Ich habe das Gesetz mit. Ich kann alles noch einmal vorlesen. Also lassen Sie mich reden, dann ist es auch für Sie kürzer! 

Es gibt Mehrheitswahlrecht und es gibt Verhältniswahlrecht. Da gibt es die unterschiedlichsten Methoden in Europa und in den USA, und es wird nie davon gesprochen, dass dabei etwas undemokratisch oder unfair wäre. Wollen wir sagen, dass Großbritannien oder die Vereinigten Staaten ein unfaires Wahlrecht haben? Das wollen wir absolut nicht sagen, und all das ist sicherlich auch nicht ganz einfach zu beantworten. Ganze Bibliotheken sind voll von Abhandlungen, was ein genaues Wahlrecht wäre und wie ein Wahlrecht genau das abbilden könnte, was die Wählerin und der Wähler wollen.

Es gibt bei allen diesen Verhältniswahlrechten leicht mehrheitsfördernde Systeme. Die Verfahrenskombination nach Hagenbach-Bischoff und d’Hondt ist ja allgemein bekannt: Das eine Verfahren wird bei uns in den Wahlkreisen und das andere bei der Vergabe der Restmandate angewendet.

Bei der letzten Wahl hatte die SPÖ 49 Prozent der Stimmen, und die Oppositionsparteien hatten zusammen 47,5 Prozent. Wenn man die Parteien, die an der 5 Prozent Hürde gescheitert sind – und diese Hürde finden ja alle gut, sie ist zumindest heute nicht kritisiert worden –, abzieht und das als Basis nimmt, dann wäre die SPÖ auch unter dieser Voraussetzung über 50 Prozent gelegen. Daran kann ich nichts Ungewöhnliches finden, auch wenn das der ÖVP unangenehm ist und immer wieder Zwischenrufe betreffend die Wirtschaftskammerwahl und so weiter kommen. 

Man muss das immer wieder sagen: Dort, wo die ÖVP allein bestimmen kann, welches Wahlrecht zum Tragen kommt, fällt mir – bevor ich auf die Wirtschaftskammer zu sprechen komme – immer wieder auch die Faxwahl ein. Die Faxwahl hat die ÖVP erfunden: Diesfalls muss man aufs Gemeindeamt marschieren und Zetteln weg faxen, wobei man diese Zettel dem Bürgermeister oder dem Gemeindediener vielleicht zeigen muss. Diese Faxwahl ist eine Erfindung der ÖVP.

Bei der Wirtschaftskammerwahl, bei der die ÖVP auch mitreden kann und deren Ergebnis erst vor Kurzem bekannt wurde, zeigt sich: Die ÖVP beziehungsweise der Wirtschaftsbund haben 47,4 Prozent aller Stimmen zusammen, haben aber 54 Sitze von 87, also 62 Prozent. Da kann man nicht sagen, dass das ein leicht mehrheitsförderndes Wahlrecht ist, sondern das ist etwas ganz anderes. 

Niederösterreich wurde auch kurz erwähnt, und ich muss dazu sagen, dass es leider auch im Burgenland so ist. In allen anderen Ländern sticht die Parteistimme die Vorzugsstimme. In Niederösterreich verhält es sich jedoch so, dass es eine Stimme für die ÖVP ist, wenn man beispielsweise die SPÖ ankreuzt und als Vorzugsstimme Pröll dazuschreibt. Dort hat man es sich gerichtet. Man ist also auch nicht ganz frei davon! Und im Burgenland ist es ähnlich. Das gibt es also auch. Man soll genau wissen, wie es in Österreich ist. 

Schauen wir uns auch in anderen Ländern um! In Spanien hätte man zum Beispiel bei einem Verhältniswahlrecht mit 42 Prozent sogar gute Chancen auf absolute Mehrheiten. In Griechenland ist das noch viel ärger. Im Hinblick darauf sage ich an dieser Stelle, dass wir ein gutes Wahlrecht haben und die Oppositionsparteien offenbar schlechte Verlierer sind.

Ich komme jetzt zu den konkreten Änderungen, bevor ich auf die Anträge eingehe, die eingebracht wurden. Im Wesentlichen handelt es sich in Wien um eine Harmonisierung nach der Bundeswahlordnung, und ich möchte Sie alle davon informieren, welche Parteien in der 53. Sitzung des Nationalrates dafür gestimmt haben: Diese Sitzung fand am 29. Jänner 2010 statt, dabei wurde ein Großteil der Änderungen beschlossen, die wir heute nachvollziehen. Dafür waren die SPÖ, die ÖVP, die sich jetzt davon verabschiedet, die Grünen und B. Keine Ahnung, was B heißt! Ach so, das wird das BZÖ gewesen sein! Dagegen waren die Freiheitlichen. Wir vollziehen das nur nach, und ich kann Ihnen das jetzt auch gerne im Einzelnen sagen. 

Die Angleichung des Alters für die Mitgliedschaft in Wahlbehörden ist eine Harmonisierung gemäß Wahlrechtsänderungsgesetz 2010. Die Eintragung der wahlberechtigten Bewohner von Geriatriezentren in das Wählerverzeichnis ihres Hauptwohnsitzes ist eine Harmonisierung. Die Anpassung der Terminologie an die eingetragene Partnerschaft ist eine Harmonisierung. Das Wahlkartenabonnement für WählerInnen mit besonderen Bedürfnissen ist eine Harmonisierung. Die Umgestaltung der Wahlkarte mit verschließbarer Lasche und so weiter und so weiter ist eine Harmonisierung. Die Anpassung der Frist für die Einbringung der Kreis‑ und Bezirkswahlvorschläge ist eine Harmonisierung. – All das beschließen wir übrigens hier heute oder auch nicht, das werden wir ja sehen.

Die Präzisierung der Nichtigkeitsgründe und so weiter und so weiter ist eine Harmonisierung. Die Übernahme des Portos für die Rücksendung von Briefwahlkarten durch die Gemeinde Wien ist eine Harmonisierung. Die Klarstellung, dass Briefwahlkarten an Werktagen auszuzählen sind, ist eine Harmonisierung. Die Anpassung der Prüfung und Auszählung der rückgelangten Briefwahlkarten durch die Bezirkswahlbehörden ist eine Harmonisierung.

Man kann also sagen, dass wir zu 99 Prozent mit diesem Gesetz nachvollziehen, was auf Bundesebene beschlossen wurde. Und wenn hier immer wieder die Behauptung aufgestellt wird, dass es zwei oder drei Bundesländer gibt, wo das nicht der Fall ist, dann muss man sagen: Ja, aber dort ist auch noch niemand klagen gegangen! – Wir wollen dieses Risiko nicht auf uns nehmen. Es ist klar, dass die Länder das nachzuvollziehen haben, was auf Bundesebene beschlossen wurde, und das tun wir heute.

Zu den Einzelheiten, zunächst zum Antrag betreffend Wahlrecht auch für Zweitwohnsitzer: Nach den Bestimmungen des Meldegesetzes 1991 können Zweitwohnsitze in beliebiger Zahl begründet werden. Das heißt, es könnte sich zum Beispiel jemand in allen 23 Bezirken einen Zweitwohnsitz nehmen und dann 23 Mal wählen gehen. – Das kann es wohl nicht sein! Das ist ja unsinnig! Und daher bleibt es in Wien als Land und als Gemeinde nach wie vor dabei, dass Zweitwohnbesitzer, also solche, die nicht hier hauptgemeldet sind, nicht wählen dürfen. Daher schlage ich vor, dass wir diesen Antrag ablehnen.

Zur Briefwahl: Das steht auch in der Begründung zu dem Wahlabo. Wir haben das bei der Volksbefragung schon diskutiert: Da wurden wilde Spekulationen angestellt, welche Manipulationen es da gegeben hat. 

Ich rechne das auch heute gerne noch einmal vor: Der Briefkasten, in den jemand am Freitag seine Karte schmeißt, wird frühestens am Montag um 16 Uhr ausgeleert. Samstag und Sonntag werden die normalen Briefkästen nicht mehr ausgeleert. Bei meinem Briefkasten ums Eck findet eine Entleerung am Freitag um 16 Uhr und die nächste Entleerung am Montag um 16 Uhr statt. Wenn jemand am Freitag seine Stimme abgibt, wird der Stimmzettel jetzt erst frühestens am Montag mit ausgeleert, und wir wissen, dass die Post nicht unbedingt in der Lage ist, tatsächlich am nächsten oder übernächsten Tag zuzustellen. Wenn also diese Wahlkarte am Donnerstag oder Freitag bei der Wahlbehörde einlangt, dann sind das nicht irgendwelche wilde Manipulationen, die ständig in den Raum gestellt werden, sondern entspricht das einer ganz normalen Tatsache. 

Noch einmal: Wenn der Postkasten am Montag um 16 Uhr ausgehoben wird, geht sich die Zustellung am Dienstag sowieso nicht aus, am Mittwoch vielleicht mit viel Glück, der große Schwung wird eher am Donnerstag und manchmal auch erst am Freitag zugestellt. Jeder von uns kennt die Geschichten, dass ein Brief aufgegeben wurde und erst 14 Tage später angekommen ist. Das ist leider so! Daher ist die Acht-Tages-Frist, die der Bund vorgibt, eine ganz vernünftige Sache.

Ich könnte auch in diesem Zusammenhang sagen, was heute schon ein paar Mal in einem anderen Zusammenhang gefallen ist: Man kriminalisiert Menschen. Man sagt, dass sie ihre Stimme bewusst erst am Montag oder Dienstag abgegeben haben. 

In diesem Zusammenhang möchte ich auch noch erwähnen, dass man im Gegensatz zur Volksbefragung bei der Nationalratswahl und auch bei der Bezirksvertretungs‑ und Gemeinderatswahl die Wahlkarte aktiv beantragen muss. Und ich kann mir nicht vorstellen, dass Menschen, die eine Wahlkarte beantragt haben, sich am Sonntag überlegen: Ich gehe jetzt doch nicht wählen! Jetzt warte ich darauf, wie das Wahlergebnis ausschaut und gebe die Wahlkarte erst am Montag oder Dienstag auf. – Das ist eine ganz seltsame Unterstellung, die man den Menschen macht. Das ist meiner Meinung nach überhaupt nicht nachvollziehbar. Daher kann ich diesem Antrag nicht zustimmen!

Das ist, wie gesagt, reine Spekulation. Es gibt auch überhaupt keine Beweise dafür. Wer das tut, begeht eine Verwaltungsübertretung, und dafür gibt es auch Strafbestimmungen.

Ich glaube, ich bin jetzt alle Anträge durchgegangen. Ich lasse auch meinem Kollegen Stürzenbecher noch die Chance, ein bisschen etwas dazu zu sagen. Ich ersuche Sie alle, dem Wahlrecht zuzustimmen! Es ist ein gutes Wahlrecht. Es handelt sich dabei um eine Harmonisierung mit den Beschlüssen auf Bundesebene, und die SPÖ schlägt vor, das heute anzunehmen. – Danke. (Beifall bei der SPÖ.)

Präsidentin Marianne Klicka: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr Abg Mag Kowarik. Ich ersuche ihn um sein Wort.

Abg Mag Dietbert Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Präsidentin!

Am Beginn meiner Rede möchte ich etwas sagen, was ich sonst eher sehr selten sage: Ich möchte mich bei Kollegen Margulies bedanken, der in seiner Rede das Problem wirklich gut umrissen und dargestellt hat. Es war dies wohl eine der wenigen Situationen, bei denen ich auch zur Rede geklatscht habe. Ich muss Ihnen zugestehen, dass Sie auch aus meiner Sicht ganz recht gehabt haben.

Herr Kollege Lindenmayr! Wenn Sie am Beginn Ihrer Rede gesagt haben, dass irgendwelche Koalitionen, die es nach der Wahl geben könnte, schon jetzt vorbereitet werden, dann erwidere ich: Jetzt geht es nicht um Polemik, sondern um eines der höchsten Güter und eines der höchsten und sensibelsten Rechte, die wir im österreichischen Staatsgefüge haben, nämlich ums Wahlrecht. Dieses Wahlrecht ist deshalb so sensibel, weil es Ausdruck eines unserer Grundprinzipien im Verfassungsgefüge ist. 

Sie werden wissen: Eines der wichtigsten, wenn nicht sogar das wichtigste Grundprinzip unserer Bundesverfassung, die natürlich auch für uns in Wien gilt, ist das demokratische Prinzip, und dabei ist natürlich auch ganz wichtig und geregelt, wie Wahlen und das Wahlverfahren stattfinden Es ist schon lange her, dass das Wahlrecht erkämpft werden musste, und das Wahlrecht, wie es in der jetzigen Art und Weise zur Verfügung steht, gilt tatsächlich für alle gleich.

Jetzt gehen wir leider Gottes wieder einen Schritt zurück und entfernen uns von diesen Grundprinzipien des Wahlrechtes, die an und für sich wirklich hart erkämpft wurden und ganz wichtig sind. Man sollte gerade bei Änderungen und Novellierungen dieser Gesetzesbestimmungen, die nicht formelles, aber materielles Verfassungsgesetz sind, umso sensibler und bedächtiger vorgehen. Das ist hier aber nicht geschehen. Sie haben leider Gottes nicht alle anderen Fraktionen mit eingebunden. Es gibt einen Initiativantrag. Auch diesen hätten wir akkordieren können Es wäre sinnvoll gewesen, gerade bei einer so wichtigen Angelegenheit zu versuchen, möglichst das ganze Haus mit einzubinden. Leider Gottes ist das nicht geschehen!

Zur Briefwahl im Allgemeinen: Es wurde schon vorgelesen, wer dieser im Nationalrat zugestimmt hat, und Sie haben auch richtig vorgelesen, dass die Freiheitlichen damals nicht zugestimmt haben. Wir meinen, dass das ein ganz eklatanter und negativer Einschnitt in bisher geltende Prinzipien des Wahlrechtes ist.

Mehrere Prinzipien werden dabei verwässert und teilweise sogar mehr oder weniger umgestürzt. Leider Gottes hat das auch in Wien in der Gesetzgebung Eingang gefunden und wird jetzt noch verschärft. 

Schauen wir uns kurz an, um welche Prinzipien es geht: Jeder Jusstudent im 1. Semester lernt das, die Grundprinzipien unserer Verfassung und beim demokratischen Prinzip natürlich auch die Prinzipien unseres Wahlrechtes gehören zur Einführungsprüfung. Damit erzähle hier nichts außerordentlich Neues oder außerordentlich Geheimes. 

Punkt 1, gleiches Wahlrecht: In Art 26 B-VG und Art 8 Staatsvertrag von Wien ist es normiert. Grundsätzlich soll damit gewährleistet sein, dass jedem Wähler mit seiner Stimme der gleiche Einfluss gewährt wird. Das war nicht immer der Fall. Wie Sie wissen werden, hatte auch das Nationalratswahlrecht früher viele unterschiedliche Stimmgewichtungen. Jetzt ist es halbwegs angepasst. In Wien kann man noch darüber diskutieren, wie wir gehört haben, und es gibt auch einen Antrag dazu.

Jetzt hat sich aber ein ganz neues Problem gestellt: Es ist nicht mehr gewährleistet, dass jede Stimme den gleichen Einfluss und den gleichen Erfolgswert unter den gleichen Voraussetzungen hat. Es ist nicht zu gewährleisten, dass nach den vorliegenden Bestimmungen, die wir heute beschließen sollen, jemand nach Wahlschluss in den Wahllokalen noch nachträglich wählt. Das ist bei diesen Bestimmungen nicht zu verhindern. 

Die meisten beziehungsweise sehr viele Leute werden wahrscheinlich gar nicht wissen, was eine Erklärung an Eides statt bedeutet. Man muss eine solche Erklärung abgeben und unterschreiben. Ich weiß es von Berufs wegen, weil ich damit relativ oft zu tun habe. Ich glaube aber nicht, dass das jeder weiß, und selbst wenn man es weiß, ist nicht gewährleistet – ganz im Gegenteil! –, dass trotzdem der eine oder andere denkt: Aha, die Wahl ist so und so ausgegangen, jetzt werde ich erstens überhaupt wählen, wie Kollege Margulies gesagt hat, und zweitens weiß ich jetzt auch, wen ich wählen werde. 

Das heißt, es bestehen dann ganz andere Voraussetzungen als für einen, der tatsächlich im Wahlsprengel wählen gegangen ist. Es ergibt sich eine vollkommene Ungleichgewichtung. Das Grundprinzip des gleichen Wahlrechts wird pervertiert. Außerdem ist früher noch im Gesetz gestanden, dass die Wahlkarte rechtzeitig im Postweg ankommen muss. Diese Bestimmung gibt es jetzt auch nicht mehr. Es heißt nur mehr, dass die Wahlkarte rechtzeitig an die zuständige Bezirkswahlbehörde zu übermitteln ist, es ist nicht mehr vom Postweg die Rede. Für Wien gilt auch, dass das bis 14 Uhr am 8. Tag nach der Wahl abgegeben wird. Das heißt, das richtet sich nicht einmal mehr nach dem Poststempel, damit man sehen kann, wann das wirklich aufgegeben wurde. – Damit ist also Manipulation Tür und Tor geöffnet. Das muss jeder sehen! So blind kann man nicht sein!

Ein weiteres Grundprinzip des Wahlrechtes in Österreich ist das persönliche Wahlrecht nach Art 26 B-VG. Mit diesem Prinzip wird versucht, eine Verfälschung des Wählerwillens hintanzuhalten. Wir haben keine Gewähr mehr dafür, dass dieser Wählerwille wirklich unverfälscht zum Ausdruck kommt. Wir wissen nicht, was geschieht, wenn jemand den Stimmzettel gerade ausfüllt. Wir wissen es nicht. Wir haben keine Gewähr dafür, dass ein anderer womöglich Druck ausübt, seinen Überlegungen Ausdruck verleiht und die Hand führt. Das wissen wir nicht! Das können wir nicht gewährleisten! Wir wissen das dann, wenn jemand in den Wahlsprengel kommt und allein in die Wahlzelle gehen muss, in dieser das Kreuzerl macht und den Wahlzettel abgibt. Das ist „persönlich“ im besten Sinne des Wortes. 

Natürlich kann es Ausnahmen geben, aber das sollen auch immer Ausnahmen bleiben. Wir haben jedoch bei der letzten Volksbefragung gesehen, dass das nicht mehr Ausnahme, sondern schon Regel war, und das kann es, bitte, nicht sein!

Die Mechanismen, die jetzt im Gesetzesentwurf enthalten sind, sind vollkommen ungenügend, um solche Manipulationen auszumerzen beziehungsweise hintanzuhalten. 

Nächstes Prinzip – freies Wahlrecht: In Art 8 Staatsvertrag von Wien und in Art 3 Erstes Zusatzprotokoll zur Menschenrechtskonvention ist von der Freiheit der politischen Willensbildung und Reinheit der Wahl die Rede. Der Wähler soll in seiner Freiheit der Wahl in keinster Weise, weder in rechtlicher noch in faktischer Weise beeinträchtigt werden. Es gilt das Gleiche, was ich vorher zum persönlichen Wahlrecht gesagt habe. Man kann es diesfalls nicht gewährleisten. Selbstverständlich kann man das auch bei der Stimmabgabe von Auslandsösterreichern nicht gewährleisten, aber das sollte eben eine Ausnahme sein. Jetzt wird es aber zur Regel. – Ich wiederhole: Wir wissen nicht, was mit der Stimme geschieht. Sie werden es genauso wenig wissen wie ich!

Viertes Prinzip – geheimes Wahlrecht, Art 26 B-VG, Art 8 Staatsvertrag von Wien, Art 3 Erstes Zusatzprotokoll zur Menschenrechtskonvention: Dieser Grundsatz verlangt, dass die Abgabe der Stimme stets in einer für die Wahlbehörde und die Öffentlichkeit nicht erkennbaren Weise zu geschehen hat und für andere nicht einsehbar ist. Und auch diesfalls gilt das Gleiche, was ich vorher gesagt habe: Wir wissen nicht, was geschieht. 

Diese Gründe, die ich angeführt habe, und die zitierten Wahlprinzipien, die gegenwärtig herrschen, machen eine Zustimmung zu diesem Gesetzesentwurf unmöglich. Das sagen in diesem Fall nicht nur die FPÖ, die Grünen und die ÖVP, sondern das sagen auch ausgewiesene Verfassungsrechtsspezialisten, die nicht in Verdacht stehen, mit den Freiheitlichen unter einer Decke zu stecken. Sie wissen es, ich darf es Ihnen trotzdem noch einmal sagen. 

Der Verfassungsrechtler Theo Öhlinger hält die Briefwahl für nicht unproblematisch. Vor allem sei nicht sicher, ob die Freiheit der Wahl gewährleistet wird. Auch Verfassungsjurist Heinz Mayer äußert Bedenken gegen die Briefwahl. Bei dieser Art der Stimmabgabe seien Manipulationen leichter möglich. Der daraus entstehende Nachteil würde die Vorteile nicht aufwiegen. – Mayer kennt jeder. (Abg Dr Kurt Stürzenbecher: Sonst sind Sie aber selten seiner Meinung!) Sehen Sie! Jetzt bin ich seiner Meinung! Umso sensibler müsste man bei dieser Sache sein oder? 

Außerdem sollte die Tatsache, ob Abg Kowarik mit Prof Mayer einer Meinung ist, kein Grund sein, einem Wahlrecht zuzustimmen oder nicht. – Das aber nur nebenbei. 

Interessant ist auch ein Beitrag aus der Tageszeitung „Die Presse“ vom 25. Februar 2009 im Zuge der Einführung des Ganzen auf Bundesebene. Auch in diesem Artikel wird angemerkt, dass vor allem die Möglichkeit, auch nach Wahlschluss zu wählen, ein riesengroßes Problem ist. Das lässt sich nämlich nicht kontrollieren. Wieder darf ich Heinz Mayer, den Dekan der Wiener Jusfakultät, nennen und zitieren. – Er nennt ein Beispiel: Ein Unternehmer könnte anordnen, dass alle Mitarbeiter vor seinen Augen die richtige Partei bei der Briefwahl ankreuzen. Das ist ein Beispiel von vielen.

Auch der ehemalige Verfassungsgerichtshofspräsident Karl Korinek, er wurde heute ebenfalls schon genannt, macht im Gespräch mit der „Presse“ keinen Hehl daraus, dass er betreffend Briefwahl ein bisschen Angst hat. – Ein bisschen ist gut! Tatsache ist: Die Anonymität des Wählers ist ungesichert. Manipulationen sind leichter möglich. 

Ich möchte jetzt gar nicht auf das E-Voting eingehen. Das ist ja die größte Katastrophe für demokratische Wahlvorgänge! Es hat sich hoffentlich inzwischen auch schon bei den zuständigen Ministern herumgesprochen, dass das ein vollkommen ungenügender Weg ist, das Wahlrecht entsprechend sicher zu machen. 

Meine Damen und Herren von der SPÖ! Ich ersuche Sie und fordere Sie auf, noch einmal in sich zu gehen, das zu überdenken und – was natürlich der Idealvorgang wäre! – mit den anderen Fraktionen zusammen einen Gesetzesentwurf auszuarbeiten, in den wir all diese Überlegungen mit einfließen lassen können. Allein die Tatsache, dass Manipulation in derartigem Ausmaß möglich ist, sollte Sie eigentlich schon aufschrecken! Wir von den Freiheitlichen können diesem Gesetzesentwurf auf keinen Fall zustimmen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsidentin Marianne Klicka: Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau Mag Vassilakou. (Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) Er wurde mir nicht gemeldet. (Weitere Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) Gut. Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr Abg Chorherr. Ich ersuche ihn darum. 

Abg Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Meine Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Präsidentin!

Irren ist menschlich! Schlamperei kommt vor. Dafür habe ich Verständnis. Das könnte mir auch passieren. 

Ich bin froh, dass ich jetzt sprechen kann, denn dieses Thema geht mir wirklich unter die Haut. Ich habe jetzt keine vorbereitete Rede. Ich will Ihnen einfach meine innere Haltung kommunizieren. Ich habe das nicht für möglich gehalten! Schande über mich, dass ich die Abläufe, die ich hier mitbeschlossen habe, nicht so genau gekannt habe!

Wenige Tage nach der Wahl habe ich eine Zeitung gelesen, die ich nicht jeden Tag lese. Ich habe sie halt an einem stillen Örtchen gelesen. In dieser Zeitung stand: „So ändern Sie jetzt das Ergebnis.“ – Gemeint war das Wiener Wahlergebnis. Ich habe mir das angeschaut und habe mir gedacht: Das gibt es ja nicht! Ich habe mich geirrt! Die machen ja einen Witz! Tage nach Wahlschluss findet sich die Schlagzeile in „Österreich“: „So ändern Sie jetzt das Wahlergebnis.“ Ich dachte mir: Spinne ich? Okay, bei dieser Zeitung sind ja auch sonst nicht gerade die Meister der Recherche. Aber das gibt es ja nicht!

Ich wurde von kundigen Kollegen aufgeklärt: Ja, das gibt es! – Dann habe ich begonnen, mich dafür zu interessieren. Ich habe mich erinnert, dass am Sonntag die Beteiligung 25 Prozent betrug. (Zwischenruf von Abg Siegi Lindenmayr.) Kollege Lindenmayr! Die, die am Montag eingeworfen werden, kommen fast alle am Dienstag an. Am Dienstag war die Beteiligung bei 27 oder 28. Und wann sind, wie wir heute wissen, die meisten Stimmen gekommen? – Am Donnerstag und am Freitag!

Ich schimpfe zwar viel über die Post, aber statistisch rechne ich mit etwa eins zu fünf, dass eine Sendung später ankommt. Vier von fünf kommen in Wien am nächsten Tag an. 

Damit spreche ich jetzt aus, was viele nicht aussprechen: Ich bin der festen Überzeugung, dass die Leute nicht am Freitag gewählt und sich dann gesagt haben: Ich bin so faul, ich warte jetzt, denn ich kenne die Wiener Wahlordnung ohnedies genau, so wie sie alle Wiener sozusagen im kleinen Finger haben. Ich weiß genau Bescheid über die Acht-Tages-Frist. Daher lasse ich die Wahlkarte jetzt liegen. Ich habe sie schon unterschrieben und brav vor der Wahl ausgefüllt, ich lasse sie jetzt aber am Samstag und am Sonntag liegen. Am Montag sehe ich schon ein Resultat, aber ich lasse die Wahlkarte jetzt noch einen Tag liegen, denn die Wahlordnung sieht ja acht Tage vor. Für Stürzenbecher gebe ich sie am Mittwoch oder am Donnerstag auf. (Heiterkeit bei den GRÜNEN!)

Ich kann das nur lustig sagen, sonst rege ich mich noch mehr auf! Ich muss mich selber beruhigen!

Ich unterstelle einem Großteil der Bevölkerung, nicht Ihnen, dass die Leute aus demselben Grund schwarz fahren, obwohl sie wissen, dass das nicht legal ist und sie eine Übertretungsstrafe bekommen, und es auch Menschen in Wien gibt, die am Sonntag die Zeitung fladern, obwohl das illegal ist, und es auch Leute gibt, die auf der Autobahn 160 fahren, obwohl das illegal ist. Das sind ziemlich viele. Natürlich könnte ich sagen: Sie werden doch nicht von der Wiener Bevölkerung annehmen, dass die schwarzfahrt! – Sie nehmen aber zu Recht an, dass es Schwarzfahrer gibt, und daher schicken sie Schwarzkappler und Schwarzkapplerinnen aus. (Zwischenrufe bei der SPÖ.) 

Sie aber stellen sich diesfalls her und sagen. Eine Übertretung ist doch strafbar. Mit Sicherheit werden alle vor Sonntag gewählt haben! – Darauf sage ich: Sicherlich nicht. (Abg Godwin Schuster: Damit unterstellen Sie, dass der Bürger ein Betrüger ist!) 

Machen wir eine Beweislastumkehr: Wie wird das bewiesen? Ich muss das belegen, indem ich unterschreibe. Na hallo! Ich kann auch irgendwo unterschreiben, dass ich nie schwarzfahren werde. Reicht das? Habe ich dann den Freibrief, das ganze Jahr schwarzzufahren? Ist das dann ein Gratisticket? Das mache ich auch mit Handkuss! Ich garantiere: Wenn es keine Schwarzkappler mehr gibt, dann unterschreib ich das! Und Sie nehmen das ernst! (Beifall und Heiterkeit bei den GRÜNEN. – Zwischenrufe bei der SPÖ.)

So. Jetzt gehe ich einen Schritt weiter. Ich unterstelle jetzt dieses Kalkül, und ich könnte sagen, dass das sogar für uns ein Kalkül sein könnte. (Zwischenruf von Abg Godwin Schuster.) Weißt du, wie viele Leute es gibt, die vor der Wahl nicht genau wissen, wie sie wählen sollen? Viele sagen: Das hängt davon ab, weißt eh! Ich könnte sogar sagen: Wir könnten Profiteure sein. – Viele sagen: Wenn ich gewusst hätte, wie die Wahl ausgeht, hätte ich euch gewählt. Seitdem ich in der Politik bin, könnte ich diese Typen erschlagen! Sie sagen: Wenn du mir noch einmal sagst, ich wähle die, dann wähle ich sie nächstes Mal! Ich lasse jetzt weg, wen sie gewählt haben. – Darüber kann ich mich zu Tode ärgern!

Das nächste Mal könnte man sagen: Weißt du was? Warte bis um fünf! (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Na ernsthaft! Wir sind Profiteure dieser Regelung. Wart bis um fünf! Wenn erklärt wird, dass die oder die Partei unter 20 Prozent liegt, dann stimmt das gar nicht! Die erreichen die Absolute! Wart ein bisserl! Gibt dir die Hochrechnung, und schick die Wahlkarte erst dann ab! Natürlich werde ich ihm nicht sagen: Lass sie noch fünf Tage liegen! (Heiterkeit bei den GRÜNEN.)

Es reicht schon, wenn man sagt: Gib dir um 17 Uhr das Wahlergebnis! Wenn einer dann komisch dreinschaut und sagt, dass das ja illegal ist, dann sage ich: Du musst nur unterschreiben! 
Was macht ihr gerade? Ihr wollt jetzt sofort einen Antrag ablehnen, der so einsichtig ist wie wenig auf der Welt, dass nämlich eine Stimme nur dann gültig ist, wenn sie bis Sonntag einlangt. Und Tschüss! Wir sagen nicht: Weg mit dem Briefwahlrecht! Das können wir nicht. Ich habe damals dafür gestimmt. Heute beiße ich mir dafür ein bisserl in die Hände. Das gebe ich zu! Da gab es die Diskussion, dass es in dubio schon praktisch ist und Sinn macht, wenn man irgendwo unterwegs ist. Deswegen habe ich in der Abwägung dafür gestimmt.

Aber dass die Wahlkarte acht Tage nachher einlangen kann, dafür gibt es keinen Grund. Lindenmayr hat keinen Grund genannt, und ich bin neugierig, ob Stürzenbecher noch etwas dazu sagen wird. Was ist sonst der Sinn, das zu tun? Warum muss das sein? Außer – böse Unterstellung! – man will im Nachhinein sagen können: In diesem Bezirk fehlen uns noch 42 Stimmen für den Bezirksvorsteher. Die 42 werden wir aber von Montag bis Mittwoch noch zusammenbringen! Insofern gibt es ein Bild. Da gibt es einen Misstrauensvorschuss. Dieser besteht auch noch viel heftiger für die ÖVP-Niederösterreich. Überall, wo absolute Macht korrumpiert, traue ich den Leuten nicht über den Weg. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Ich traue euch da nicht über den Weg! Und in der Tat frisst mich manchmal der Neid über den Organisationsgrad der Wiener SPÖ. Das bekommt ihr hin!

Zusätzlich gibt es das Wahlabo. Das passt super dazu! Damit man Wahlkarten nachher abgeben kann, braucht man möglichst viele. (Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) Das ist ja klar. Zwei und zwei kann ich zusammen zählen! Da fragt man sich: Wie organisiert man möglichst viele Kranke und Bettlägerige? Wo ist man besonders gut organisiert, nicht nur, aber auch? – Bei Kranken und Bettlägerigen! Das gibt ein Gesamtbild. (Zwischenruf von Abg Godwin Schuster. – Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.) Das gibt ein Gesamtbild!

Wenn es einen Punkt gibt, der unstrittig sein sollte, dann das geheime, persönliche Wahlrecht. (Abg Godwin Schuster: Du warst doch letztes Mal im Verhandlungskomitee!) Herr Kollege Schuster! Ich habe ja gerade gesagt: Ich beiße mir dafür in die Hände!

Man kann auch schlauer werden. Und ich sage auch nicht: Weg mit der Briefwahl! Aber fragt einmal draußen, ob es tunlich und vernünftig ist, dass alle Stimmen am Wahltag eingelangt sein sollen, oder ob man acht Tage lang warten soll! – Kein Mensch kommt auf die Idee, dass man acht Tage warten muss, außer vielleicht einige, die das zu nutzen wissen! 

Warum ist mir das ein Anliegen? – Es gibt eine unglaubliche zivilisatorische Errungenschaft, und diese soll alle betreffen: Die geheime Wahl ist kein Recht, sondern das ist eine Pflicht!

Stell dir vor, ich gehe in die Wahlzelle und sage: Ich habe meinen Haberer mit, da habt ihr meinen Ausweis, ich habe mir beim Kicken weh getan, mein Haberer geht mit mir hinein wählen. – Was sagen die Leute dann korrekter Weise: Das geht nicht! 

Und ich gehe sogar einen Schritt weiter: Da gibt es auch ein Verbotsgesetz, diesfalls ein anderes Verbotsgesetz. Es darf in einem bestimmten Umkreis der Wahllokale keinerlei Wahlwerbung geben. Das heißt, man ist verfassungsrechtlich extrem genau, und zwar mit gutem Grund, denn auf der ganzen Welt findet hier der Massenbetrug statt, insbesondere in Ländern, die wir alle kennen. Wir wissen, wie dort Stimmen organisiert werden. Auf einmal tauchen dann viel mehr Stimmen auf. 

Wie haben wir uns doch damals über die erste Wahl von Bush lustig gemacht: Das ist typisch für die Amis, die sind zu deppert zum Wählen! Dort mussten dann Höchstgerichte klären, ob das gilt oder nicht. Es wurde behauptet, der Computer habe versagt. Damals habe ich mir gedacht: Wir haben eine super Kultur! Wir verlieren oft eine Wahl, manchmal gewinnen wir, aber zumindest weiß man: Gewählt ist gewählt.

Jetzt aber wird sozusagen ein Rubikon überschritten. Man hat im Nachhinein genügend Möglichkeiten! Ja, Herr Stürzenbecher, das unterstelle ich! Da ist ein Misstrauensvorschuss legitim, und es ist unsere Aufgabe, unser Misstrauen zu begründen und denen, die es durchsetzen, zu erklären, was sicherlich nicht sein kann.

Darum freue ich mich, dass es heute die zweite Lesung nicht gibt und dass jetzt Vernunft einkehrt. Ich meine, ihr habt das nicht notwendig! (Zwischenruf von Abg Nurten Yilmaz.) Nicht lachen! Ihr habt das hoffentlich nicht notwendig, Frau Kollegin! 

Es ist wichtig, dass wir unstrittig klären, dass das geheime Wahlrecht gilt, und dass auch theoretischen Manipulationen jeglicher Boden entzogen wird. Man muss sich zusammensetzen und bis zur zweiten Lesung Änderungen dieser Vorlage vornehmen. Es ist nämlich nicht möglich, das im Nachhinein zu korrigieren!

Auch die Geschichte mit den Wahlabos muss überdacht werden. Es geht nicht, dass man verlangt, dass einem die Wahlkarten bis ans Lebensende automatisch per Post zugeschickt werden. Das geht nicht, meine Damen und Herren! Da muss es gewisse Hürden geben, wenn garantiert sein soll, dass wir eine geheime Wahl haben. Das ist mir ein tiefes Anliegen. Ich kann hier nur an Sie appellieren: Die Sozialdemokratie in Wien hat es nicht notwendig, auch nur in einen gewissen Geruch zu kommen. Und wenn erst vier oder fünf Tage nach der Wahl zehntausende Stimmen im Nachhinein kommen, dann ist das kein Hauch eines Geruchs, sondern dann stinkt es, dass einer Sau graust! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Meine Damen und Herren! So weit mein Appell. Und ich würde mich freuen, wenn auch die Sozialdemokratie dafür sorgt, dass wir noch Zeit für eine nächste Lesung haben. Dafür wird es hoffentlich eine Mehrheit in diesem Haus geben. Es wäre ein schöner erster Schritt, wenn auch die Sozialdemokratie dem beitreten könnte. Damit wird nämlich sichergestellt, was der Kern unserer Demokratie ist, nämlich die geheime Wahl. Dafür plädiere ich, und ich hoffe, dass hier noch Vernunft einzieht. – Danke schön. (Beifall und Bravorufe bei den GRÜNEN.) 

Präsidentin Marianne Klicka: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr Dr Stürzenbecher. Ich erteile es ihm.

Abg Dr Kurt Stürzenbecher (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau Landesrätin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich glaube, die Grünen schaffen es wirklich bei jedem Gesetz, das quasi zu einer absoluten Entscheidung betreffend die ganz Menschheitsgeschichte hochzustilisieren. (Zwischenruf von Abg Dietbert Kowarik. – StR Johann Herzog: Ihr habt einmal darum gekämpft!) 

Ja! Wahlrecht ist das Wichtigste. Aber es geht hier grundsätzlich um eine mehr oder wenige technische Anpassung unseres Wahlrechts an das Nationalratswahlrecht. Es sind dies aber jedenfalls nicht die wesentlichsten Entscheidungen!

Weiters hält Margulies das Wahlkartenabonnement für WählerInnen mit besonderen Bedürfnissen für besonders dramatisch. Dem haben die Grünen im Parlament allerdings zugestimmt. Daher ist es doch irgendwie erstaunlich, dass behauptet wird, dass wir hier weiß Gott was Fürchterliches beschließen, die GRÜNEN im Parlament dem aber zustimmen. – Kollege Chorherr hat das, glaube ich, besonders kritisiert. (Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) 

Ja, das kann schon sein, ihr habt eine eigene Meinung, das ist auch okay! Dass ihr es aber so seht, dass sozusagen das schlimmste Übel, das überhaupt jemand an der Demokratie vollführt, von den Parlamentsgrünen ausgeht, wundert mich schon! (Weitere Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) Jedenfalls haben sie dem aber zugestimmt. Das bedeutet letztlich doch, dass euer Vorbringen zumindest reichlich übertrieben und damit doch etwas unseriös ist!

Jetzt zur Briefwahl selbst: Wir Sozialdemokraten haben die Briefwahl lange Zeit sehr kritisch gesehen. Wir haben auf Bundesebene zugestimmt, nachdem sichergestellt war, dass das geheime Wahlrecht damit nicht beeinträchtigt wird. 

Etwas muss man aber natürlich auch sehen – und da hat es bei uns das Umdenken gegeben: Die Briefwahl ist wirklich ein Instrument, das die Wahlbeteiligung steigert. Es ist einfach Tatsache, dass die Menschen im 21. Jahrhundert auch beim Wählen andere Bedürfnisse haben als vielleicht noch am Beginn des 20. Jahrhunderts, in den 20er Jahren, als es sozusagen noch eine höhere Disziplin gegeben hat. Deshalb halte ich die Briefwahl, so wie sie jetzt existiert, für richtig. 

Es ist natürlich wieder ein bisschen demagogisch, das Ganze jetzt auf eine Ebene mit dem Volksbefragungsmodell herunterzubrechen. Das ist nicht der Fall! Es wird auch in Zukunft nicht so wie bei der Volksbefragung sein, dass die Wahlkarte zugeschickt wird. Bei der Volksbefragung war das richtig und gut, weil eine Volksbefragung einen anderen Charakter hat als eine Wahl zu einem allgemeinen Vertretungskörper, der sogar ein Gesetzgebungskörper ist. 

Bei der letzten Nationalratswahl gab es auf Wiener Ebene 7 bis 8 Prozent Briefwähler. Das ist in etwa die Dimension, das muss man jetzt auch einmal sehen. Es werden nicht, so wie es bei der Volksbefragung erfreulicherweise der Fall war, 90 Prozent quasi über die Briefwahl an der Wahl teilnehmen. Da gibt es ganz wesentliche Unterschiede in der Dimension von ungefähr zehn zu eins. Daher muss man auch die Problematik etwa in dieser Dimension sehen. Das ist Faktum. Sicherlich wird man auch bei der nächsten Wahl die Wahlkarte für die Briefwahl anfordern müssen. Diese wird nicht automatisch zugeschickt werden. 

Die Wahlabos sind für ganz spezielle Fälle. Die ursprüngliche Idee kommt übrigens von Volksanwältin Stoisits, weil sie für Menschen mit besonderen Bedürfnissen besonderes Verständnis hat. Deshalb hat sie das angeregt, das wurde im Bund verwirklicht, und wir übernehmen das jetzt. Das ist die ganze Wahrheit, die dahinter steckt. Das geht also von der grünen Parlamentsfraktion, vom Bund und von Volksanwältin Stoisits aus. Das haben sich nicht nur die Roten und die Schwarzen ausgedacht. 

Allerdings wundert es mich, dass auch die ÖVP dem nicht zustimmt. Vielleicht bin ich falsch informiert, aber soviel ich weiß, kann man zwischen erster und zweiter Lesung nichts Wesentliches ändern, sondern nur Schreibfehler und Ähnliches richtigstellen. (Abg Mag Wolfgang Jung: Alles kann man ändern! Deswegen gibt es ja eine zweite Lesung!) Ich meine, dass das Argument, das heute nur in der ersten Lesung zu beschließen und dann über die zweite zu reden, nicht zutreffend ist.

Ganz grundsätzlich lässt sich ausführen, dass die Briefwahl so, wie wir sie beschließen, eindeutig weiterhin verfassungsmäßig ist. Sie entspricht dem, was im Bund auch gilt, und zwar auch diese Acht-Tages-Frist. Mir hat gerade die Expertin, die zuständige Juristin und Leiterin der MA 62, gesagt, dass es nach dem Homogenitätsprinzip zumindest sicherer ist, wenn wir es so beschließen. Der Verfassungsgerichtshof hat gegenüber anderen Regelungen in anderen Bundesländern noch nicht Stellung genommen, und insofern sind wir verfassungsmäßig sozusagen auf der sicheren Seite, wenn wir den Gemeinderatswählern keine andere Frist vorschreiben, als wir sie bei der Nationalratswahl haben. 

Anders als bei der Volksbefragung wird es auch bei der Gemeinderatswahl durchaus Stimmen etwa aus Südamerika oder weiß Gott woher geben, und bei diesen kann der Postlauf sehr wohl acht Tage betragen! Und selbst in dieser Frist könnten die Wahlkarten nicht unbedingt einlangen, aber irgendwo muss eine Grenze sein, wenn man nicht erst drei oder vier Wochen nach der Wahl das Ergebnis haben will. Acht Tage sind aber beim Bund seit Langem üblich, und das wird sich sicherlich auch bei uns bewähren.

Es gibt auch Staaten, wo das noch immer nicht hinhaut. Ich habe heuer eine Karte am 29. Dezember in Tunesien abgeschickt, und diese ist erst am 23. Jänner angekommen. Eine absolute Sicherheit gibt es vermutlich sowieso nie. Eine achttägige Frist ist aber auch international üblich. – Das zur Briefwahl, wie sie jetzt vorgesehen ist.

Zum gerechten Wahlrecht: Ich habe das hier, glaube ich, schon vier‑ oder fünfmal ausgeführt, und ihr habt schon vier‑ oder fünfmal einen Antrag eingebracht, dass wir angeblich kein faires Wahlrecht haben. – Wir haben ein faires Wahlrecht, das weiß jeder. Das ist nach dem Verfassungsgerichtshof auch eindeutig mit der Gleichheitsvorschrift gemäß Wahlrecht der Bundesverfassung vereinbar.

Siegi Lindenmayr, unser Klubobmann, hat jetzt auch schon die wesentlichen Beispiele gebracht, ich will jetzt nicht alle noch einmal wiederholen. Großbritannien und Frankreich haben ganz andere Regelungen, ebenso Spanien, Griechenland und so weiter. Die Bundeswirtschaftskammer möchte ich jetzt aber doch noch einmal erwähnen, weil sich Kollege Strobl noch nicht zu Wort gemeldet hat. Mit 50 Prozent der Stimmen 62 Prozent der Mandate innezuhaben, ist nur dort möglich, wo die ÖVP klare Mehrheitsverhältnisse hat. Das würden wir uns nicht trauen, denn da ist die Abweichung meiner Meinung nach zu groß. Das muss wirklich zurückgewiesen werden, und wir fordern die ÖVP auf, das wirklich bald zu ändern! (Beifall bei der SPÖ. – Zwischenrufe bei der ÖVP.)
Ich glaube, ich brauche jetzt nicht noch einmal die gesamten Harmonisierungen darzustellen, die sinnvollerweise jetzt ermöglicht werden. Im Wesentlichen handelt es sich dabei durchwegs um sinnvolle Änderungen. Diese Bestimmungen wurden im Bund von der ÖVP nicht nur mitbeschlossen, sondern diese wurden vom zuständigen Innenministerium ausgearbeitet. 

Insofern sind das sinnvolle Anpassungen unserer gemeinderätlichen Bestimmungen an das Bundesrecht. Außerdem ist dies eine sinnvolle Anpassung an die verschiedenen Wahlordnungen überhaupt, was natürlich auch mit dazu beiträgt, dass es keine Probleme gibt, wenn wir an einem Tag gleichzeitig verschiedene Wahlen haben. Es gibt jetzt auch betreffend die Wahlkommissionen sinnvolle Adaptionen, die das Abführen von Wahlen organisatorisch noch besser machen. Es gibt die Übernahme des Portos für die Rücksendung von Briefwahlkarten durch die Gemeinde Wien, was auch eine Erleichterung ist.

Ich glaube, dass diesem Wahlrecht wirklich alle zustimmen könnten, weil wir wirklich nach sachlichen Kriterien vorgehen, und in diesem Sinn kann ich die Zustimmung nur empfehlen. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsidentin Marianne Klicka: Es liegt mir keine weitere Wortmeldung mehr vor. Es liegen zwei Abänderungsanträge vor. 

Ich komme zunächst zum Abänderungsantrag der Landtagsabgeordneten Dipl-Ing Martin Margulies, Mag Maria Vassilakou, Christoph Chorherr, Matthias Tschirf, Mag Barbara Feldmann und Dr Wolfgang Ulm betreffend Änderung der Wiener Gemeindewahlordnung – Wahlabo. Ich ersuche jene Mitglieder des Landtages, die für den Abänderungsantrag sind, um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist die Minderheit. Somit ist der Abänderungsantrag nicht angenommen. 

Mir liegt ein weiterer Abänderungsantrag von Dipl-Ing Martin Margulies, Mag Maria Vassilakou, Christoph Chorherr, Matthias Tschirf und Dr Wolfgang Ulm betreffend Änderung der Wiener Gemeindewahlordnung – Briefwahl – vor. Auch diesbezüglich ersuche ich jene, die für diesen Antrag sind, um ein Handzeichen. – Das sind die Stimmen der ÖVP, der FPÖ und der Grünen. Das ist die Minderheit. Somit ist der Abänderungsantrag nicht angenommen.

Ich erkläre die Verhandlung nun für geschlossen und erteile der Frau Berichterstatterin das Schlusswort.

Berichterstatterin Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Ich habe verstanden, dass ich mich kurz fassen soll. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Frau Präsidentin! Ich möchte hier nur noch einmal auf das Kernstück des Poststückes zu sprechen kommen: Am 29. Jänner dieses Jahres wurden entsprechende organisatorische Maßnahmen gesetzt sowie optimiert und die Organisation sowohl der Europawahlen, Nationalratswahlen, Bundespräsidentenwahlen sowie von Volksabstimmungen, Volksbefragungen und Volksbegehren des Bundes im Parlament beschlossen.

Mit dem vorliegenden Gesetzesvorschlag setzen wir Maßnahmen, um den Gründen der Einheitlichkeit, der Verständlichkeit und der Rechtssicherheit entsprechen zu können. Es handelt sich hiebei um die Übernahme genau dieser Änderungen, wie sie heute schon besprochen wurden. Es ist dies eine Harmonisierung, und ich bitte um Zustimmung zu diesem vorliegenden Vorschlag.

Präsidentin Marianne Klicka: Danke. Wir kommen nun zur Abstimmung über die Gesetzesvorlage. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen wollen, die Hand zu erheben. – Ich stelle die Stimmen der SPÖ fest. Somit ist die Gesetzesvorlage mehrheitlich angenommen.

Wir kommen nun zur Abstimmung über Beschluss- und Resolutionsanträge.

Mir liegt ein Beschluss- und Resolutionsantrag der Abgen Dr Matthias Tschirf, Mag Maria Vassilakou und DDr Eduard Schock betreffend mehr Demokratie in Wien und ein faires Wahlrecht in Wien vor. Ich ersuche all jene Landtagsabgeordneten, die diesem Antrag zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das sind die Stimmen der ÖVP, der Freiheitlichen Partei und der Grünen, somit die Minderheit. Dieser Antrag ist daher abgelehnt. 

Mir liegt ein weiterer Beschluss- und Resolutionsantrag der Abgeordneten der ÖVP Dr Matthias Tschirf und Dr Wolfgang Ulm betreffend Wahlrecht auch für Zweitwohnsitzer in Wien vor. Ich ersuche auch diesfalls um ein Zeichen der Zustimmung durch die Abgeordneten. – Das sind die Stimmen der ÖVP und der Freiheitlichen Partei. Somit ist auch dieser Antrag abgelehnt. Danke.

Das Gesetz ist somit in erster Lesung mehrstimmig angenommen. 

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. (Abg Dipl-Ing Martin Margulies: Widerspruch! – Dr Matthias Tschirf: Widerspruch!)
Da ein Widerspruch erfolgt, wird gemäß § 127 Abs 1 der Wiener Stadtverfassung die zweite Lesung dieses Gesetzes auf die Tagesordnung der nächstfolgenden Sitzung des Landtages gesetzt. 

Bevor wir zu Postnummer 3 kommen, möchte ich auf die Forderung von Herrn DDr Schock zurückkommen, Herrn Klubobmann Lindenmayr für die Äußerung, Frau Präsidentschaftskandidatin Rosenkranz sei eine „Keller-Nazi", einen Ordnungsruf zu erteilen.

Ich habe das wörtliche Protokoll erhalten und gelesen. Herr Klubobmann Lindenmayr hat das Wort Keller-Nazi verwendet. – Es gibt eine Entscheidung des Europäischen Gerichtshofes für Menschenrechte in Bezug auf den Publizisten Hans-Henning Scharsach, der Barbara Rosenkranz im Magazin „News" als Beispiel für eine „Keller-Nazi" hingestellt hat. Das Urteil des Europäischen Gerichtshofs lautet, dass Frau Rosenkranz als Politikerin und Person des öffentlichen Lebens eine akzeptable Kritik in Grenzen zu erwarten und auch anzunehmen hat. Das gelte für Politiker in einem weiteren Sinn als für Privatpersonen. 

Der Gerichtshof hat also festgestellt, dass die in diesem Zusammenhang gebrauchte Bezeichnung, nämlich der Ausdruck „Keller-Nazi", in dem Sinn zu verstehen ist, wie ihn Norbert Steger erstmals verwendet hat und damit Personen meinte, die ein ambivalentes Verhältnis zu nationalsozialistischem Gedankengut hatten. 

Daher ist es zulässig, diese Bezeichnung in diesem Zusammenhang zu verwenden, und ich werde keinen Ordnungsruf erteilen. (Abg DDr Eduard Schock: Zur Geschäftsordnung!) Bitte. 

Abg DDr Eduard Schock (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Präsidentin! 

Ich finde es eigentlich sehr traurig, dass Sie nicht bereit sind, hier einen Ordnungsruf zu erteilen! Die gerichtliche Strafbarkeit und die Klagbarkeit, die dann bei den europäischen Gerichtshöfen ausjudiziert wird, ist nämlich nur eine Sache, und es mag schon sein, dass das in diesem Fall ausjudiziert ist, wie Sie uns eben vorgelesen haben. Dieses Haus hat aber doch bisher einen höheren Stellenwert auf die Würde des Hauses und auch auf die Diktion gelegt, die in diesem Haus üblich ist. Daher halte ich es für sehr bedauerlich und bedenklich, wenn wir mit dem heutigen Tage beginnen, das Vokabular, das vielleicht juristisch und zivilrechtlich möglich ist, in die Diktion dieses Haus zu übernehmen!

Ich meine, es war in diesem Haus aus Gründen der Selbstachtung vor allem auch in einem beginnenden Wahlkampf immer gute Sitte, einen höheren Standard, was die Wortwahl anbelangt, zu wählen. Daher ersuche ich Sie, Frau Präsidentin, das noch einmal zu überdenken und auch in Hinkunft darauf zu achten, dass die Abgeordneten sich hier einer Wortwahl befleißigen, die der Würde dieses Hauses entspricht, auch wenn sie nicht gegen zivilrechtliche Normen oder Klagbarkeiten verstößt.

Ich bitte Sie, meine Damen und Herren: Achten Sie auf die Wortwahl! Achten Sie auf die Würde dieses Hauses und damit auf unser aller Würde! (Beifall bei der FPÖ.)
Präsidentin Marianne Klicka: Wir kommen nun zu Postnummer 3. Sie betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Wiener Jugendschutzgesetz 2002 geändert wird. Berichterstatter hiezu ist Herr Amtsf StR Oxonitsch. Ich bitte ihn, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter Amtsf StR Christian Oxonitsch: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich bitte um Zustimmung zu dieser Änderung des Gesetzes.

Präsidentin Marianne Klicka: Gemäß § 30c Abs 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General- und Spezialdebatte zusammenzulegen. Wird gegen die Zusammenlegung ein Einwand erhoben? – Das ist nicht der Fall. Ich werde daher so vorgehen. Die Debatte ist eröffnet. Zu Wort gemeldet ist Herr Abg Mag Wutzlhofer. Ich erteile es ihm.

Abg Mag Jürgen Wutzlhofer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Herr Landesrat! Hohes Haus!

Nachdem es heute einen sehr hitzigen Landtag gegeben hat, habe ich jetzt die Ehre, vor allen Dingen einen Antrag zu einem Thema einzubringen, hinsichtlich dessen alle vier Parteien hier im Haus weitgehend einer Meinung sind. Es geht um das Thema Jugendschutz, Jugendliche und Medien und vor allem um Computer‑ und Konsolenspiele. 

Dass wir alle diesbezüglich einer Meinung sind, ist keine Selbstverständlichkeit. In vielen anderen Ländern und auch in anderen Bundesländern Österreichs wird immer nur dann, wenn es irgendwelche traurigen Vorfälle wie Amokläufe in Schulen und so weiter gibt, über Mediennutzung und Jugendliche diskutiert, und zwar dann immer mit dem Schwerpunkt einer Kriminalisierung von Jugendlichen. Wir gehen hier jedoch einen anderen Weg, nämlich einen Weg der Information, des Einsetzens von Expertinnen und Experten und vor allem einen Weg, wo Jugendliche nicht kriminalisiert werden. – Dafür möchte ich mich vor allem bei meinen Kollegen Franz Ferdinand Wolf, Johann Gudenus und Claudia Smolik sehr herzlich bedanken, aber natürlich auch bei Ihnen allen.

Zwei Sätze zum Antrag. Vor zirka vier Jahren haben wir uns auf Einladung von VBgmin Grete Laska mit sehr vielen Expertinnen und Experten, VertreterInnen der Spieleindustrie, des Handels und vielen mehr hier im Haus getroffen und haben damals viele Aktionen gestartet.

Eine Sache war die „Game City“, die zu einer sehr erfolgreichen Veranstaltung wurde, zu der mehr als 50 000 Menschen jedes Jahr ins Wiener Rathaus kommen.

Ein weiterer Punkt war eine Klärung beziehungsweise Änderung im Jugendschutzgesetz. Dabei ging es uns darum, die Mediennutzung und den Verkauf von Computer‑ und Konsolenspielen an gängige Klassifizierungen zu binden. Dazu nenne ich Ihnen zwei Begriffe. Es gibt zwei Klassifizierungsformen. Die eine heißt PEGI, das ist die Abkürzung für ein europäisches Modell, das Pan European Game Information-System. Das andere Modell heißt USK, dabei handelt es sich um eine deutsche Insellösung, die es nur in Deutschland gibt. 

Wir haben uns klar für das PEGI-System ausgesprochen, dem Handel und der Industrie aber eine Übergangsfrist bis zu diesem Jahr gelassen. Die Umsetzung des Gesetzes läuft generell gut. Heute befindet sich auf 90 Prozent der Spiele eine PEGI-Information. Auf 10 Prozent findet sich noch USK. Ein Problem ist, dass auf 60 Prozent beide Klassifikationen vermerkt sind. Das ist eine unbefriedigende Situation vor allem für die KonsumentInnen. Sie kennen sich nicht aus. Auf einem Spiel steht zum Beispiel ab 16, auf dem anderen steht ab 12.

Daher möchten wir gemeinsam diesen Antrag betreffend den Gewaltinhalt in Spielen einbringen, der dem Geist der Gemeinsamkeit einmal mehr Rechnung trägt. Wir wollen im Rahmen der „Game City“ eine neue Enquete aller Beteiligten – Handel, Industrie, Behörde und ExpertInnen – abhalten, um eine Vorgangsweise beziehungsweise einen Umsetzungsplan für diese Klassifizierung zu beschließen, der den derzeit festgelegten Zeitrahmen unterschreitet.

Ich danke noch einmal herzlich für die Zusammenarbeit in diesem Bereich! Ich freue mich – wie vermutlich Sie alle – auf die „Game City“. Ich überreiche hiermit den Antrag. Dem Gesetz stimmen wir selbstverständlich auch zu. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsidentin Marianne Klicka: Eine weitere Wortmeldung liegt mir nicht vor. Ich erteile dem Herrn Berichterstatter das Schlusswort.

Berichterstatter Amtsf StR Christian Oxonitsch: Ich möchte mich nur ganz kurz dem Dank anschließen. Ich glaube, es ist gut und richtig, dass wir diesen Weg gemeinsam hier gehen! Es ist dies, wie ich hoffe, ein neuer und produktiver Weg, der vor allem letztendlich den Konsumentinnen und Konsumenten eine bessere Handhabe zur Einschätzung von Computerspielen gibt.

Im Hinblick darauf sage auch ich ein herzliches Danke für die gute Zusammenarbeit! (Beifall bei der SPÖ und von Abgeordneten der ÖVP, FPÖ und GRÜNEN.) 

Präsidentin Marianne Klicka: Wir kommen nun zur Abstimmung über die Gesetzesvorlage. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen wollen, die Hand zu erheben. – Danke. Ich stelle die Einstimmigkeit fest. Das Gesetz ist somit in erster Lesung einstimmig angenommen.

Wir kommen zur Abstimmung über den Beschluss- und Resolutionsantrag der Landtagsabgeordneten Mag Wutzlhofer, Claudia Smolik, Dr Franz Ferdinand Wolf und Mag Johann Gudenus betreffend Entwurf dieses Gesetzes, Abhaltung einer Enquete im Rahmen der „Game City“ 2010 und Einrichtung einer davon ausgehenden Arbeitsgruppe mit allen Interessengruppen.

Wer für diesen Antrag ist, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle auch hier die Einstimmigkeit fest.

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. – Ein Widerspruch erfolgt nicht.

Ich ersuche daher jene Mitglieder des Landtages, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle auch hier die Einstimmigkeit fest. Somit ist das Gesetz in zweiter Lesung einstimmig beschlossen.

Wir kommen zur Postnummer 5. 

Mir liegt zur Postnummer 5 ein Absetzungsantrag der Landtagsabgeordneten Dr Herbert Madejski, Veronika Matiasek und Robert Parzer vor. Die gefertigten Abgeordneten beantragen die Absetzung des Geschäftsstückes mit folgender Begründung: „Die Einführung des Hundeführscheines für bestimmte Hunderassen ist fachlich nicht begründbar. Die vorliegende Beurteilung der Gefährlichkeit ausgewählter Rassen wird von vielen Tierärzten, Tierschutzorganisationen und Experten aus dem Bereich der Kynologie entschieden abgelehnt. Ebenso ist der vorliegende Gesetzesentwurf verfassungsrechtlich umstritten.“ Ich ersuche diejenigen um ein Handzeichen, die für die Absetzung des Geschäftsstückes sind. – Das sind die Stimmen der ÖVP, der Freiheitlichen und GRÜNEN, der Antrag bleibt somit in der Minderheit.

Wir kommen nun zur Postnummer 5. Sie betrifft die erste Lesung der Vorlage dieses Gesetzes, mit dem das Wiener Tierhaltegesetz geändert wird, Haltung von hundeführscheinpflichtigen Hunden. Berichterstatterin hiezu ist Frau Amtsf StRin Mag Sima. Ich ersuche sie, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich freue mich, Ihnen heute die Novelle zum Tierhaltegesetz vorlegen zu können. Wie Sie wissen, haben wir die Pläne zu den Änderungen im Tierhaltegesetz für den verpflichtenden Hundeführschein bereits mehrfach und zeitgerecht vor der Volksbefragung der Öffentlichkeit präsentiert, und wir haben dann eine fast sensationelle Zustimmung von fast 90 Prozent zu diesen Plänen von den Wienerinnen und Wienern und damit für mich auch den Auftrag zu einer raschen Umsetzung des verpflichtenden Hundeführscheines bekommen. 

Ein paar inhaltliche Punkte: Der Hundeführschein – und die Verordnung mit der entsprechenden Liste wird am Montag in Begutachtung gehen – betrifft die so genannten klassischen Kampfhunde. Es wird einen theoretischen und einen praktischen Teil geben. Die Hundebesitzer und Hundebesitzerinnen müssen zeigen, dass sie in Alltagssituationen ihre Hunde im Griff haben. Es wird bessere Handhabemöglichkeiten für die Polizei geben, eine erleichterte Abnahme und auch Strafbestimmungen, die der Polizei die Handhabe mit schwierigen Kampfhundebesitzern in Zukunft erleichtern soll. Der Hundeführschein wird 25 EUR kosten. Das ist die Aufwandsentschädigung für die Prüfer und Prüferinnen.

Herr Kollege Madejski! Ich habe mir das noch einmal genau angeschaut: Im Gesetzestext steht ganz klar, dass der Hund ein Mindestalter von sechs Monaten haben muss. So ist es im Gesetz formuliert: Drei Monate nach Erhalt des Hundes muss der Hundeführschein abgelegt werden, der Hund muss aber mindestens sechs Monate alt sein. Das Mindestalter für denjenigen oder diejenige, die zur Prüfung antritt, beträgt 16 Jahre. Es wird die Zuverlässigkeit überprüft. Ebenso wird die Chipnummer des Hundes sozusagen auch in den Hundeführschein noch mit eingebaut. Der Hund muss einen Chip tragen, was ohnehin bundesgesetzlich schon vorgeschrieben ist, aber die Nummer scheint auch im Hundeführschein auf. Damit man zur Prüfung antreten kann, muss die Haftpflichtversicherung vorgelegt werden.

Wir haben der Polizei die Abnahmemöglichkeiten in diesem Tierhaltegesetz erleichtert. Es war auch ein Wunsch der Polizei, dass man gerade bei problematischen Hunden beziehungsweise problematischen Vorfällen, etwa bei Beiß‑ oder sonstigen Attacken, nicht ein langwieriges Abnahmeverfahren einleiten muss, sondern den Hund sofort abnehmen kann. 

Man kann zweimal zu dieser Prüfung antreten. – Ich glaube, dass das wirklich eine sehr gute Maßnahme ist, um in Zukunft das Miteinander in der Stadt zu verbessern. Man wird auch die Ängste vor solchen Hunden ein bisschen abbauen können, weil man dann weiß, dass Hundebesitzer, die einen solchen Hund haben, in Wien einen Hundeführschein gemacht haben müssen, also einmal den Beweis angetreten haben, dass sie ihren Hund auch in Alltagssituationen gut im Griff haben. 

Die Übergangsfrist für bereits existierende Hunde beträgt ein Jahr. Wenn man den Hund neu erwirbt, beträgt die Frist, wie gesagt, 3 Monate, beziehungsweise muss der Hund ein Mindestalter von sechs Monaten haben.

Das ist eine sehr gute und durchdachte Umsetzung. Wir haben mit vielen Expertinnen und Experten darüber gesprochen. – Zuallererst möchte ich mich bei der Tierschutzombudsstelle der Stadt Wien sehr herzlich bedanken, die mit ihrem Know-how wirklich unglaublich viel beigetragen und auch sehr viele Gespräche mit vielen Experten aus diesem Bereich geführt hat.

Nun noch ein Wort zu dem Absetzungsantrag: Ich möchte Ihnen nämlich sagen, dass mich diese Vorgangsweise wirklich sehr verwundert! Wir haben es diesfalls mit dem Ergebnis eines direkt demokratischen Abstimmungsprozesses zu tun, bei dem unglaubliche 90 Prozent gesagt haben, dass sie das wollen. (Abg Mag Wolfgang Jung: Aber nicht so!) Deswegen kann ich absolut nicht nachvollziehen, warum Sie ... (Zwischenruf von StR Johann Herzog.)
Sehr geehrter Herr Kollege! Ich habe die Pläne mehrfach in der Öffentlichkeit präsentiert. Die Wienerinnen und Wiener haben genau gewusst, worüber sie abstimmen. Sie konnten das auf der Homepage nachlesen. Es hat Informationsmaterial gegeben. All das war transparent und offen. Wir haben für diesen Vorschlag, der heute in Gesetzesform hier liegt, 90 Prozent Zustimmung bekommen. Das scheint Sie allerdings nicht besonders zu interessieren! Offensichtlich ist Ihnen der demokratische Prozess völlig egal! Anders kann ich das nicht deuten!

Ich habe auch gehört, dass geplant ist, heute der zweiten Lesung nicht zuzustimmen, um noch einmal eine Verzögerung zu erreichen. – Ich kann Ihnen nur sagen: Das ist wirklich ein Schlag ins Gesicht derer, die bei der Volksbefragung für den Hundeführschein gestimmt haben! Das muss Ihnen wirklich klar sein! (Beifall bei der SPÖ.)

Sie handeln somit wirklich ganz explizit gegen den Wunsch der Wienerinnen und Wiener. Warum, kann ich nicht nachvollziehen. Die Pläne, die wir heute im Gesetzestext vorlegen, sind ganz transparent auf dem Tisch gelegen, jeder wusste genau, worüber er abstimmt, und das setzen wir jetzt um. Das ist ein Prozess, den wir vor vielen Wochen gestartet haben. Wir haben nie jemanden darüber im Unklaren gelassen, was wir mit dem Hundeführschein meinen, welche Hunderassen gemeint sind und wie die Prüfung aussieht. All das ist nachlesbar, es wurde über die Medien, über die APA, im Internet, vom ORF und so weiter veröffentlicht. Es kann also niemand sagen, dass er das nicht gewusst hat oder dass wir irgendjemanden im Unklaren darüber gelassen hätten. 

Deswegen halte ich das für sehr bedauerlich! Sie werden das in der Öffentlichkeit zu verantworten haben! Wir hingegen werden alles daran setzen, dafür zu sorgen, dass das mit 1. Juli umgesetzt wird, so wie wir das den Wienerinnen und Wienern versprochen haben, die zu dieser Volksbefragung gegangen sind und zu 90 Prozent mit Ja gestimmt haben. 

Wir werden dafür sorgen, dass das umgesetzt wird, auch wenn Sie versuchen, das weiterhin, entgegen allen Intentionen eines direkt demokratischen Prozesses, zu blockieren. (Beifall bei der SPÖ.)

Präsidentin Marianne Klicka: Gemäß § 30 Abs 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General‑ und Spezialdebatte zusammenzulegen.

Wird gegen die Zusammenlegung ein Einwand erhoben? – Das ist nicht der Fall. Ich werde daher so vorgehen. Die Debatte ist eröffnet. Zu Wort gemeldet ist Frau Abg Matiasek. Ich erteile es ihr.

Abg Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau Landesrätin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Heute ist nicht der Tag der SPÖ! Es zieht sich nämlich wie ein roter Faden durch alle Tagesordnungspunkte und vor allem durch alle Gesetzesvorlagen, dass diese offensichtlich allesamt eine ungenügende Vorbereitung erfahren haben. 

Es ist unbestritten, dass es im Zusammenhang mit der Hundehaltung in Wien Probleme und Problemfelder gibt. Das streitet niemand ab. Ebenso ist unbestritten, dass der Hundeführschein, der beinhaltet, dass sich der Hundehalter mit seinem Hund auskennt, und der eine sorgfältige und gesetzeskonforme Führung des Hundes gewährleistet, etwas Gutes ist. Das, was Sie hier gemacht haben, ist jedoch etwas, was man auf gut Wienerisch eine Husch-Pfusch-Aktion nennt. 

Man hat sich dabei nämlich darauf beschränkt, diesen Hundeführschein nur bestimmten Rassen zu verordnen, die Sie immer Kampfhunderassen nennen – es sind so genannte Kampfhunde –, und somit bleibt jede Menge an Problemen aufrecht. Was wird in Wirklichkeit geschehen? – Wir werden uns in Kürze mit der Adaptierung oder der Novellierung dieses Gesetzes zu befassen haben, und wir meinen halt, dass es klüger gewesen wäre, wenn man schon im Vorfeld – das sage ich bei aller Wertschätzung der einbezogenen Experten – den Expertenkreis erweitert und sich ein bisschen länger mit der Vorbereitung dieses Gesetzes beschäftigt hätte, um dann einen Vorschlag auf den Tisch zu legen, mit dem alle gut leben können. 

Unsere jetzige Haltung ist keine Ablehnung eines demokratischen Votums. Wir wären die Letzten, die so etwas tun! Man muss das aber in Relation zur Gesamtbevölkerung sehen! 

Ich persönlich habe mit vielen Leuten gesprochen, die in erster Linie ihre Zustimmung gegeben haben, weil sie allgemein ein Problem mit der derzeitigen Hundehaltung in Wien haben. So können jetzt etwa Hunde auf Kinderspielplätze gelangen, und das sind keine Kampfhunde, sondern das sind in der Regel vom Pinschpudeldackel bis zum Schäferhund alle möglichen Hunde, und vereinzelt natürlich auch Hunde aus dem Bereich der angeführten Rassen. Das ist nicht in Ordnung! 

Es gibt also mehrere Problemfelder, und ich glaube, man hätte all diese Probleme auf den Tisch legen und einzeln bearbeiten müssen. Sie wollten aber natürlich möglichst rasch etwas auf den Tisch legen und sagen: Wir lösen jetzt das Hundeproblem in Wien! – Das ist in Wirklichkeit der Grund dieser sehr schnellen Änderung des Wiener Tierhaltegesetzes, und da können wir einfach nicht mit! 

Sehr geehrte Frau Landesrätin! Wir würden es sehr begrüßen, wenn Sie sich dem durchwegs von der Opposition getragenen Vorschlag, die ganze Angelegenheit erneut und ausführlicher unter Einbeziehung eines größeren Expertenkreises noch einmal zu diskutieren, anschließen könnten. 

Ich möchte noch etwas festhalten: Ich und viele halten es für nicht sehr klug, landesmäßig eigene Tierhaltegesetze zu machen. Wie schaut denn die Realität der Hundehaltung in Wien aus? – Ein großer Teil der Hundehaltung spielt sich in den Freiräumen oder in den Siedlungsgebieten an der Stadtgrenze ab. Wäre es da nicht klüger, dass man sich vorher mit dem Nachbarbundesland einigt oder – was natürlich viel besser wäre, und Sie sind ja in der Regierung und stellen den Kanzler – bundeseinheitlich regelt, wie Hunde in Österreich zu halten sind? Damit würden wir alle gut leben können! Ich glaube, das wäre sinnvoll! Dann dauert es halt vielleicht zwei Monate länger, aber wir haben letztlich ein Gesetz auf dem Tisch, das sinnvoll ist und für lange Zeit hält. (Beifall bei der FPÖ.) 

Daher bitte ich wirklich noch einmal, dahin gehende Überlegungen anzustellen, damit nicht in Kürze wieder eine Novellierung notwendig ist, weil dieses Gesetz sicherlich nicht ausreichend sein und zu überarbeiten sein wird.

Auf das sozusagen Hundetechnische werden meine Nachredner aus der Fraktion noch eingehen. Ich bitte Sie, wie gesagt, entsprechende Überlegungen anzustellen! Wir können dem Gesetz, so wie es vorliegt, und auch der Behördenverordnung unsere Zustimmung leider nicht geben. (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsidentin Marianne Klicka: Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau Abg Mag Vassilakou.

Abg Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Verehrte Damen und Herren!

Ich beginne mit einer Aussage, die hier sicherlich nicht auf ungeteilte Zustimmung stoßen wird, sie liegt mir aber am Herzen: Hunde sind großartige Tiere unter der Voraussetzung, dass sie richtig gehalten werden. Hunde sind aber auch gefährliche Tiere, und zwar dann, wenn die Haltung nicht stimmt, wenn das Tier neurotisiert ist, wenn es allzu viele Stunden allein verbringen muss, wenn es geschlagen wurde, als es klein war, oder noch immer fortwährend geschlagen wird, wenn es nicht genug Auslauf hat. Manchmal können Hunde auch wegen Überzüchtung aggressiv und lebensgefährlich sein, und es kann auch noch eine Vielzahl weiterer Probleme auftreten. 

Die Frage, die man sich stellen muss, ist: Wie viele dieser Probleme treffen auf Wien zu? – Ich sage Ihnen: Statistisch ist die Wahrscheinlichkeit, einem aggressiven und gefährlichen Hund zu begegnen, in Wien ziemlich hoch, und zwar aus einem sehr simplen Grund. In Wien gibt es an die 50 000 gemeldeten Hunde und darüber hinaus mindestens noch einmal so viele. Das ist angeblich die Dunkelziffer der Hunde, die nicht gemeldet sind, für die keine Steuer entrichtet wird und hinsichtlich welcher man keine Ahnung hat, wie sie gehalten werden und ob es sie überhaupt gibt oder nicht. 

Wie meine Vorrednerin gesagt hat, spielt sich Hundehaltung im Wesentlichen auch im Freien und im öffentlichen Raum ab. Das kann man in den Parks und auf den Gehsteigen sehen, und man kann es auch jedes Wochenende im Wienerwald erleben, wo auch ich mit meinem Hund unterwegs bin.

Im Übrigen möchte ich an dieser Stelle anmerken, dass diejenigen von uns, die einen Hund haben, vermutlich viel besser wissen, wovon sie sprechen, als diejenigen, die keinen haben. Hundehalter wissen nämlich, dass Hunde mit Aggressionsproblemen nicht nur für Menschen brandgefährlich sein können, sondern auch und vor allem für andere Hunde. So werden in Wien kleinere Hunde regelmäßig tot gebissen, ich glaube, de facto sind jedes Wochenende welche zu beklagen. Aber das ist halt für die Zeitungen nicht so spannend und wird logischerweise nicht so ausgeschlachtet, wie wenn ein Mensch und gar ein Kleinkind zu Schaden kommt. Dafür gibt es in den vergangenen Jahren viele tragische Beispiele.

Das heißt, es liegt in unserem Interesse, dafür zu sorgen, dass möglichst jeder Hund in Wien richtig gehalten wird und ein kompetentes Herrchen oder Frauchen hat, denn auch jeder Hund in Wien verdient es, gut und artgerecht gehalten zu werden und letztlich so etwas wie Lebensqualität zu haben.

Auf der anderen Seite – und das sage ich auch ganz offen, denn das ist der Schwerpunkt meiner Überlegungen, und das ist auch mein Herzensanliegen – verdient es jedes Kind, in dieser Stadt aufwachsen zu können, im Wald laufen und in Parks spielen zu können, ohne Gefahr zu laufen, von einem aggressiven Hund angefallen zu werden, der entweder das Kind mit der Beute verwechselt oder aus anderen Gründen auf das Kind losgeht und es manchmal schwer verletzen, manchmal aber auch tot zurücklassen kann.

Ich habe hier in diesem Haus mehrfach gesagt, dass die Größe des Hundes relativ uninteressant ist, wenn wir von kleinen Kindern sprechen. Um einen Erwachsenen schwer zu verletzen oder gar zu töten, braucht es einen relativ mächtigen Hund, aber für ein Kleinkind kann sogar die Begegnung mit einem aggressiven Dackel sehr böse ausgehen. Mein kleiner Jack Russel Terrier könnte theoretisch ein Kind töten. Ein Dackel wird wahrscheinlich ein Kind nicht töten können, aber er kann es schwerst verletzt zurücklassen. Deshalb macht es Sinn, wenn man sich jetzt endlich nach vielen Jahren Gedanken darüber macht, wie man das Problem in den Griff bekommen und wie man dafür sorgen kann, dass es möglichst selten zu solchen tragischen Zwischenfällen kommt, dass man das Ganze nicht entlang irgendwelcher – verzeihen Sie mir den Ausdruck, aber ich muss ihn jetzt verwenden! – stupider Parteigrenzen löst, sondern dass man sich einer Debatte stellt, die offen ist und in der das Problem nüchtern betrachtet wird.

Das Problem sind aggressive Hunde, das können Dackel, Jack Russel Terrier, Golden Retriever, Schäferhunde, Staffordshire Terrier oder Pit Bull Terrier sein. So ist es und nicht anders, und jeder von Ihnen, der hier sitzt und sich diese Debatte anhört, weiß das! Daher erschließt sich mir der tiefere Sinn Ihres Handelns heute nicht. Warum wird ignoriert, dass jeder Hund potenziell gefährlich sein kann? 

Man weiß, dass Schäferhunde viel häufiger in Wien gehalten werden und abgesehen davon häufig in der Hundebissstatistik aufscheinen. Man weiß, dass Golden Retriever in den letzten Jahren die heißen Aufsteiger in der Hundebissstatistik sind, weil sie als Familienhunde verbreitet sind und auch Aggressionsprobleme haben können. Tierärzte sagen uns, dass inzwischen die meisten Hunde, die sie während eines Jahres wegen Angriffen auf Menschen einschläfern müssen, Golden Retriever sind. – Wenn wir all das wissen, warum wird das einfach ignoriert? Warum wird das ignoriert, anstatt dass man das einzig Sinnvolle und Logische tut, nämlich eine Hundeführscheinpflicht für alle Hunde ab einer gewissen Größe einzuführen? Nein, das geschieht nicht, sondern Sie versteifen sich auf eine Liste, auf der bestimmte Hunderassen, die als besonders gefährlich eingestuft werden, vermerkt sind: Nur für diese soll die Hundeführscheinpflicht gelten.

Das, meine Damen und Herren, ist der falsche Weg! Das ist jetzt ein Tropfen auf den heißen Stein. Diejenigen, die wollen, das etwas geschieht, werden sich freuen und applaudieren. Das ist ja verständlich. Wenn man will, dass wir das Problem mit aggressiven Hundsviechern in den Griffen bekommen, wird man applaudieren, dass jetzt zumindest ein paar davon auf eine Liste von Hunden kommen, für welche die Hundeführscheinpflicht gilt.

Das ist aber nur die Spitze des Eisbergs, und das Problem löst man damit nicht. In der Praxis wird sich dieser Weg als Irrfahrt erweisen. Es ist nämlich sehr schwierig, wenn man auf bestimmte Rassen abstellt, nachzuweisen, ob eine bestimmte Rasse auch bei Mischlingen dabei ist und zu welchem Anteil. Und die meisten Wiener Hunde sind Mischlinge. – Das heißt, wir beschließen hier einen zahnlosen Papiertiger. Einige wenige Hunde und ihre Herrchen werden den Hundeführschein Gott sei Dank endlich absolvieren müssen, der ganze Rest bleibt davon aber unberührt. Das wissen wir, und das wissen Sie. 

Warum Sie sich daher einmal mehr auf diese Vorgangsweise versteifen, ist mir völlig unklar! Warum nehmen Sie diese Verantwortung auf sich? Wir können uns jetzt schon vorstellen, was für eine Debatte es hier spätestens dann geben wird, wenn der nächste Schäferhund jemanden angefallen und gebissen hat! Sie können sich wahrscheinlich vorstellen, was geschehen wird, wenn ein Golden Retriever ein Kind schwerst verletzt! Was werden Sie sich dann hier anhören müssen, von mir, von uns und von den anderen Oppositionsparteien? Das wissen Sie! Das nehmen Sie aber, warum auch immer, in Kauf!

Die Frau Stadträtin sagt, dass sie das irgendwann in den nächsten Jahren ausweiten wird. Das ist unglaublich nett! Aber warum irgendwann und nicht jetzt? Warum ist der Deutsche Schäferhund jetzt nicht dabei? Warum ist der Golden Retriever jetzt nicht dabei? Warum ist der Dobermann jetzt nicht dabei? – Diese Liste ließe sich beliebig lang gestalten. Das sind Debatten, die keinen Anfang und kein Ende haben. Umso mehr möchte ich uns allen daher diese sinnlose Debatte ersparen, denn mir scheint, es läuft eh wieder einmal so, wie es halt üblich ist. Man hat beschlossen, dass man das aus irgendeinem Grund so macht. Vernünftige Argumente zählen nicht, es fährt dann einfach die Abstimmungsmaschinerie darüber, und die Geschichte ist erledigt. 

Wir möchten nichtsdestotrotz einen Antrag einbringen. Dieser Antrag stammt von mir, meiner Fraktionskollegin Mag Claudia Smolik sowie von den Landtagsabgeordneten Veronika Matiasek und Dr Herbert Madejski. Mit diesem Antrag möchten wir erreichen, dass Sie sich eines klügeren Weges besinnen und das tun, was das einzig Nachvollziehbare ist, nämlich eine allgemeine Hundeführscheinpflicht einführen: Diese gilt für jedes Herrchen und für jedes Frauchen, das einen Hund besitzt, der, wenn er einmal erwachsen ist, mehr wiegen wird als sieben Kilo. 

Das sage ich jetzt, damit Sie ungefähr eine Größenvorstellung haben, wovon wir reden. Es ist nämlich klar, dass jemand, der einen Chihuahua, einen Papillon oder ein ähnliches kleines Viecherl hat, das nichts anrichten kann, nicht in den Hundekurs gehen muss. Das ist nachvollziehbar. Solche Tiere können kaum einen bleibenden Schaden anrichten. Und darüber hinaus ist es auch für diese Tiere nicht gut, wenn sie in Kursen mit großen Hunden zusammengepfercht werden. Aber für alles, was größer ist, ist ein solcher Kurs gut für den Hund, gut für das Frauchen und das Herrchen und gut für alle Kinder in dieser Stadt. 

Wenn wir heute den überstrapazierten Begriff Sicherheit schon so oft aus unterschiedlichen Perspektiven in den Mund genommen haben, dann möchte ich ihn jetzt auch in den Mund nehmen, diesen Antrag einbringen und an Sie appellieren, etwas mit uns gemeinsam zu entscheiden, das zu mehr Sicherheit für alle Kinder und für alle Hunde in dieser Stadt beitragen wird. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsident Heinz Hufnagl: Als nächste Redner hat sich Abg Dr Tschirf zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Präsident! Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Wenn man auf die Homepage der Stadt Wien zu diesem Thema klickt, dann liest man, dass es um das friedliche Zusammenleben von Mensch und Hund geht. – Ich meine, das wäre auch das Ziel eines solchen Gesetzesentwurfes, und daher ist es für mich völlig unverständlich, dass die Vorgangsweise gewählt wurde, die Sie an den Tag legen. Sie sprechen davon, dass bei der Volksbefragung alles geklärt wurde. – Volksbefragungen sind aber bekanntlich keine Volksabstimmungen, die Abstimmungen über Gesetzestexte sind, sondern eine Volksbefragung ist eine generelle Willenskundgebung. Und ich meine, wir alle hier in diesem Haus sind daran interessiert, dass eine vernünftige Lösung geschaffen wird, um ein friedliches Zusammenleben der Menschen mit den Hunden zu ermöglichen, und zwar gerade dann, wenn es einem ein besonderes Anliegen ist, dass Kinder nicht gefährdet sind und dass keine Gefährdung für die Menschen in dieser Stadt besteht. 

Ich habe in den letzten Tagen Gespräche geführt, und mir ist es unbegreiflich, warum zum Beispiel Tierärzte und das Tierschutzhaus in die Debatten nicht mit einbezogen wurden. Damit ist man nämlich an dem vorbei gegangen, was wirklich Sache ist und in eine Expertise eingebracht werden könnte. Sie haben lediglich die Ihnen unterstehende Tierschutzombudsstelle einbezogen, und das war’s, meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich verstehe nicht, warum Sie sich dem Diskurs verweigern! Warum tun Sie nicht einfach das, was das parlamentarische Verfahren sinnvollerweise vorsieht, dass man nämlich Experten einlädt, Gespräche führt und dann entscheidet? Daran sind Sie nicht interessiert! Daher bin ich weder über das verwundert, was Sie heute hier in der Früh aufgeführt haben, noch über die Art und Weise, wie Sie jetzt hier aufgetreten sind! Dass man im Zusammenhang mit einem Gesetzgebungsverfahren von Blockade redet, möchte ich nicht weiter besprechen. Wenn man ein wenig historische Bildung hat, dann weiß man, was es heißt, wenn man parlamentarische Vorgänge für ein Gesetzgebungsverfahren herabwürdigt, wie Sie es getan haben.

Frau Stadträtin Sima! Mir ist da etwas eingefallen, was wir vor Kurzem im Europäischen Parlament erlebt haben, dass es dort nämlich Hearings für die zu bestellenden Kommissare gibt. Ich meine, dass das gut ist, und ich glaube, es wäre ganz gut, wenn es solche Hearings auch für amtsführende Stadträte in diesem Haus gäbe! – Ich weiß, wie das Ergebnis bei Frau Stadträtin Sima bei einem solchen Hearing wäre! (Beifall bei der ÖVP.)

Es sollte nämlich ein gewisses Benehmen an den Tag gelegt werden, und es sollte auch ein gewisses Interesse an den formalen Vorgängen, aber auch an der Lösung der Probleme bestehen. Es erhebt sich die Frage, was von einer Stadträtin zu halten ist, die hier einen Gesetzesentwurf vorlegt, der es aber völlig gleichgültig ist, ob das sinnvoll ist, und der es nur darum geht, dass hier schnell irgendetwas gemacht wird.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich verstehe nicht, dass die Sozialdemokratische Partei diese Stadträtin hier so agieren lässt! Sie haben die Verantwortung dafür zu tragen, dass das Verhalten von Hunden und der Umgang zwischen Hund und Menschen tatsächlich verbessert werden und dass hier nicht aus Jux und Tollerei etwas beschlossen wird! – Ich meine, allein die Vorgangsweise, dass hier auf eine Verordnung verwiesen wird, deren Text erst am Montag in Begutachtung ausgesandt wird, zeigt deutlich, dass Sie weder Interesse daran haben, hier demokratische Institutionen mit einzubeziehen, noch Interesse daran haben, tatsächlich eine inhaltliche Lösung herbeizuführen. 

Es wurden die verschiedenen Rasselisten angesprochen und welchen Stellenwert das hat. – Reden Sie mit Tierärzten! Sie werden entsprechende Antworten bekommen. Wir sind für einen verantwortungsvollen Umgang mit Hunden, wir sind aber ganz sicher gegen eine sinnlose Abstempelung von einzelnen Rassen. Meine Vorrednerin hat zu Recht darauf hingewiesen, dass das sehr willkürlich gewählt ist und sicherlich nicht die Gesichtspunkte berücksichtigt, wonach wirklich Gefahr besteht.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das, was hier vorliegt, ist ein Husch-Pfusch-Gesetz. Frau Stadträtin! Sie mögen sich mit dem Gackerl-Sackerl auskennen, sicherlich aber nicht mit Hunden und sicherlich auch nicht mit der Demokratie, wie sie in dieser Stadt sein sollte. Lernen Sie dazu! (Beifall bei der ÖVP. – Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Er hat seinen eigenen Antrag ziemlich schnell vergessen!) 

Präsident Heinz Hufnagl: Als nächster Redner hat sich Abg Valentin zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Erich Valentin (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Herr Klubobmann Tschirf! Ich bin genau so wie du ein Verfechter des lebenslangen Lernens! Und ich weiß, dass Stilfragen normalerweise bei dir recht gut aufgehoben sind. Aber ich möchte in aller Kollegialität festhalten, dass ich in Anbetracht dessen, was du heute hier geboten hast, meine, dass man so mit einem Mitglied der Regierung und mit einer Dame nicht umgeht! Deine Anwürfe waren in der Tat etwas, was weder dir noch deiner bürgerlichen Partei in irgendeiner Form würdig ist. Ich weise das wirklich auf das Schärfste zurück! (Beifall bei der SPÖ. – Abg Dr Matthias Tschirf: Bitte was denn?) 

Es ist unfassbar, mit welcher Wortwahl und in welcher Art hier agiert wurde! (Abg Dr Matthias Tschirf: Welche Worte?) Du hast gesagt: Sie kennen sich vielleicht mit dem Hundegackerl aus. – Herr Kollege! Was soll das?

Herr Klubobmann! Ich möchte dich aber lieber etwas anderes fragen. (Zwischenruf von Abg Günter Kenesei.) Die ÖVP: Ja, ja!

Sehr geehrter Herr Klubobmann! Bei dem Wahlergebnis beziehungsweise angesichts der Zahl von 117 683 hast du 2005 gejubelt! Du hast gejubelt, dass 117 683 Bürgerinnen und Bürger in Wien deine Partei gewählt haben. – Ich sage dir jetzt, dass 326 839 Bürgerinnen und Bürger eine sehr konkrete Meinung zur Frage des Hundeführscheins haben. Sie haben sich bei der Volksbefragung zu einer Frage, die klar und deutlich auf dem Tisch gelegt ist, sehr klar und deutlich geäußert. Diese Frage war beurteilbar, und bei dieser Frage sind die Emotionen berechtigterweise hoch gegangen sind. Menschen hatten Befürchtungen und haben gemerkt, dass die Sozialdemokratie in dieser Stadt dieses Problem durch diese Fragestellung aufgegriffen hat und einer Lösung zuführen will.

Ich wiederhole: Das sind fast dreimal so viele Bürgerinnen und Bürger, wie das letzte Mal die Österreichische Volkspartei gewählt haben. Damals hast du dich gefreut. 
Daher frage ich mich: Wie kannst du jetzt da stehen und sagen, dass fast dreimal so viele das in der Stadt haben wollen, dass das aber auf die lange Bank geschoben werden soll? Ihr müsst noch darüber nachdenken? Wir sollten wir jetzt einen Unterausschuss bilden, und zwar wissend, dass das, was auch du im letzten Herbst gefordert hast, jetzt gerade umgesetzt wird?! – Ich verstehe nicht – das möchte ich ganz offen sagen –, wie man die Willensbildung einer so großen Anzahl von Wienerinnen und Wiener negieren und seinen parteipolitischen Intentionen unterordnen kann!

Wenn man das Ganze aber sozusagen in der Zeitachse abspielt, dann wird einem eventuell ein bisschen klarer, wo die Motivation wirklich liegt. Zuerst hat es geheißen: Warum macht die Mehrheit überhaupt eine Volksbefragung? Dann hat der Geschäftsführer deiner Partei offenkundig im medialen Eifer beziehungsweise Übereifer, wie ich fast sagen würde, den Stimmzettel zerrissen, um zu sagen, was davon zu halten ist. Dann wurde gesagt, dass es ein Armutszeugnis ist, wie wenige daran teilgenommen haben. Dann ist man draufgekommen, dass es doch das zweitbeste Ergebnis einer Volksbefragung in Wien war, und dann hast du gesagt: Okay, aber die Umsetzung wird eh lang dauern. Und heute bemüht man sich hier offensichtlich, die Umsetzung wirklich zu verzögern.

Meine Damen und Herren! Daher sage ich einmal mehr: Alle, die das heute verzögern, tun den Wienerinnen und Wienern keinen guten Dienst, und sie werden auch sich selber am 10.10. einen schlechten Dienst erweisen!

Zu der Behauptung, es hätte keine Diskussion gegeben: Wenn Frau Kollegin Vassilakou heute sagt, auch kleine Hunde können gefährlich sein, dann sage ich einmal mehr: Es sind 5 Prozent der Hunde, die gefährlich werden, die zu 25 Prozent die Beschwerden, die Amtshandlungen und die Ausnahmezustände verursachen. 

Wenn man sagt, dass man diese Problematik angeht und sich im ersten Schritt auf die Hunde konzentriert, die offensichtlich am gefährlichsten sind, dann muss man beachten, dass es ein Prozentsatz von fünf ist, die ein Viertel dessen verursachen, was Ärger und Verunsicherung erzeugt. Im Hinblick darauf ist das ein sehr sinnvoller Schritt. Und wenn Sie sagen, Sie können ermessen, wie man sich fühlt und wie groß die Gefährdung ist, wenn man selbst einen Hund hat und mit diesem unterwegs ist, dann sage ich Ihnen: Wenn man durch einen Park marschiert und plötzlich ein unangeleinter Schweinchenhund ohne Beißkorb auf einen zuläuft, dann weiß man kreuzgut, was Gefährdungspotenzial ist, und dann fühlt man sich relativ unsicher. Auch ich fühle mich verunsichert, das gestehe ich gerne ein.

Das wird einem besonders dann bewusst, wenn man sich bei Züchtern ansieht, was diese Tiere können. Ich werde ein persönliches Erlebnis nie vergessen, als mir ein Züchter gezeigt hat, was die Bisskraft eines derartigen Tieres wirklich kann. Er hat so einen „handzahmen“ Hund hergeholt, hat ihm einen Besenstiel aus Holz in den Mund gesteckt und gesagt: Beiß! Und die Wirkung war eindrucksvoll! Links und rechts sind die Holzstücke hinuntergefallen, und das Mittelstück hat er ausgespuckt. – Da habe ich mir vorgestellt, wie das Gleiche bei meinem Schienbein aussehen würde und habe einmal mehr erkannt, dass das, was wir hier machen, sehr sinnvoll ist, dass das unbedingt zu geschehen hat und dass man da auch keine Minute länger warten darf. 

Und wenn man jetzt quasi in einer Beschwichtigungstonart wie die FPÖ ... (Zwischenruf von Abg Veronika Matiasek.) Liebe Frau Kollegin! Ich kann mir das nicht ersparen! Sie sagen: Reden wir halt, wie in den anderen Bundesländern auch. Vielleicht warten wir, bis der Bund etwas tut, oder vielleicht machen wir eine Arbeitsgruppe. – Dazu muss man tatsächlich sagen: Die Wienerinnen und Wiener erwarten sich zu Recht, dass wir etwas Konkretes tun! 

Über 326 839 Bürgerinnen und Bürger haben uns den Auftrag gegeben, etwas zu tun! Da kann man nicht einfach sagen: Das lassen wir jetzt. Das ist genauso viel, wie die drei Oppositionsparteien zusammen haben. Lassen Sie sich das auf der Zunge zergehen. Mit einer Stimmenanzahl, die nur Sie alle drei zusammen auf die Waagschale der Wahl bringen, wurde uns gesagt: Tut etwas! Und wir tun etwas. (Abg Dr Matthias Tschirf: Ja, aber bitte etwas Sinnvolles!) 

Wir tun das nicht im Übermut, sondern wir tun etwas, was sehr sinnvoll ist. Die Ombudsstelle ist mit eingebunden, es sind Expertinnen und Experten mit dabei. (Abg Dr Matthias Tschirf: Wer?) Wir haben in Wirklichkeit gegeneinander aufgereiht, wer aller sagt, dass das ein sinnvoller Schritt ist. Und die Frau Stadträtin hat heute gesagt, dass wir, wenn der Deutsche Schäferhund in Diskussion kommen sollte, nicht anstehen werden, auch darüber gerne zu reden. 

Die Verordnung geht mit Montag in die Begutachtung. Sie geht in Begutachtung, wie es gesetzlich vorgeschrieben ist, meine Damen und Herren! Dabei wird es sicherlich auch noch eine Diskussion geben, die sicherlich auch die weitere Vorgangsweise nach den ersten Erfahrungen mit gestalten wird. 

Ich sage einmal mehr: Wir stehen heute hier und legen diesen Entwurf nach reiflicher Prüfung und nach reiflichem Abwägen vor. Ich kann mich noch erinnern, wie viele Diskussionen wir in der Öffentlichkeit geführt haben. Wir haben bei jeder Meldung, dass ein Hund ein Kind verletzt hat oder vielleicht auch noch Schlimmeres geschehen ist, diese Diskussion geführt. Daher können wir jetzt nicht sagen: Schieben wir es auf die lange Bank! Machen wir einen Unterausschuss! Machen wir eine Arbeitsgruppe! Machen wir ein Hearing! Warten wir auf das nächste Jahr!

Das erwarten die Menschen in Wien nicht! Das erwarten sie von der Sozialdemokratie nicht, und deshalb fordere ich Sie auf, dieses Gesetz mit uns zu tragen, wissend, dass jetzt entscheidende Schritte gesetzt werden, auf welche die Bevölkerung in der Tat wartet. – Danke. (Beifall bei der SPÖ. – Abg Dr Herbert Madejski: Die Bevölkerung erwartet ein gescheites Gesetz!)
Präsident Heinz Hufnagl: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr Klubvorsitzender Abg Dr Tschirf gemeldet. – Bitte sehr.

Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Zunächst meine erste Berichtigung: Der Begriff Gackerl-Sackerl stammt nicht von mir, sondern von der Frau Stadträtin. Daher ist die Stilfrage dorthin zu richten. 

Zweite Sache: Es ist dies hier eine Diskussion über ein Gesetz und nicht über die Volksbefragung. Der Volksbefragungstext ist bekannt, es ist ein allgemein gewählter Text. Es dabei nur darum gegangen, etwas prinzipiell zu lösen, die Bevölkerung hat aber nicht gesagt: Genau diesen Entwurf wollen wir! Das wäre bei einem Volksabstimmungstext der Fall gewesen. Ein solcher ist der Wiener Bevölkerung aber nicht vorgelegen. Die Wiener Bevölkerung hat jedoch einen Anspruch darauf, einen sinnvollen Gesetzestext vorgelegt zu bekommen, damit tatsächlich ein Schutz der Bevölkerung besteht. Das hier ist aber eine Augenauswischerei. (Beifall bei der ÖVP.)

Präsident Heinz Hufnagl: Als nächster Redner hat sich Herr Univ-Prof Dr Eisenstein zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. – Bitte, Herr Professor.

Abg Univ-Prof Dr Herbert Eisenstein (Klub der Wiener Freiheitlichen): Danke schön. – Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Landesrätin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Ich verstehe schon, dass die SPÖ jetzt nach der Volksbefragung zu diesem Thema unter Zugzwang ist. Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich bitte Sie jedoch herzlich: Reagieren Sie darauf nicht mit diesem Gesetz!

Es gibt eine Reihe von Bedenken dagegen, die ich hier in zwangloser Reihenfolge vorbringen werde. Und ich werde mich auch bemühen, relativ rasch zu sprechen. Ich werde tun, was ich kann, liebe Frau Kato, ich hoffe, Sie werden das zu würdigen wissen! Ich werde auch versuchen, sachlich zu bleiben und nicht zu sehr ins Emotionale abzudriften. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! In Wirklichkeit handelt es sich bei dem hier zum Beschluss vorgelegten Gesetzesentwurf um eine eher unüberlegte und oberflächliche Angelegenheit. Ich halte es für enttäuschend, dass es der SPÖ nicht gelungen ist, hier etwas Besseres vorzulegen!

Natürlich kommt das Wort Kampfhunde im Gesetz selbst nicht vor, wir sprechen aber ständig davon. Es handelt sich dabei um die Hunderassen, die inzwischen definiert wurden. Das Wort Kampfhunde kommt auch mehrfach in der Begründung des Initiativantrags von Herrn Abg Valentin vor. Wir reden also ständig von Kampfhunden, obwohl der Begriff im Gesetz nicht vorkommt. (Zwischenruf von Amtsf StRin Mag Ulli Sima.) Frau Landesrätin! Ich entschuldige mich! Wir haben uns darauf geeinigt, dass wir ab jetzt „so genannte Kampfhunde“ sagen. – Danke. 

Natürlich gibt es keine Kampfhunde als definierte Rasse, das wissen Sie alle, und die Erstellung einer Liste mit an sich gefährlichen Rassen ist absolut nicht nachvollziehbar, das ist wissenschaftlich nicht fundiert und nicht haltbar. Und ich möchte noch einmal auf das verweisen, was schon Vorredner und Vorrednerinnen erwähnt haben: Aggression bei einem Hund hat nicht grundsätzlich etwas mit der Rasse zu tun, meine sehr geehrten Damen und Herren. 

Ich darf jetzt ausnahmsweise ein Mitglied einer anderen Fraktion aus „Heute“ zitieren, nämlich Herrn Klubobmann Dr Tschirf. Der Staffordshire Bullterrier wurde bereits genannt. Dieser wäre ein Beispiel für einen Hund, dem, wie es so schön heißt, ein erhöhtes Gefährdungspotenzial zugeschrieben wird. Tatsächlich sind die zu dieser Hunderasse gehörigen Tiere alles andere als Kampfhunde. Es sind dies besonders kinderfreundliche Hunde. Aber im Gegensatz dazu stehen andere Hunde und Hunderassen.

Ich darf Ihnen jetzt zeigen, was die Zeitung „Österreich“ heute veröffentlicht hat. Dort ist die Rede vom Hundchen des Herrn Keszler, also eines Mannes, den die SPÖ-Wien sehr stark protegiert und geradezu mit Mitteln, Geld und Möglichkeiten überhäuft. Keszlers Hündchen, den er ständig bei sich hat, ist sicherlich kein Hund, der in die Liste von Kampfhunderassen aufgenommen werden würde. Keszlers Hündchen versetzt jedoch, wie ich hier lese, die Society in Panik, weil er ständig schnappt, beißt und sonstige unangenehme Sachen treibt. – So viel zu der Definition der Kampfhunde und zu dem, was Aggression ist oder nicht. 

Selbstverständlich, meine Damen und Herren, sagen wir Ja zu einer Schulung der Halter und auch zu einer Schulung der Hunde. Diese verpflichtende Schulung darf aber nicht rasseabhängig sein! Das kann es nicht sein! Das wollen wir nicht.

Zum Gesetzestext: Wenn ich sonst nichts dazu sage, meine ich immer § 5a Abs 10, Erkennen der Rasse durch die Behörde. Die Behörde ist, wie das nachfolgende Gesetz zu erkennen gibt, die Bundespolizei. Hier heißt es: „Erkennen der Rasse durch die Behörde erfolgt nach dem äußeren Erscheinungsbild des Hundes.“

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Da wird sich die Behörde aber schwer tun! Ich will jetzt gar nicht von Behördenwillkür reden. Ich will jetzt gar niemandem unterstellen, dass er behauptet, ein kleiner Dackel wäre in Wirklichkeit ein Dogo Argentino, und der arme Halter dem nichts entgegensetzen kann. Aber in Wirklichkeit ist die Rassezugehörigkeit sehr oft tatsächlich nicht eindeutig nachweisbar. Wir wissen das, Sie wissen das hoffentlich auch, auf jeden Fall wissen Sie es jetzt, nachdem ich es Ihnen gesagt habe. Dann müsste der Halter oder die Halterin unter Umständen ständig eine fachtierärztliche Begutachtung für jeden Hund, den es überhaupt in Wien gibt, mitführen, wobei die fachtierärztliche Begutachtung auch ein Problem ist. Mir persönlich hätte es besser gefallen, wenn hier nicht unbedingt eine fachtierärztliche Begutachtung, sondern die Begutachtung durch ein Mitglied des Kynologenverbandes oder Ähnliches festgesetzt wäre. 

Wie dem auch sei. Wir alle wissen, dass Verwechslungen von Hunderassen auch bei wohlmeinenden Personen jetzt schon vorkommen, und umso mehr werden sie selbstverständlich bei einem, wenn auch gut geschulten, Behördenpersonal vorkommen, das diese Hunderassen sicherlich nicht auseinanderhalten können wird.

Meine Damen und Herren! Erläuternde Bemerkungen zu Abs 1: Es geht da um die Zusatzkarte zum Führen eines Hundes im Verhinderungsfall des Halters. Diese Zusatzkarte ist natürlich zu erwerben, wobei ich jetzt weniger das Geld meine, das dafür auszulegen ist, sondern den tatsächlichen Erwerb einer solchen Zusatzkarte. Das Problem dabei ist, dass Verhinderungsfälle meist plötzlich auftreten, und dann erhebt sich die Frage, wie ein Vertreter, der dann den Hund Gassi führen soll, so rasch eine solche Zusatzkarte besorgen kann. 

Vollkommen unklar ist auch, was geschieht, wenn eine Person mehrere Hunde hat oder wenn eine Person ihre Hunde öfters wechselt. Das Gesetz spricht immer von dem Halter oder der Halterin und dem Hund. Sie könnte ja zum Beispiel auch von der Hündin sprechen, das tut es aber nicht. Es geht immer um einen Halter und einen Hund, und sonst gibt es nichts. Das entspricht nicht der Realität, meine Damen und Herren! Ich gehe davon aus, dass, wenn ein Halter mehrere Hunde hat, er den Hundeführschein natürlich für jeden dieser Hunde zu erwerben hat. Es kommt aber gar nicht so selten auch vor, dass Halter ihre Hunde weitergeben, sie auch wieder zurücknehmen, sie wieder weitergeben, sie tauschen et cetera. All das ist in diesem Gesetz überhaupt nicht berücksichtigt. 

Außerdem gibt es ein wesentliches Problem, das Sie mit diesem Gesetz überhaupt nicht in den Griff bekommen können, nämlich das Problem des illegalen Handels mit Hunden. Ich weiß schon: Darum geht es in diesem Gesetz nicht. Ich möchte in diesem Zusammenhang nur ansprechen, was auch vorkommt, meine Damen und Herren: Wenn jemand einen Hund auf einem Parkplatz aus einem Kofferraum heraus kauft – und so etwas kommt vor, glauben Sie es mir! –, dann wird er sich mit Sicherheit um dieses Gesetz, das sie hier heute vorlegt haben, überhaupt nicht kümmern!

Auch das Scharfmachen von Hunden werden Sie durch dieses Gesetz nicht verhindern. Ich gebe allerdings zu, dass sehr viele scharf gemachte Hunde sich nicht eigentlich in der Öffentlichkeit, sondern auf Grundstücken aufhalten, die sie nie in ihrem Leben verlassen. Viele dieser Hunde werden im Übrigen auch niemals gefüttert. Ist auch nicht notwendig. Ich überlasse es Ihrer Phantasie, wovon sich diese Hunde ernähren. Diese scharf gemachten und illegal erworbenen Hunde würden nach Ihrer Definition überhaupt keinen Hundeführschein brauchen; die Hunde sowieso nicht, aber natürlich die Halter. Für diese Hunde würde man eigentlich gar keinen Hundeführschein brauchen, weil der Hund sowieso nie auf der Straße ist. – Dieses Problem in den Griff zu bekommen, haben Sie nicht einmal annäherungsweise versucht!

Wir kehren zum Gesetz zurück, Abs 4: Drei Monate ab Beginn der Haltung muss die Hundeführscheinprüfung abgelegt werden. Mein Nachredner, Fraktionskollege Dr Madejski, hat schon in der Früh in der Fragestunde darauf hingewiesen, dass das eine praktisch undurchführbare Lösung ist. Ich ergänze dazu: Wer erkennt, bitte, wann die drei Monate ab Beginn der Haltung vorbei sind? Nicht jeder Hund wird so erworben, dass ein Zertifikat, ein Kaufvertrag oder einfach nur eine Rechnung vorliegt. Sehr viele Hunde werden verschenkt oder gegen Bargeld ohne Rechnung gekauft. Es kann dann niemand sagen, wie lange dieser Hund eigentlich schon im Besitz des Halters ist. Ein Halter, der aufgefordert wird, nachzuweisen, wie lange er den Hund schon hat, kann das meistens nicht. Und Sie können all diese Halter nicht einfach ins Gefängnis sperren, meine sehr geehrten Damen und Herren, das geht doch nicht!

Ich erinnere daran, dass diese dreimonatige Frist laut Gesetz auf zwei Monate verkürzt wird, wenn es sich um Personen handelt, die aus den Bundesländern zum Beispiel nach Wien zuziehen. Ich drücke das jetzt vereinfacht aus und ohne zu werten: Nichtwiener haben es eigentlich noch leichter. Sie brauchen niemals einen Hundeführschein zu machen, denn sie brauchen nur einen Fuß aus der Stadt beziehungsweise aus den Grenzen des Bundeslandes Wien hinaus zu setzen. Wenn sie gerne in Klosterneuburg spazieren gehen, können sie mit ihrem Hund dort fünf Minuten spazieren gehen, dann zurückkehren, und die zwei Monate beginnen von Neuem. Das können sie das ganze Leben hindurch – ihr Leben hindurch oder das Leben des Hundes hindurch – so machen! Das ist also keine sehr durchdachte Lösung, meine Damen und Herren! 

Dass die Bundespolizei mit der Vollziehung dieses Gesetzes schwer überfordert sein wird, wofür sie aber nichts kann, hab ich eh schon gesagt. Jedenfalls ist die Exekution des Gesetzes nicht nachhaltig und eindeutig geregelt.

§ 8a: Schutzhundeausbildung verboten. – Das kann ich so nicht nachvollziehen. Ich habe mir selbstverständlich den Fernsehbeitrag der Frau Landesrätin angesehen. Ich fasse das jetzt ganz vereinfacht in meinen eigenen Worte zusammen: Es wäre, meint die Frau Landesrätin, die bessere Lösung, die Schutzhundeausbildung zu verbieten. Das wäre nämlich auch die sicherere Lösung, weil die Tiere ohnehin schon von Haus aus eine Schutzfunktion an sich hätten.

Sehr geehrte Frau Landesrätin! Ich glaube, Sie haben das sinngemäß etwa so ausgedrückt. Das ist aber nicht so! Genau das Gegenteil ist der Fall! Nicht die Rasse eines Tieres bestimmt das Verhalten, sondern es ist immer noch der Charakter eines bestimmten Tieres, der das Verhalten bestimmt. Sehr geehrte Frau Landesrätin! Sehr geehrte Damen und Herren! Nicht jeder Hund einer bestimmten Rasse hat die gleichen Anlagen, und nicht jeder Hund einer bestimmten Rasse kann auch die Schutzfunktion ausüben, die einem Hund meiner und unserer Meinung nach durchaus zukommen soll.

Wenn Sie die Schutzhundeausbildung verhindern und verbieten wollen, verbieten und verhindern Sie damit den Schutz für potenzielle Opfer, und in Wirklichkeit bedeutet das natürlich Nachteile für die Opfer, wir schützen damit aber eigentlich die präsumtiven Täter. 

Das eigentlich größte Problem im Zusammenhang mit den so genannten Kampfhunden sind nicht die Kampfhunde laut definierter Liste, sondern sind hysterische Hunde aller Arten und Rassen, und auch alle Mischlinge fallen darunter. Es sind immer die hysterischen Hunde und nicht die Kampfhunde oder Hunde, die einer bestimmten Rasse angehören, die unberechenbar sind und gelegentlich leider auch von unberechenbaren und unzulänglichen Haltern und Halterinnen geführt werden.

Ich kann nicht verstehen, warum Sie nicht versucht haben, eine gesamtösterreichische Lösung anzustreben! Das heißt, ich kann es schon verstehen, weil die SPÖ weiß, dass man im Nachbarbundesland Niederösterreich darüber offenbar ganz anders denkt. Ich habe mir das Gesetz jetzt genau und ohne Bösartigkeit angeschaut, und ich habe den Eindruck gewonnen und hoffe, dass Sie das auch so herausgelesen und herausgehört haben, dass hier korrekte Halter bestraft werden, während die Halterinnen und Halter, die sich ohnehin um nichts kümmern, wieder völlig straffrei ausgehen.

Zu allerletzt möchte ich noch ein kleines Schmankerl aus dem Gesetz bringen. Allein das wäre es schon wert, dass man das gesamte Gesetz ablehnt, weil es zeigt, wie unklar und vor allem wie unsicher dieses Gesetz formuliert ist. Ich beziehe mich auf den Abs 12 und zitiere: „Hunde müssen“ – punkti, punkti, punkti – „mit einem Maulkorb versehen sein." Der nächste Satz beginnt mit: „Diese Verpflichtung gilt auch für Halter und Halterinnen ...“ – Heißt das jetzt, dass die jetzt alle einen Maulkorb tragen müssen, meine Damen und Herren? Das ist ja eine sehr merkwürdige Ausdrucksweise! (Beifall bei der FPÖ und von Abgeordneten der ÖVP. – Zwischenruf von Abg Mag Wolfgang Jung: Das ist der Maulkorberlass der SPÖ!)

Somit bin ich am Ende meiner Ausführungen. Ich habe versprochen, mich kurz zu fassen, und habe das hoffentlich gehalten. Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. Bitte überdenken Sie das Ganze! 

Es ist ja keine Bösartigkeit oder Boshaftigkeit von uns, wenn wir sagen: Bitte reden wir darüber noch einmal! Bringen wir Verbesserungen ein! Überlegen wir die Dinge alle gemeinsam noch einmal. Sehr geehrte Frau Landesrätin! Wir stellen gerne unsere Mitarbeit zur Verfügung. Darum fragen müssen Sie uns aber, bitte schön, doch! – Danke schön. (Beifall bei der FPÖ.)
Präsident Heinz Hufnagl: Als nächste Rednerin hat sich Frau Abg Mag Kato zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihr. 

Abg Mag Sonja Kato (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Präsident! Frau Stadträtin!

Reden mit den Menschen: Das haben wir getan! Wir haben sie gefragt, sie haben geantwortet. Das Ergebnis war eindeutig wie bei keiner anderen Frage, die wir gestellt haben: Und im Gegensatz zu offensichtlich den meisten anderen Parteien hier im Haus nehmen wir unsere Verpflichtungen gegenüber den Wählerinnen und Wählern ernst, halten das, was wir vorher gesagt haben, auch nachher ein und fühlen uns daher – verzeihen Sie, wenn das überheblich klingen sollte! – den 90 Prozent der Bürgerinnen und Bürger eher verpflichtet als spitzfindigen Argumentationen von Seiten der Opposition! (Abg Mag Wolfgang Jung: Spitzfindig ist das mit dem Maulkorb nicht!)
Verleiten Sie mich nicht zu Frechheiten! Der Maulkorb wäre für manche eine durchaus interessante Alternative, unabhängig davon, ob sie einen Hund haben oder nicht! (Zwischenruf von Abg Dr Herbert Madejski.) Wie gesagt: Bitte verleiten Sie mich nicht dazu, frech zu werden!

Ich möchte den Herrn Professor auch noch gerne betreffend seine Bedenken gegenüber Herrn Brodmann aufklären. – Das ist kein Hundehalter, sondern Herr Brodmann ist der Hund von Herrn Keszler! Ich wollte das nur klarstellen, damit das auch im Protokoll eindeutig ist! Herr Brodmann ist ... (Weiterer Zwischenruf von Abg Dr Herbert Madejski.) Das weiß ich schon! Ich wollte das nur festhalten, weil Sie die Nähe so sehr hergestellt haben: Herr Brodmann ist nicht Mitglied der SPÖ! Da gibt es keine wie auch immer organisierten Kampfattacken von kleinen, vierbeinigen SPÖ-Mitgliedern. – Nur damit wir das auch geklärt haben. (Ironische Heiterkeit und Zwischenrufe bei ÖVP und FPÖ.) 

Ich würde jetzt noch gerne ein bisschen über die ÖVP reden, die sich immer wieder gerne mit dem Nimbus der Bürgerlichkeit schmückt. Das trifft vielleicht auf den einen zu und auf den anderen weniger. Wenn man aber großzügig sein will und unter bürgerlich auch so etwas wie Bürgernähe insinuieren möchte, dann würde ich nach dem, was ich heute gehört habe, klar schließen, dass bürgerlich im Sinne der ÖVP offensichtlich bürgerfern bedeutet. Ich für meinen Teil konnte mich davon heute überzeugen lassen und warte auf den Beweis des Gegenteils, dass bürgerlich für die ÖVP nicht bürgerfern bedeutet! Für mich sind Sie das nämlich! Abgesehen davon – aber das ist ja schon in der Fragestunde klar zum Ausdruck gekommen –, dass es keine klare Linie in dieser Frage zu geben scheint. 

Ich werde viele Dinge jetzt wiederholen. Ich werde kurz bleiben, aber es ist mir wichtig, einiges noch einmal zu betonen. 

Es ist dies nicht ein Gesetzesentwurf mit einer Verordnung, die zusätzlich erlassen wird und über die Köpfe der Bürgerinnen und Bürger hinweggeht. Es hat das größtmögliche Bürgerbeteiligungsverfahren und die genaueste Begutachtung gegeben, die es im Zusammenhang mit neuen Gesetzen geben kann. 90 Prozent der Bürgerinnen und Bürger haben zugestimmt. Und ich denke, das allein gibt uns die Legitimation, hier entsprechende Maßnahmen zu setzen.

Es sind dies erste wichtige Schritte. Wenn man mich persönlich fragt, dann stehe ich durchaus dazu, dass ich der Meinung bin, dass es jedem Hundebesitzer in dieser Stadt guttun würde, einen Hundeführschein zu machen. Das ist meine persönliche Ansicht. (Zwischenruf von Abg Dr Herbert Madejski.) Diese Auffassung vertrete ich aber nicht – und diese Tendenz stört mich an der gesamten Debatte –, weil es mir um eine Bestrafung der Besitzer oder gar eine Bestrafung der Hunde geht, sondern weil das nur im Nutzen aller sein kann.

Wozu ich mich aber verpflichtet sehe – und das ist der Schritt, den wir jetzt setzen –, ist, dass wir die Allgemeinheit, also alle Hundebesitzer, alle Nichthundebesitzer und alle jene, die am öffentlichen Leben dieser Stadt im öffentlichen Raum teilnehmen, vor jenen schützen, die sich diesen Maßnahmen bislang verweigert haben oder für sich nicht in Betracht gezogen haben, dass zum Hundebesitz mehr gehört, als in ein Geschäft oder zu einem Züchter zu gehen und einen Hund zu kaufen.

An all jene richten wir uns mit diesem Gesetz und mit dieser Verordnung. Und es ist schon mehrmals darauf hingewiesen worden: Diese Maßnahmen bilden den Anfang. Das heißt nicht, dass nicht andere Hunderassen noch dazukommen und dass wir in dem Prozess, in dem wir uns jetzt befinden, nicht auch noch dazulernen können.

Kurzum: Ich möchte abschließend namens meiner Fraktion sagen: Wir sehen uns in dem Weg bestätigt, und zwar durch 90 Prozent der Wiener Bevölkerung beziehungsweise – um korrekt zu sein – durch 90 Prozent derer, die an der Volksbefragung teilgenommen haben, und ich bitte daher um Unterstützung für den vorliegenden Entwurf. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Zum Wort gemeldet hat sich Herr Abg Dr Madejski. Ich erteile es ihm.

Abg Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Meine sehr geehrten Damen und Herren! (Der Redner setzt zwei Stoffhunde auf das Rednerpult.)

Hier haben wir zwei kleine Hunde. Jetzt fragt man sich natürlich: Welcher ist der Böse und welcher der Gute? – Das wissen wir jetzt noch nicht ganz genau! In Niederösterreich haben alle ein rotes Band. Dann weiß man, ob er die Hundeprüfung schon gemacht hat oder nicht. 

In Wien ist – soweit ich das Gesetz gelesen habe – das rote Band noch nicht Pflicht, und ich hoffe nicht, dass die Hunde dann alle ein solches Plakat führen. (Der Redner platziert ein rotes Schild mit der Aufschrift „SPÖ“ auf dem Rednerpult zwischen den Stoffhunden. – Heiterkeit bei der FPÖ.) Es könnte ja unter Umständen sein, dass das dann die Kampfhunde sind, die hier so stigmatisiert werden, und zwar von Ihnen, meine Damen und Herren!

Wir hätten es einfach gehabt, Frau Landesrätin! Sie hätten in Wirklichkeit im alten Gesetz eigentlich nur ein Wort ändern müssen, sie hätten nämlich nur das Wort freiwillig durch das Wort verpflichtend ersetzen müssen. Dann hätten wir uns die ganze Diskussion erspart! Das wäre das Einfachste überhaupt gewesen. Ein, zwei andere Adaptierungen wären vielleicht auch noch nötig gewesen, weil offensichtlich eine gewisse Anzahl Ihrer Mandatare doch alle mit einbeziehen will, aber das trauen Sie sich politisch jetzt natürlich vor der Wahl nicht! 

Ich garantiere Ihnen: Es werden sowieso andere Rassen dazukommen beziehungsweise aus Ihrer Sicht vielleicht dazukommen müssen. Wenn ich mir nämlich das Gesetz beziehungsweise die noch kommende Verordnung anschaue, dann sehe ich, dass sie sich auf diese 5 Prozent von Hunden beziehungsweise diese 13 Hunderassen beschränkt, die angeblich oder wahrscheinlich gefährliche Hunde oder so genannte Kampfhunde sind. Es werden dann aber auch alle anderen mit einbezogen werden müssen, die sich untereinander und mit Mischlingen paaren und dann junge Welpen bekommen. 

Das schaue ich mir an! In Wirklichkeit wird man am Schluss nicht mehr feststellen können, in welcher Generation welche Gene von welchem Hund hinzugekommen sind, und daher werden Sie nicht umhin können, meine Damen und Herren, auch die Mischlinge mit aufzunehmen – die werden Sie aufnehmen müssen! –, und zwar natürlich auch in die Verordnung nach § 2. Dann werden wir in Wien eh wahrscheinlich bei 80 Prozent sein, dann fallen nur mehr die kleinen Dackel heraus, denn bei diesen ist unwahrscheinlich, dass die Gene eines Bernhardiners in irgendeiner Generation dabei waren. Aber ansonsten werden wir auf 80 Prozent kommen.

Meine Damen und Herren! Das Tragische an der Geschichte der Ankündigung dieses Tierhaltegesetzes sowohl – das muss ich auch dazu sagen – in Niederösterreich als auch in Wien ist, dass die Tierheime überfüllt sind. Wir haben jede Menge von diesbezüglichen Briefen. Sie können sich etwa auch die Leserbriefe in allen Medien anschauen, nicht nur in der „Kronen Zeitung“, wo Frau Entenfellner sehr aktiv ist. Sie finden das auch in „Österreich“, in der „Presse“, wo auch immer. Die Leute geben diese Tiere ab, auch wenn sie schon alt sind – nicht die Leute, sondern die Hunde! –, weil sie es sich nicht antun wollen, diesen Hundeführschein zu machen. In Niederösterreich hat das innerhalb einiger Wochen eingesetzt, dort sind die Tierheime ebenfalls mit solchen armen Hunden überfüllt, die wahrscheinlich ihr Leben lang dort bleiben müssen werden.

Meine Damen und Herren! Die Tierärztekammer hat interessante Stellungnahmen abgegeben, die auch Sie kennen werden. Und auch die Tierärztekammer vertritt – so wie viele andere Experten, außer offensichtlich Ihren Experten – ganz eindeutig die Auffassung, dass es wissenschaftlich unsinnig ist, in ungefährliche und gefährliche Rassen, also so genannte Kampfhundrassen, einzuteilen. Ein Beispiel ist schon gefallen, mein Vorredner hat das schon erwähnt. 

Sie legen im Zusammenhang mit dem Hundeführschein eine rechtlich abstrakte Pflicht fest, indem sie grundsätzlich nicht sagen – das ist aber entscheidend! –, wer überhaupt gefährlich ist. Das gibt es in Ihrem Gesetz noch gar nicht, und es wird auch interessant sein, was letztlich in der Verordnung steht wird!

Meine Damen und Herren! Nun komme ich kurz zu einigen wenigen Punkten dieses Gesetzes; es wurde eh schon sehr viel gesagt.

Das mit dem sechsten Lebensmonat wurde heute schon diskutiert. Ich halte das für undurchführbar, und ich halte es auch nicht für gescheit, dass man mit Hunden bereits im Kleinstalter den Hundeführschein macht, denn zu diesem Zeitpunkt kennt man den Charakter des Hundes ja noch nicht. Man weiß nicht, wie er mit eineinhalb Jahren ausschauen wird, ob er aggressiv werden wird oder was immer. Das werden Sie im Welpenalter – und mit sechs Monaten sind es noch Welpen – nicht feststellen können!

Ein interessanter Punkt ist Abs 8 des § 2: Bei Nichtbestehen der Hundeführscheinprüfung ist eine einmalige Wiederholung innerhalb von drei Monaten zulässig. Wenn man die Prüfung dann wieder nicht besteht, dann verfällt der Hund, was immer das heißen soll. – „Verfallen“ bedeutet im Recht normalerweise, dass etwas weggenommen wird. Ich werde mir dann anschauen, wohin Sie die Hunde dann geben, wenn jemand diese Hundeführscheinprüfung zwei Mal nicht schafft! Diese Prüfung ist auch schriftlich, und ich habe schon immer gesagt, dass es eine Unmenge an Leuten gibt, die zwar durchaus intelligent sind, die sich aber bei schriftlichen Arbeiten sehr schwer tun. Der eine oder andere von uns weiß, dass es oft sogar sehr schwierig ist, Formulare auszufüllen, geschweige denn irgendwelche Fragen anzukreuzen. Es kann sein, dass ein Herr oder eine Dame den Führschein nicht schafft. Nehmen Sie dann wirklich den Hund weg? Stecken Sie den Hund dann wirklich auf Kosten dieses Herrn oder dieser Dame in ein Tierheim? Was machen Sie denn mit dem Hund? 

Die zweite Frage: Was geschieht in den drei Monaten dazwischen? Bleibt der Hund zu Hause? Wenn man Glück hat, hat derjenige eine Terrasse, und der Hund kann draußen äußerln gehen. Wenn jemand aber keine Terrasse hat, was geschieht dann mit dem Hund? Wer geht mit dem Hund dann drei Monate lang Gassi? Wer macht das in diesen drei Monaten? Wenn jemand dann noch keinen Hundeführschein hat, dann kann man den Hund doch nicht einfach einsperren! Auch das ist sicherlich nicht durchdacht, meine Damen und Herren! (Zwischenruf von Amtsf StRin Mag Ulli Sima.) Was steht im Gesetz? (Weiterer Zwischenruf von Amtsf StRin Mag Ulli Sima.) Aha! Sehr gut! Danke! Es ist gut, dass die Frau Landesrätin mir zuhört! Ich lerne auch von ihr. Dort steht „mit Beißkorb“. Das ist gut! Es geht also dann nicht der Hundebesitzer, sondern der Hund mit Beißkorb drei Monate lang durch die Gegend spazieren. Okay, das habe ich jetzt verstanden!

Punkt 10: Die Behörde hat die Frage nach dem äußeren Erscheinungsbild des Hundes zu beurteilen. Das ist deswegen interessant, weil es in diesem Fall eine Beweislastumkehr gibt, und das ist sicherlich verfassungsrechtlich sehr bedenklich, weil es das im öffentlichen Recht überhaupt nicht gibt. Es kann keine Beweislastumkehr geben. Die Behörde muss im öffentlichen Recht per Bescheid oder mittels eines anderen Schriftstücks etwas feststellen oder behaupten, und der Bürger kann entweder sagen, dass das richtig ist, oder sagen, dass das falsch ist, und dann muss er es beweisen. 

Die Behörde muss zuerst feststellen, dass der Hund, mit dem jemand spazieren geht, tatsächlich ein Hund nach § 2 ist, also ein gefährlicher Hund. Wenn das beispielsweise mein Hund ist, kann ich allerdings behaupten, dass das nicht zutrifft, weil in den letzten drei Generationen keine der inkriminierten Hunderassen dabei war. Darauf sagt die Behörde, also die Polizei: Das müssen Sie aber mit einem fachtierärztlichen Gutachten beweisen! Darauf frage ich: Was ist das? Wer macht dieses fachtierärztliche Gutachten? – Die Tierärzte und die Veterinärmedizin werden es nicht machen, denn diese haben jetzt schon Ihr Gesetz kritisiert und gesagt, dass es an sich unsinnig ist, diese Rasseneinteilung zu treffen. Ich bin also gespannt, wer das machen wird!

Die Schutzhundeausbildung ist auch sehr interessant. Da unterliegen Sie, wie ich glaube, auch einem Irrtum! Sie haben im Pressedienst gesagt, dass Wien das Scharfmachen von Hunden verbietet und es daher die Schutzhundeausbildung bei privaten Tierhaltern nicht mehr gibt. – Das sind zwei verschiedene Sachen, Frau Landesrätin!

Einen Hund scharf machen kann man auch im Hinterhof, und das wird auch dort gemacht. Das sind genau jene, welche die Spielplätze ruinieren, die illegale Hundewettkämpfe abhalten et cetera. Dabei handelt es sich um das Scharfmachen von Hunden. Die Schutzhundeausbildung ist jedoch prinzipiell nicht dazu da, um die Hunde gegen Menschen scharf zu machen, sondern diese hat in Wirklichkeit eine ganz andere Bedeutung, meine Damen und Herren!

Bei der Schutzhundeausbildung wird unterteilt in die Ausbildung für Rettungshunde, für Therapiehunde et cetera, und wenn Sie das tatsächlich verbieten, dann hat das auch Nachteile für die Polizei, für das Bundesheer und für viele andere private Organisationen. Denn diese Organisationen züchten ja keine Hunde. Die Polizei züchtet keine Hunde, sondern kauft diese bei privaten Züchtern, die eingetragen und seit Jahrzehnten legitimiert sind. Das ist in ganz Europa so üblich. Die Hunde werden bei privaten Züchtern gekauft, welche die Hunde bereits mit einem Wesenstest vorbereiten. Sie haben heute in der Früh gesagt, dass es diesen Wesenstest in Österreich nicht gibt. In Deutschland gibt es den Wesenstest. Jedenfalls treffen aber diese ausgebildeten Trainer und Züchter eine Vorauswahl hinsichtlich des Wesens des Hundes, ob er überhaupt als Schutzhund geeignet ist oder nicht. Wenn Sie das nun tatsächlich generell verbieten wollen, dann ist das 100‑prozentig das Ende der Schutzhunde, der Therapie‑ und Rettungshunde etwa auch bei der Polizei.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich habe übrigens auch Dokumente, Schriftstücke und Briefe von Hundeverbänden und Diensthundestaffelführern hier, und diese sind alle mit dem Gesetz nicht sehr zufrieden und sagen, dass das geändert werden muss. 

Zu Stellungnahmen seitens der Behörde beziehungsweise der Polizei: Ein Polizeigewerkschafter – und das ist sicherlich keiner, der uns sehr nahe steht – sagt: „Wir fahren in der U-Bahn, helfen der SOKO-Ost, sollen Verbrechen aufklären und dann auch noch Hunde kontrollieren!“ – Er ist empört. –„Die letzte Etage ist nicht mehr ausgelastet. Ich kann in einem Wachzimmer sitzen und eine Anzeige aufnehmen oder draußen Kampfhunde überprüfen. Wer mehr Gesetze macht, braucht auch mehr Leute, die sie kontrollieren.“

Genau das ist es! Wir haben zu wenige Polizisten, und das geht auf Innenminister der SPÖ zurück wie etwa Schlögl und auch andere. (Abg Dr Kurt Stürzenbecher: Sie wissen genau, dass das nicht stimmt!) Meine Damen und Herren! Das geht auf Ihre Regierung zurück! Sie waren damals in der Regierung und haben angefangen, den Polizeiapparat auszudünnen. Das war Ihre Politik! (Abg Christian Deutsch: Das ist eine Geschichtsverfälschung!)  
Meine Damen und Herren! Die Verfassung ... (Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.) Ich lache oft! Ich bin an sich ein heiterer Mensch! (Zwischenrufe bei der FPÖ.) 

Ich komme zum Schluss: Ein ähnliches Gesetz in der Steiermark wurde vor über zehn Jahren durch den Verfassungsgerichtshof wieder aufgehoben, und die Steirer haben nie wieder versucht, ein ähnliches Gesetz zu formulieren oder der Öffentlichkeit zu präsentieren. Ich garantiere Ihnen, dass diesem Gesetz das gleiche Schicksal widerfahren wird, denn im vorliegenden Gesetz sind die Begriffe noch weniger determiniert als in jenem Gesetz in der Steiermark. Sie vermeiden Worte wie etwa gefährlich oder Kampfhund ... (Zwischenruf von Amtsf StRin Mag Ulli Sima.) 

Genau das ist aber ganz schlecht, Frau Landesrätin! Genau das war nämlich der Grund, warum dieses Gesetz in der Steiermark aufgehoben wurde! In diesem Gesetz war nämlich nicht determiniert, welche Hunde konkret gemeint sind. Es nutzt Ihnen daher in diesem Fall auch nichts, wenn Sie eine Verordnung machen, denn in Ihrem Gesetz sind kein Ziel und kein Zweck angegeben. Darin findet sich nirgends ein konkreter Zweck, und ich garantiere Ihnen, dass es sicherlich aufgehoben werden wird. 

Wenn Sie die Beweislastumkehr in diesem Gesetzentwurf belassen, dann ist das einmalig im öffentlichen Recht, dann ist die Stadt Wien die Erste, die im öffentlichen Recht eine Beweislastumkehr macht. Das verstehe ich an sich schon überhaupt nicht! 

Ich möchte noch einmal kurz auf den Antrag eingehen, der von Kollegin Vassilakou und von uns eingebracht wurde: Ich bitte, diesem Abänderungsantrag zuzustimmen! Er ist sinnvoll, er ist inhaltlich so konzipiert, dass sich jeder Wiener und jede Wienerin auskennen, für wen hier der Hundeführschein gilt. Bei Ihrem Gesetz ist das nicht der Fall, und ich bitte daher, zu überlegen, ob wir uns vielleicht doch noch einmal zusammensetzen könnten, um wirklich mit mehreren Experten – und nicht nur den Experten im Hause, weil eine Vielfalt von Meinungen immer eine Vielfalt von Ideen einbringt – ein vernünftiges Gesetz zu machen. Nur ein Husch-Pfusch-Gesetz, damit der Herr Bürgermeister inserieren kann, dass er alles durchgezogen hat, ist zu wenig und geht zu Lasten der Hunde, aber auch der Hundebesitzer. (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Als nächster und vorläufig letzter Redner ist Herr Abg Kenesei zum Wort gemeldet. – Ich erteile es ihm.

Abg Günter Kenesei (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Landesrätin!

Nur ein paar abschließende Bemerkungen zur Logik, die angeblich hinter diesem Gesetz stecken mag. Vielleicht können Sie dann da einiges beitragen. Es sind nämlich wirklich sehr viele Eigenartigkeiten in diesem Gesetz enthalten und sehr viele eigenartige Maßnahmen vorgesehen, so zum Beispiel auch eine Verordnung, die wir nicht kennen, in der die Hunderassen irgendwann definiert sein werden. Diese vorher schon zu kennen, wäre praktisch gewesen, jetzt kann man sich nur auf das verlassen, was in diversen Aussendungen zu lesen ist. 

Sie gehen immer davon aus, dass es so genannte Kampfhunde gibt und dass diese besonders gefährlich sind und auch besonders gern beißen. – Das mag schon sein! Es gibt aber eine Statistik, die unleugbar ist, bei der sich jeder auskennt, der des Lesens mächtig sind – und zu dieser Gruppe zähle ich Sie halt! –, und diese Statistik fördert ganz andere Zahlen zutage. In der Hundebissstatistik liegt der Schäferhund an der Spitze, gefolgt vom Collie und vom Dobermann, dann kommt der Spitz und irgendwann kommen dann die restlichen Hunde. 

Die Argumentation der SPÖ beziehungsweise insbesondere Ihre Argumentation, Frau Landesrätin, ist allerdings interessant! Dass es in der Hundebissstatistik Schäferhunde, Collies und Dobermänner auf die vorderen Plätze geschafft haben, ignoriert die SPÖ geflissentlich mit dem Verweis auf die hohe Dunkelziffer nicht gemeldeter Bisse. – Ich zitiere: „Es sei vor allem psychologisch wichtig zu wissen, dass Halter von Kampfhunden“ – da haben Sie die Beifügung „so genannten“ offensichtlich vergessen! –, „die gefährlicher aussehen als andere Hunde und so bei Passanten Angstgefühle erwecken, entsprechend ausgebildet seien.“ Das sagt StRin Sima.

Das ist eine wirklich eigenartig konstruierte, verworrene, wirre Definition, etwa in dem Stil: Weil Leute sich fürchten, ignorieren wir diejenigen, die beißen, und nehmen halt die, vor denen man sich fürchtet! Die so genannten Kampfhunde müssen jetzt im wahrsten Sinne des Wortes „hineinbeißen“. Das kann es nicht sein! – „Alles eine Frage der Psychologie“, schlussfolgert der Kommentator. 

„Auch dass die SPÖ vor der unpopulären Maßnahme zurückschreckt, allen Hundehaltern einen entsprechenden Kurs abzuverlangen, wie es viele Experten fordern, dürfte mit der Angst vor der Wahl im Oktober erklärbar sein.“ – Dem ist nichts hinzuzufügen. 

Noch einmal zur Veranschaulichung die Hundebissstatistik: 87 Bisse durch den Schäferhund, von diesem als Basis hochgerechnet 73 Bisse durch den Rottweiler, 84 Bisse durch den Retriever und den Labrador, 80 Bisse durch den Pinscher beziehungsweise Schnauzer. Danach kommen alle anderen, die Sie in der Liste haben. Schäfer sind die größten Beißer, besonders gefährlich sind große Hunde, größer als 44 cm, die 58 Prozent der Bisse zu verantworten haben. 

Frau Stadträtin! Ihre Vorlage ist nicht mit Logik zu erklären. Das hat auch mit Tiefenpsychologie und Angstzuständen oder sonst etwas nichts zu tun, sondern es ist dies einfach eine Husch-Pfusch-Aktion mit der eigenartigen Annahme, dass Sie richtig liegen könnten. Sie sagen immer, dass die Wienerinnen und Wiener die Begutachtung vorgenommen haben. – Dort ist nichts von dem allen gestanden, was wir beziehungsweise was Sie heute beschließen! (Beifall bei der ÖVP.) 

Kein Mensch, der irgendwo sein Kreuzerl auf diesen komischen Volksbefragungszettel gemacht hat, hatte auch nur annähernd eine Ahnung von diesen verworrenen Ideen! Jetzt hätte ich fast „wirren Ideen“ gesagt, aber das ist eh ähnlich! Das, was Sie da abliefern, ist wirklich äußerst eigenartig! Es ist dies irgendwie der Rundumschlag eines Ertrinkenden, der versucht, ein Stück Holz auf der Wasseroberfläche zu erwischen, um noch die Nasenspitze über Wasser zu halten! Nehmen Sie es zur Kenntnis, dass Sie schon bis zu den Haarspitzen unter Wasser sind und da nichts mehr ist, wo Sie sich anhalten können. Sie sind am Untergehen, liebe Frau Stadträtin! (Beifall bei der ÖVP.) 

Zur Definition der Welpen: Es ist – verzeihen Sie mir den Ausdruck – der absolute Schwachsinn, hineinzuschreiben, dass der Hundeführschein drei Monate nach dem Erwerb des Tieres gemacht werden muss. Mit acht Wochen kann ich offiziell einen Hund käuflich ... (Zwischenruf von Abg Erich Valentin.) Horchen Sie mir zu! Oder tun Sie zumindest so, als ob Sie zuhorchen würden. Schon das würde Ihnen helfen! (Zwischenruf von Amtsf StRin Mag Ulli Sima.) Horchen Sie einmal zu! Nur zuhorchen! (Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Sie haben keine Ahnung!) Ich bin nur froh, dass ich zwar keine Ahnung habe, hinter mir aber die Weisheit sitzt! Danke für diesen Beitrag! Da bleibe ich lieber so, wie ich bin, und lasse die Weisheit dort, wo sie ist! (Weiterer Zwischenruf von Abg Erich Valentin.)
Definition Welpe: Herr Valentin! Angenommen ich kaufe einen zehn Wochen alten Hund. Drei Monate nach dem Kauf muss ich den Hundeführschein machen. (Abg Erich Valentin: Im Gesetz steht sechs Monate Mindestalter!) Sehen Sie! Auf diesen Zwischenruf habe ich jetzt gewartet! Darauf habe ich gewartet! Ich habe gewusst, dass Sie sich bloßstellen werden und keine Ahnung haben! Danke vielmals für diesen Zwischenruf! 

Ich darf Ihnen die Definition Welpe, nicht zur Strafe, sondern nur zur Übung vorlesen. Sie wissen, was ich damit meine, das ist „learning by doing“, lauschen und lernen! – Definition Welpe: „Beim Haushund wird ein Jungtier auch noch über die Säugezeit hinaus bis zu einem Alter von sechs bis neun Monaten als Welpe bezeichnet. Danach beginnt die hormonelle Umstellung zum Junghund. Im anschließenden Junghundealter entwickelt sich die Geschlechtsreife.“ – Das heißt, dass Junghunde während dieser Umstellung bis zu einem Alter von eineinhalb Jahren eine Wesensveränderung durchmachen. 

Das ist die Definition des Begriffs Welpe, und zwar nicht von mir, sondern von allen Experten, Tierärzten et cetera, die sich mit diesen Dingen offensichtlich doch um eine Spur besser auskennen als zumindest Kollege Valentin und die Frau Stadträtin!

Es ist wirklich peinlich, was Sie da abliefern! Es ist peinlich, das von jemandem zu verlangen, der einen sechs Monate alten Hund hat, nämlich einen Welpen, der noch verspielt ist und der wesentliche Dinge, die beim Hundeführschein verlangt werden, noch nicht erfassen kann! 

Jetzt hören Sie zu, oder lesen Sie sich die Definition des ÖKV durch! (Zwischenruf von Abg Kathrin Gaal.) Das wissen Sie, wenn Sie in eine Hundeschule gehen! Hören Sie zu, Frau Gaal! Das ist einfach so! 

Aber wir können auch etwas ganz anderes machen. Sie kennen ja Frau Bezirksvorsteherin Mospointner gut. Sie werden Frau Kollegin Mospointner gut kennen, Frau Kollegin Gaal, davon gehe ich einmal aus! Sie beide sind aus dem 10. Bezirk und werden einander kennen! Wenn Frau Kollegin Mospointner auf der Heubergstätten in Permanenz ihre beiden kleinen Hunde, die ganz sicher nicht unter den Hundeführschein fallen, davonrennen und irgendwelche Passanten, die mittlerweile wissen, dass das die Hunderln von der Frau Bezirksvorsteherin sind, so nett sind und diese Hunderln wieder einfangen und wieder zurückbringen, dann wäre es doch recht geschickt, wenn auch Kollegin Mospointner eventuell einmal mit ihren beiden Hunderln in eine Hundeschule gehen und den einen oder anderen Kurs belegen würde!

Und so verhält es sich auch mit Welpen. Es gibt – man höre und staune! – auch Welpenkurse. Sehr richtig! Und was wird in einem solchen Welpenkurs gelehrt, Herr Valentin? Was sind die Vorgaben des ÖKV für einen Welpenkurs? Was wird dort gelehrt? (Zwischenrufe von Abg Kathrin Gaal und Abg Erich Valentin.) Sie wissen offensichtlich alles! Sie sind der Hundespezialist! Was wird im Welpenkurs gelehrt? – Das gemeinsame Herumtollen und Spielen in freier Natur ohne Gehorsam. (Abg Barbara Novak: Das stimmt ja nicht!) Das stimmt sehr wohl! Im Welpenkurs gibt es keinen Gehorsam. So einfach ist das! Laut ÖKV-Richtlinie gibt es im Welpenkurs keinen Gehorsam. Der Gehorsam beginnt im Schnitt erst nach 12 bis 14 Monaten bei der Junghundeausbildung. Und Sie wollen, dass ein 6 Monate alter Hund die Hundeführscheinprüfung macht! Das ist skurril! (Beifall bei der ÖVP.)

Offensichtlich hat die Wiener SPÖ den 26. März zum Tag der Skurrilitäten ernannt. Es kann nur so sein! (Beifall bei der ÖVP.)

Wir haben das bei der Debatte zum Wahlrecht erlebt und erleben es jetzt beim Hundeführschein, und ich bin froh, dass dann die Tagesordnung erschöpft ist, denn wer weiß, was da noch alles gekommen und welche Eigenartigkeiten heute noch beschlossen worden wären. Ich weiß nicht, was in den letzten Wochen geschehen ist, aber offensichtlich ist der 26. März ein besonderes Datum für die SPÖ! Für uns ist er auch ein besonderes Datum: Wir wissen, dass wir mit dieser Stadträtin und mit diesem Gesetz nichts zu tun haben wollen! (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich erkläre die Verhandlung für geschlossen und erteile der Frau Berichterstatterin das Schlusswort. – Bitte, Frau amtsführende Stadträtin. 

Berichterstatterin Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Herzlichen Dank. 

Ich möchte nahtlos an den letzten Redner anschließen, der das Wort Peinlichkeit in seiner Rede sehr oft in den Mund genommen hat. – Ich komme jetzt auch zu einer besonderen Peinlichkeit. Ich möchte nämlich einen Antrag vorlesen, der in diesem Haus am 26. November des letzten Jahres eingebracht wurde. Sie dürfen dann raten, von welcher Fraktion!

Dieser Antrag betrifft die Verschärfung der Bestimmungen des Wiener Tierhaltegesetzes. – Darin heißt es, dass gefährliche Hunde wie Waffen sind und daher deren Haltung klarer gesetzlicher Rahmenbedingungen bedarf. Es werden im Weiteren folgende Punkte verlangt: Ein verpflichtender Hundeführschein für die Haltung gefährlicher Rassen und ein Verbot besonders gefährlicher Rassen nach dem Vorbild anderer Länder wie beispielsweise Bayern oder Niederösterreich. Wissen Sie, wer diesen Antrag eingebracht hat? – Es war die ÖVP! (Ironische Heiterkeit und Zwischenrufe bei der SPÖ.)

Diesen Antrag hat die Fraktion eingebracht, die uns heute erklärt hat, dass wir nicht bei Sinnen sind, dass das ein Wahnsinn ist, dass wir uns nicht auskennen, dass wir keine Experten sind. (Lebhafte Zwischenrufe bei der ÖVP.)

Wir haben genau das umgesetzt, was Sie verlangt haben! Sie haben einen Antrag eingebracht, und wir haben das jetzt umgesetzt, aber jetzt sind Sie plötzlich nicht mehr zufrieden! Der Antrag wurde am 26. November 2009 hier eingebracht, und Sie können sich jetzt nicht mehr daran erinnern! Heute wollen Sie den Hundeführschein für alle und sagen, dass das, was wir hier machen, ein Wahnsinn sei. – Ich sage Ihnen: Peinlichkeit hat einen Namen, nämlich ÖVP. Das ist meine Antwort. (Beifall bei der SPÖ.) 

Da wundert es mich auch nicht, dass Kollege Stiftner heute nicht da ist! Ich habe alle Fraktionen zu einer Vorbesprechung bei mir eingeladen, bei der ich auch die Texte überreicht habe, und Kollege Stiftner hat mir ganz klar Zustimmung signalisiert. (Abg Dr Matthias Tschirf: Das stimmt ja nicht!)

Selbstverständlich kann man diese Meinung noch ändern. Ich muss mich aber, ehrlich gesagt, sehr wundern: Es ist nämlich maximal drei oder vier Wochen her, dass wir dieses Thema besprochen haben. Offensichtlich haben Sie jetzt aber einen ganz radikalen Schwenk vollzogen. Wir haben nämlich wirklich genau das umgesetzt, was Sie in Ihrem Antrag gefordert haben, nämlich den Hundeführschein für gefährliche Rassen. 

Kommen wir jetzt zum Volksbefragungstext: Sie sagen, die Leute hätten gar nicht gewusst, was wir da machen. – Wir haben gefragt: Wollen Sie für so genannte Kampfhunde einen verpflichtenden Hundeführschein? – Was gibt es da nicht zu verstehen? Genau das haben wir gemacht! Wir haben nicht gefragt, ob die Leute ihn für große Hunde, für Hunde ab sieben Kilo oder für alle Hunde wollen, sondern wir haben gefragt: Wollen Sie den Hundeführschein für so genannte Kampfhunde? Und dem haben die Wienerinnen und Wiener zu 90 Prozent zugestimmt. Das setzen wir heute um, und Sie versuchen, das zu blockieren. So schaut’s aus! (Beifall bei der SPÖ.)

Diese Formulierung ist klar und eindeutig, daran gibt es wirklich überhaupt nichts zur rütteln. Zu all Ihren Interpretationsversuchen kann ich nur sagen: Jämmerlich!

Ich möchte noch ein Wort zur Schutzhundeausbildung sagen, weil mir wichtig ist, das klarzustellen. Das ist auch in den Erläuternden Bemerkungen klargestellt. – Ich zitiere: „Nicht als Schutzhundeausbildung gelten die Gebrauchshundeausbildungen und Prüfungen gemäß der Prüfungsordnung des Österreichischen Kynologenverbandes.“ – Ich glaube, dass wir damit auch den Bedenken, die heute von Ihrer Seite bezüglich der Ausbildung für Polizei- und Rettungshunde und so weiter gekommen sind, sehr gut Rechnung getragen haben. Und wir haben uns mit den Vereinen auch darauf geeinigt, dass das eine gute Lösung ist.

Sie haben gemeint, dass die Tierheime auf Grund dieser Regelung überfüllt sind. – Ich sage Ihnen nur: Wenn wir Ihrer Forderung nachkommen und für alle Hunde einen Hundeführschein festlegen würden, dann bitte ich, sich vorzustellen, wenn nach Ihrer Aussage die Tierheime schon bei zwölf Rassen überfüllt sind, wie es dort ausschaut, wenn wir das für alle Hunde machen! Dann würde wirklich eine massive Lawine auf die Tierheime zukommen! Man muss auch sehen, dass sich das dann linear nach oben fortsetzen würde.

Kurz noch zu Kollegen Kenesei: Sie scheinen die Bissstatistik der Wiener Polizei nicht zu kennen, die im Übrigen von einem Kampfhund angeführt wird! – Ich zweifle nicht an der Expertise der Wiener Tierschutzombudsstelle. Ich halte Herrn Mag Gsandtner für einen der hervorragendsten Tierschutzexperten und Tierexperten, die wir in diesem Land haben. Die Empfehlung mit den sechs Monaten kommt genau aus diesem Expertenkreis, den ich wirklich für sehr gute halte, und ist sehr gut vollziehbar. (Zwischenruf von Abg Günter Kenesei.) 

Sie können sich gerne darüber lustig machen! Aber ich sage Ihnen: Ich habe mich nicht erst gestern – wie Sie – in das Thema eingelesen, sondern beschäftige mich schon einige Jahre damit und halte das für eine gute Sache. (Zwischenrufe bei der ÖVP.)

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich möchte die Gelegenheit noch nutzen, um mich auch bei der MA 58, welche die Gesetzesgrundlage erstellt hat, sehr herzlich zu bedanken. Es wurde dort wirklich eine gute und sehr schnelle Arbeit in diesem Zusammenhang geleistet, und ich freue mich, dass wir den Hundeführschein, den die Wienerinnen und Wiener mit so großer Zustimmung haben wollten, jetzt auch schnell und rasch umsetzen werden. – Herzlichen Dank. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsident Heinz Hufnagl: Wir kommen nun zur Abstimmung über die Gesetzesvorlage.

Ein Abänderungsantrag der Landtagsabgeordneten Mag Maria Vassilakou, Claudia Smolik und Mag Waltraut Antonov von den Grünen sowie Veronika Matiasek und Dr Herbert Madejski von den Freiheitlichen betreffend Änderung des Wiener Tierhaltegesetzes verlangt, dass § 5 Abs 2 wie folgt lauten soll: Hundeführscheinpflichtig sind Hunde mit einem Körpergewicht, wenn Sie erwachsen sind, von mehr als sieben Kilogramm. Ich ersuche diejenigen, die diesen Abänderungsantrag unterstützen, um ein Handzeichen. – Dies sind die grüne Fraktion und die Freiheitlichen, somit die Minderheit. Der Abänderungsantrag ist daher abgelehnt. 

Ich bitte nunmehr jene Mitglieder des Landtages, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen wollen, die Hand zu erheben. Dieses Gesetz ist mit sozialdemokratischer Mehrheit sohin mehrstimmig angenommen. 

Sollte es einen Widerspruch gegen die zweite Lesung geben, bitte ich, mir das jetzt zu signalisieren. (Abg Dr Matthias Tschirf: Widerspruch!) 

Ich registriere den Widerspruch und stelle daher im Sinne der Geschäftsordnung den Antrag: Wer diesen Widerspruch gegen die jetzige Abhaltung der zweiten Lesung unterstützt, möge dies mit einem Handzeichen ausdrücken. – Dies ist mehr als die erforderliche Drittelbeteiligung des Landtages. 

Daher wird gemäß § 127 Abs 1 der Wiener Stadtverfassung die zweite Lesung in der nächsten stattfindenden Sitzung des Wiener Landtages auf die Tagesordnung gesetzt werden.

Wir kommen nunmehr zu Postnummer 6. Sie betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Wiener Tierhaltegesetz geändert wird, nämlich die Behördenzuständigkeit bei der Abnahme von Hunden. 

Dazu wurde ein Absetzungsantrag von den Landtagsabgeordneten Dr Herbert Madejski, Veronika Matiasek, Freiheitliche Partei, und Robert Parzer, ÖVP, eingebracht. Ich bringe nunmehr diesen Absetzungsantrag zur Abstimmung. – Wer den Absetzungsantrag unterstützt, gebe bitte ein Handzeichen. – Dies wird von den drei Oppositionsparteien unterstützt und bleibt somit in der Minderheit. Daher kommt dieser Gesetzesantrag zur Verhandlung. Ich bitte nunmehr die Berichterstatterin, Frau Amtsf StRin Mag Sima, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung zu vorliegendem Gesetzesentwurf.

Präsident Heinz Hufnagl: Danke schön. Es liegen keine Wortmeldungen vor. Ich komme daher sofort zur Abstimmung und bitte jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen wollen, dies mit einem Zeichen der Zustimmung zu signalisieren. – Das Gesetz ist somit eindeutig mit sozialdemokratischer Mehrheit zum Beschluss erhoben.

Ich frage erneut: Wenn es gegen die sofortige Anschließung der zweiten Lesung einen Widerspruch gibt, dann bitte ich, das zu signalisieren. (Abg Dr Matthias Tschirf: Widerspruch! – StR Johann Herzog: Widerspruch!) 

Wird ein Widerspruch gegen die sofortige Abhaltung unterstützt? – Das ist ausreichend unterstützt. Daher gilt auch hier, dass die Behandlung der zweiten Lesung in der nächstfolgenden Sitzung des Wiener Landtages gemäß § 127 Abs 1 der Wiener Stadtverfassung auf die Tagesordnung gesetzt werden wird.

Wir kommen nunmehr zur Postnummer 7 der Tagesordnung. Sie betrifft den Tätigkeitsbericht der Berichtsjahre 2008 und 2009 der Wiener Umweltanwaltschaft. 

Ich darf bei dieser Gelegenheit die Wiener Umweltanwältin Mag Dr Andrea Schnattinger herzlich begrüßen. 

Der Bericht scheint sehr selbsterklärend zu sein, denn es liegt keine Wortmeldung vor. Ich gehe auch davon aus, dass die Frau Umweltanwältin demzufolge auf eine Wortmeldung verzichtet. – Danke. 

Wird noch ein Wort von der Frau amtsführenden Stadträtin gewünscht? – Das ist nicht der Fall! Sohin darf ich den Tätigkeitsbericht 2008/2009 der Wiener Umweltanwaltschaft zur Abstimmung bringen.

Wer mit diesem Bericht inhaltlich einverstanden ist, gebe bitte ein Zeichen der Zustimmung. – Dies ist einstimmig. Ich danke dafür.

Ebenso danke ich herzlich für die Tätigkeit der soeben durch den Landtag positiv bekundeten Wiener Umweltanwaltschaft. (Beifall bei der SPÖ und von Abgeordneten der FPÖ.)
Damit ist die Tagesordnung der heutigen Sitzung erledigt. Tag, Stunde und Tagesordnung der nächsten Sitzung werden auf schriftlichem Wege zeitgerecht bekannt gegeben.

Ich wünsche einen schönen Abend und ein ebensolches Wochenende. Auf Wiedersehen!

(Schluss um 17.43 Uhr.)

